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71. Sitzung 

Bonn, den 14. April 1988 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich darf zunächst mit 
Glückwünschen zu Geburtstagen beginnen. Der Herr 
Abgeordnete Jung (Lörrach) hat am 26. März 1988 
seinen 60. Geburtstag gefeiert, der Abgeordnete Her-
kenrath am 8. Ap ril 1988 ebenfalls seinen 60. Ge-
burtstag, und heute feiert der Abgeordnete Reimann 
seinen 60. Geburtstag. Ich darf den Kollegen die be-
sten Wünsche des Hauses übermitteln. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkt-
liste aufgeführt: 

(Zusatzpunkt 1 [Aktuelle Stunde zur Neuordnung des Gemein-
nützigkeitswesens] ist in der 70. Sitzung bereits erledigt wor-
den.) 

2. Aktuelle Stunde: 

Einstellung der Tiefflugübungen als Maßnahme zur Verrin-
gerung der Gefährdung der Bevölkerung 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(21. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Daniels 
(Regensburg), Weiss (München), Frau Rust, Frau Wollny und 
der Fraktion DIE GRÜNEN: 

Baustopp für die Wiederaufarbeitungsanlage bei Wackers-
dorf 
— Drucksachen 11/260, 11/2121 —

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Garbe, Frau 
Flinner, Kreuzeder und der Fraktion DIE GRÜNEN: 

Schutz des Grund - und Trinkwassers vor Pestiziden 
— Drucksache 11/2109 — 

4. Beratung des Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
gemäß § 62 Abs. 2 der Geschäftsordnung zu dem von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 

Sechsunddreißigsten Gesetzes zur Änderung des Grundge-
setzes 
— Drucksachen 11/10, 11/2106 — 

Zugleich soll mit der Aufsetzung der Zusatzpunkte, 
soweit erforderlich, von der F rist für den Beginn der 
Beratung abgewichen werden. 

Ebenfalls ist interfraktionell vereinbart worden, 
Punkt 17 und Zusatzpunkt 5 der Tagesordnung am 
Ende der heutigen Sitzung zu beraten. 

Einer Bitte des Ausschusses für Forschung und 
Technologie folgend wird interfraktionell vorgeschla

-

gen, die drei Gesetzentwürfe zur Regelung der Ar-
beitszeit auf den Drucksachen 11/360, 11/1188 und 
11/1617 zusätzlich dem Ausschuß für Forschung und 
Technologie zur Mitberatung zu überweisen. 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 
und mit der vorgeschlagenen zusätzlichen Ausschuß-
überweisung einverstanden? — Ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich Punkt 2 der 
Tagesordnung aufrufe, möchte ich doch auf einen 
Vorgang zu sprechen kommen, der uns in diesen Ta-
gen bewegt. Seit mehr als einer Woche ist die Weltöf-
fentlichkeit Zeuge eines verbrecherischen Aktes der 
Luftpiraterie. Die menschenverachtende Grausam-
keit dieser Sonderform des Terrorismus wird wieder 
einmal in erschreckender Weise deutlich. Die zivili-
sierte Welt verurteilt solche Terrorakte auf das ent-
schiedenste. 

Wir bangen mit den Geiseln, und wir schließen uns 
dem Appell des UN-Generalsekretärs Perez de Cuel-
lar an die Entführer an, auf die Stimme der Vernunft 
zu hören und die Geiseln unverzüglich freizulassen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 11. Dezember 1987 zwi-
schen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem Königreich Belgien, der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Italienischen Republik, 
dem Königreich der Niederlande und dem Ver-
einigten Königreich Großbritannien und Nord-
irland über Inspektionen in bezug auf den Ver-
trag zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken über die Beseitigung ihrer 
Flugkörper mittlerer und kürzerer Reich-
weite 

— Drucksache 11/2033 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Rechtsausschuß 



4738 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 

Präsident Dr. Jenninger 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung zwei Stunden vorgesehen. Ich sehe keinen 
Widerspruch. — Dann ist so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her-
ren! Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bun-
destag den Entwurf eines Vertragsgesetzes vor, der 
eine eindrucksvolle Bestätigung ihrer auf Festigkeit 
und Verhandlungswillen gegründeten Sicherheitspo-
litik darstellt. Es war ein langer und es war auch ein 
schwerer Weg von jenem 12. Dezember 1979, an dem 
ich dem Deutschen Bundestag über den in Brüssel 
gefaßten NATO-Doppelbeschluß berichtete, bis zu 
dieser Vorlage an das Hohe Haus. 
Der Washingtoner Vertrag über die vollständige 

weltweite Beseitigung aller amerikanischen und so-
wjetischen Mittelstreckenflugkörper hat historische 
Tragweite. Er ist ein Erfolg unserer Sicherheitspolitik, 
der gemeinsam mit unseren Verbündeten in achtjäh-
riger Anstrengung schwer errungen werden mußte. 
Festigkeit auf unserer Seite und neues Denken auf der 
Seite der Sowjetunion haben es möglich gemacht, daß 
das westliche Verhandlungsziel der weltweiten Besei-
tigung der Mittelstreckenraketen erreicht wurde. Das 
INF-Abkommen verpflichtet die Sowjetunion, 1 750 
Mittelstreckensysteme mit über 3 000 atomaren 
Sprengköpfen, die USA, 867 Mittelstreckensysteme 
mit derselben Anzahl von atomaren Sprengköpfen zu 
beseitigen. Damit wird eine schwere, vorwiegend ge-
gen Westeuropa gerichtete Bedrohung beseitigt. Das 
schafft mehr Sicherheit für Westeuropa; es reduziert 
vorhandene Risiken. 
Der INF-Vertrag markiert den Durchbruch von der 

Rüstungskontrolle hin zu wirklicher Abrüstung. An 
Stelle von Begrenzungen auf hohem Niveau der Rü-
stungen wird erstmals eine ganze Waffenkategorie 
beseitigt. Der Grundsatz asymmetrischer Reduzie-
rung wird erstmals angewandt: Wer mehr Waffen hat, 
muß auch mehr abrüsten. 
Wegweisend ist auch das im INF-Vertrag veran-

kerte stringente Verifikationsregime, verbunden mit 
einem umfangreichen Datenaustausch. Obligatori-
sche Vor-Ort-Inspektionen in einem Umfang, wie der 
INF-Vertrag vorschreibt, wären noch vor wenigen 
Jahren undenkbar gewesen. Damit hat sich eine neue 
Einsicht durchgesetzt. Maßnahmen zur verläßlichen 
Überprüfung der Einhaltung von Vertragsverpflich-
tungen sind notwendig, und sie sind auch möglich. 

Verifikation schafft Vertrauen. Die im INF-Vertrag 
vorgesehenen Inspektionsmaßnahmen betreffen 
nicht nur amerikanisches und sowjetisches Territo-
rium. Vorgesehen sind auch Inspektionen militäri-
scher Einrichtungen der Vereinigten Staaten auf dem 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, Bel-
giens, Großbritanniens, Italiens und der Niederlande 
sowie sowjetischer Militäreinrichtungen in der DDR 
und der CSSR. Das zwischen den fünf westlichen Sta-
tionierungsländern und den USA geschlossene Statio-
nierungsländer-Übereinkommen stellt sicher, daß die 
USA ihren Verifikationsverpflichtungen nachkom-
men können. 

Die im Vertragswerk vorgesehenen Vor-Ort-In-
spektionen werden über einen Zeitraum von dreizehn 
Jahren nach Inkrafttreten des INF-Vertrages durch-
geführt. Es geht um die Überprüfung der vereinbarten 
Ausgangsdaten, um Abschlußinspektionen von Ein-
richtungen, die nicht mehr für INF-Zwecke genutzt 
werden, sowie um kurzfristige Verdachtskontrollen. 

Durch das am 11. Dezember 1987 in Brüssel unter-
zeichnete Übereinkommen verpflichten sich die Sta-
tionierungsländer, die notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, damit sowjetische Inspektoren einreisen und 
fristgerecht die Inspektionen der amerikanischen Ein-
richtungen durchführen können. Den sowjetischen 
Inspektoren werden die im Anhang zum Übereinkom-
men aufgeführten Vorrechte und Immunitäten ge-
währt. Das Stationierungsländer-Übereinkommen 
wird durch parallele inhaltsgleiche Notenwechsel 
zwischen den Stationierungsländern einerseits und 
der Sowjetunion andererseits ergänzt werden. 

Der Gesetzentwurf zum Stationierungsländer

-

Übereinkommen ist von der Bundesregierung als be-
sonders eilbedürftig eingebracht worden, damit die 
Implementierung des INF -Vertrages in der Bundes-
republik Deutschland unmittelbar nach der Ratifizie-
rung dieses Vertrages beginnen kann. Ich darf des-
halb dem Deutschen Bundestag namens der Bundes-
regierung für die zügige Behandlung dieses Gesetzes 
danken. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, das INF-
Abkommen muß zum Wegbereiter eines breit ange-
legten Abrüstungsprozesses werden. Wir wollen, wie 
im Harmel-Bericht des westlichen Bündnisses vorge-
sehen, eine gerechte und dauerhafte Friedensord-
nung in Europa mit geeigneten Sicherheitsgarantien 
schaffen. Gesicherte Verteidigungsfähigkeit, gestützt 
auf die enge Verbindung zwischen dem starken West-
europa und den nordamerikanischen Verbündeten, 
und Rüstungskontrolle und Abrüstung bleiben die un-
abdingbare Grundlage unserer Sicherheitspolitik. 
Dialog und Kooperation müssen an die Stelle von Kon-
frontation treten. 

Abrüstung und Rüstungskontrolle sind integraler 
Bestandteil der westlichen Sicherheitspolitik. Abrü-
stung und Sicherheit sind keine Gegensätze. Falsch 
ist die Auffassung, wonach Sicherheit allein durch 
Rüstung geschaffen werden kann. 

Was vor 20 Jahren im Harmel-Bericht als richtig 
erkannt wurde, nämlich Sicherheit auch durch Abrü-
stung und Rüstungskontrolle zu verwirklichen, hat 
heute angesichts einer entscheidend verbesserten po-
litischen Ausgangslage eine unvergleichlich höhere 
Verbindlichkeit. 

Das Konzept des Nordatlantischen Bündnisses für 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, das im Juni 1987 
auf der NATO-Ministertagung in Reykjavik beschlos-
sen und beim NATO-Gipfel am 3. März 1988 bekräf-
tigt wurde, muß nunmehr konsequent umgesetzt wer-
den. Im nuklearen Bereich hat die Absicht der USA 
und der Sowjetunion, ein Abkommen über eine 
50 %ige Reduzierung ihrer nuklearstrategischen Of-
fensivpotentiale zu schließen, unsere volle Unterstüt-
zung. 
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Die strategischen Nuklearwaffen der Sowjetunion 
haben Bedeutung nicht nur für die USA, sondern auch 
für Westeuropa. Der baldige Abschluß eines ange-
messenen, verifizierbaren Abkommens zur weltwei-
ten Ächtung chemischer Waffen hat für die Bundesre-
gierung hohe Priorität. Es würde eine schwere Bedro-
hung von Europa nehmen und der Ausbreitung dieser 
abscheulichen Waffen überall in der Welt die Grund-
lage entziehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Die Proliferationsgefahr für chemische Waffen liegt 
nicht in Europa; sie liegt in anderen Teilen der Welt. 
Auch das spricht neben den noch größeren Verifika-
tionsproblemen gegen regionale, auf Europa oder gar 
Mitteleuropa beschränkte Regelungen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir werden uns mit aller Kraft dafür einsetzen, daß 
die verbleibenden Hindernisse auf dem Weg zu einem 
weltweiten Verbot chemischer Waffen noch in diesem 
Jahr überwunden werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]) 

Mit der Erklärung des NATO-Gipfels zur konven-
tionellen Stabilität wird ein besonders wichtiges Ziel 
der westlichen Sicherheitspolitik definiert. Die Her-
stellung konventioneller Stabilität auf niedrigem Ni-
veau der Rüstungen ist das zentrale Problem der Si-
cherheit auf diesem Kontinent. 

Für die Bundesrepublik Deutschland ist die Beseiti-
gung der bestehenden Ungleichgewichte und die 
Herstellung konventioneller Stabilität ein elementa-
res sicherheitspolitisches Anliegen. Wir tragen die 
Hauptlast der konventionellen Verteidigung im Bünd-
nis. Die Verlängerung der Wehrpflicht zeigt, daß wir 
uns dieser Verantwortung in vollem Umfang stellen. 
Wir wissen, daß auch ein nur mit konventionellen 
Waffen geführter Krieg für Europa und für uns eine 
existentielle Gefahr wäre. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die schnelle Aufnahme der Verhandlungen über die 
konventionelle Rüstungskontrolle liegt im elementa-
ren europäischen Sicherheitsinteresse. 

Bei diesen Verhandlungen geht es nicht nur um den 
Abbau vorhandener Übergewichte. Es gilt, einen Zu-
stand herbeizuführen, bei dem die Streitkräfte beider 
Seiten am Mindesterfordernis für Verteidigung aus-
gerichtet sind, wie das für den Westen heute schon 
gilt. Die Fähigkeit zum Überraschungsangriff und zu 
raumgreifender Offensive muß beseitigt werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Unser Verhandlungskonzept zur konventionellen 
Abrüstung will mehr als Kriegsverhinderung durch 
Abschreckung. Es will die Fähigkeit zur konventio-
nellen Kriegsführung beseitigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen damit eine neue, eine höhere Qualität der 
Sicherheit schaffen. Das ist mehr als Gleichgewicht. 
Es verlangt über Gleichgewicht und Abschreckung 

hinaus qualitativ neue Strukturen der Kriegsverhin-
derung. Dazu bedarf es auch neuer Formen der Zu-
sammenarbeit. 

Die Verhandlungen könnten durch einen aussage-
fähigen Informationsaustausch über militärische Po-
tentiale erleichtert werden. Jüngste Erklärungen des 
Warschauer Pakts in diese Richtung sind ermutigend. 
Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für ei-
nen zügigen Abschluß der Wiener Mandatsverhand-
lungen ein, damit Verhandlungen über konventio-
nelle Stabilität noch in diesem Jahr beginnen kön-
nen. 

Bei den amerikanischen und sowjetischen Nuklear-
raketen kurzer Reichweite hat der NATO-Gipfel das 
in Reykjavik festgelegte Abrüstungsziel bestätigt: 
deutliche und überprüfbare Reduzierungen auf glei-
che Obergrenzen. Auch hier muß es unser Ziel sein, 
sowjetische Überlegenheit durch Verhandlungen zu 
beseitigen. 

Das Bündnis hat immer wieder bekräftigt, daß für 
die absehbare Zeit das unverrückbare Ziel der Kriegs-
verhinderung durch Abschreckung eine geeignete 
Zusammensetzung angemessener und wirksamer nu-
klearer und konventioneller Streitkräfte erfordert. Art 
und Umfang dieser Streitkräfte können sich immer 
nur nach den objektiven Erfordernissen westlicher Si-
cherheit bestimmen. Jede Entscheidung darüber setzt 
eine gründliche Analyse der Bedrohung der Ziele und 
der realistischen Perspektiven der Rüstungskontrolle 
und Abrüstung, der Entwicklung des Kräfteverhält-
nisses sowie der politischen Lage voraus. Unter Ein-
beziehung dieser Faktoren und Perspektiven wird das 
Bündnis ein Gesamtkonzept erarbeiten. Es wäre des-
halb falsch, über einzelne Waffensysteme jetzt vorge-
zogene Entscheidungen treffen zu wollen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Einzelne Waffensysteme dürfen keine eigene, sach-
fremde Dynamik entwickeln. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es wäre genauso falsch, eine Debatte darüber zur 
Unzeit zu führen. 

Auch in Zukunft muß gelten: Nukleare Waffen die-
nen im Verständnis des westlichen Bündnisses der 
Kriegsverhinderung. Sie haben damit eine politische 
Funktion. Eine Verwischung der qualitativen Gren-
zen zwischen atomaren und konventionellen Waffen 
eröffnet den abschüssigen Weg in Kriegsführungssze-
narien und damit in die Führbarkeit von Kriegen. Die 
Strategie der flexiblen Erwiderung soll die Option 
zum Zweck der Kriegsverhinderung ausweiten. Ein 
bequemer Ersatz für die Herstellung konventioneller 
Stabilität sind sie dagegen nicht. 

Im nuklearen Zeitalter sind Strategien so anzule-
gen, daß sie einen wechselseitigen politischen Zwang 
bewirken, militärische Auseinandersetzungen nicht 
entstehen zu lassen, Konflikte nur noch auf dem Ver-
handlungsweg zu lösen und von der Konfrontation all-
mählich, aber unaufhaltsam zur Zusammenarbeit zu 
gehen. Eine zukunftsorientierte Sicherheitspolitik 
darf sich nicht darin erschöpfen, Kriege weniger 
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schrecklich zu machen. Sie muß sie unführbar ma-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen unter den Bedingungen des nuklearen 
Zeitalters Zusammenarbeit zur Sicherung des Frie-
dens ermöglichen, d. h. kooperative Sicherheitspolitik 
verwirklichen. Auf dem dafür notwendigen, gewiß 
schwierigen und langwierigen Weg wird folgendes 
verlangt. 

Erstens: Abrüstungsschritte, die Überlegenheiten 
abbauen und Gleichheit auf einem niedrigen Niveau 
in allen Bereichen des militärischen Kräfteverhältnis-
ses herstellen. Beim Verzicht auf Überlegenheit und 
bei der Bereitschaft zur Rüstungskontrolle darf es 
keine Ausnahmen geben, damit jeder Krieg mit Waf-
fen jeder Art künftig ausgeschlossen wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zweitens: Qualitative Veränderungen der Struktur 
von Streitkräften. Auf keiner Seite darf die Fähigkeit 
zur Invasion gegeben sein. 

Drittens. Wirksame Mechanismen eines weltweiten 
politischen Krisenmanagements werden gebraucht. 

Viertens. Die Weiterentwicklung und Verdichtung 
des Netzes von vertrauensbildenden Maßnahmen ist 
dringlich. 

Fünftens. Der Abbau von Feindbildern und die För-
derung der Friedensgesinnung zur Achtung des an-
deren ist ein wichtiger Bestandteil der Vertrauensbil-
dung zwischen den Völkern. Das erfordert die Öff-
nung der Gesellschaften, die Verwirklichung der 
Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen und 
die Verwirklichung aller Zusagen, die die Unterzeich-
nerstaaten der Schlußakte von Helsinki gegeben ha-
ben. Die Verwirklichung der Menschenrechte und die 
Erweiterung der menschlichen Kontakte sind wich-
tige Bausteine für neues Vertrauen zwischen West 
und Ost. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sechstens. Die Verbreiterung und Vertiefung der 
Zusammenarbeit zum gegenseitigen Nutzen in allen 
Bereichen dient der Vertrauensbildung und den bei-
derseitigen Interessen. Wir müssen in unserer interde-
pendenten Welt gegenseitige Abhängigkeiten im gu-
ten Sinne schaffen und auf diese Weise den Weg der 
gleichberechtigten Zusammenarbeit unumkehrb ar 

 machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit der Bereitschaft der 
Weltmächte zu einem grundlegenden Wandel des 
West-Ost-Verhältnisses wächst auch die Verantwor-
tung der Europäer, die Beziehungen zwischen den 
Staaten in West und Ost konstruktiv zu gestalten. Der 
KSZE-Prozeß ist der Rahmen, in dem die europäi-
schen Staaten ihr Gewicht in besonderer Weise zur 
Geltung bringen können. Die Gegensätze und das 
Trennende in Europa als Ganzes müssen Schritt für 
Schritt überwunden werden. Die Bundesregierung 
wird mit diesem Ziel zusammen mit ihren Partnern aus 
der Europäischen Gemeinschaft ihre Politik des 
Dialogs, der Zusammenarbeit und der Abrüstung auf  

der Grundlage der durch das westliche Bündnis ge-
schaffenen Sicherheit konsequent fortsetzen. Der 
heute vorgelegte Vertrag ist ein wichtiger Meilenstein 
auf diesem Wege. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Bundesaußenminister, 
vielen Dank für die Rede. Sie ist Ausdruck einer ver-
änderten Lage, in der im Bundestag alle Parteien ei-
nen Konsens über ein Gesetz haben, das einen Sach-
verhalt regelt, der lange Zeit nicht nur den Deutschen 
Bundestag, sondern auch unser Volk tief gespalten 
hat. Ich halte dies für so bemerkenswert, daß ich es an 
den Anfang meiner Ausführungen stellen möchte, 
denn ein solcher Konsens ist nicht selbstverständ-
lich. 
Natürlich ist es so, daß die Motive, die uns zu diesem 

gemeinsamen Ergebnis bringen, nicht überall dek-
kungsgleich sind. Es bleiben auch Unterschiede. Ich 
hoffe aber, daß wir auch in der Lage sein werden, den 
Streit über die Frage der nuklearen Kurzstreckenwaf-
fen, der möglicherweise unvermeidbar ist, in einer Art 
und Weise zu führen, die nicht wieder die alten Grä-
ben in der alten Form aufreißt, nachdem wir jetzt bei 
der Zustimmung zu diesem Vertragswerk eine Über-
einstimmung gefunden haben. Ich hoffe darüber hin-
aus, daß die Bundesregierung und die Regierungsko-
alition durch ihr Verhalten dazu beitragen, daß uns 
eine neue Diskussion, eine neue Auseinandersetzung 
über eine neue Nachrüstung im Bereich der nukle-
aren Kurzstreckenraketen erspart bleibt. 

(Beifall bei der SPD — Lamers [CDU/CSU]: 
Nachrüstung steht überhaupt nicht zur De

-

batte! Es geht nicht um Nachrüstung!) 
Wir werden uns auch in den kommenden Jahren dort, 
wo es möglich ist, um Gemeinsamkeiten bemühen. 
Dort, wo wir anderer Meinung sind — wie z. B. bei der 
Frage der dritten Null-Lösung bei nuklearen Kurz-
streckenraketen —, werden wir mit Argumenten für 
unsere Auffassung werben. Aber wir brauchen dabei 
keine Feindbilder, und zwar auch nicht gegenüber 
der Regierung und auch nicht gegenüber der Regie-
rungskoalition. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann haben Sie 
gut dazugelernt!) 

Ich möchte das auch am Beginn der heutigen Debatte 
sagen: Uns ist nicht daran gelegen, daß Feindbilder, 
die in den vergangenen Jahren manchmal wechsel-
seitig aufgebaut worden sind, bei den neuen Themen, 
die uns künftig möglicherweise wieder trennen, er-
neut gepflegt werden. 
Deshalb noch ein letztes Wort dazu. Wir alle mitein-

ander haben im Laufe dieser langjährigen Debatte 
seit 1979 dazugelernt. Wir haben das, was heute als 
Verhandlungsergebnis hier vorliegt, nicht vorausse-
hen können. Auch ich habe es nicht voraussehen kön-
nen. Ich bin dafür gewesen, aber ich habe es nicht 
immer vorausgesehen und manchmal an ihm gezwei-
felt. Deshalb wäre es überhaupt kein Zeichen der 
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Schwäche, sondern ein Zeichen der Stärke, wenn wir 
offen zueinander sagten: Wir alle sind in diesen Jah-
ren seit 1979 nicht von Fehleinschätzungen frei gewe-
sen. Das gilt für Sie als Regierungskoalition, für uns als 
Sozialdemokraten und selbstverständlich auch für die 
GRÜNEN, obwohl sie erst seit 1983 im Parlament 
sind. 

Nun zu dem anstehenden Vertragsentwurf im ein-
zelnen. Ich teile die Auffassung des Bundesaußenmi-
nisters, daß dies ein Meilenstein ist, und zwar nicht 
nur als Vertragswerk insgesamt, sondern auch mit 
den darin vorgesehenen Verifikationsbestimmungen 
insbesondere. Diese Bestimmungen zeigen, daß eine 
Einigung auch über Probleme der Verifikation mög-
lich ist, wenn der politische Wille vorhanden ist. Die-
ser Wille war hier vorhanden. Dieser Wille scheint 
beim Start-Abkommen vorhanden zu sein. Dieser 
Wille scheint nicht in bezug auf die chemischen Waf-
fen in ausreichendem Maße vorhanden zu sein. Des-
halb ist die Frage, daß es bisher noch nicht zu einer 
Einigung über eine weltweite Ächtung chemischer 
Waffen gekommen ist, nicht nur eine Frage von Verifi-
kationsproblemen, sondern auch eine Frage von man-
gelndem Willen — und dies zur Zeit leider nicht vor-
wiegend auf der östlichen Seite. Aus diesem Grunde 
glaube ich, daß wir Ihnen mit unseren Vorschlägen für 
eine chemiewaffenfreie Zone noch eine Chance ge-
ben, Druck in Richtung auf eine weltweite Ächtung 
chemischer Waffen zu machen, und daß wir Ihnen 
eine Option eröffnen, falls sich westliche Verhand-
lungspartner gegen eine weltweite Ächtung chemi-
scher Waffen weiterhin sperren, dennoch auf eine re-
gionale Lösung zurückzugreifen. Wir wären auch 
doch alle froh, wenn wir heute eine solche verifizier-
bare regionale Lösung z. B. im Iran und Irak besä-
ßen. 

Es handelt sich bei dem Vertrag um einen bilatera-
len Abrüstungsvertrag mit beidseitiger Verifikation, 
aber auch auf unserem Territorium. Diese Regelun-
gen haben Vorbildcharakter in bezug auf Verifika-
tionsmöglichkeiten bei einem Vertrag über die Abrü-
stung der Kurzstreckenraketen. 

Es gibt dabei aber auch Probleme. Wir bejahen die 
vereinbarte Verifikation, wir unterstützen die dop-
pelte Null-Lösung, aber man muß ganz deutlich sa-
gen: Die vereinbarte bilaterale Verifikation der bei-
den Weltmächte auf unseren Territorien kann nicht 
Vorbild für alle anderen künftigen Rüstungskontroll-
verhandlungen sein. Bei künftigen Rüstungskontroll-
verhandlungen müssen die europäischen Staaten in 
Ost und West bei der Verifikation auf ihren Territorien 
gleichberechtigt beteiligt werden. Wer Inspektionen 
auf seinem Territorium gestattet — das gilt z. B. für die 
Inspektionen der USA in Osteuropa und für die In-
spektionen der Sowjetunion auf unserem Territo-
rium — , der hat auch einen Anspruch auf Daten, die 
die Amerikaner durch ihre Verifikationsmaßnahmen 
erwerben. Deshalb bitte ich die Bundesregierung, die-
ses Vertragswerk auch zum Anlaß zu nehmen, von 
den Amerikanern eine bessere Information über ihre 
Aufklärung, die sie mit nationalen technischen Mit-
teln, etwa mit Satelliten, betreiben, zu verlangen. 

Und noch etwas: Die bisherigen Erfahrungen mit 
unseren Verbündeten zeigen, daß der Zugang zu ih

-

ren Verifikationsergebnissen nicht immer ausrei-
chend ist. Deshalb bedarf es eines eigenen europäi-
schen Aufklärungssatelliten, der uns von den Infor-
mationen der Amerikaner nicht völlig unabhängig, 
aber doch unabhängiger als bisher macht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Das gilt einerseits für uns Westeuropäer im westlichen 
Bündnis; das gilt andererseits auch für den KSZE-Pro-
zeß als gesamteuropäischen Prozeß. 

In der Bundesrepublik Deutschland und in der DDR 
genießen die vier Siegermächte des Zweiten Welt-
krieges mit ihren militärischen Vertretern eine beson-
dere Bewegungsfreiheit. Ich meine, daß es jetzt, über 
40 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, an der Zeit ist, 
daß wir Regelungen vereinbaren, durch die die bei-
den deutschen Staaten mit ihren militärischen Vertre-
tern in dem jeweils anderen Staat die gleiche Bewe-
gungsfreiheit genießen wie die vier ehemaligen Alli-
ierten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, daß dieser Schritt zur Verifikation mit 
deutscher Beteiligung, also der Schritt von den vier im 
Jeep zu den sechs im Jeep, überfällig ist und daß er 
auch ein Schritt nicht nur zur Verifikationserleichte-
rung, sondern auch zur deutschen Gleichberechti-
gung ist. 

Mit dem gleichen Ziel sollten wir prüfen, ob nicht 
die bisherigen besonderen Rechte der Alliierten in 
bezug auf die Verifikation der grenznahen Lufträume 
in der Weise demokratisiert und umgestaltet werden 
können, daß die beiden deutschen Staaten an ihnen 
gleichberechtigt teilhaben. 

(Lowack [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

 Soweit zur Frage der Verifikation. 

Nun noch zu den Themen, die uns möglicherweise 
im Anschluß an den Konsens in dieser heutigen De-
batte erneut trennen könnten. Ich meine damit zu-
nächst das Thema der nuklearen Kurzstreckenrake-
ten. Die Bundesregierung hat gesagt, daß sie eine 
Gesamtkonzeption der NATO fordert. Dafür bin ich 
auch. Das besagt aber auch, daß diese Konzeption bis-
her nicht existiert. Das ist wohl in der NATO insge-
samt so, aber, wie ich befürchte, leider in der Bundes-
regierung insbesondere der Fall. Ich hoffe, daß Bun-
deskanzler Kohl diese Forderung nach einer Gesamt-
konzeption nicht nur erhoben hat, um Zeit zu gewin-
nen oder um taktische Kompromisse im westlichen 
Bündnis zu ermöglichen. Ich hoffe, daß er in der Sache 
eine neue Gesamtkonzeption will. Wenn er aber dem 
Ziel „Gesamtkonzeption" näherkommen will, bedeu-
tet das, daß er jetzt seine Meinung äußern muß, damit 
er den deutschen Standpunkt und die deutschen In-
teressen in dieser Debatte im Bündnis auch zur Gel-
tung bringen kann. 

Das heißt, die Forderung nach einem Gesamtkon-
zept der NATO erspart nicht die frühzeitige Definition 
der deutschen Interessen und des Standpunkts der 
Regierung in dieser Debatte. Schon aus diesem Grund 
ist — sogar unabhängig von dem amerikanischen Ent-
scheidungsprozeß über Modernisierung und Beschaf-
fung — eine Stellungnahme der Bundesregierung, ob 
sie nun für oder gegen die Modernisierung bei den 
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nuklearen Kurzstreckenraketen ist, jetzt unvermeid-
bar. Sie ist jetzt erforderlich, nicht erst 1995. 

Ich glaube, daß eine der Schwächen in dieser De-
batte darin liegt — das wurde ja auch in den vergan-
genen Jahren sichtbar —, daß die sicherheitspoliti-
sche Diskussion bei uns an einem Zuviel an Angst und 
einem Zuwenig an konzeptioneller Klarheit leidet. 

(Lamers [CDU/CSU]: Dazu haben Sie ja we

-

sentlich beigetragen!) 

— Nein. Ich glaube, Herr Lamers, daß in Ihrer Frage 
ob man die Kurzstreckenraketen modernisieren soll, 
in gewisser Weise ein Mißtrauen — ich habe das 
schon mehrfach thematisiert — gegenüber der Glaub-
würdigkeit der amerikanischen Verpflichtung zur 
Verteidigung Westeuropas zum Ausdruck kommt. 
Ich persönlich — ich glaube, die Mehrheit der SPD — 
hält die amerikanische Garantie für Westeuropa auch 
dann für glaubwürdig, wenn es keine einzigen land-
gestützten Nuklearwaffen in Ost und West in Europa 
gibt. 

Daß Sie die Modernisierung fordern, hat zwei 
Gründe: erstens, weil Sie der amerikanischen Sicher-
heitsverpflichtung mißtrauen, und zweitens, weil Ihre 
Einschätzung der Sowjetunion so sehr von der fal-
schen Vermutung einer hohen militärischen Risikobe-
reitschaft der Sowjetunion geprägt ist, daß Sie die 
Abschreckung bei uns landstationiert für erforderlich 
halten, um die Sowjetunion abzuschrecken. 

(Lamers [CDU/CSU]: Beides ist falsch!) 

— Dann können Sie nachher in der Debatte darauf 
eingehen. 

Ich glaube, daß die Option auf landgestützte Kurz-
streckenraketen sicherheitspolitisch nicht erforderlich 
ist und abrüstungspolitisch eine dritte und sogar eine 
vierte Null-Lösung bei nuklearen Gefechtsfeldwaffen 
begrüßenswert sind. 

Ich frage mich, ob dabei nicht auch Ihr Beg riff der 
Entnuklearisierung völlig neben der Sache liegt. 
Denn sogar wenn es keine landgestützten Nuklear-
waffen in Europa gäbe, wäre Europa nicht ent-
nuklearisiert; es gibt ja noch die zahlreichen Interkon-
tinentalsysteme, es gibt die seegestützten Systeme, es 
gibt die luftgestützten Systeme. 

Um das ganz deutlich zu sagen: Wir Deutsche ver-
fügen darüber, ob bei uns Nuklearwaffen stationiert 
werden, aber wir verfügen nicht über das Ende der 
nuklearen Abschreckung — darüber verfügen die 
Nuklearmächte allein. Die Frage ist eigentlich, ob wir 
Optionen auf landgestützte Raketen bei uns brau-
chen; die Frage ist nicht, ob wir zur Zeit über ein Ende 
der nuklearen Abschreckung oder über eine Entnuk-
learisierung Europas entscheiden sollten. Diese Frage 
stellt sich gar nicht. Insofern sind Ihre Befürchtungen, 
daß es zu einer Entnuklearisierung kommt, völlig 
überzogen. Aber auch die Hoffnung der Friedensbe-
wegung auf eine dritte und vierte Null-Lösung wären 
überzogen, wenn sie hoffen sollte, daß dies eine Ent-
nuklearisierung Europas oder ein Ende der nuklearen 
Abschreckung bedeuten würde. 

Es geht in Wirklichkeit auf absehbare Zeit um 
die Frage der Ausgestaltung der nuklearen Ab-
schreckung: ob man die nukleare Abschreckung im 

Sinne einer Minimalabschreckung schrittweise refor
-mieren will. Es geht noch lange nicht um das Ende der 

nuklearen Abschreckung. Wir glauben, daß man 
diese Reform versuchen sollte, daß sie unseren Inter-
essen dient. Übrigens, wenn ich die Worte von Bun-
desaußenminister Genscher „die Abschreckung repo-
litisieren, Nuklearwaffen als politische Waffen" rich-
tig gehört habe, so haben sie eigentlich den Sinn, daß 
man immer selektivere und flexiblere Optionen 
schrittweise zurückdrängt, also einen technisch mög-
lichen Prozeß der immer größeren Verfeinerung von 
Nuklearoptionen aus politischen Gründen durch Ver-
handlungen zwischen Ost und West und einseitige 
Entscheidungen der NATO allmählich zurückdrängt. 
Wir sind dafür. Das ist eigentlich die Entscheidung, 
die in den nächsten Jahren ansteht, nicht mehr und 
nicht weniger. Es geht darum, einen Trend innerhalb 
der NATO-Doktrin, der mit der „flexiblen Antwort" 
eingeleitet worden ist und sich immer weiter fortge-
setzt hat, umzukehren. 

(Zustimmung des Abg. Duve [SPD]) 
Es geht um eine Überwindung oder zumindest eine 
Reform der flexiblen Reaktion. 
Das ist die Diskussion, die wir in den nächsten Jah-

ren im Zusammenhang mit der Frage der nuklearen 
Kurzstreckenraketen führen müssen. Wir sollten sie 
nicht mit dem Schreckgespenst Entnuklearisierung 
führen, wir sollten sie auch nicht mit dem Schreckge-
spenst Singularität führen, wir sollten sie auch nicht 
mit dem Schreckgespenst von Fire-breaks führen, wie 
es der eine oder andere von der CDU aus Großbritan-
nien mitgenommen hat, sondern wir sollten sie führen 
im Sinne der deutschen Möglichkeiten und der deut-
schen Interessen an einer Reform der NATO -Strate-
gie. Dies gilt insbesondere für den Nuklearbereich. Es 
gilt natürlich — da stimme ich mit Ihnen, Herr Bun-
desaußenminister, völlig überein - auch für den Be-
reich der konventionellen Strategien, bei denen wir 
wie Sie daran interessiert sind — da sehe ich auch 
Möglichkeiten der Übereinstimmung — , die konven-
tionellen Strategien so umzugestalten, daß unsere de-
fensiven Absichten noch deutlicher als bisher werden 
und daß die defensiven Erklärungen des Warschauer 
Vertrages einen Niederschlag in einer Veränderung 
ihrer bisher offensiven Militärstrategie finden, die die 
Sowjetunion nach wie vor hat. Wenn diese Änderun-
gen auf beiden Seiten möglich sind, dann sind wir 
einen Schritt in Richtung auf die europäische Frie-
densordnung weiter gekommen, die Sie befürworten 
und die wir alle gemeinsam erreichen wollen. 
Danke. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Kollege Voigt, das war 
eine bemerkenswerte Rede, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Aber eine 
tückische Rede!) 

weil sie ein bemerkenswerter Versuch war, aus Ihren 
bitteren Erfahrungen mit der Nachrüstung wirklich zu 
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lernen. Aber ich will vorweg sagen, daß es kein Bei-
trag zu einer Versachlichung der uns bevorstehenden 
Debatte ist, wenn Sie jetzt von „Nachrüstung" reden. 
Eine Nachrüstung steht nicht zur Debatte. Das ist wie-
der ein Begriff, der geeignet ist, Emotionen zu wek-
ken. 

Ich will auf das, was Sie vorgetragen haben, gleich 
eingehen. Bei vielem, was Sie gesagt haben, hatte ich 
den Eindruck, daß Sie nicht in unsere Richtung ge-
sprochen haben, sondern in Ihre Richtung. Dort war es 
auch notwendig. 

Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zu dem INF-Be-
gleitabkommen natürlich zu. Er ist ja Teil eines Ver-
tragswerks, zu dessen Zustandekommen die Bundes-
regierung und unsere Koalition einen ganz entschei-
denden Beitrag geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für diese Leistung der Bundesregierung auch heute, 
da wir, das Parlament, in eigener gesetzgeberischer 
Zuständigkeit zu dem Vertrag Stellung zu nehmen 
haben, noch einmal zu danken, besteht aller Anlaß. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf um so bereitwilli-
ger zu, als er Teil des umfassenden Verifikationssy-
stems ist. Die Verifikation ist das in unseren Augen 
vielleicht Bedeutendste in dem Abkommen. Es ist je-
denfalls etwas wirklich Neues im Ost-West-Abrü-
stungsdialog. Diese Regelung ist Ausdruck nicht nur 
eines neuen Denkens, sondern sie ist in der Tat auch 
der Ausdruck neuen Handelns, widerspricht sie doch 
der ganzen sowjetischen, ja russischen Tradition ex-
zessiver Geheimhaltung und Geheimniskrämerei. 

Mag man auch in einem engeren militärischen 
Sinne von Sicherheit in dem Abkommen den einen 
oder anderen Optionsverlust als nicht unproblema-
tisch ansehen, so bedeutet doch gerade die durch die 
umfassende Kontrolle erwachsende Mehrung des 
Vertrauens eine Mehrung auch an Sicherheit. Ver-
trauen aber ist für alle künftigen Themata der Abrü-
stung noch wichtiger, weil sie alle ungleich kompli-
zierter sind als das vorliegende Vertragswerk. 

(Dr. Feldmann [FDP] : Sehr richtig!) 

Dazu sollten wir nach dem Satz Lenins — aber in 
seiner richtigen Version — verfahren: Vertraue, aber 
prüfe nach! 

Es ist unbedingt notwendig, diesen Satz in seinen 
beiden Aussageteilen genau zu beachten, um den 
gerade erst begonnenen Versuch, Sicherheit künftig 
mehr als bislang, ja wesentlich stärker als bislang 
durch politische Anstrengungen, vor allen Dingen 
durch Abrüstung und Rüstungskontrolle, zu gewähr-
leisten, ebenso entschlossen wie behutsam fortzufüh-
ren. Dabei ist die konventionelle Abrüstung zwischen 
Atlantik und Ural das Kern- und Schlüsselelement. 
Hier in Europa — und zwar nur hier — stehen sich 
außergewöhnlich große, auf das modernste konven-
tionell und atomar bewaffnete Streitkräfte der beiden 
Bündnisse und Truppen der beiden Supermächte un-
mittelbar gegenüber. Damit ist auch hier die Möglich-
keit einer unmittelbaren Konfrontation beider Grup

-

pierungen gegeben, für wie groß oder gering man 
auch immer diese Gefahr einschätzen mag. 

Von der konventionellen Überlegenheit der Sowjet-
union in Europa, von ihrer Fähigkeit zur raumgreifen-
den Offensive und zum Überraschungsangriff geht 
die eigentliche Bedrohung des Westens aus. Diese 
Situation des konventionellen Ungleichgewichts be-
stimmt auch wesentlich Strategie, Struktur und Zahl 
der atomaren Bewaffnung des Westens in Europa. 
Deswegen ist die konventionelle Abrüstung auch der 
Schlüssel zur atomaren Abrüstung. 

So begrüßt meine Fraktion nachdrücklich, daß die 
Bundesregierung in vorzüglicher Zusammenarbeit 
zwischen dem Auswärtigen Amt und dem Verteidi-
gungsministerium ein umfassendes Konzept für die 
Wiener Verhandlungen erarbeitet hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist ja eine 
Scherzerklärung!) 

Sie hat damit eine Schrittmacherrolle in der Allianz 
übernommen, die sich aus dem Brüsseler Kommuni-
que der NATO-Regierungschefs ersehen läßt, in dem 
sich alle wesentlichen Strukturelemente des deut-
schen Konzepts wiederfinden. So besteht guter Grund 
für die Annahme, daß der Westen eine in sich schlüs-
sige und zugleich flexible Grundlage für die Wiener 
Verhandlungen haben wird. Das Mandat hierfür wird 
hoffentlich bald zustande kommen. 

Aber, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
selbst wenn beide Seiten und alle Beteiligten zu jeder 
Zeit besten Willen aufbringen, werden diese Ver-
handlungen von der komplexen Materie her ebenso 
wie wegen ihrer möglichen politischen Folgen ganz 
ungewöhnlich schwierig sein. Die Sowjetunion wird, 
wie hoch man im einzelnen auch immer ihre Überle-
genheit taxieren mag, in jedem Fall in fast jeder Kate-
gorie zu stark asymmetrischem Abbau bereit sein 
müssen. Aber noch wichtiger ist, daß sie bereit sein 
muß, die politische Funktion, der ihre Überlegenheit 
dient, aufzugeben. Diese Funktion ist der Ausgleich 
ihrer globalen geostrategisch bedingten Unterlegen-
heit gegenüber den USA durch eine regionale Über-
legenheit hier in Europa. 

Im Verhältnis zu Westeuropa, für sich genommen, 
das Prinzip gleicher Sicherheit zu verwirklichen, 
hieße für die Sowjetunion, ihre Weltmachtrolle, ihre 
europäische Rolle und das Verhältnis zwischen bei-
den grundlegend neu zu bedenken. Das ist viel ver-
langt, aber der Westen und vor allen Dingen die Euro-
päer können darauf nicht verzichten. 

Wir haben deswegen allen Grund, uns mit ganzem 
Ernst nach den Bedingungen eines so ungewöhnlich 
hohen Erfolges zu fragen. Dazu haben wir Deutsche 
ganz besonderen Anlaß und Grund, spielen wir doch 
bei der konventionellen Abrüstung auf Grund unserer 
Lage, unseres militärischen Beitrages und unserer po-
litischen Bedeutung für West wie Ost in der Tat eine 
zentrale Rolle. Wie wir sie spielen, davon hängt viel 
für uns und für Europas Zukunft ab. 

Deswegen sollten wir versuchen, uns der Lehren zu 
bedienen, die der Erfolg des INF-Vertrages für uns 
bereithält. Zwar haben sicher verschiedene Elemente 
diesen Erfolg ermöglicht, aber gewiß war der NATO- 
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Doppelbeschluß Conditio sine qua non. Nicht daß ich 
meinte, wir könnten nun diese Entscheidung als Mo-
dell auf alle künftigen Fälle exakt übertragen, aber 
die beiden Grundelemente bleiben gültig: Das erste 
ist die Einigkeit des Westens, und das zweite ist die 
Kombination von Verteidigungs- und Verhandlungs-
bereitschaft. 

In dieser doppelten Entschlossenheit hat der We-
sten unter Beweis gestellt, daß er zu den unerläßlich 
notwendigen militärischen Anstrengungen ebenso 
bereit und fähig ist wie sogar zum völligen Verzicht 
auf sie, wenn die politischen Anstrengungen der Ab-
rüstung zu demselben sicherheitspolitischen Erfolg 
führen. 

Es kann sein, daß die Sowjetunion aus dieser Erfah-
rung gelernt hat, daß der Westen eben nicht nur etwas 
ankündigt, sondern es auch realisiert, aber sie wird 
diese Lehre bald wieder vergessen, wenn wir in der 
Bundesrepublik den Eindruck erwecken, wir könnten 
im Blick auf künftige mögliche, aber keineswegs si-
chere Abrüstungserfolge schon heute auf notwendige 
Rüstungsentscheidungen verzichten. Die Versuchung 
für die Sowjetunion, den heutigen Zustand ihrer au-
genblicklichen Überlegenheit — nur auf einem nied-
rigeren Niveau mit geringeren Kosten und den Mit-
teln einer geschmeidigeren Diplomatie — zu perpetu-
ieren, ist ohnehin schon groß. Er würde übermächtig, 
erweckte der Westen den Eindruck, er sei bereit, sich 
damit abzufinden. Daher dienen negative Festlegun-
gen gegen notwendige Rüstungsentscheidungen der 
Abrüstung nicht nur nicht, sie sind vielmehr geeignet, 
sie zu erschweren. 

Das gilt auch für die Frage der Modernisierung der 
atomaren Kurzstreckensysteme. Sie ist nicht aktuell; 
es bleibt bei dem, was der Bundeskanzler in Washing-
ton vereinbart hat und was von der NATO in Brüssel 
übernommen wurde. 

(Dr. Scheer [SPD]: Was sagt Herr Wörner 
dazu?) 

Daran ändern auch die scheinbaren Neuigkeiten 
nichts, die der Kollege Vogel glaubte, in Washington 
erfahren zu haben. Bei näherem Hinsehen erweisen 
sie sich als Ladenhüter, die der SPD-Vorsitzende man-
gels anderer Themen schon heute als Wahlkampf-
schlager aufzumotzen versucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Es bleibt dabei, daß wir eine notwendige Entschei-
dung erst zum gegebenen Zeitpunkt und nur im Rah-
men eines Gesamtkonzepts treffen werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies muß eine ausgewogene Neustrukturierung des 
ganzen atomaren Abschreckungsarsenals, das nach 
dem INF-Abkommen notwendig ist, umfassen und im 
Blick auf das erstrebte Verhandlungsziel der konven-
tionellen Abrüstungsverhandlungen entworfen sein. 
Ziel bleibt die vom Bundeskanzler geforderte Be-
schränkung der atomaren Waffen auf das erforderli-
che absolute Mindestmaß. Mindestmaß heißt nicht 
Null. Die NATO-Regierungschefs haben in Brüssel zu 
Recht festgestellt: Das konventionelle Ungleichge-
wicht zugunsten des Warschauer Pakts ist nicht der 

einzige Grund für die Präsenz nuklearer Waffen in 
Europa. Das heißt, auch wenn das von ihnen prokla-
mierte Ziel bei den Verhandlungen in Wien erreicht 
sein sollte, halten sie nukleare Waffen nach wie vor für 
erforderlich. Sie können sich in dieser Überzeugung 
auf die geschichtliche Erfahrung berufen, daß ein 
Gleichgewicht der Kräfte in all den ungezählten Fäl-
len, in denen Staaten Krieg gegeneinander geführt 
haben, entweder nie oder niemals über einen ausrei-
chend langen Zeitraum existiert hat oder jedenfalls als 
solches von den Beteiligten nicht wahrgenommen 
wurde. Ja, es läßt sich nachweisen, daß in vielen Fäl-
len sogar der an sich Unterlegene in der Annahme 
einer ihn augenblicklich begünstigenden Situation ei-
nen Krieg vom Zaun gebrochen hatte in der Hoffnung, 
ihn durch überraschende und schnelle Schläge sieg-
reich beenden zu können, bevor der Gegner seine 
Kräfte gesammelt hat. Das ist ebenso die Grundstruk-
tur der Überlegungen Hitlers gewesen wie die des 
Irak bei Ausbruch des Golfkrieges. 

Konventionelles Gleichgewicht, Stabilität, jede Art 
von militärischer Konstellation sind Phänomene, bei 
denen es entscheidend auf die Wahrnehmung an-
kommt, eine subjektive Wahrnehmung, die nicht 
allein durch objektive Gegebenheiten bestimmt ist, 
sondern ebenso durch die Art der Wahrnehmung, 
durch Wahrnehmungsfehler sowie durch den Willen. 
Die immer interpretierte, d. h. gedeutete Wirklichkeit 
ist notwendigerweise labil und Veränderungen, Irrtü-
mern ausgesetzt. 

Das gleiche gilt selbstverständlich auch für die ob-
jektive Seite, selbst wenn das Gleichgewicht das Er-
gebnis abrüstungspolitischer Vereinbarungen ist und 
kontrolliert wird. Wie überall, so gibt es auch gerade 
in der Waffenentwicklung keinen Stillstand. Schon im 
innerstaatlichen und zivilen Bereich der Technologie 
ist es bisher nicht gelungen, unerwünschte oder mög-
licherweise nicht gewünschte Entwicklungen zu kon-
trollieren. Zwischenstaatliche Rüstungskontrolle steht 
vor einer noch sehr viel schwierigeren Aufgabe. Stabil 
heißt nicht statisch. Jedes Gleichgewicht zwischen 
Gesellschaften ist labil, es wird durch Fortbewegung 
— wie ein Fahrrad — aufrechterhalten. 

Die NATO-Regierungschefs haben also die histori-
sche Erfahrung wie die Erkenntnisse logischen 
Durchdenkens auf ihrer Seite, wenn sie konventionel-
les Gleichgewicht nicht als ausreichenden Grund für 
einen völligen Verzicht auf atomare Waffen anse-
hen. 

Wenn nun der Kollege Bahr kürzlich meinte, der 
Unterschied zwischen der Union und der SPD in der 
Frage der atomaren Kurzstreckensysteme bestehe nur 
noch darin — so klang es heute auch bei Ihnen an, 
Herr Kollege Voigt — , daß wir, die Union, die eben 
geschilderte NATO-Position einnähmen, während die 
SPD glaube, auf atomare Waffen in der Bundesrepu-
blik verzichten zu können, wenn konventionelle Sta-
bilität erreicht sei, dann allerdings muß ich mich wun-
dern, daß der Kollege Vogel dieses „nur" zum Gegen-
stand eines Wahlkampfs machen will. Das, Kollege 
Voigt, ist keine gute Voraussetzung für die von Ihnen 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 	4745 

Lamers 
zu Recht geforderte Versachlichung der sicherheits-
politischen Auseinandersetzungen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD) 

Wenn die SPD im übrigen sagt, daß auch sie gegen 
einen einseitigen Verzicht auf diese Waffen sei, und 
das fehlende Vorhandensein konventioneller Stabili-
tät in Europa zum alleinigen Kriterium für die Not-
wendigkeit atomarer Waffen macht, dann muß sie 
grundsätzlich bereit sein, diese zu modernisieren, so-
lange konventionelle Stabilität nicht erreicht ist. Sonst 
gäbe es eben doch eine einseitige Null-Lösung. Vor 
der Antwort auf diese Frage drücken Sie sich, meine 
verehrten Kollegen von der SPD, weil Sie entgegen 
der Logik Ihrer Argumentation und entgegen dem, 
was Sie gesagt haben, Herr Kollege Voigt, auf jeden 
Fall in Ihrer großen Mehrheit offensichtlich gegen die 
atomaren Waffen sind. Und das nenne ich billigen 
Abrüstungspopulismus. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Voigt? 

Lamers (CDU/CSU): Ja, bitte sehr! 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Lamers, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß für uns die 
dritte Null-Lösung bei landgestützten Kurzstrecken-
raketen nicht abhängig ist von Ergebnissen der Ver-
handlungen über konventionelle Abrüstung und daß 
zweitens eine dritte Null-Lösung bei nuklearen Kurz-
streckenraketen nicht nur ein Beitrag zur nuklearen 
Abrüstung wäre, sondern auch ein Beitrag zur kon-
ventionellen Abrüstung, weil der Westen zu Recht bis-
her immer gefürchtet hat, daß eine Vielzahl der sowje-
tischen Kurzstreckenraketen, die in Osteuropa statio-
niert sind, konventionelle und nicht nur nukleare Op-
tionen haben, so daß auch die konventionelle Bedro-
hung durch eine dritte Null-Lösung verringert 
würde? 

Lamers (CDU/CSU): Selbstverständlich sind wir 
uns darüber im klaren, daß eine Reduzierung der dop-
pelt verwendbaren Systeme auch eine konventionelle 
Abrüstung wäre. Darüber gibt es überhaupt keinen 
Dissens. Aber, Herr Kollege Voigt, bislang habe ich 
die Position Ihrer Partei immer so verstanden — ich 
erinnere mich an Diskussionen, die wir darüber ge-
führt haben — , daß für Sie das Kriterium für die Ver-
zichtbarkeit oder Notwendigkeit atomarer Waffen 
konventionelle Stabilität ist, ja oder nein. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das gilt nicht 
für landgestützte Kurzstreckenraketen!) 

— Aber auch diese Logik stimmt nicht; ich werde dar-
auf noch eingehen. — Denn wenn das Kriterium kon-
ventionelle Stabilität in Europa ist, dann gilt dieses 
Kriterium selbstverständlich nicht nur für einen be-
schränkten Raum, sondern es gilt überhaupt für ato-
mare Waffen. Es ist unlogisch, dann zu sagen, das Kri-
terium gilt nur etwa für die Bundesrepublik Deutsch-
land. Es kann nur für ganz Europa gelten, ja, bei nähe-
rem Hinsehen muß es überhaupt gelten, weil es sonst 
keinen Sinn macht. Denn etwa in Asien stationierte 
Interkontinentalraketen der Sowjetunion, dort statio

-

niert, um die USA zu erreichen, wären auch in der 
Lage, ganz Europa abzudecken. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Um so weniger 
brauchen wir die Kurzstreckenraketen!) 

Also: Die abrüstungspolitische Logik funktioniert ent-
weder gar nicht, oder sie funktioniert weltweit. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeord-
neten Lowack? 

Lamers (CDU/CSU): Bitte sehr, Herr Kollege Lo-
wack. 

Lowack (CDU/CSU): Kollege Lamers, sind Sie be-
reit, zu bestätigen, daß der Kollege Voigt vorhin mit 
großem Beifall dem zugestimmt hat, was der Bundes-
außenminister ausgeführt hat, daß nämlich einzelne 
Waffenkategorien gerade nicht zum Gegenstand von 
Verhandlungen gemacht werden sollten? 

Lamers (CDU/CSU) : Ja, ich habe das so im Ohr 
gehabt, Herr Kollege Lowack. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Nein, die Repoliti

-

sierung der Abschreckung!) 
Ich möchte jedenfalls die Gelegenheit nutzen, an 

die Sozialdemokraten, an Sie, zu appellieren — in 
dem Sinne, wie Sie das eben getan haben, Herr Kol-
lege Voigt — , Ihre Haltung zu bedenken. Ich tue das, 
weil ich zutiefst davon überzeugt bin, daß die Diskus-
sionen, die Sie führen, und die Abrüstungsvorschläge, 
die Sie gemeinsam mit herrschenden kommunisti-
schen Parteien machen, daß all das wie auch man-
cherlei anderes unüberlegtes Reden in den letzten 
Jahren und Monaten hierzulande kontraproduktiv ist, 
weil es nicht der erstgenannten Grundvoraussetzung 
für jeden Abrüstungserfolg mit dem Osten dient, näm-
lich der Einigkeit des Westens. 
Ich will das auch belegen — ich wiederhole es — : 

Wenn das Kriterium für die Notwendigkeit oder für 
die Verzichtbarkeit atomarer Waffen konventionelle 
Stabilität in Europa wäre, dann würde es selbstver-
ständlich für ganz Europa gelten und nicht nur für 
einen begrenzten Raum. Das würde heißen, daß 
selbstverständlich auch die französischen und die bri-
tischen Systeme mit einbezogen werden müßten. 
Diese Logik ist unseren französischen und britischen 
Freunden natürlich bewußt. Da sie aber — wie wir — 
die  Grundvoraussetzung, die Sie aufstellen, nicht tei-
len, müssen sie in solchen Forderungen nach atom-
waffenfreien Zonen den fadenscheinigen Versuch se-
hen, sie in einen abrüstungspolitischen Zugzwang zu 
bringen, der ihren grundlegenden sicherheitspoliti-
schen Überzeugungen widersp richt. 
Zweitens. Die diesen Konzepten zugrunde liegen-

den atomaren Kriegsszenarien vom vereinzelten ato-
maren Schlachtfeld Deutschland entsprechen nicht 
der Wirklichkeit. Atomare Waffen sind, wie der Bun-
desaußenminister kürzlich zu Recht festgestellt hat, 
politische Waffen. Sie sind Kriegsverhinderungswaf-
fen und keine Kriegsführungswaffen. Natürlich muß 
eine Strategie — das weiß ich — , die sich dieser Waf-
fen bedient, paradoxerweise auch Anwendungsele-
mente enthalten, um glaubhaft zu sein. Das wider- 
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spricht dem mächtigen Wunsch der Menschen nach 
widerspruchsfreiem Tun und Denken, vor allem in 
einer existentiellen Frage. Aber das paradoxe System 
ist bis heute erfolgreich, und wir müssen dieses Para-
doxon aushalten. 

Drittens. Mögen auch all diese Angstszenarien un-
begründet und die Zonenkonzepte abrüstungspoli-
tisch unlogisch und sicherheitspolitisch unsinnig sein, 
sie müssen notwendigerweise bei unseren Nachbarn 
den Verdacht wecken, der politische Neutralismus 
folge notwendigerweise dem atomaren Eskapismus. 
Übrigens wird dieser Eindruck durch die bemerkens-
werte deutschlandpolitische Diskussion verstärkt, die 
wir gerade in der letzten Zeit geführt haben. 

Ich möchte uns in Erinnerung rufen, meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, was Präsident Truman 
einst sagte und was bis heute gültig ist. Er sagte, ohne 
das Land zwischen Rhein und Elbe sei die Verteidi-
gung Westeuropas „a rearguard action on the shores 
of the Atlantic Ocean", ein Nachhutgefecht auf den 
Klippen des Atlantik. So sicher all diese Befürchtun-
gen bei unseren Freunden unbegründet sind, solange 
diese Regierung und diese Koalition in Bonn die Poli-
tik bestimmen, so sehr sind sie doch eine Realität, die 
jeder in Rechnung stellen muß, der politische Verant-
wortung in der Bundesrepublik trägt, sei es auch in 
der Opposition. 

Die allianzinternen Schwierigkeiten bei unserer ge-
meinsamen Forderung nach Einbeziehung der atoma-
ren Kurzstreckensysteme in den Zusammenhang des 
konventionellen Abrüstungsprozesses sind auf dem 
von mir geschilderten Hintergrund verständlicher, 
wenn auch nicht berechtigt. Denn an sich ist ja unsere 
Position vor allem angesichts des gewaltigen sowjeti-
schen Übergewichts von 1 : 15 in diesem Bereich ab-
rüstungspolitisch ebenso dringend wie logisch zwin-
gend, da diese Systeme auf Grund ihrer zweifachen 
Verwendungsfähigkeit eben auch konventionelle 
Waffen sind — natürlich. Westlicherseits dienen sie im 
Rahmen der Strategie demselben Zweck wie die abrü-
stungspolitischen Vorschläge, welche die Bundesre-
gierung ausgearbeitet hat. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir ha-
ben vielleicht die wirklich historische Chance, die 
stark militarisierte Form der Auseinandersetzung im 
Ost-West-Konflikt tatsächlich zu überwinden. Viel-
leicht nähern wir uns in der Tat der Situation eines 
friedlichen Wettbewerbs zwischen Ost und West, von 
dem alle Menschen auf beiden Seiten nur Nutzen hät-
ten. 

Aber wir Deutschen allein können nichts bewegen. 
Wir können nur etwas bewegen, wenn wir unsere 
Partner im Westen mitbewegen. Das demokratische 
Europa hat nur dann eine Chance, Akteur zu werden 
und nicht Gefahr zu laufen, Objekt zu werden, wenn 
es seine Kräfte nicht nur wirtschaftlich, sondern auch 
politisch und sicherheitspolitisch zusammenfaßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, meine Freunde, ist die außenpolitische Auf-
gabe mit der größten Priorität, auch und gerade im 

Blick auf die Abrüstungsverhandlungen. Wir sollten 
alles unterlassen, was dieses Ziel gefährden könnte. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Liebe Freunde und Freundin-
nen! In den Artikeln XI, XII und XIII des INF-Abkom-
mens wird ein System von Inspektionen sowohl inner-
halb der Grenzen des Territoriums der anderen Seite 
als auch in den Stationierungsländern vereinbart, ein 
Verbot der Störung technischer Kontrollmittel der an-
deren Seite sowie von Tarnmaßnahmen, die die ver-
einbarten Kontrollen erschweren würden, festge-
schrieben und eine Sonderkontrollkommission gebil-
det, um Verstöße gegen die Vereinbarungen auszu-
schließen. 

Auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung, von 
dem heute hier die Rede ist, dient dem Zweck, eine 
lückenlose Überwachung der im INF-Vertrag von bei-
den vertragschließenden Mächten eingegangenen 
Verpflichtungen zu ermöglichen. Diese gute Absicht, 
die wir voll unterstützen, kollidiert allerdings in ge-
fährlicher Weise — so meine ich — mit den offensicht-
lichen Tatsachen. 

Pershing-II- und Cruise-Missiles-Verbände werden 
bis zum Abzug hundertprozentig einsatzbereit gehal-
ten. Das Bedienungspersonal wird nicht automatisch 
abgezogen, und viele Einrichtungen, wie in Wüsch-
heim, werden nicht unbrauchbar gemacht. 
Mit dem Übereinkommen vom 11. Dezember 1987 

über die Inspektionen soll die Einhaltung des INF-
Abkommens garantiert werden. Trotz aller hierzu 
festgelegten Details fehlt für mich leider die wichtig-
ste Grundvoraussetzung, Herr Genscher. Denn die 
Vertragstexte enthalten keine Bestimmungen über 
die Entsorgung des in den Atomwaffen enthaltenen 
Plutoniums. Die verbreitete Annahme, das amerika-
nisch-sowjetische Abkommen über die Abschaffung 
von landgestützten Mittelstreckenraketen sehe auch 
die Vernichtung der entsprechenden nuklearen Ge-
fechtsköpfe vor, ist irrig. 
Zwar werden die Trägersysteme und Abschußvor-

richtungen unter Aufsicht der jeweils anderen Partei, 
Herr Genscher, „gesprengt, zermalmt, zerschnitten 
oder geteilt" und so unbrauchbar gemacht. Doch die 
Gefechtsköpfe mit ihren Zündanlagen nimmt der Ver-
trag aus. Jede Seite kann mit den Atomsprengköpfen 
anfangen, was sie will. Die Vertragsparteien können 
beliebig über die atomaren Gefechtsköpfe der Mittel-
streckenraketen verfügen. 
Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bun-

destages meint dazu — ich zitiere hier — : 

Die Vertragsparteien haben bewußt davon abge-
sehen, eine Vernichtung der Gefechtsköpfe zu 
vereinbaren. Insbesondere wäre das Problem der 
Verifikation kaum lösbar gewesen. Die Befol-
gung einer solchen Vereinbarung könnte nicht 
zuverlässig überprüft werden, zumal für Kurz-
streckenwaffen und für strategische Waffensy-
steme weiterhin atomare Gefechtsköpfe herge-
stellt werden dürfen. Solange das erlaubt ist, 
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wäre eine Vereinbarung, atomare Gefechtsköpfe 
für andere Trägersysteme zu vernichten, gleich-
sam unsinnig. 

Das aber ist genau der Pferdefuß des ganzen kom-
plizierten Kontrollsystems mit all seinen Inspektionen. 
Das, was in erster Linie zu kontrollieren wäre, entzieht 
sich offensichtlich jeder Kontrolle, Herr Genscher, 
weshalb man lieber von vornherein auf seine Beseiti-
gung verzichtet. 

Während einer Reise in die Vereinigten Staaten vor 
wenigen Wochen erfuhr ich von der leidenschaftli-
chen Debatte im amerikanischen Kongreß zu dieser 
Problematik, auch zu diesen Bestimmungen, die wir 
heute diskutieren. Senator John Glenn aus Ohio sagte 
z. B. während einer Anhörung im Verteidigungsaus-
schuß des Senats, er sei erschrocken, wie wenige es 
wüßten, auch in den europäischen Parlamenten, daß 
der INF-Vertrag und alle ihn begleitenden Abkom-
men nicht einen einzigen atomaren Sprengkopf besei-
tigen würden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der Senator Helms 
hat es gesagt!) 

Der amerikanische Verteidigungsminister Carlucci 
erklärte John Glenn gegenüber, daß dies auf amerika-
nische Veranlassung hin so vereinbart worden sei. In 
einer frühen Phase der Verhandlungen, fügte er 
hinzu, sei überlegt worden, die Sprengladungen zu 
demontieren, in ihre Komponenten zu zerlegen und 
das spaltbare Mate rial auszusondern. Doch nach Aus-
sagen Robert Barkers, Assistent von Carlucci, werden 
die Sprengköpfe nicht in ihre Bestandteile zerlegt, 
sondern als Ganzes wiederverwendet. 

Die Argumente Carluccis für die Wiederverwen-
dung der INF-Gefechtsköpfe wurden immer abenteu-
erlicher, als er darauf verwies, daß das Energiedepart-
ment — ich zitiere — aus Furcht vor möglichen Eng-
pässen bei der Herstellung von neuem Plutonium in 
der 90er Jahren die Wiederverwendung der nukle-
aren Sprengköpfe empfehle. Als Beispiel, Herr Gen-
scher: Pershing-II-Gefechtsköpfe für das Nachfolge-
system der Lance-Rakete und die Cruise-Missiles-Ge-
fechtsköpfe für die seegestützten Marschflugkörper. 

Während wir uns hier über möglichst wirksame In-
spektionen zur Verwirklichung des INF-Abkommens 
unterhalten, bleibt festzustellen, daß die Atomge-
fechtsköpfe der abgezogenen Raketen mit ihrem Plu-
tonium auf neue, sogenannte modernisierte Waffen-
systeme wandern werden oder in den großen Pluto-
niumlagern der Supermächte auf eine Neuverwen-
dung im Abschreckungssystem warten. Die am 8. De-
zember 1987 geweckten Hoffnungen der Menschheit 
auf einen ersten, bescheidenen psychologischen An-
fang bei der Verminderung der Atomkriegsgefahr 
werden, so meine ich, schwer enttäuscht. 

Nicht weniger schlimm ist es, daß, während wir uns 
hier den Kopf über Inspektionsdetails, über Befug-
nisse der Inspektoren und über die Anzahl der jährli-
chen Inspektionen den Kopf zerbrechen, die NATO, 
durch keine Inspektion gehindert, neue, als ,,Moder-
nisierung" getarnte Aufrüstungsschritte beschließt. 
Ich meine, sie hat sie auch längst psychologisch vor-
bereitet. Ein Grund für diese Planungen ist auch die 
Absicht, während der Ratifizierungsdebatte die Kriti

-

ker des INF-Abkommens zu beruhigen. Welche Ironie 
liegt doch in der Tatsache, daß ein noch so bescheide-
ner Abrüstungserfolg mit insgesamt mehr Rüstung auf 
atomarem, chemischem, wie wir jetzt hören, und kon-
ventionellem Gebiet erkauft werden muß. Dazu muß 
man nur noch Herrn Wörner anhören, der letzte Wo-
che sehr deutlich gesagt hat, was er dazu meint. 

Ich stimme Dr. Leipold, Leiter der Greenpeace

-

Kampagne für atomwaffenfreie Meere zu, wenn er 
feststellt: 

Das Abrüsten landgestützter Raketen wird da-
durch entwertet, daß gleichzeitig die Bewaffnung 
zur See mit Interkontinentalraketen und Marsch-
flugkörpern ausgebaut wird. 

Tatsächlich hat die internationale Abrüstungsdebatte 
die Nuklear-Armada auf den Ozeanen kaum berück-
sichtigt. Die Atommarinen der USA, der Sowjetunion, 
Großbritanniens, Frankreichs und Chinas verfügen 
über rund 16 000 Atomsprengköpfe. Trotz dieser Ge-
fahr haben sie sich bisher allen Rüstungskontrollver-
einbarungen entziehen können. Das ist um so unver-
ständlicher, als die Raketen der Atom-U-Boote keine 
elektronischen Schlüssel besitzen, die von der politi-
schen Führung kontrolliert werden könnten. 

Auch bei uns freilich wird — ganz im Gegensatz zu 
dem von dieser Debatte vermittelten Eindruck — 
mehr der ungebremsten Aufrüstung als ihrer Kon-
trolle und Eindämmung das Wort geredet. Sie, Herr 
Wörner, haben die Verstärkung der konventionellen 
Kampfkraft als unbedingt notwendig bezeichnet und 
erklärten in der „Süddeutschen" vom 12. April 
1988 — ich zitiere — : 

Wer bei uns einen Modernisierungsverzicht for-
dert, fordert die einseitige Abrüstung. 

Herr Wörner, es ist keine einseitige Abrüstung, einen 
Modernisierungsverzicht zu fordern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was wir hier in Europa und in der Bundesrepublik 
haben, ist so viel, daß das Argument, wir würden ent-
nuklearisiert, absolut falsch ist. Ich kann das nicht 
akzeptieren. 

Wenn der CDU-Militärstratege Lothar Rühl darauf 
verweist, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der ist von der FDP!) 

daß Atomwaffen auf deutschem Boden langfristig un-
ersetzlich sind, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der ist in der FDP!) 

dann habe ich hierzu wirklich keine Antwort mehr. 

Das paßt zum Schluß gut zu der Erklärung der 16 
NATO-Staats- und -Regierungschefs vom 3. März 
1988, die NATO halte am Konzept der atomaren Ab-
schreckung fest. — Im Westen also trotz Inspektions-
gerede, Herr Genscher, noch immer nichts Neues, 
auch wenn man nun verharmlosend von einer abge-
stuften, differenzierten Abschreckung spricht. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie der Abg. 
Frau Fuchs [Verl] [SPD] — Lowack [CDU/ 
CSU]: Von den GRÜNEN auch nichts 

Neues!) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir stehen mit der Debatte des heutigen 
Tages und mit dem Abkommen, um das es sich han-
delt, jenseits einer Schwelle, von der wir lange Jahre 
geglaubt haben, sie würde nicht überschreitbar sein. 
An diesen Punkt, an dem wir heute angekommen 
sind, Frau Kollegin Kelly, knüpfen sich Hoffnungen 
und Erwartungen auf weitere Schritte in dieser Rich-
tung. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Ich halte es für geradezu absurd und gefährlich, wenn 
diese Hoffnungen, die sich ja nicht auf unser Land 
beschränken, sondern in Ost und West geteilt werden, 
zerredet werden sollten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Voigt, ich stimme mit Ihnen darin 
überein, daß wir heute eine der wirklich seltenen Ge-
legenheiten haben, den Konsens im Hohen Hause 
festzustellen in einer Frage, die für die Zukunft unse-
res Landes, aber auch für die Zukunft Europas von 
entscheidender Bedeutung ist. Ich freue mich dar-
über, daß es so ist, wenn wir auch bei der Debatte dar-
über, welche Schritte nun weiterhin erfolgen müssen 
und wann und wie die Hoffnungen realisiert werden 
können, die sich an diesem Tag und an die damit 
sichtbar gewordene Entwicklung knüpfen, unter-
schiedliche Ansichten vertreten. 

Dialog und Kooperation, Herr Bundesaußenmini-
ster, das haben Sie heute morgen gesagt, müssen an 
die Stelle von Konfrontation treten. Ich ergänze das, 
indem ich sage: Unsere Aufgabe in der Bundesrepu-
blik, im Bündnis, aber im Grunde genommen auch die 
Aufgabe in Ost und West wird es sein, nach gemein-
samen Interessen über die Grenzen hinweg zu suchen 
und sich Gedanken darüber zu machen, was im Inter-
esse der Menschen in beiden Blöcken — wenn ich das 
einmal vereinfachend so sagen darf — liegen kann 
und muß. 
Herr Kollege Voigt, Sie haben gesagt, eine Gesamt-

konzeption der NATO sei nicht vorhanden. Ich be-
streite das. Natürlich haben wir eine Konzeption der 
NATO. Wir haben sie in der Vergangenheit gehabt. 
Aber wir haben sie jeweils weiterentwickelt. Ich 
glaube, die Aufgabe wird sein, unsere Gesamtkon-
zeption auf Grund der neuen Gegebenheiten neu zu 
entwickeln. Ich erinnere an die Entwicklung von der 
massiven Vergeltung zur flexiblen Antwort. Sicher-
lich kann die Strategie der NATO von den Entwick-
lungen, die sich jetzt abzeichnen, nicht unbeeinflußt 
bleiben. 
Die Frage, die sich heute auch auf Grund der Ein-

lassungen der Opposition ergibt, ist nun tatsächlich 
die: Wie verfahren wir weiter? Wie werden wir dahin 
kommen, daß konventionelle Stabilität erreicht wird? 
Wie werden wir erreichen, daß chemische Waffen tat-
sächlich beseitigt, geächtet, nicht mehr hergestellt 
und dort, wo sie lagern, vernichtet werden? 
Der Vertrag, über den wir heute in einem Teilbe-

reich, dem Teilbereich der Inspektionen, reden, der 

INF-Vertrag, ist tatsächlich der erste Abrüstungsver-
trag, der zur Vernichtung von Kernwaffen führt, nicht 
nur zu ihrer Begrenzung, zur Vernichtung einer gan-
zen modernen Waffenkategorie. Er ist zugleich der 
erste Vertrag, der asymmetrische Abrüstung verlangt. 
Es ist der erste Vertrag, der durch umfassende Kon-
trollen und Verifikationsverfahren die Durchführung 
seiner Zielsetzungen regelt. 

Das gilt natürlich auch in bezug auf die Gefechts-
köpfe, wenn ich atomare Waffen insgesamt sehe, Frau 
Kelly. Denn die entscheidende Frage ist doch, ob die 
Trägersysteme beseitigt und vernichtet werden. Was 
soll eigentlich die Vorstellung von einem Arsenal vor-
handener atomarer Gefechtsköpfe, wenn auf der an-
deren Seite sichergestellt ist, daß die Trägersysteme 
nicht mehr vorhanden sind? 

Ich sage noch einmal: Zerreden wir nicht das, was 
sich hier an Hoffnungen abzeichnet! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nur, Herr Kollege Voigt, ich muß ganz ausdrücklich 
die Frage stellen: Dient eigentlich derjenige dem wei-
teren Fortschritt in diesem Zusammenhang, der im 
gegenwärtigen Zeitpunkt die Frage der Modernisie-
rung atomarer Kurzstreckensysteme in Europa in den 
Mittelpunkt der Diskussion stellt? 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Wann hätten Sie es 
denn gern?) 

Ist das eine Frage, über die wir heute zu entscheiden 
haben? 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Sehr bald!) 

Ich will Ihnen dazu, Frau Kollegin Fuchs — — 

(Horn  [SPD]: Das sagt doch der Verteidi

-

gungsminister. Das wissen Sie doch!) 

— Setzen Sie sich bitte mit jedem auseinander, Herr 
Kollege Horn, mit dem Sie wollen. Aber wenn Sie sich 
mit mir auseinandersetzen, dann setzen Sie sich mit 
meinen Argumenten auseinander. Darum möchte ich 
doch bitten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Horn  [SPD]: Aber ich will ja wissen, was 
diese Regierung eigentlich will, die Sie mit

-

tragen!) 

— Ich werde Ihnen sagen, was meine Auffassung und 
die Auffassung meiner Fraktion und damit die Auffas-
sung der Regierung zu dieser Frage ist. 

(Lachen bei der SPD — Horn [SPD]: Da bin 
ich aber neugierig!) 

Sie haben heute morgen den Bundesaußenminister 
gehört. Wenn ich den Kollegen Voigt richtig verstan-
den habe, war er mit seinen Ausführungen einver-
standen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Nicht mit allen, 
aber mit vielen!) 

Aber wenn wir uns jetzt etwa über die Frage der 
Modernisierung unterhalten, dann möchte ich einmal 
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zwei Zeiträume in unsere Überlegungen einbeziehen, 
die sich auf Grund der gegenwärtigen Vertragslage, 
vor der wir stehen, in die Zukunft hinein erstrecken. 
Es wird drei Jahre dauern, bis nach dem INF-Vertrag 
die letzte Mittelstreckenrakete beseitigt ist. Das 
heißt, es ist nicht so, daß von heute auf morgen eine 
Denuklearisierung stattfindet. 
Wir haben darüber hinaus die Aussage der USA-

Regierung, daß die Lance-Raketen bis Mitte der 90er 
Jahre — so wörtlich bei den Konsultationen in Wa-
shington — einsatzbereit sein werden. Das heißt, wir 
haben einen Zeitraum vor uns, in dem wir uns auf das 
konzentrieren können, was sich in Wien abzeichnet 
und was dort verhandelt wird. Das Mandat zur Ver-
handlung über den Abbau konventioneller Rüstung 
scheint in diesem Jahr erreichbar zu sein. 
Wir haben Zeit, in die Zukunft hinein zu wirken, um 

auch bei den chemischen Waffen das zu erreichen, 
was wir ja gemeinsam wollen, nämlich ihre Ächtung, 
ihre Beseitigung und die Verhinderung jeder weite-
ren Produktion dieser Waffen. Nutzen wir doch diese 
Jahre, und reden wir in dem gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht über eine Modernisierung, von der ich be-
fürchte, daß sie, wenn sie zum gegenwärtigen Zeit-
punkt stattfände — — 

(Horn  [SPD]: Das müssen Sie an die Adresse 
der Regierung sagen!) 

— Lassen Sie mich bitte ausreden, Herr Kollege Horn. 
Sie können sich ja selbst zu Wort melden, wenn Sie 
dazu etwas zu sagen haben. 

(Horn [SPD]: Das tue ich ja nachher! Ich 
werde Ihnen auch die Adressen nennen!) 

Ich befürchte, daß ein Gerede — wie es ja nicht 
zuletzt der Vorsitzende Ihrer Fraktion aus den USA 
mitgebracht hat — über eine Modernisierung dieser 
Kurzstreckenwaffen 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das waren Informa

-

tionen!) 
die Möglichkeiten des Abbaus von konventionellen 
und chemischen Waffen nicht erleichtert, sondern er-
schwert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehmke? 

Ronneburger (FDP): Bitte. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Kollege Ronnebur-
ger, darf ich Sie fragen, ob Sie die Äußerungen des 
scheidenden Herrn Verteidigungsministers und der 
Generalität zu diesem Thema gelesen haben, 

(Horn [SPD]: Ja, Wellershoff!) 
die jetzt jeden Tag zu hören sind, daß nämlich diese 
Modernisierung erforderlich sei? Hier besteht doch 
ein völliger Widerspruch zwischen dem Verteidi-
gungsministerium und dem Außenministerium. 

Ronneburger (FDP): Dann haben wir die Äußerun-
gen des Verteidigungsministers sehr unterschiedlich 
verstanden. Ich kenne jedenfalls keine Äußerung des 

Verteidigungsministers dahin gehend, wir müßten 
jetzt die Modernisierung der atomaren Kurzstrecken-
waffen in Angriff nehmen. Er hat sich, wenn ich den 
Herrn Kollegen Dr. Wörner richtig verstanden habe, 
darauf konzentriert — und darin stimme ich ihm zu —, 
daß die Option einer Modernisierung in die 90er Jahre 
hinein aufrechterhalten werden muß, und wenn ich 
den Kollegen Voigt heute richtig verstanden habe, 
dann lehnt er diese Option auch nicht ab. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ich bin für eine 
dritte Null-Lösung! — Dr. Scheer [SPD]: Das 

ist falsch, was Sie sagen!) 

— Streiten wir uns nicht über Interpretationen, son-
dern setzen wir uns darüber auseinander, auf wel-
chem Wege das erreicht werden kann, was ganz of-
fensichtlich unser gemeinsames Ziel ist! 

Für uns ist Abrüstung nicht etwa gleichbedeutend 
mit einer Gefährdung unserer Situation, vielmehr ist 
jede Möglichkeit, zusätzliche Bedrohung abzubauen, 
eine Verbesserung unserer eigenen Situation. Meine 
Überzeugung ist, daß wir unser Augenmerk bei aller 
Bündnissolidarität sehr darauf richten müssen, was 
denn unsere, was denn die unmittelbaren europäi-
schen Interessen sind. Deswegen ist es unser Ziel, 
Herr Kollege Voigt, konventionelles Gleichgewicht 
nicht durch Aufrüstung, durch zusätzliche Anstren-
gungen auf unserer Seite zu erreichen, sondern durch 
das, was auch Sie genannt haben: asymmetrische Ab-
rüstung, in stärkerem Maße also dort, wo die größere 
Zahl von Waffen vorhanden ist. 

Ich komme auf etwas zurück, was ich einleitend 
kurz bemerkt habe, nämlich auf die Frage: Ist es mög-
lich, gemeinsame Interessen in Ost und West festzu-
stellen und auf dieser Grundlage die weitere Entwick-
lung zu bestimmen? Es ist ja wohl keine Frage, daß 
auch der Osten, daß Gorbatschow und sicherlich nicht 
der allein daran interessiert ist, die Lasten des gegen-
wärtigen Rüstungsniveaus zu reduzieren, um andere 
Ziele in seinem Staat und in seinem Bereich verfolgen 
zu können. Hier ergänzen sich die Interessen in Ost 
und West. Deswegen bin ich in bezug auf das, was 
sich weiterhin ereignen, was sich weiterhin auch in 
anderen Schritten der Abrüstung entwickeln wird, 
hoffnungsvoll. 

Die Verifikation, über die wir heute an sich im Kern 
reden, ist eine alte Forderung des Westens. Verifika-
tion bei konventionellen Waffen, bei chemischen Waf-
fen mag schwieriger sein als gerade bei dieser Waf-
fenkategorie, aber kann man auf einen als notwendig 
erkannten Weg verzichten, wenn man gleichzeitig 
davon überzeugt ist, daß jeder andere Weg eine Ge-
fährdung des Friedens und damit eine Gefährdung 
der Zukunft nicht nur Europas, nicht nur Deutsch-
lands, sondern unter Umständen der Menschheit be-
deuten könnte? 

Verifikation ist bei chemischen Waffen zugegebe-
nermaßen eine schwierige Frage, etwa wenn man an 
den Einsatz dieser Waffen im Golfkrieg denkt. Nach 
offiziellen Schätzungen, übrigens auf beiden Seiten, 
würde eine Beseitigung der chemischen Waffen einen 
Zeitraum von etwa zehn Jahren in Anspruch nehmen. 
Warum sollte man sich nicht auf eine Lösung einlas-
sen, die etwa bedeuten würde, daß nach fünf Jahren 
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eine Überprüfung stattfindet, ob die Verifikation tat-
sächlich den Erfolg gehabt hat, den wir uns davon 
versprechen? 

Herr Kollege Voigt, wenn wir auf den Komplex der 
waffenfreien Zonen in Europa zurückkommen, muß 
ich Ihnen sagen: Atomwaffenfreie Zonen in Europa 
würden ihren Sinn nur dann erfüllen, wenn die Waf-
fen wirklich zerstört, beseitigt werden, die heute in 
diesen Zonen stehen, nicht aber, wenn diese Waffen 
nur untereinander auseinanderrücken und weiterhin 
die angeblich freie Zone bedrohen. 

Bei den chemischen Waffen sehe ich mit dem Bun-
desaußenminister die große Gefahr, daß durch eine, 
wenn auch nur vorläufige Beschränkung auf eine sol-
che chemiewaffenfreie Zone in Europa das Interesse 
an der wirklich weltweiten Beseitigung in den Hinter-
grund geraten könnte. 

Wir haben alle Veranlassung, uns darauf zu kon-
zentrieren, daß wir weltweit weniger Waffen haben, 
daß Invasionsfähigkeiten beseitigt werden, Fähigkei-
ten zu Überraschungsangriffen. Damit würde die Si-
tuation in der Welt in einer Weise entspannt, von der 
wir vor kurzer Zeit noch nicht geglaubt haben, daß sie 
überhaupt in erreichbarer Nähe sein könnte, von der 
wir heute aber annehmen können, daß sie erreichbar 
sein wird. 

Es wird parallele Verhandlungen über ausgewo-
gene Reduzierungen bei allen Waffensystemen ge-
ben. Wir werden, wie ich hoffe, zu einem Zustand der 
Stabilität kommen, der den Menschen in Europa, den 
Menschen auch in unserem Lande ein Leben ohne 
Angst ermöglicht. Ich sehe eine Entwicklung mit Hoff-
nung, nicht mit Gewißheit, heranreifen, in der wir in 
Europa nicht nur den Zustand des Nichtkrieges ha-
ben, sondern einen Zustand des Friedens, der auf ge-
genseitigem Vertrauen und der Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit über die gegenwärtige Blockgrenze 
hinweg seine Basis findet und auf ihr beruht. 

Das ist das Ziel, das mit dem heutigen Vertrag einen 
Schritt näher in greifbare Entfernung rückt. Es ist zu-
gleich das Ziel, an dem weiterzuarbeiten sich nicht 
nur lohnt, sondern ein Ziel, das zu erreichen wirklich 
unsere gemeinsame, unverzichtbare Aufgabe ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir begrüßen den Ab-
schluß des INF-Vertrages zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion. Wir betrachten ihn als 
einen Anfang. Wir sagen immer wieder, daß die Abrü-
stung weitergehen muß; das ist selbstverständlich. 

Wir finden es auch richtig, meine Damen und Her-
ren, daß die Bundesregierung mit der beschleunigten 
Zuleitung des Zustimmungsgesetzes zu dem Vertrag 
vom 11. Dezember des letzten Jahres zwischen den 
USA und den westeuropäischen Staaten, in denen 
Pershing II stationiert sind, dokumentiert, daß sie be-
reit ist, ihren Teil zur Durchführung dieses Vertrages 
zu leisten. 

Ich will den Schwerpunkt meiner Ausführungen auf 
das Ratifikationsverfahren legen, weil wir hier einige 
Bedenken haben, die ausgeräumt werden müssen, 
aber zunächst einige weitergreifende Feststellungen 
voranstellen. 

In meiner Heimat Baden-Württemberg liegen be-
sonders viele Raketenstandorte mit USA-Pershing-II- 
Raketen: Heilbronn-Waldheide beispielsweise, Mut-
langen bei Schwäbisch Gmünd. Nicht nur dort, aber 
auch dort freuen sich alle Bürgerinnen und Bürger, 
daß wenigstens diese Raketen bald wegkommen und 
die Atomsprengköpfe wenigstens abgezogen werden. 
Sie erwarten mit uns, daß der Abrüstungsprozeß wei-
tergeht. 

Daß die Pershing II abgezogen werden, ist nicht nur 
das Verdienst der vertragschließenden Staaten und all 
derer, die in diesem Hause hier diesen Vertragsab-
schluß unterstützt, befördert oder gefordert haben. 
Nein, dieser Abzug ist zugleich Verdienst all jener in 
der Friedensbewegung, die in den vergangenen Jah-
ren in langen, geduldigen und friedlichen Demonstra-
tionen und Aktion dazu beigetragen haben, sichtbar 
und unüberhörbar zu betonen, daß sie sich mit Mas-
senvernichtungswaffen und ihrer Stationierung nie-
mals abfinden werden. 

(Zuruf des Abg. Lamers [CDU/CSU]) 

— Herr Lamers, jetzt werden Sie doch nicht so schnell 
nervös! 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, an die-
ser Stelle deshalb hinzufügen: Es schmerzt sehr, daß 
Sie und die Bundesregierung, wie man hört, immer 
noch Pläne weiterverfolgen, durch eine Verschärfung 
des Strafrechtes sicherzustellen, daß Demonstrie-
rende in jedem Fall wegen Nötigung belangt werden 
sollen, die in zeitlich eng begrenzten, unstreitig f ried-
lichen und gewaltlosen symbolischen Sitzblockaden 
auf diese Massenvernichtungsmittel vor Raketen-
standorten hingewiesen haben. Wir halten diesen 
Weg für falsch. Das betone ich gerade in diesem Au-
genblick. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir, Herr Lamers, ermutigen nicht nur alle Demon-
strierenden, ihre Meinung f riedlich zum Ausdruck zu 
bringen, sondern auch alle jene Richter, die solche 
friedlichen Demonstrationen eben nicht als Gewalt 
oder Gewaltandrohung bestrafen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Jetzt aber, meine Damen und Herren, zum Ver-
tragstext, wie angekündigt. Vereinbarte Kontrollier-
barkeit und Kontrolle der Durchführung eines Vertra-
ges sind notwendig. Beides kann unstreitig helfen, 
Vertrauen zu schaffen. Das am 11. Dezember des letz-
ten Jahres abgeschlossene Inspektionsabkommen 
soll dies bewirken, und Art. 1 des Zustimmungsgeset-
zes hält den nach Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
unserer Verfassung, vorgeschriebenen Weg der Zu-
stimmung und Umsetzung in das innerstaatliche 
Recht auch ein. Wir halten ihn deshalb für akzepta-
bel. 

Gegenüber der Sowjetunion indes wurde — so zei-
gen Art. 2 des Gesetzentwurfs, die Denkschrift und 
die Anlage dazu — ein ganz anderer Weg gewählt. 
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Hierfür, Herr Bundesaußenminister, mag es gute 
Gründe geben. Festzuhalten ist jedoch, daß dem Bun-
destag heute ein zustimmungsfähiger Vertrag nicht 
vorliegt. Art. 2 des Entwurfs des Ratifikationsgesetzes 
enthält denn auch die Ermächtigung zu einer Rechts-
verordnung, durch die die Bundesregierung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates eine noch abzuschlie-
ßende völkerrechtliche Vereinbarung mit der Sowjet-
union in Kraft setzen kann, die Inspektionen, wie es 
dort heißt, „im Rahmen und nach Maßgabe" des INF-
Vertrages, auf den Art. 1 des Gesetzentwurfs Bezug 
nimmt, gestattet. 

Dieses Verfahren, Herr Bundesaußenminister, ist 
ungewöhnlich und problematisch. Unser Grundge-
setz enthält klare Regelungen über die Zustimmung 
zu völkerrechtlichen Verträgen und zur Transforma-
tion in innerstaatliches Recht. Dieses Verfahren, 
nämlich Vorlage eines unterzeichneten Vertrags und 
dann gesetzliche Zustimmung durch das Parlament, 
macht Sinn. So werden nämlich die verfassungsmäßi-
gen Befugnisse sowohl der Regierung wie auch des 
Bundestages gewahrt. 

Wenn die Bundesregierung jetzt in zweifacher 
Weise davon abweicht, so wird dies verändert werden 
müssen. Der Vertrag liegt nicht vor, und das Zustim-
mungsgesetz in Art. 2 wird durch eine Ermächtigung 
ersetzt. Erklärungsbedürftig ist sowohl das eine wie 
auch das andere. Herr Bundesaußenminister, die Er-
setzung des Zustimmungsgesetzes durch eine Er-
mächtigung, wie sie Art. 2 des Ratifikationsgesetzent-
wurfs vorsieht, können wir so nicht akzeptieren. 

Natürlich weiß ich, daß wir auch schon früher über 
solche Fragen haben streiten müssen. Offensichtlich 
neigen Bundesregierungen dazu, ihren Befugnis-
spielraum auch über die Grenze des eben noch Hin-
nehmbaren auszuweiten. Wir haben uns beispiels-
weise im Rechtsausschuß schon häufiger gerade mit 
den Juristen Ihres Ministeriums darüber auseinander-
setzen müssen. Ich erinnere an jenen geplanten Tief-
seebergbauvertrag von 1982 — jene berühmten Man-
ganknollen — , zu dem uns ein Abschlußermächtigun-
gen enthaltendes Ratifikationsgesetz ganz eigener 
Art vorgelegt worden war. Damals haben nicht nur wir 
Sozialdemokraten erhebliche verfassungsrechtliche 
Bedenken deutlich gemacht, nein, auch die Kollegen 
der CDU haben dies getan. Insbesondere darf ich den 
damaligen CDU-Obmann im Rechtsausschuß erwäh-
nen, den heutigen Bundesverfassungsrichter Profes-
sor Klein. 

Wir haben damals auch festgehalten, daß das in die-
sem Fall ausnahmsweise gerade noch unter schwer-
sten Bedenken tolerierte Verfahren in Wiederho-
lungsfällen nicht gelten dürfe und daß wir es auch in 
Zukunft nicht gelten lassen wollten, weil sonst Präze-
denzfälle für die Umgehung, Aufweichung oder Mini-
mierung der Rechte des Parlaments geschaffen wür-
den. 

Das Auswärtige Amt, Herr Bundesaußenminister, 
das jenes merkwürdige Verfahren vorgeschlagen 
hatte, hat darauf folgendes erwidert — ich wäre Ihnen 
jetzt sehr dankbar, wenn Sie dies zur Kenntnis neh-
men könnten — : Der Vortragende Legationsrat Erster 
Klasse, Herr Eitel, hat damals erwidert: Jawohl, das 
sei so, das könne sicherlich festgehalten werden, auch 

Beamte seien lernfähig, und die Beteiligten hätten 
das, was sie im Zusammenhang mit dem Mangan-
knollenabkommen gelernt hätten, natürlich nicht ver-
gessen. Uns Parlamentarier hat das damals ermu-
tigt. 

Um so erstaunter sind wir jetzt allerdings, daß Art. 2 
des Zustimmungsgesetzes genau dieses Verfahren 
wieder vorsieht. Und hier wollen wir Änderungen. 

Richtiger wäre es ohne Zweifel gewesen, zuerst die 
Vereinbarung abzuschließen wie gegenüber den USA 
und dann ein Gesetz zur Zustimmung durch das Par-
lament zu verabschieden. Aber, Herr Bundesaußen-
minister, sollte dieses Verfahren aus Gründen, über 
die Sie uns informieren müssen, den Vertrag, den wir 
ja wollen, unmöglich machen, dann muß gemeinsam 
nach einem Weg gesucht werden, der die Zustim-
mungsrechte des Parlaments in einwandfreier Weise 
wahrt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf einmal diesen etwas komplizierten Vor-
gang in ein alltägliches Bild übersetzen: Der von Ih-
nen vorgesehene Weg mutet uns zu, zunächst einmal 
als Bundestag einen Blankoscheck zu unterzeichnen, 
in den dann die Bundesregierung den Betrag einset-
zen darf. Genau dies wollen wir nicht. 

Nun können und werden Sie auch sagen, daß die 
Noten des Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik 
Deutschland und die Antwortnote der Botschaft der 
UdSSR, die zu einer Vereinbarung zwischen beiden 
Ländern führen sollen, die mit dem INF-Vertrag in 
Kraft tritt, in der Anlage beigefügt sind. Um im Bild zu 
bleiben: Die Bundesregierung zeigt damit ihre Bereit-
schaft, den Betrag zu nennen, den sie hinterher in den 
Blankoscheck einsetzen will. 

(Zuruf von der FDP: Na also!) 

Aber das reicht eben nicht aus. — Das „Na also" hätte 
vielleicht von einem Mitglied der Bundesregierung 
kommen dürfen, aber nicht von einem Vertreter die-
ses Parlaments; denn es geht genau um dessen 
Rechte. Herr Kollege, bei der Wahrung der Rechte des 
Parlaments kann man wirklich nicht genau genug 
sein. 

Wir wollen nicht — um das ganz deutlich zu beto-
nen — , daß die Bundesregierung an Hand der Ratifi-
kation eines Vertrages, den wir wollen, mit Erfolg wie-
der einmal Schrittchen für Schrittchen — sozusagen 
durch die Hintertür — ihre innerstaatlichen Befug-
nisse weiter ausdehnt. Deswegen sagen wir Ihnen: 
Art. 2 des Ratifikationsgesetzentwurfes kann so nicht 
bleiben. 

(Zuruf von der FDP: Sie haben von Vertrauen 
gesprochen!) 

— Zu Ihnen als Person habe ich schon Vertrauen. Ich 
muß Ihnen aber sagen: Zwischen Bundesregierung 
und Bundestag habe ich das System der verfassungs-
mäßigen „checks and balances" , soweit wir sie haben, 
und der Kontrolle, viel lieber. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen aber auch noch den Weg andeuten, 
den wir für gerade noch akzeptabel halten würden, 
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wenn Sie uns das abweichende Verfahren gegenüber 
der Sowjetunion und den unterschiedlichen inner-
staatlichen Weg wirklich zwingend begründen kön-
nen. Wenn die im Anhang abgedruckten Noten den 
Vertragsinhalt wirklich abschließend umfassen und 
enthalten sollen, dann ist, Herr Bundesaußenminister, 
deren ausdrückliche Aufnahme in Art. 2 des Ratifika-
tionsgesetzentwurfes etwa in der Form, daß der Bun-
destag von ihnen zustimmend Kenntnis nimmt und 
die Bundesregierung dazu ermächtigt, eine Vereinba-
rung mit der Sowjetunion in Kraft zu setzen, die aus-
schließlich sie zum Inhalt hat, das Minimum dessen, 
auf dem der Bundestag bestehen muß. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die Grundlage des Ratifizie-
rungsgesetzes, um das es heute geht, ist zweifellos ein 
für uns besonders wichtiger Vertrag. Nach der Stock-
holmer Konferenz verpflichten wir uns erneut, In-
spektionen auf unserem Territorium zuzulassen. Die-
ser Vertrag enthält nicht nur die Verpflichtung, diese 
Inspektionen zuzulassen, sondern auch die, sie zu er

-

leichtern, diplomatische Rechte an Nichtdiplomaten 
zu erteilen, Transportmöglichkeiten zur Verfügung zu 
stellen, Fernmeldeverbindungen herzustellen und 
verschiedene Unterrichtungspflichten. Der Vertrag 
hat eine Gültigkeit von 13 Jahren. Wir hoffen, daß das 
kein schlechtes Omen sein wird, sondern daß das eher 
eine Glückszahl ist. Ich habe keinen Zweifel, daß wir 
Deutsche uns als gute Gastgeber erweisen werden. 
Der Text ist mit den Verbündeten koordiniert. 
Sehr verehrte Frau Kollegin Däubler-Gmelin, die 

Problematik, die Sie angesprochen haben und die wir 
grundsätzlich anerkennen, wird bei den Ausschußsit-
zungen sicher eine Rolle spielen. Ich möchte Sie aber 
darauf hinweisen, daß Ihr Kollege Bahr gestern in der 
Sitzung des Unterausschusses „Abrüstung und Rü-
stungskontrolle" noch der Auffassung war, man 
könne in einer Sitzung mit dem Gesamtproblem fertig 
werden, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das kann 
man sicher!) 

und deswegen fast euphorisch gesagt hat, bereits 
nächste Woche könnten wir uns darüber abschließend 
unterhalten. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das kommt 
darauf an, ob wir mit Ihrer Zustimmung 
Art. 2 verändern! Dann geht es ganz 

schnell!) 
— Wir werden es in den Ausschüssen beraten. 
Vor allen Dingen ist anzuerkennen — das möchte 

ich ausdrücklich herausstreichen — , daß die Bundes-
regierung eine direkte vertragliche Verpflichtung 
der Sowjetunion eingeholt hat, sich streng an die Be-
stimmungen über die Inspektion und ihre Begrenzung 
zu halten. Herr Bundesaußenminister, es ist schon fast 
mutig, daß wir das gleich mit einem Notenwechsel 
begründet haben. 

Allerdings ist eines schade: Daß diese Vereinba-
rung leider nicht das Grundprinzip des „do ut des" 
enthält, das eigentlich ein wichtiges Vertragsprinzip 
ist. Deswegen möchte ich anregen, daß wir uns doch 
einmal Gedanken machen, ob es nicht möglich ist, 
auch die Grundlage dafür zu geben, daß deutsche 
Inspektoren mit beteiligt werden. Warum soll eigent-
lich bei diesem Vertrag, der uns berührt und bei dem 
wir unsere Souveränität einschränken, die Inspektion 
nur auf amerikanischen oder sowjetischen Inspekto-
ren aufgebaut sein? 

Ich bin also schon der Auffassung, daß wir in Zu-
sammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von Ame-
rika und der Sowjetunion festlegen sollten, daß auch 
Deutsche mitbeteiligt sind; denn eines ist vorauszuse-
hen: Es wird in Zukunft — auch bei den weiteren Ver-
handlungen, die anstehen — das Inspektoren-Know-
how eine ganz wichtige Rolle spielen. Wir brauchen 
Leute, die auch dieses Instrumentarium kennen, und 
ich bitte darum, Herr Bundesaußenminister, daß wir 
das durchaus einmal ins Auge fassen. Ich werde auch 
das in die Ausschußberatungen mit einbringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ver-
abschiedung des Ratifizierungsgesetzes ist ein Akt 
des Vertrauens, der diesmal auch in der Verantwor-
tung des Parlaments liegt. Es ist ein Vertrauen, das 
dem INF-Abkommen zugrunde liegt. Wir müssen 
aber erneut festhalten: Mit der Durchführung und 
auch schon mit dem Abschluß des INF-Abkommens 
— letzteres, weil damit ein Stationierungsstopp ver-
bunden war — haben wir einen Teil unserer Sicher-
heit durch das Prinzip Hoffnung ersetzt, und wir kön-
nen nur hoffen, daß das keine Illusion war. 

Wir entziehen mit der Einräumung der Inspektions-
rechte darüber hinaus einen Teil unseres militärisch 
einplanbaren Raumes einer gewissen Verfügungsge-
walt. Angesichts der Größenverhältnisse der Territo-
rien ist das für uns vergleichsweise problematisch. 
Wenn ich Inspektoren in ein bestimmtes Gebiet hin-
einlasse, ist dieses Gebiet für mich in der militärischen 
Planung nicht mehr so nutzbar. Vertrauen und Vorlei-
stung können aber nicht die einzigen Prinzipien unse-
rer Sicherheit sein, vor allem dann nicht, wenn sie sich 
bisher nur auf Worte, leider nicht auch auf Taten auf 
der anderen Seite stützen können bzw. wenn die Ta-
ten auf sowjetischer Seite — auch das muß herausge-
stellt werden — bislang keinerlei Vertrauen rechtfer-
tigen. Drei Jahre Gorbatschow bedeuten bislang nur 
Aufrüstung in allen militärischen Bereichen, und wir 
müssen festhalten, daß die ohnehin weit überlegene 
Kampf- und Feuerkraft der Sowjetunion nochmals 
aufgestockt wurde und daß die Militärdoktrin bisher 
noch nicht geändert wurde. Selbst wenn wir Gorba-
tschow unterstellen wollen, daß er es gut und besser 
meint, entspricht dies eben bisher der Herrschafts-
struktur in der Sowjetunion. 

Wir, die Bundesrepublik Deutschland, haben vor 
Jahrzehnten auf die Herstellung von Atomwaffen ver-
zichtet. Wir haben auf die Verbreitung von Atomwaf-
fen verzichtet. Damit haben wir auch ein Recht darauf, 
zu verlangen, daß endlich etwas geschieht, daß nicht 
nur verhandelt und geredet wird. Vielleicht kann das 
auch einmal der Sowjetunion klargemacht werden. Es 
ist jedenfalls ein Anliegen des ganzen Deutschen 
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Bundestages, darauf hinzuweisen. Wir wollen keine 
Angebote, bei denen auch der Dümmste merkt, daß 
sie kein Mehr, sondern ein Weniger an Sicherheit 
bedeuten würden. Auch die letzten Vorschläge des 
Warschauer Paktes aus Sofia waren nicht so hinrei-
ßend, daß wir sagen könnten, sie wären eine Grund-
lage für weitere Verhandlungen. 

Ich meine damit auch die Einseitigkeit im Denken 
und in der offiziellen Polemik, die wir aus der Sowjet-
union heraus, z. B. durch Radio Moskau, immer noch 
hören, mit der ständig verdeckt wird, daß die Sowjet-
union auch ihre Kurzstreckensysteme modernisiert 
und diesen Modernisierungsprozeß niemals abge-
stoppt hat, gleichzeitig aber von uns verlangt, auf jeg-
liche Modernisierung zu verzichten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir soll-
ten nicht vergessen und immer wieder herausstellen, 
daß die NATO mit den Beschlüssen in Montebello 
1983 eine wesentliche Abrüstung ihrer nuklearen Po-
tentiale beschlossen und auch durchgeführt hat und 
daß die andere Seite dieser Entscheidung die war, zu 
modernisieren. 

Die Bundesregierung hat in der Zwischenzeit in 
Vorbereitung des Gesamtkonzepts der NATO einen 
Vorschlag unterbreitet, der auf gleichen militärischen 
Stärken aufbaut. Wir begrüßen diesen Vorschlag, weil 
er der richtige Ansatz ist und viele Probleme, die wir 
mit den MBFR-Verhandlungen erlebt haben, von 
vornherein ausschließen würde. Es ist erfreulich, daß 
diese Konferenz in der Zwischenzeit so weit vorberei-
tet ist, daß die Ziele und Methoden bereits feststehen. 
Es liegt nun an der sowjetischen Führung, nicht nur 
permanent Hoffnungen zu wecken, sondern ihnen 
auch gerecht zu werden. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wir haben bislang alles getan, was 
wir tun konnten. 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Kollegen! Die Behandlung unseres heutigen 
Tagesordnungspunktes bringt es mit sich, daß wir 
eine allgemeine Bewertung des INF-Vertrages vor-
nehmen. Ich stehe nicht an zu erklären: Die Bedeu-
tung des INF-Abkommens weiß nur der richtig einzu-
schätzen, der sich vergegenwärtigt, in welche gefähr-
liche Entwicklung Europa bei Scheitern der INF-Ver-
handlungen geraten wäre. Wenn wir die Situation in 
diesem Jahr mit der im Jahr 1983 vergleichen, dann, 
denke ich, ist die Erleichterung und die Zufriedenheit 
über das Zustandekommen dieses Abkommens mehr 
als berechtigt. 

Das Zustandekommen der Abrüstungsvereinba-
rung ist bekanntlich nicht zuletzt Ausdruck einer radi-
kalen Veränderung der sowjetischen Politik. Insofern 
ist es nach meiner Überzeugung keine Übertreibung, 
wenn wir den neuen sowjetischen Generalsekretär 
Michail Gorbatschow als Glücksfall in der Geschichte 
Europas bezeichnen. Seine radikalen Abrüstungsvor-
schläge, die Ansätze zu Demokratisierung des sowje-
tischen Staates im Rahmen der Perestroika und die, 
wenn auch vorsichtige kulturelle Öffnung nach Eu

-

ropa eröffnen für eine neue Politik auch auf deutscher 
Seite große Möglichkeiten. 

Erstaunlicherweise trifft das weitreichende Ange-
bot, das die Neuorientierung der sowjetischen Politik 
enthält, auf eine eher verhaltene Resonanz im We-
sten. Vor allem die klägliche und kleinkrämerische 
Art und Weise, wie auf westlicher Seite — man kann 
vielleicht sagen: auf mancher westlichen Seite — mit 
den Abrüstungsvorschlägen Gorbatschows umgegan-
gen wird, muß von uns entschieden kritisiert werden. 
Die mutige Idee eines atomwaffenfreien Europas als 
Vorstufe einer weltweiten Ächtung dieser Massenver-
nichtungsmittel sollte uns nicht beängstigen, sondern 
ermutigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für uns ist eine atomwaffenfreie Welt nun gewiß kein 
Schreckgespenst, Karsten Voigt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Habe ich auch nicht 
gesagt! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Für uns 

auch nicht!) 

Daß Herr Lamers hier wieder eine Darbietung gezeigt 
hat, bei der man eigentlich sagen muß, daß Sie immer 
noch in einer — entschuldigen Sie, Herr Lamers — 
bornierten Weise auf das Abschreckungsdenken 
fixiert sind, ist ein Tatbestand, mit dem wir uns viel-
leicht nicht näher beschäftigen müssen, der aber et-
was über Ihr rückwärts gewandtes Denken aussagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Vorschläge zu einem kontrollierten weltwei-
ten Verbot von Chemiewaffen bedürfen einer klaren 
Antwort aus dem Westen. Auch das ist ein Vorgang, 
den man nicht oft genug unterstreichen kann: Nach-
dem von sowjetischer Seite die Bereitschaft vorhan-
den ist, ein weltweites Chemiewaffenverbot st rikt zu 
kontrollieren, wird nun auf westlicher Seite, auf US-
amerikanischer Seite, eine Barrikade errichtet. Das ist 
ein Vorgang, den der Deutsche Bundestag auch genü-
gend zu würdigen hat. Ebenso sollte auf westlicher 
Seite endlich auf die Vorschläge der Sowjetunion zu 
konventioneller Abrüstung konkret eingegangen 
werden. Man kann sie ja kritisieren, aber es wäre doch 
längst an der Zeit, daß der Westen nun einmal konkret 
sagt, was denn seine Vorstellungen für konventionelle 
Abrüstung sind. 

Die Diskussion über die Bedeutung des INF-Ab-
kommens darf sich aber nicht auf die militärische 
Seite beschränken. Es ist auffällig, daß diese weitrei-
chende Abrüstungsvereinbarung insbesondere in der 
Bundesrepublik zu Irritationen und Verunsicherun-
gen geführt hat. Offenkundig dämmert es einigen, 
daß die Entfernung der gewohnten militärischen Sta-
bilisatoren die Legitimität der bisher propagierten 
Staatsräson ins Wanken bringt. Zweifellos gewinnen 
wir mit dem INF-Abkommen aber mehr und neue 
politische Handlungsspielräume. Wenn Abbau der 
militärischen Konfrontation eine neue politische Dy-
namik in Europa auslöst, heißt das, daß auch der Sta-
tus quo der letzten 40 Jahre in Bewegung kommen 
kann. Manche sehen darin vielleicht eher eine Ge-
fahr. Manche westlichen Machtverwalter scheinen 
eine demokratische Sowjetunion sogar als größere Be- 
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drohung zu empfinden als die Aufrechterhaltung der 
alten militärisch-diktatorischen Strukturen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Für uns kommt es aber darauf an, das überholte 

militärisch fixierte Denken in der Außenpolitik zu 
überwinden. Wer die geschichtlichen Lehren richtig 
versteht, vermag zu erkennen, daß militärische 
Stärke für die Deutschen stets politische Schwäche 
bedeutet hat. Selbst wenn wir vorsichtiger formulie-
ren, müssen wir wissen, daß ein großes Militärpoten-
tial der Deutschen ein Hindernis auf dem Wege zur 
Erreichung politischer Ziele ist und den politischen 
Handlungsspielraum verengt. 
Wir wollen gewiß nicht eine Abkehr von den Prin-

zipien eines republikanischen demokratischen Staa-
tes; ganz im Gegenteil. Deshalb sind vielleicht Vor-
stellungen einer Neutralisierung Mitteleuropas eher 
geeignet, Mißverständnisse zu wecken. Demilitari-
sierung Mitteleuropas, nicht Neutralisierung sollte 
deshalb unser Ziel sein. 
Die Deutschen als militärischer Machtkonkurrent in 

Europa haben stets nur Unheil ange richtet. Nicht auf 
militärische Machtmittel, sondern auf Vertrauen, auf 
die Plausibilität, auf die Anziehungskraft von Demo-
kratie, Freiheit und Solidarität sollten wir setzen. Das 
INF-Abkommen verändert die politische Statik Euro-
pas. Jetzt sind neue Entwürfe gefragt für die politische 
Gestalt Europas, für die bisher allenfalls Ideenskizzen 
vorliegen. 
Unsere Vision ist ein Europa, dessen Strukturprinzi-

pien Freiheit, Demokratie und Solidarität sind. Europa 
als kulturelle, nicht militärische Großmacht — das ist 
ein Ziel, für das es sich zu arbeiten lohnt und in dem 
die Jugend Europas einen neuen Lebenssinn finden 
kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Horn. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion hat den INF-Vertrag und seine erfreuli-
chen Ratifizierungschancen im amerikanischen Senat 
begrüßt. Für die landgestützten nuklearen Kurzstrek-
kenraketen fordert die SPD den beiderseitigen Ab-
bau. Unser Ziel ist ihre völlige Beseitigung, aber zu-
mindest die Beseitigung des völlig unerträglichen 
Kräfteverhältnisses von 15 : 1 oder 1 365 : 88 Syste-
men. Das werden Sie, meine Damen und Herren von 
der Koalition, ja wohl noch mitmachen wollen. Wir 
fordern einen Abbau durch Verhandlungen und au-
ßerdem, daß diese Kurzstreckensysteme während der 
Dauer der Verhandlungen nicht modernisiert wer-
den. 
Die SPD will den mit dem INF-Vertrag erzielten 

Durchbruch für Abrüstung und Rüstungskontrolle 
ausweiten und die Dynamik der Ost-West-Abrü-
stungsverhandlungen stärken — genau im Sinne des-
sen, wie es heute der Außenminister gesagt hat. 
Das erkennbare Umdenken der Sowjetunion in mi-

litärischen Fragen muß auf seinen Realitätsgehalt hin 
getestet werden, statt sich haltlosen Spekulationen 
hinzugeben, Gorbatschow könnte vielleicht doch 

noch wackeln. Die sowjetische Bereitschaft, auf die 
von uns geforderte Unfähigkeit zum Ang riff einzuge-
hen und sowohl Strategie als auch Streitkräfte dispo-
sitiv des Warschauer Pakts auf das Maß unseres Ver-
ständnisses von Verteidigung zurückzuführen, muß 
ausgelotet werden. 

Dieser politische Prozeß darf nicht durch neue nu-
kleare und konventionelle Rüstungsrunden unterlau-
fen werden. Es ist doch widersinnig, östliche Ange-
bote einer asymmetrischen Abrüstung auf gleiche 
Streitkräfteobergrenzen in Europa nicht einmal auf-
zugreifen, wenn man gleichzeitig eine Invasionsfä-
higkeit des Warschauer Pakts konstatiert — eine be-
sonders zweifelhafte Wortschöpfung von Herrn Wör-
ner, mit der er sich von allen sozialdemokratischen 
Verteidigungsministern unterscheidet. 

Nun hat der Warschauer Pakt im Appell von Sofia 
gesonderte Verhandlungen über die Verringerung 
taktischer Nuklearwaffen in Europa angeboten, und 
leider gibt es bei uns wieder keine Reaktion. Der 
Deutsche Bundestag hat am 15. Oktober 1987 be-
schlossen, daß nach dem Abschluß von Vereinbarun-
gen im INF-Bereich auch Verhandlungen über die 
landgestützten atomaren Flugkörper unter 500 km 
entsprechend dem Beschluß der NATO-Außenmini-
sterkonferenz in Reykjavik vom 12. Juni 1987 notwen-
dig sind. 

Wer an der nuklearen Rüstungsspirale dreht oder 
drehen läßt, hat jedoch keine politische Atempause, 
Herr Kollege Ronneburger. Oder glaubt der Kanzler 
etwa noch an seine Washingtoner Erklärung vom 
20. Februar, daß die Frage der Modernisierung dieser 
Waffen in der Reichweite 100 bis 500 km — ich zitiere 
wörtlich — „irgendwann zwischen 1992 und 1995" zu 
stellen ist? Seine Frage — Sie haben sie heute fast 
wörtlich wiederholt — : „Wer zwingt uns denn, heute, 
1988, über dieses Thema zu reden?" wurde jedenfalls 
von Herrn Wörner, wurde vom Generalinspekteur, 
wurde von Staatssekretär Rühl hinreichend beantwor-
tet, und leider negativ im Sinne dessen, wie wir uns 
politische Folgewirkungen wünschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Ronneburger, ich will darüber nicht 
unnützerweise streiten, aber es muß über die substan-
tiellen Fragen gestritten werden, damit hier nicht mit 
weißer Salbe über bestimmte Dinge gestrichen wird, 
die ausdiskutiert werden müssen. Da sagt am 11. Ap ril 
1988 in Hamburg der Verteidigungsminister wörtlich: 
„Wer darum bei uns einen Modernisierungsverzicht 
fordert, fordert die einseitige Abrüstung. " Es kommt 
noch dicker. Da sagt der Generalinspekteur — ihn 
zitiere ich nur, den Generalinspekteur greife ich nicht 
an; der Soldat steht unter dem P rimat der Politik; ich 
habe dies immer vertreten, dies ist unabdingbar not-
wendig; er vertritt infolgedessen die Position seines 
Ministers — in seinem Interview in der „Süddeut-
schen Zeitung" : „Ausgehend von diesen beiden Vor-
gaben, der politischen wie der technischen, meine ich, 
es wäre sinnvoll, die nukleare Komponente in Europa 
auf andere Qualitäten zu begründen, als die Lance sie 
heute hat, z. B. eine größere Reichweite, deutlich un-
ter 500 km." Hier wird mit falschen Beg riffen gehan-
delt. Es handelt sich nicht um eine Modernisierung, 
sondern hier wird eine völlig neue Qualität nuklearer 
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Waffen in die Entwicklung und möglicherweise in die 
Einführung gegeben, die einen neuen Rüstungsschub 
qualitativer und quantitativer Art eröffnet. Das ist der 
Punkt, über den gestritten werden muß. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Kriminell ist so et

-

was!) 

Deshalb, Herr Kollege Ronneburger, dürfen Sie hier 
keine Nebenkriegsschauplätze mit uns eröffnen. Ich 
sage Ihnen: Stärken Sie Ihrem Außenminister den 
Rücken, denn ihm stehen wir in dieser Frage wesent-
lich näher als dem, was Sie heute sagten und was der 
Kollege Wörner sagt. 

(Frau Däubler-Gmelin [SPD]: Jetzt ist Lo

-

wack ganz betreten!) 

Dagegen machte der Außenminister wiederholt 
deutlich, daß das politische Konzept der Abschrek-
kung durch ein Konzept der gemeinsamen oder, wie 
der Außenminister es nennt, der kooperativen Sicher-
heit ersetzt werden muß. Wir freuen uns darüber, daß 
wir uns — auch bei leicht veränderter Wortwahl — 
inhaltlich mit dem Außenminister in dieser Hinsicht 
übereinstimmen. So ist der INF-Vertrag auch ein 
Schritt in die richtige Richtung, um von einer gegen-
seitigen Verunsicherung zu einer gemeinsamen Si-
cherheit zu kommen. Wenn der Außenminister dieses 
sicherheitspolitische Konzept so weiterverfolgt, dann 
hat er ganz klar auch die Unterstützung der Sozialde-
mokraten. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch kurz 
auf folgende Punkte eingehen: Die Krisenstabilität ist 
das Problem der landgestützten Raketen. Warum also 
will die Bundesregierung darauf sitzen bleiben und 
sie auch noch modernisieren? Herr Kollege Ronnebur-
ger, ist es denn sinnvoll, die europaweiten Raketen 
abzubauen und dann die deutschlandweiten zu mo-
dernisieren? Ist es denn nicht so, daß das Ziel, von den 
Raketen auf beiden Seiten ganz wegzukommen, vor 
allem bedeutet, von einer instabilen und voraussicht-
lich krisentreibenden Situation wegzukommen? Geht 
es nicht darum, den Nuklearwaffen vielmehr wieder 
den Charakter der politischen Waffen zuzuweisen? 
Selbst in dem unwahrscheinlichen Fall, daß bei den 
Kurzstreckenraketen ein Kräfteverhältnis von 1 : 1 er-
reicht würde, blieben Einsatzflughäfen Schlüsselein-
richtungen der NATO unter der Raketendrohung. Ist 
es denn nicht so, daß die Raketenmodernisierung 
dann zum Zugzwang führt, eine Raketenabwehr auf-
zubauen, also Herrn Wörners erweiterte Luftverteidi-
gung legitimiert? Wäre das nicht so ziemlich identisch 
mit einem Teil des SDI-Konzepts, und stünde dies 
überhaupt in irgendeinem vertretbaren Kosten-Nut-
zen-Verhältnis. 

Schließlich: Herr Wörner, wo wollen Sie eigentlich 
auch noch für diese Projekte das Geld hernehmen? 
Heute morgen las ich gerade in einer Agenturmel-
dung, daß der Vorsitzende des Verteidigungsaus-
schusses — und zwar völlig zu Recht — die Frage 
nach der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr gestellt 
hat. Begründung für den Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses: Es mangelt am Geld. Da haben wir 
das handwerklich Notwendige nicht für die Verteidi-
gungszwecke im herkömmlichen Sinne, und dann 

wird herumphantasiert von Science-fiction ohne 
Science, von einer Überbelastung, die den Verteidi-
gungsinteressen gar nicht dient, aber zugleich inter-
nationales Vertrauen zerstört und uns in eine schwie-
rige Situation während der Abrüstungsgespräche 
bringt. 

Ich fasse zusammen. Das System der Abschreckung 
soll durch die politische Konzeption der gemeinsa-
men Sicherheit oder, wie der Außenminister sagt, der 
kooperativen Sicherheit ersetzt werden. Ein durch-
greifender Wandel der Beziehungen zwischen NATO 
und Warschauer Vertrag fordert entscheidende Ver-
änderungen auf drei Gebieten: Erstens Neuorientie-
rung der Militärstrategien an der Defensive, zweitens 
Veränderungen der beiderseitigen Streitkräftestruk-
turen einschließlich Waffen, Personal, Organisation 
und Stationierungen mit dem Ziel der Nichtangriffsfä-
higkeit 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und drittens Kontrolle der Einhaltung der Vereinba-
rungen. 

Das Konzept der gemeinsamen Sicherheit erfordert 
eine neue Strategie. Offensive Optionen werden auf 
beiden Seiten zugunsten ausreichender defensiver 
Maßnahmen reduziert. Dies trägt dem beiderseitigen 
Sicherheitsbedürfnis Rechnung. Um die neue Strate-
gie der beiderseitig optimierten Verteidigung wir-
kungsvoll zu gestalten, sind wesentliche Veränderun-
gen im Aufbau und in der Planung der Streitkräfte 
nötig. Nach dem INF-Vertrag streben wir in Europa 
eine Null-Lösung, wie es der Kollege Voigt schon klar 
gesagt hat, für die nuklearen Kurzstreckensysteme 
unter 500 km Reichweite und für die nuklearen Ge-
fechtsfeldwaffen sowie konventionelle Stabilität bei-
derseits an. 

Ein Zwischenschritt zu einer Null-Lösung und zu-
gleich eine Maßnahme militärischer Vertrauensbil-
dung und Entspannung wäre die Einrichtung eines 
nuklearwaffenfreien Korridors entsprechend einer 
Übereinkunft von SPD, SED und KPC, die inzwischen 
von den Regierungen der DDR und der CSSR über-
nommen worden ist. 

Wir fordern weiterhin nachdrücklich den Abschluß 
eines Vertrags über die weltweite Ächtung und Ver-
nichtung von Chemiewaffen unter internationaler 
Kontrolle. Bei den konventionellen Waffen und 
Streitkräften muß die Reduzierung derjenigen Waf-
fenpotentiale und Verbände mit Vorrang angestrebt 
werden, die für Überraschungsangriffe und raumgrei-
fende Offensiven besonders geeignet sind. Dabei 
handelt es sich um Kampfpanzer und gepanzerte 
Fahrzeuge, Kampfflugzeuge, Boden-Boden-Raketen 
und sonstige Flugkörper entsprechender Reichwei-
ten, Kampfhubschrauber und Artillerie nach gegen-
seitig vereinbarten Kriterien. 

Unser Grundsatz heißt: Bestehende Überlegenhei-
ten in Waffen, Soldaten und Optionen sind nicht durch 
Aufrüstung auszugleichen, sondern durch Abrüstung 
abzubauen. 
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Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
Kollegen! Sie werden es dem Bundesminister der Ver-
teidigung nicht verargen, wenn er die Gelegenheit 
nutzt, auch seinerseits seine Befriedigung darüber 
auszudrücken, daß es zu diesem Abkommen zwi-
schen den beiden Supermächten im Blick auf die Ab-
rüstung der Mittelstreckenraketen gekommen ist. Als 
Bundesminister der Verteidigung habe ich, glaube 
ich, einen erheblichen Teil der Last der Stationierung 
mitgetragen. Ich habe von diesem Pult bzw. von dem 
Pult drüben den Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
mehrfach gesagt, daß wir bereit wären, jede dieser 
neuen Raketen wegzunehmen, wenn die Sowjetunion 
das gleiche täte. Daß das möglich geworden ist — das 
stelle ich völlig unpolemisch fest — , ist der Erfolg un-
serer Standfestigkeit, der Erfolg der Klarheit unserer 
Politik und der Erfolg einer gesicherten Verteidi-
gung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Es ist gut und richtig, daß wir uns jetzt darüber einig 
sind. 
Ich will ein Zweites sagen: Das entscheidende Ziel 

unserer Politik — ich denke, der Außenminister hat 
das in der gebotenen Deutlichkeit hier gesagt, aber 
auch als Verteidigungsminister möchte ich das unter-
streichen — bleibt die Kriegsverhinderung, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Welche andere Alter

-

native gibt es denn?) 
und zwar die Verhinderung nicht etwa nur nuklearer 
Kriege. Dieses Volk soll weder in einen nuklearen 
noch je wieder in einen konventionellen Krieg ver-
wickelt werden, 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Kein 
Volk!)  

in überhaupt keinen Krieg. Ich selbst habe als Kind 
einen Krieg erleben müssen. Wenn ich — dem Ab-
schluß meiner Zeit als Verteidigungsminister näher 
gekommen — eines mit großer Bef riedigung feststel-
len kann, dann ist es dies, daß es unserer Bundesre-
gierung gelungen ist, in diesen fünfeinhalb Jahren 
nicht nur jeden Krieg für unser Land zu verhindern, 
sondern auch die Verständigung zwischen Ost und 
West voranzubringen und dazu beizutragen, daß zum 
erstenmal in der Menschheitsgeschichte eine echte 
Abrüstungsvereinbarung zustande kam. Ich glaube, 
darauf können wir stolz sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Jetzt komme ich zu Ihnen, Herr Schily: Wenn man 

auch in Zukunft Kriegsverhinderung betreiben muß, 
sind dazu politische Anstrengungen nötig. Auch da-
mit will ich mich gerne auseinandersetzen. Aber lei-
der Gottes können die Menschen in dieser Welt ihre 
Freiheit und den Frieden nur bewahren, wenn sie in 
der Lage sind, sich zu verteidigen. Wir leben noch 
nicht in einer Welt, in der der völlige Verzicht auf 

Waffen möglich wäre. Im übrigen liegt es nicht an 
unserem Staat. Dieser Staat ist ausschließlich auf Ver-
teidigung eingestellt. Wir werden unsere Waffen nie 
als erste einsetzen. Unsere Waffen sind allein zum 
Schutz gegen Angriffe gedacht, und nur so werden sie 
eingesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schily [GRÜNE]: Die andere Seite auch!) 

Nun haben wir dieses Ziel über vierzig Jahre lang 
verwirklichen können. Kriegsverhinderung war und 
bleibt das Kernstück der Strategie der Allianz, der 
flexiblen Reaktion. Herr Schily, wenn Sie das als rück-
wärtsgerichtetes Denken ansehen, dann sage ich nur: 
Ich hoffe, daß mit dieser Strategie auch weitere Jahr-
zehnte des Friedens und der Freiheit für unser Volk 
verbunden sind. Das ist nicht rückwärtsgerichtet, das 
ist ein Wunsch für die Zukunft. Deswegen gilt es, 
diese Strategie wirksam zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu dieser Strategie gehören konventionelle und 
auch nukleare Waffen. Ich glaube, ich bin nicht in der 
Versuchung, nukleare Waffen glorifizieren oder auch 
nur verharmlosen zu wollen. Nukleare Waffen sind 
schreckliche Waffen, unvorstellbar schreckliche Waf-
fen. Aber gerade deswegen schrecken sie auch von 
ihrem Gebrauch ab. Es steht außer jeder Frage, daß 
die Sicherheit Europas auch weiterhin gebunden 
bleibt an die Existenz einer Mindestzahl dieser Waf-
fen und an die Aufrechterhaltung der Eskalationsfä-
higkeit durch alle Ebenen hindurch bis hin zur strate-
gischen. Wer die Nuklearwaffen völlig beseitigt, 
macht Europa sicher für konventionelle Kriege, ohne 
deswegen das nukleare Risiko ganz beseitigen zu 
können. Es gibt kein Zurück zur nuklearen Unschuld; 
niemand bedauert das mehr als ich. Aber das Wissen 
um die Herstellung von Nuklearwaffen bleibt in den 
Köpfen der Menschen. 

Wenn dann ein konventioneller Krieg ausbräche, 
wer könnte die daran Beteiligten hindern, Nuklear-
waffen zu bauen, zumal man weiß, wie man sie 
macht? Das ist doch das Schicksal der Menschheit. 
Das hat Jaspers schon in den fünfziger Jahren ge-
schrieben — Sie sollten das nachlesen — , nicht weil er 
ein Fanatiker dieser Waffen wäre — ich habe sie auch 
nicht erfunden — , sondern weil man klar sehen muß, 
daß es gilt, dafür zu sorgen, daß sie nie eingesetzt 
werden. Das ist die politische Wirkung, von der der 
Bundesaußenminister 

(Schily [GRÜNE]: Und Weizsäcker!) 

— und auch Weizsäcker, sehr wohl — , wie ich finde, 
zu Recht gesprochen hat. 

Ich habe in meiner Rede in Hamburg — und damit 
bin ich bei der Frage der Modernisierung — deutlich 
gemacht, daß wir eine Neustrukturierung anstreben, 
daß wir weniger auf allen Ebenen haben wollen, daß 
wir die Waffen im Gleichgewicht haben wollen, damit 
sie nie eingesetzt werden und Kriege verhindern. 

Ich habe dann darauf hingewiesen — und ich hätte 
mir gewünscht, daß das auch von der SPD oder von 
den GRÜNEN einmal gesagt würde — , daß der War-
schauer Pakt im Augenblick neue nukleare Waffen 
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baut und einführt, also das tut, was er uns vorwirft und 
wovon wir nur für die Zukunft reden. 
Ich habe dann auf eine Reihe von konventionellen 

Aufrüstungsmaßnahmen des Warschauer Paktes hin-
gewiesen; ich will sie hier wegen der Kürze der Zeit 
nicht zitieren. 

Anschließend habe ich folgendes gesagt — auch 
wenn die SPD fortlaufend das Gegenteil behauptet; 
ich zitiere jetzt wörtlich aus meiner Rede, aber nicht 
wie Sie, Herr Horn, wieder einmal nach der alten 
Methode nur selektiv — : 

Es versteht sich von selbst, daß die Mindestzahl 
an Waffen, die das Bündnis unbedingt zum 
Zwecke der Friedenssicherung braucht, auch 
wirksam gehalten wird. Insofern verstehe ich die 
Diskussion um die Modernisierung nicht. Der 
Warschauer Pakt modernisiert seine nuklearen 
Waffen ununterbrochen, ohne uns zu fragen. Wer 
darum bei uns einen Modernisierungsverzicht 
fordert, fordert die einseitige Abrüstung. 

Dann ging es weiter — lieber Herr Ehmke, vielleicht 
würden Sie das gütigst zur Kenntnis nehmen und auf-
hören, auf irgendeinen Pappkameraden einzuschla-
gen — 

Ebenso klar ist andererseits, daß gegenwärtig 
kein konkreter Entscheidungsbedarf besteht. Das 
Waffensystem Lance ist noch bis 1995 einsatzfä-
hig. 

Warum haben Sie das nicht zitiert, Herr Horn? 

Dann geht es weiter: 

Gegenwärtig gibt es kein entwickeltes Nachfol-
gesystem, über dessen Einführung, Stationierung 
oder gar Beschaffung entschieden werden 
könnte. Über die Modernisierung der atomaren 
Kurzstreckenraketen muß im Rahmen eines west-
lichen Gesamtkonzepts entschieden werden. 

Das ist genau das, was der Bundesaußenminister ge-
sagt hat; das ist genau das, was der Kollege Ronne-
burger gesagt hat. 

(Horn [SPD]: Das ist ein bißchen anders!) 

Also würde ich doch darum bitten, daß Sie das künf-
tig korrekt zitieren. Das ist meine Auffassung, und 
dabei bleibe ich. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Nein, ich habe nur noch zwei Minuten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir wollen das 
aber nun wirklich einmal klären!) 

Eine letzte Bemerkung: Spannungen — und hier 
bin ich ausnahmsweise, kann ich sagen, mit dem Kol-
legen Schily einig — entstehen in der Tat im politi-
schen Bereich, und dort müssen sie letztlich gelöst 
werden. Militärische Maßnahmen, ob Aufrüstung 
oder Abrüstung, allein können deswegen den Ost

-

West -Konflikt nicht auflösen. Sie können ihn, zumin

-

dest die Abrüstung, mildern. Aber sie können ihn 
nicht letztlich auflösen. Und deswegen muß die Lö-
sung — in dem Punkt bin ich mit Ihnen einig — im 
politischen Bereich gefunden werden. 

Was heißt das? Das heißt — und das ist eine Politik, 
die wir aktiv betreiben — , daß wir auf Verständigung 
aus sind. Das heißt aber auch, daß mehr Menschen-
rechte durchgesetzt werden müssen. Das heißt, daß 
die Weltmächte, jede Macht, eine Politik der Zurück-
haltung in der Außenpolitik betreiben müssen. Das 
heißt, daß regionale Krisen geschlichtet werden müs-
sen. Das heißt, daß man Konfliktmanagement betrei-
ben muß. Das alles gehört in den Rahmen eines Ost

-

West-Verhältnisses, das politisch friedlich ist. 
Unser Ziel ist eine Friedensordnung Europas, bei 

der die Menschen Europas in Freiheit über ihr Schick-
sal entscheiden können und sich frei begegnen kön-
nen. Das ist die Perspektive, auf die unsere Politik 
angelegt ist. Wir brauchen eine gesicherte Verteidi-
gung. Das ist das Fundament, auf dem wir stehen. Wir 
brauchen das Bündnis. Aber auf diesem Standpunkt 
stehend, können wir es uns leisten — und wir tun es 
auch —, die Hand nach Osten auszustrecken, um eine 
friedlichere, um eine verständnisvollere Welt, um eine 
Welt mit mehr Freiheit herbeizuführen. 

Das ist das Ziel unserer Politik, das bleibt es, meine 
Damen und Herren. Und dafür werde ich mich auch 
künftig einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Ehmke [Bonn] [SPD]: Ein Höhepunkt, der 

Endpunkt!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, so 
daß ich die Aussprache schließen kann. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzent-

wurf der Bundesregierung an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen, und 
außerdem ist beantragt worden, die Vorlage zur Mit-
beratung an den Rechtsausschuß zu überweisen. Gibt 
es noch weitere Anregungen oder Vorschläge? — Das 
ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 3 der Tagesordnung und 
den Zusatzpunkt zur Tagesordnung auf: 

3. Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Hauff, Schäfer (Offenburg), Lennartz, 
Frau Dr. Hartenstein, Bachmaier, Frau Blunck, 
Duve, Fischer (Homburg), Jansen, Kiehm, Küh-
bacher, Frau Dr. Martiny, Menzel, Müller (Düs-
seldorf), Reimann, Reuter, Stahl (Kempen), 

 Egert, Frau Conrad, Frau Dr. Götte, Dr. Schöf-
berger, Ibrügger, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Tschernobyl und die Folgen — Ein Jahr da-
nach 
— Drucksachen 11/139, 11/755 — 

ZP3 Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt-, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Daniels (Re- 
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gensburg), Weiss (München), Frau Rust, Frau 
Wollny und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Baustopp für die Wiederaufarbeitungsanlage 
bei Wackersdorf 
— Drucksachen 11/260, 11/2121 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Harries 
Schäfer (Offenburg) 
Baum 
Dr. Daniels (Regensburg) 

Hierzu, meine Damen und Herren, liegen Ihnen vor 
ein Entschließungsantrag der SPD auf der Drucksa-
che 11/2102 — es handelt sich hier um einen verän-
derten Antrag, der gerade verteilt worden ist; ich 
bitte, das zu beachten — sowie ein Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 11/2110. 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, daß eine De-
batte von zwei Stunden Dauer stattfindet. — Auch 
hiergegen ergibt sich kein Widerspruch, so daß ich 
das als beschlossen betrachten darf. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Am 26. April jährt sich die Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl zum zweitenmal. Wenn wir einen 
Moment innehalten und uns vergegenwärtigen, wel-
ches Entsetzen, welche Gedanken, welche Angst, 
welche Betroffenheit, welche Emotionalität die sowje-
tische Bevölkerung und kurz darauf die Menschen 
dieser Welt erlebten, ist auch zwei Jahre danach fest-
zuhalten: Wir dürfen weder jetzt noch in Zukunft taub 
sein, weder für die moralischen Fragen, weder für 
gesundheitliche und ökologische Folgen noch für die 
ökonomischen Folgen einer offensichtlich überholten 
Technik mit auf Dauer nicht zu verantwortenden Risi-
ken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Spätestens seit dem 26. April 1986 bedarf es zumin-
dest der Einsicht, im Grunde bei allen, daß Tscherno-
byl mehr war als eine Technikkatastrophe. Tscherno-
byl hat in seiner Realität die Grenzen der Anwendung 
von Wissenschaft und Technik verdeutlicht. Diese 
Grenzerfahrung, meine Damen und Herren, dürfen 
wir nicht verdrängen. So wie nach dem Abwurf der 
ersten Atombombe auf Hiroshima im militärischen 
Bereich eine Grenze gegen Atomkrieg gezogen 
wurde, so ist mit Tschernobyl erstmals im zivilen Sek-
tor der Technikanwendung eine Technik deutlich ge-
worden, die das Maß des Menschen sprengt. 

Von dieser moralisch-ethischen Ebene her müssen 
wir die Kernenergie politisch bewerten, nicht nur, wie 
manche es gerne tun, von ihrer technischen Seite her. 
Vor diesem Hintergrund gesehen ist auch nicht derje-
nige technikfeindlich, der aus der Kernenergie heraus 
will. Im übrigen ist in den Regierungsparteien die Zahl 
der Übergangstechnologieanhänger seit Tschernobyl 
und dem Transnuklear-Skandal erstaunlich ange-
wachsen. Wenn man den verschiedenen Presseorga-
nen glaubt, ist Bundesminister Töpfer dabei, ins Lager 

derjenigen umzuschwenken, die die Kernenergie nur 
noch für eine Übergangszeit nutzen wollen. 

Herr Töpfer, Herr Grüner, die politische Konse-
quenz müßte dann aber sein, den Schnellen Brüter 
und die Wiederaufarbeitungsanlage konkret aufzuge-
ben. Politische Konsequenz müßte dann auch sein, 
den Anteil der Stromerzeugung aus Kernenergie zu 
verringern, statt ihn weiter zu erhöhen, wie es gerade 
in diesen Tagen durch die Inbetriebnahme des Kern-
kraftwerks Krümmel, die anstehende Inbetriebnahme 
des Kernkraftwerks Lingen und die auch von der Bun-
desregierung betriebene Inbetriebnahme des Kern-
kraftwerks Neckarwestheim II geschehen soll. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh {GRÜNE]) 

Politische Konsequenz müßte dann eine konsequente 
Einsparstrategie und die Einführung regenerativer 
Energiequellen sein — das erste Gebot übrigens, 
gleichgültig, wie man sonst in Fragen der Energiepo-
litik denkt, einer vernünftigen Energie- und Umwelt-
politik. 

Die Bundesregierung präsentiert sich auf diesem 
Feld im absoluten Nichtstun. Auch Herr Töpfer redet 
zwar gelegentlich über notwendige Maßnahmen; In-
itiativen von seiner Seite bleiben aber aus. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist leider wahr!) 

Technikfeindlich ist in Wirklichkeit also derjenige, 
der meint, wir könnten auf keinen Fall ohne Atom-
kraft leben. 

(Beifall der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Die vermeintliche Sachlogik technischer Zwänge darf 
und kann nicht die Rahmenbedingungen für politi-
sches Handeln in der Zukunft bestimmen, meine Da-
men und Herren. Eine solche Politik hätte dann end-
gültig abgedankt. 

Lassen Sie mich, weil die Grenzerfahrung von 
Tschernobyl nicht verdrängt werden darf, eine kurze 
Bilanz — sicher nicht vollständig — der Reaktorkata-
strophe heute, zwei Jahre danach, vornehmen. So-
wjetunion: 31 Tote, ungefähr 1 000 Menschen, über 
deren Gesundheitsschädigung man nichts Genaues 
weiß, 135 000 Evakuierte, die nicht mehr in ein über 
100 Quadratkilometer verseuchtes Gebiet zurück-
kommen dürfen, wahrscheinlich auf Generationen 
hin nicht. Die Strahlenbelastung dieser 135 000 Men-
schen lag bei dem 40fachen dessen, was nach deut-
schem Strahlenschutzrecht im Normalbetrieb ein 
Mensch pro Jahr in der Umgebung eines Kernkraft-
werkes maximal abbekommen dürfte. Langfristge-
sundheitsschädigungen für die Menschen in der Eva-
kuierungszone von Tschernobyl sind frühestens in ei-
ner Generation bestimmbar. Die Langzeitstudien von 
Hiroshima und Nagasaki zeigen das überdeutlich. 

Die geschätzte Zahl der zusätzlichen Krebstoten 
durch Tschernobyl allein in der Sowjetunion liegt bei 
24 000 bis 100 000. Ich sage noch einmal, meine Da-
men und Herren: Wir dürfen die Grenzerfahrung von 
Tschernobyl nicht verdrängen, und wir müssen politi-
sche Folgerungen daraus ziehen. 

Ich will kurz etwas zu den ökonomischen Folgen, 
nur auf die Sowjetunion beschränkt, dieser Reaktor-
katastrophe sagen. Auch heute sind die wirtschaftli- 
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chen Folgeschäden vor allem in einem Ausfall an 
Stromerzeugung, der Nachrüstung der bestehenden 
Kernkraftwerke mit neuen Sicherheitseinrichtungen, 
der Veränderung der Ausbaupläne für neue Kern-
kraftwerke, dem langfristigen Ausfall von Ernteerträ-
gen im kontaminierten Gebiet und den Folgekosten 
der Umsiedlung und Rücksiedlung der Bevölkerung 
noch nicht genau zu beziffern. Die offiziellen Folgeko-
sten werden in der Sowjetunion mit 22 Milliarden DM 
angegeben. Es ist nicht unrealistisch, davon auszuge-
hen, daß die Reaktorkatastrophe volkswirtschaftliche 
Schäden nach sich zieht, die in den kommenden Jahr-
zehnten auf das Drei- bis Vierfache der heutigen 
Schäden, also auf 66 bis 88 Milliarden DM, anzuset-
zen sind. So teuer kann der angeblich so billige Atom-
strom werden. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich auch bei uns die 
Frage nach den ökonomischen Kosten und Risiken der 
Kernenergie völlig neu. Wären die wirklichen Risiken 
der Kernenergie einschließlich der Entsorgungsrisi-
ken privatwirtschaftlich zu versichern, der Kernener-
giestrom wäre in jedem Fall teurer als der Strom aus 
umweltfreundlich verfeuerter Kohle. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Tschernobyl hat weit über die Grenzen der Sowjet-
union hinaus große Schäden in Gesamteuropa verur-
sacht. Sie wissen: In Schweden mußten 90 000 Ren-
tiere notgeschlachtet werden; Landwirte, Gemüse-
bauern, Kleintierhalter, Fischer mußten in fast allen 
westeuropäischen Ländern entschädigt werden. Der 
ökonomische Schaden lag in diesen Ländern bei meh-
reren Milliarden D-Mark. 

Auf die Folgen in der Bundesrepublik wird meine 
Kollegin Blunck näher eingehen; sie wird eine Be-
standsaufnahme vornehmen. Deswegen will ich nur 
etwas zu den ökonomischen Folgen sagen. 

In der Bundesrepublik wurden Entschädigungen in 
Höhe von ungefähr 430 Millionen DM gezahlt. 
113 000 Anträge auf Entschädigungszahlungen nach 
§ 38 des Atomgesetzes wurden gestellt. Die wirkli-
chen ökonomischen Schäden dürften aber höher als 
die Entschädigungsleistungen liegen; wahrscheinlich 
bei ungefähr 1 Milliarde DM. Und das als Unfallfolge 
einer Katastrophe 2 500 km von der Bundesrepublik 
Deutschland entfernt. 

Die Bilanz der nackten Zahlen kann aber nur einen 
kleinen Ausschnitt darstellen. Es hat sich auch ge-
zeigt, daß wir als Gesamtstaat auf eine Reaktorkata-
strophe nicht ausreichend vorbereitet sind. Beispiels-
weise sind der Katastrophenschutz, die Strahlenmedi-
zin, die Strahlenschutzvorsorge einer solchen Kata-
strophe nicht gewachsen. In Tschernobyl waren 
135 000 Menschen zu evakuieren. Bei uns leben in der 
Regel 500 000 bis 2 Millionen Menschen im Umkreis 
von 30 km um die Kernkraftwerke herum. Es ist nicht 
auszudenken — und leider ist sie auch nicht auszu-
schließen — , welche Folge eine ähnliche Katastrophe 
in der dicht besiedelten Bundesrepublik hätte. 

Tschernobyl hat gezeigt, daß unser Staat keine In-
strumente zur geordneten Bewältigung einer Kata-
strophe dieses Ausmaßes besitzt. Aber auch umge-
kehrt wird ein Schuh daraus: Man kann Reaktorkata-
strophen mit neuen Gesetzen, neuen Ämtern, neuen 

internationalen Regeln — wenn wir sie denn hätten — 
gar  nicht bewältigen. Es wird Sicherheit vorgegau-
kelt. Wer glaubt, mit administrativen, gesetzlichen 
Maßnahmen Katastrophen dieses Ausmaßes bewälti-
gen zu können, unterliegt einem Trugschluß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dieses Fazit, ganz nüchtern festgestellt, ist aus der 
Antwort der Bundesregierung auf unsere Große An-
frage zu ziehen. Dieses Fazit wird gestützt durch die 
jüngste Entwicklung auf dem Gebiet der Kernenergie. 
Die Nichtbewältigung der jüngsten Fastkatastrophen 
im Bereich der Kernenergie erweist sich als politisch

-

moralische Krise in diesem Politikfeld. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Tschernobyl war die größte Katastrophe in der Ge-
schichte seit dem Beginn der Industrialisierung. Die 
Bewältigung der Katastrophe ist letztlich der nächsten 
Generation auferlegt. 

Zum Schluß will ich noch ganz kurz darauf einge-
hen — ich habe die Rede bewußt unpolemisch, sach-
bezogen, sachlich angelegt —, 

(Baum [FDP]: Wir merken es! — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: So sachlich war die nicht!) 

was aus den Ankündigungen geworden ist, die unmit-
telbar nach Tschernobyl gemacht wurden. Erstens: 
internationale Regeln. Es wurde angekündigt, den Si-
cherheitsstandard im Rahmen der Internationalen 
Atomenergieorganisation und auf EG-Ebene auf das 
höchste Niveau anzuheben. Das ist nicht gelungen. Es 
fehlt nach wie vor an verbindlichen internationalen 
Regeln, die Sicherheit der Kernenergie über die Gren-
zen hinweg tatsächlich zu erhöhen. 

(Zuruf von der FDP: Richtig!) 

Die Debatte über die Strahlengrenzwerte in der EG 
war skandalös. Die Internationale Atomenergieorga-
nisation hat sich selbst als Kernenergieausbauverein 
betätigt und tut es weiterhin. 

Zweitens. Eine Verbesserung der Strahlen - und Ka-
tastrophenschutzvorsorge wurde angekündigt. Das 
Strahlenvorsorgegesetz hebelt den Strahlenschutz 
aus, anstatt den Menschen zu schützen. Es fehlen, wie 
Sie wissen, verbindliche Grenzwertfestsetzungen. 
Von einer Verbesserung der Katastrophenschutzvor-
sorge in der Bundesrepublik kann nicht die Rede sein. 
Zwei Jahre nach Tschernobyl ist trotz vollmundiger 
Ankündigungen und Erklärungen nichts geschehen. 

Drittens. Ich sage das nur als Randbemerkung: 
Molke. Das ist wirklich ein Beispiel für die Unfähig-
keit dieser Regierung, mit einem tatsächlich begrenz-
ten Tschernobyl-Folgeproblem fertig zu werden. 

Entsorgung: Mit dem Schachtunglück in Gorleben 
und spätestens mit dem Hanauer Atomskandal ist 
mehr als augenfällig geworden, daß die gesicherte 
Entsorgung radioaktiver Abfälle nur auf dem Papier 
steht. Das Entsorgungskonzept für schwach- und mit-
telradioaktive Abfälle, das Herr Töpfer jetzt der stau-
nenden Öffentlichkeit vorlegt, ändert an der ungelö-
sten Entsorgung nicht das geringste. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Baum [FDP]: 
Lehnen Sie das Konzept ab?) 
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Im Gegenteil, die Entsorgung wird jetzt fein in der 
Fläche verteilt in der Hoffnung, daß das Verdün-
nungsprinzip, nach dem hier vorgegangen wird, von 
den Menschen akzeptiert wird. 
Atomskandal Transnuklear: Das bisher Bekannte 

und Aufgedeckte im Zusammenhang mit dem Ha-
nauer Atomskandal hat deutlich gemacht, daß die Po-
litik der Kernenergiewirtschaft trotz Atomgesetz nicht 
wirklich kontrolliert ist. Die Grauzone, in der der Vor-
rang der Sicherheit zugunsten der wirtschaftlichen 
Vorteile permanent über Jahre verletzt wurde, ist ein 
breiter Graben geworden. 
Ich komme zum Schluß. Das Konzept der tiefen 

Schnitte, das Herr Töpfer noch im Januar hier ankün-
digte, dient letztlich nur dem einen Ziel, das verloren-
gegangene Vertrauen der übergroßen Mehrheit der 
Bevölkerung in eine Kernenergiepolitik des „Weiter 
so!" durch kosmetische Veränderungen wiederzuge-
winnen. Im Kern ist seit Tschernobyl nichts bewältigt, 
im Kern ist seit Tschernobyl nichts gelöst, im Kern ist 
die Politik der Bundesregierung auch seit Tschernobyl 
trotz anders lautender Erklärungen unverändert ge-
blieben. Es bleibt bei dem stupiden „Weiter so!", weil 
die Kraft für eine energiepolitische Kurskorrektur bei 
der Bundesregierung und den sie tragenden Koali-
tionsfraktionen fehlt, trotz vermehrter anders lauten-
der öffentlicher Erklärungen und verstärkt zur Schau 
getragener angeblich neuer Nachdenklichkeit. 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Wollny [GRÜNE]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Aus der Distanz von 
zwei Jahren können Ursache und Folgen des Reaktor-
unglücks in Tschernobyl nüchtern bewertet werden, 
auch wenn während dieser zwei Jahre SPD und 
GRÜNE unentwegt die Emotionen angeheizt haben. 

(Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 
— Ich werde noch auf Herrn Schäfer zu sprechen kom-
men. 
In keinem anderen Land sind Fragen der Energie-

versorgung, also Fragen zuerst an Naturwissenschaft-
ler, Techniker und Wirtschaftsfachleute, so mit Emo-
tionen überladen. 
Der Unfall von Tschernobyl hat deutsche Kerntech-

nik und deutsche Sicherheitsphilosophie nicht in 
Frage gestellt, sondern indirekt bestätigt. Wegen der 
wesentlichen Unterschiede in der Reaktorphysik und 
der Sicherheitstechnik können keine direkten Paral-
lelen zu unseren Kernkraftwerken gezogen werden. 
Insbesondere die Bauweise des sowjetischen Reaktors 
folgt nicht unserem Konzept der mehrstufigen Bar rie-
ren, das die Katastrophe mit Gewißheit verhindert 
hätte. 
Die Ereignisse von Tschernobyl sind auf Leistungs-

reaktoren in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
übertragbar. Aber genau dies haben Sie, Herr Kollege 
Schäfer, wieder in schlimmer und unsachlicher Weise 
getan, wenn auch, zugegeben, mit ruhiger Stimme. 

Koalition und Bundesregierung haben seither 
gleichwohl eine Vielzahl wichtiger sicherheitsgerich-
teter Initiativen ergriffen: von der Wiener Experten-
konferenz, den technischen Nachrüstungsmaßnah-
men für hypothetische Störfälle, dem Strahlenschutz-
vorsorgegesetz bis zum Konzept der Neustrukturie-
rung der Kernenergiewirtschaft und der Einrichtung 
eines Bundesamtes für die Aufgaben Strahlenschutz, 
kerntechnische Sicherheit und Entsorgung. Die f ried-
liche Nutzung der Kernenergie wird in der Bundesre-
publik Deutschland auf sicherer, technisch solider 
Grundlage bet rieben. 

Über die zusätzliche radioaktive Belastung aus 
Tschernobyl heißt es im Bericht der Bundesregierung 
zur Strahlenexposition im Jahre 1987: 

Die durch den Reaktorunfall verursachte mittlere 
effektive Folgedosis der Bevölkerung in der Bun-
desrepublik Deutschland liegt bei weniger als 
12 mrem für das Jahr 1987 weit unterhalb der 
natürlichen Strahlenexposition, die je nach 
Wohnort zwischen 96 mrem und 480 mrem 
schwankt. 

(Frau Blunck [SPD]: Schlimm! Nichts dazu

-

gelernt!) 

— So weit die Fakten, die Sie nicht mehr zur Kenntnis 
nehmen wollen. Das ist nachmeßbar, das ist so nach-
prüfbar, das ist die Realität. 

In der zu diskutierenden Großen Anfrage der SPD 
wird behauptet, daß in unserem Land Lebensmittel 
und Trinkwasser immer noch hoch verstrahlt seien, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ist doch auch so!) 

sich die Berichte über den Anstieg von Mißbildungen 
bei Neugeborenen und von Totgeburten beim Weide-
vieh häuften, die Langzeitschäden überhaupt noch 
nicht absehbar seien. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Genau! Rich

-

tig!) 

Diese Schreckensbotschaften hatten und haben mit 
der Wirklichkeit unseres Landes nichts zu tun. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sie sind wohl ein 
Prophet!)  

Es wäre an der Zeit, daß sich die SPD von dieser 
unverantwortlichen Agitation distanzierte. 

(Frau Blunck [SPD]: Nagasaki, Hiroschima! 
Alles ist passiert!) 

Ein sachlicher Meinungsstreit ist so mit Ihnen von 
der SPD, mit den GRÜNEN überhaupt nicht mehr 
möglich. Die SPD instrumentiert den politischen 
Kampf mit den Ängsten der Bevölkerung vor radioak-
tiven Gefahren und mißbraucht jeden Anlaß zu einem 
gesinnungsethischen Schlagabtausch mit hem-
mungsloser Schuldzuweisung an die Koalition. So ein-
fach wird das gespielt. Es fällt schwer, an Zufall zu 
glauben, wenn kurz vor jedem Wahltag altbekannte 
Schauergeschichten über bedrohliche Sicherheits-
mängel, Mißgeburten und Leukämieepidemien im 
Umkreis deutscher Kernkraftwerke hochgezogen 
werden. Philippsburg und die baden-württembergi-
sche Landtagswahl liegen hinter uns; Krümmel, Brok-
dorf und Brunsbüttel stehen uns ins Haus — wie ge-
habt. 
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Diese Auseinandersetzung ist in der Tat öde und 
unfruchtbar geworden. Sie leidet an einem furchtba-
ren Mangel an Augenmaß und an einem Hypermora-
lismus, der es zunehmend unmöglich macht, vielfältig 
vorhandene Gefahren unseres modernen Lebens rich-
tig einzuordnen und insgesamt im Interesse der Si-
cherheit der Menschen und der Umwelt angemessen 
zu bekämpfen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Wenn Sie das einmal 
täten!) 

Konkrete, brauchbare Problemlösungen bringt sie 
nicht hervor. Man kann sich des Eindrucks nicht er-
wehren, daß sachliche Bezüge nicht mehr von ent-
scheidendem Gewicht sind. Wir erleben bei jedem 
Anlaß gewaltige Ausbrüche des Irrationalen, die sehr 
beunruhigend sind. Und die SPD ist immer mit vorne 
dabei. 
Der neu vorgelegte Entschließungsantrag der SPD 

zur Reaktorsicherheit und militärischen Tiefflug-
übungen ist bezeichnend. Darin fordert die SPD bis 
auf weiteres die Einstellung aller Tiefflüge der Bun-
deswehr in der Bundesrepublik. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE] : Mit 
Recht!)  

Mit keinem Wort erwähnt ist das bestehende Über-
flugverbot für geringe Flughöhen 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Wo sich 
keiner dran hält!) 

und die Tatsache, daß unsere Kernanlagen weltweit 
die einzigen sind, die gegen Flugzeugabstürze ge-
schützt sind. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht! — Dr. Daniels [Regens

-

burg]: Wo denn?) 
Das ist die Haltung einer Opposition, die sich rein 
emotional ihrer Aussteigermentalität hingibt. Die 
pragmatische, wirklichkeitsbezogene Vernunft ist zu 
einer Art neuem politischen Feind geworden. 

(Abg. Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE] 
und Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD] melden 

sich zu Zwischenfragen) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Laufs, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Daniels? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Kollege 
Laufs, ist Ihnen bekannt, daß zum Beispiel beim 
Atomkraftwerk Würgassen, beim Atomkraftwerk 
Brunsbüttel oder im Kernforschungszentrum Karls-
ruhe Anlagen stehen, die nicht gegen Flugzeugab-
sturz gesichert sind? 

(Zuruf von der SPD: Das interessiert den gar 
nicht!) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Das, was Sie hier glauben 
feststellen zu können, trifft so nicht zu. Es ist richtig, 
daß nicht alle Containments der höchsten Punktlast in 
einem kritischen Auftreffwinkel schnellfliegender 

schwerster Militärmaschinen völlig widerstehen kön-
nen, daß diese durchschlagen. 

(Zuruf von der SPD: Ja, und was ist dann?) 
Trotzdem muß und wird das nicht zur Katastrophe 
führen, da Schutzmaßnahmen vorgesehen sind, die 
eine Kernschmelze und eine entsprechend große Frei-
setzung, wie wir sie in Tschernobyl unglücklicher-
weise gehabt haben, verhindern werden. Es gibt hier 
entsprechende Vorkehrungen im Gegensatz zu ande-
ren Kernkraftwerken, die es sonst weltweit gibt. Das 
müssen wir doch hier einmal in aller Klarheit feststel-
len. 
Darüber und auch über Nachrüstmaßnahmen ha-

ben wir doch im Ausschuß schon weiß Gott oft genug 
diskutiert, so daß ich immer wieder feststellen muß: 
Wer rational begründet, macht sich hier offensichtlich 
verdächtig, liegt in der emotionalen Werteordnung 
verkehrt, trägt der seelischen Befindlichkeit nicht 
Rechnung. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
— Sie bestätigen das, und so sieht dann auch Ihre 
Politik aus. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Schäfer lassen Sie auch zu? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann bitte schön, Herr 
Abgeordneter. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Kollege Laufs, wie 
würden Sie auf dem Hintergrund der eben von Ihnen 
dargestellten angeblichen Sicherheit von Kernkraft-
werken gegen Flugzeugabstürze folgende Feststel-
lung des baden-württembergischen Umweltministeri-
ums bewerten — ich zitiere — , es bestehe die Gefahr 
bei einem direkten Sturz eines schweren Flugzeugs 
mindestens vom Typ Phantom mitten in die Kernkraft-
werksanlage Philippsburg I hinein, daß es zu einer 
erheblichen radioaktiven Verseuchung komme? Wie 
würden Sie diese Aussage des baden-württembergi-
schen Umweltministeriums bewerten? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Schauen Sie, das unterschei-
det uns eben, daß wir differenzieren. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
Es ist ein großer Unterschied, ob wir eine Katastrophe 
wie in Tschernobyl hier gleich als Horrorgemälde an 
die Wand malen mit Kernschmelze und Freisetzung 
des wesentlichen Inventars oder ob bei einer sehr 
begrenzten radioaktiven Freisetzung, wie sie natür-
lich zu befürchten ist, wenn z. B. die Hauptkühlmittel-
leitung zerstört wird, aber die Notkühlanlagen noch 
funktionieren, keine Kernschmelze eintritt. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Wenn, wenn, 
wenn!) 

Das führt nicht zur Katastrophe. Das muß unterschie-
den werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Abschalten!) 
— Wer sich als Maxime auf die Fahne geschrieben 
hat, alles sofort abzuschalten, kann natürlich nicht 
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anders als Sie hier reagieren. Sie müssen sich natür-
lich auch einmal die Wahrscheinlichkeit ansehen und 
überhaupt die Risiken gegeneinander abwägen und 
richtig einordnen. Dann kommen Sie zu einem ande-
ren Urteil. Aber dazu sind Sie nicht mehr bereit, und 
das ist auch immer der Grund für diese unfruchtbare 
Auseinandersetzung. 

Das Grundgefühl auf Ihrer Seite ist eben, daß Sie 
von der Vorstellung ausgehen, unsere hochindustria-
lisierte Gesellschaft folge einem Mechanismus der 
Selbstzerstörung, der unausweichlich in die Endka-
tastrophe führen muß. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ja, wenn es so 
weitergeht!) 

Wir setzen dieser trostlosen Weltschau Vernunft und 
Optimismus entgegen, 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Im Tief

-

flug in die Katastrophe!) 

weil wir überzeugt sind, daß wir die wirklichen Gefah-
ren so weit erkennen und vorsorglich meistern kön-
nen, daß sich aus Störungen und Unregelmäßigkei-
ten, die im Leben nun einmal unvermeidlich sind, 
keine Katastrophen entwickeln. Das ist der Unter-
schied. 

Wir nehmen dabei alle Sorgen und Risiken sehr 
ernst. Risikominimierung ist für uns eine selbstver-
ständliche Aufgabe. Wir vergessen aber neben dem 
Risiko den Nutzen nicht. Allgemeiner Wohlstand, der 
als selbstverständlich und geradezu als vorgegeben 
empfunden wird, macht offenbar blind für die Vor-
teile, die wir aus der modernen Industriegesellschaft 
ziehen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wir brauchen den 
Nutzen nicht!) 

Ein Hinweis auf den Nutzen der Kernenergie für un-
sere Energieversorgung, für den Schutz unserer Erd-
atmosphäre oder für den Schutz anderer natürlicher 
Ressourcen wird bei der Diskussion über die Risiken 
der Kernenergie von SPD und GRÜNEN selbstver-
ständlich beharrlich vermieden. Wer versucht, die Be-
völkerung mit erneuerbaren Energiequellen zu trö-
sten, sollte so redlich sein und zugeben, daß die Kern-
energie durch regenerative Energien in überschauba-
ren Zeiträumen nur zu einem sehr geringen Teil er-
setzbar ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Wir sollten nicht wie gebannt auf Tschernobyl star-
ren. Im Interesse eines weiter erhöhten Sicherheits-
standards sollten wir die vorliegenden Betriebserfah-
rungen mit unseren Reaktoren zügig auswerten und 
umsetzen und die Erkenntnisse aus den umfangrei-
chen sicherheitstechnischen Forschungsarbeiten an-
wenden. 

Die Zukunft und der Fortbestand unserer modernen 
Industriegesellschaft hängen davon ab, ob wir künftig 
noch zu einer rationalen Risiko-Nutzen-Abwägung in 
der Lage sind. Für die Koalition kann ich diese Frage 
jedenfalls bejahen. Der Umgang mit dem Risiko muß 
auch in unserem Land wieder rationaler werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Daniels (Regensburg). 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es wurde eben wieder vor-
geführt: Die Damen und Herren der Regierungskoali-
tion wollen vertuschen und verdrängen, vergessen 
und verschleiern. In erschreckender Manier sind sie 
bereits wieder zur Tagesordnung übergegangen, als 
wäre Tschernobyl nur ein Phantom gewesen. 
Auch wenn es für Sie unangenehm ist: Die GRÜ-

NEN und die Bürgerinitiativen werden immer wieder 
die Gefahren, die von Atomkraftwerken ausgehen, 
ins Gedächtnis zurückrufen 

(Beckmann [FDP]: Sie leben von der 
Angst!) 

und keine Bundesregierung aus der Verantwortung 
entlassen, bis alle Atomkraftwerke stillgelegt sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Tschernobyl hat unser Leben verändert und hinter-

läßt auch seine Spuren. Die Nahrung wird weiterhin 
für viele Jahre nuklear belastet bleiben. Alles Wild-
fleisch wäre da zu nennen, genauso manche Teesorte 
aus der Türkei, die bis zu 2 500 Becquerel pro Kilo-
gramm belastet ist, manche Pilzsorte oder die Schoko-
ladenprodukte aus der Osterzeit, in denen man bis zu 
100 Becquerel pro Kilogramm gefunden hat. Not 
macht erfinderisch, und zwar nicht nur die Bundesre-
gierung, sondern auch die Händler, die etwa aus bela-
steten türkischen Haselnüssen flugs kalifornische 
werden lassen. Die langlebigen radioaktiven Stoffe 
wie z. B. Cäsium werden sich weiter im Biokreislauf 
verteilen und alle Grundnahrungsmittel durchdrin-
gen. Kartoffeln — 1987 nahezu unbelastet — weisen 
heute durchschnittlich 10 Becquerel pro Kilogramm 
auf. Bei Milch liegt der durchschnittliche Belastungs-
wert heute beim Fünffachen des Abklingwertes nach 
den Atombombentests. 

Was haben diese Bundesregierung und ihr Kanzler 
in den letzten beiden Jahren und besonders nach der 
Katastrophe von Tschernobyl nicht alles gesagt und 
versprochen? Von der Atomkraft als Übergangsener-
gie und der verstärkten Förderung neuer Energieträ-
ger war die Rede. Nichts, aber auch gar nichts ist 
davon übriggeblieben. Mit der Inbetriebnahme der 
Kernkraftwerke Brokdorf, Mülheim-Kärlich, Ohu II 
und der zuletzt hingetricksten Dauergenehmigung für 
das Atomkraftwerk Krümmel wurde deutlich, daß die 
Regierungspolitiker jedes bessere Wissen ihrer Ideo-
logie geopfert haben. 
Was wurde aus den angekündigten Sicherheits-

überprüfungen bei Atomkraftwerken? Die berühmte 
OSART-Kommission, die fälschlicherweise als Sicher-
heitskommission der Internationalen Atomenergiebe-
hörde bezeichnet wird, reiste durch die Lande, um in 
jeweils drei Wochen einen Persilschein für den Wei-
terbetrieb auszustellen. Dabei hat sie z. B. das Atom-
kraftwerk Krümmel im Notfallschutztraining als ex-
trem schlecht bezeichnet. Das berühmte Druckentla-
stungsventil, das eine Explosion verhindern soll, und 
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die nachträglichen Versuche, Knallgasexplosionen in 
Siedewasserreaktoren zu verhindern, können doch 
nicht alles gewesen sein. 

Es entspricht auch nicht dem internationalen Kennt-
nisstand, daß durch diese Maßnahmen Kernschmelz-
unfälle — wie in Tschernobyl geschehen — be-
herrschbar wären. Bei den Siedewasser- und den 
Druckwasserreaktoren sind Kernschmelzunfälle so-
fort zu Beginn des Ereignisses oder wenige Stunden 
danach möglich, ohne daß etwas gegen das Versagen 
des Containments getan werden könnte. Ein Flug-
zeug, das auf ein Atomkraftwerk abstürzt, ein Erdbe-
ben, die Explosion eines Gastankers in der Nähe eines 
Atomkraftwerks, eine mit konventionellem Spreng-
stoff versehene Bombe oder Rakete, gegen all diese 
Einwirkungen ist ein AKW nicht ausgelegt. Allerdings 
äußerte der Vorsitzende der Reaktorsicherheitskom-
mission nach dem Absturz der Mirage neben dem 
Atomkomplex Ohu: „Intuitiv würde ich sagen, daß ein 
solcher Absturz z. B. einer großen Verkehrsmaschine 
aus größerer Höhe keine Gefahr bedeuten würde. " 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Intuition!) 

Intuition ist tatsächlich die einzige Basis bei der Beur-
teilung eines Aufpralls einer schnell fliegenden Phan-
tom auf den Sicherheitsbehälter eines AKWs! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Lassen Sie mich exemplarisch die Kernenergiephi-
losophie der Bundesregierung beschreiben. Fallbei-
spiel 1: Wie lasse ich mir ein AKW genehmigen? Erst 
das übliche Verfahren, doch halt, eine Panne! Sogar 
der — wie vielfach bewiesen kernenergiefreundli-
che — TÜV war dabei, eine kritische Studie zu erstel-
len. Der Bundesumweltminister handelte sofort: die 
Arbeiten an der Studie einstellen, ein möglichst „si-
cheres" Institut damit beauftragen, eben diese Studie 
zu prüfen. Damit auch nichts schiefgeht, prüft eine 
Kernenergiekommission die Prüfung des Atominsti-
tuts und kommt zu dem Schluß — meine Damen und 
Herren, Sie wissen es sicherlich schon — : alles paletti. 
Die TÜV-Studie muß falsch sein, die Genehmigung 
wird erteilt. 

Im Klartext: Die atomfreundliche Gesellschaft für 
Reaktorsicherheit wird für den Zerriß eines TÜV-Gut-
achtens bezahlt, der ihr von der Atomlobby — Pardon, 
will sagen: Reaktorsicherheitskommission — beglau-
bigt wird. Das TÜV-Gutachten ist natürlich bis heute, 
anderthalb Jahre später, noch nicht fertig. So gesche-
hen beim AKW Krümmel! Das gleiche erleben wir, 
wie heute zu lesen war, in Kalkar. 

Fallbeispiel 2: Wie setze ich eine atomare Wieder-
aufarbeitungsanlage gegen ökologische, ökonomi-
sche und technische Bedenken sowie den Widerstand 
der Bevölkerung durch? Erst lege ich den Standort 
nach Bayern, dann umgehe ich die Vereinbarungen in 
der Bund- Länder-Kommission, ändere das Baurecht, 
verlege Polizeikasernen, schere mich einen Teufel um 
Gerichtsurteile, besteche Gemeinden und Anwohner 
usw. usf. Schließlich übernimmt der Steuerzahler, ver-
treten durch die Bayerische Staatsregierung, auch 
noch die Prozeßkosten für die DWK. 

Liebe Bundesbürgerinnen und Bundesbürger, 
nachdem die Bundes-SPD keine Einwendungen ge

-

gen die WAA erhebt, hat sie auch ihre Chance vertan, 
jemals gegen die WAA gerichtlich vorzugehen. 

(Frau Blunck [SPD]: Das verstehe ich über

-

haupt nicht!) 
Nutzen Sie Ihre Chance dazu bis Ende nächster Wo-
che, schreiben Sie direkt an das bayerische Umwelt-
ministerium und bringen Sie die Baustopplawine ins 
Rollen! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Schäfer [Offen

-

burg] [SPD]: Wider besseres Wissen!) 

Herr Bundestagspräsident, nehmen auch Sie Ihre 
Chance wahr, erheben Sie Einwendungen, machen 
Sie mit Ihrer Unterschrift das Erörterungsverfahren zu 
einer Volksabstimmung gegen die WAA! — Ich bitte 
auch Sie, Herr Präsident, das zu unterschreiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Der Redner 
überreicht dem amtierenden Präsidenten 
eine Unterschriftenliste — Abg. Frau Blunck 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
würde Sie bitten, das wieder mitzunehmen und die 
Ordnung des Hauses zu wahren. 

Das Wort hat der Abgeordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sicherlich, Tschernobyl hat einen Schock 
ausgelöst. Das Gefährdungspotential der Kernener-
gie wurde sichtbar. Es wurde erneut sichtbar. Es hat ja 
auch davor — zwar nicht mit diesen gravierenden 
Auswirkungen— Fälle gegeben; ich denke an Wind

-

scale und Harrisburg. 

Die Bundesregierung hat zunächst — das ist kein 
Vorwurf an den Umweltminister Töpfer — nicht sou-
verän reagiert, aber alles, was seitdem geschehen ist 
— ich beziehe mich jetzt auf den Bericht der Bundes-
regierung und auch auf die Antwort auf die Anfrage 
der SPD — , ist beachtlich und findet unsere Zustim-
mung. 

Wie schon nach Harrisburg hat die Bundesregie-
rung die Folgen für die Bundesrepublik sehr sorgfältig 
analysiert, hat den ganzen Schadensfall analysiert, 
wie kaum ein anderes Land es getan hat, und hat auch 
Konsequenzen im Hinblick auf die Weiterentwick-
lung der Sicherheitspolitik, der Vorsorgemaßnahmen 
und der internationalen Zusammenarbeit gezogen. 
Ich nenne auch das Strahlenschutzvorsorgegesetz 
und die Einrichtung des Bundesamtes für Strahlen-
schutz, das auf einen Vorschlag meiner Partei zurück-
geht. 

Dennoch gibt es eine ganze Reihe von Punkten — 
ich will einige nennen —, die noch nicht zufriedenstel-
lend geregelt sind. Ich nenne zunächst die internatio-
nale Situation. Herr Bundesminister Töpfer hat jetzt 
dieser Tage in Tokio mit Recht darauf hingewiesen, 
daß die Kernenergie von der internationalen Sicher-
heit abhängig ist. Kernenergie ruht auf einem relativ 
dünnen Fundament öffentlicher Akzeptanz. Wir sind 
darauf angewiesen, daß die Sicherheitsvorkehrungen 
in internationaler Zusammenarbeit überall funktio-
nieren. Weitere erhebliche Störfälle oder Katastro-
phen irgendwo auf der Welt hätten erhebliche Aus- 
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wirkungen. Wir werden Ende der 80er Jahre ca. 
500 Kernkraftwerke weltweit haben. Wir müssen dar-
auf dringen, daß Standards, die wir für richtig halten, 
auch international akzeptiert werden. Da gab es nach 
Tschernobyl einen Ruck durch die internationalen Or-
ganisationen. Aber ich habe den Eindruck, daß sich 
das nicht wünschenswert verdichtet hat. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

Ich bin mit den bisherigen Ergebnissen nicht zufrie-
den. Die Bundesregierung sagt: Es handelt sich um 
einen langfristigen Prozeß der verstärkten internatio-
nalen Zusammenarbeit, er ist in Gang gekommen — 
er dauert mir zu lange. Das ist kein Vorwurf an die 
Bundesregierung, Herr Grüner, das ist eine Zustands-
beschreibung. Ich erwarte allerdings, daß sich die 
Bundesregierung mit Nachdruck dafür einsetzt, daß 
internationale Vereinbarungen verbessert werden. 
Das gilt für die internationalen Organisationen, das 
gilt auch für die bilaterale Zusammenarbeit. Ich habe 
gesehen, daß es eine Verbesserung der Zusammenar-
beit mit der DDR gibt. Ich bin noch nicht zufrieden, 
was die Tschechoslowakei angeht — ein großes Ge-
fährdungspotential. Auch die Zusammenarbeit mit 
der DDR läßt sich noch verbessern. Ich möchte die 
Bundesrepublik auffordern und ermuntern, in diesem 
internationalen Bereich alle Kräfte anzuspannen und 
einzusetzen, damit nicht nach einem solchen Ereignis, 
nach einem solchen Schock dann plötzlich etwas ge-
schieht und das dann wieder verebbt — wie wir es im 
Umweltbereich ja oft erleben. Wenn die Katastrophe 
in eine gewisse zeitliche Ferne rückt, dann tritt wieder 
Beruhigung ein. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Sie warten auf den 
nächsten Fall!)  

Der zweite Punkt bet rifft die Sicherheit der Anla-
gen, die ja ständig überprüft worden ist. Ich fordere 
für die älteren Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
weitere zusätzliche Maßnahmen, und zwar anlage-
spezifische Risikoanalysen, wie sie in der Schweiz, in 
Schweden und in Finnland vorgenommen werden, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Rausgeschmissenes 
Geld!) 

und zwar neben den Überwachungen in angemesse-
nen Zeitintervallen, die ja stattfinden. Ich möchte den 
Umweltminister ermuntern, den Ländern gegenüber 
in diesem Sinne tätig zu werden. 

Der dritte Punkt betrifft den Katastrophenschutz. 
Meine Partei hat nach Tschernobyl in einem Partei-
tagsbeschluß gesagt: Der Katastrophenschutz bedarf 
einer deutlichen politischen Aufwertung und zusätzli-
cher Finanzmittel. — Uns ist natürlich klar, daß die 
Katastrophenschutzplanung zweizuteilen ist. Es gibt 
eine Katastrophenschutzplanung im Bereich der An-
lagen, und es gibt eine allgemeine Katastrophen-
schutzplanung der Länder. Eine Erfahrung nach 
Tschernobyl war, daß die allgemeine Katastrophen-
schutzplanung auf einen solchen Fall nicht vorbereitet 
war. Ich erinnere mich an viele damalige Gespräche 
mit Bürgermeistern, Oberstadtdirektoren und Landrä-
ten, die keine Ahnung hatten, was sie tun sollten, und 
auch keine Möglichkeiten, keine Instrumente und 
kein Material hatten, um für eine solche Situation, die 
nicht einen Störfall in der Bundesrepublik, sondern  

einen Störfall mit weiträumiger Strahlenbelastung be-
traf, gewappnet zu sein. Ich habe den festen Eindruck, 
daß hier im Katastrophenschutz in der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht genügend getan worden ist, 
und mahne das an; auch wenn ich durchaus positiv 
hervorhebe, daß die Strahlenschutzvorsorge wesent-
lich verbessert worden ist, d. h. die Meßsysteme, die 
gesetzlichen Grundlagen usw. 
Der vierte Punkt betrifft die Tiefflüge. Ich teile hier 

voll die Meinung meines Parteifreundes, unseres Kol-
legen Paintner, der ja in Landshut mit einem dieser 
Fälle zu tun hatte: Tiefflüge haben in der Nähe dieser 
Anlagen nichts zu suchen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Wir müssen dafür sorgen, daß das verboten ist und daß 
das Verbot durchgesetzt wird, daß sich auch die Alli-
ierten an dieses Verbot halten. 
Ich habe heute mit Befriedigung in der Zeitung ge-

lesen, daß der Verteidigungsminister gestern erklärt 
hat, er könne die Zahl der Tiefflüge weiter einschrän-
ken. Man muß hinzufügen: Muß immer erst etwas 
passieren, bevor eine solche Erklärung möglich ist? 

(Zustimmung bei der SPD) 
Ich weise darauf hin, daß ich als Innenminister und 
daß die atomrechtlichen Behörden des Bundes und 
der Länder die Verteidigungspolitiker in Bonn jahre-
lang immer wieder gebeten haben, die Tiefflüge zu 
beschränken und auf das Risiko, das hier gegeben ist, 
Rücksicht zu nehmen. 
Wir sehen, daß die Unfallrate zurückgegangen ist. 

Aber es gibt natürlich Risiken. Bei den älteren Kern-
kraftwerken sind sie höher als bei den neuen. Das 
muß man sehen, das darf man nicht verschweigen. 
Wir haben diese Risiken in die Risikostudien einbezo-
gen. Wir können es nicht verantworten, daß Tiefflüge 
in der Nähe von Kernkraftwerken stattfinden. 

(Zustimmung bei der FDP) 
Übrigens können auch Abstürze aus größerer Höhe 
erhebliche Folgen haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Daniels? 

Baum (FDP) : Bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Baum, 
auch bisher sind Tiefflüge über Atomkraftwerken fak-
tisch verboten. Das Entscheidende dabei ist doch: Wie 
kann jemand sozusagen erwischt werden? Wie kann 
kontrolliert werden, ob ein solcher Überflug stattfin-
det? Gibt es dazu überhaupt Möglichkeiten? Bis heute 
gibt es sie scheinbar nicht. 

Baum (FDP) : Uns wurde gestern im Ausschuß, dem 
Sie ja auch angehören — Sie waren anwesend — , er-
klärt, es gebe solche Möglichkeiten. 
Ich bin der Meinung — darauf werden wir heute 

nachmittag zu sprechen kommen — , daß wir auch aus 
anderen Gründen die Tiefflüge zurückdrängen müs- 
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sen; denn sie zeitigen ja auch Umweltfolgen, die nicht 
nur die Kernenergie betreffen, sondern die Gesund-
heit unserer Mitbürger. 

Der fünfte Punkt betrifft die Wiederaufarbeitung. 
Solange die friedliche Nutzung der Kernenergie statt-
findet, muß meiner Meinung nach der Brennstoff-
kreislauf besser überwacht werden. 

(Zuruf der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Zugleich stellt sich die Frage, ob der Brennstoffkreis-
lauf verkürzt werden kann. In Übereinstimmung mit 
dem Gutachten 1987 des Sachverständigenrats für 
Umweltfragen bleibt daher die Forderung bestehen, 
die Umweltauswirkungen von Wiederaufarbeitungs-
anlagen einerseits und von direkter Endlagerung an-
dererseits abzuwägen. 

Meine Partei hat beschlossen — ich wiederhole das 
hier — : 

Die FDP verlangt eine ernsthafte Prüfung, ob im 
Rahmen einer geschlossenen Entsorgungskette 
eine Konditionierung abgebrannter Brennele-
mente zur direkten Endlagerung an die Stelle der 
Wiederaufarbeitung treten soll. Wenn sich er-
weist, daß eine direkte Endlagerung unter Si-
cherheits- und Kostengesichtspunkten den Vor-
zug verdient, ist die Entsorgungsstrategie der 
Bundesrepublik entsprechend zu ändern. 

Das haben wir 1986 beschlossen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber die Gut

-

achten liegen doch vor!) 

Der sechste Punkt betrifft die Übergangsschritte, 
den Übergang von der Kernenergie und von fossilen 
Brennstoffen auf erneuerbare Energien. Meine Partei 
ist dabei, diese Übergangsschritte zu präzisieren, zu 
konkretisieren und zu forcieren. Wir wollen einen 
Maßnahmenkatalog zur Förderung einer rationelle-
ren Energienutzung vorschlagen. Wir gehen davon 
aus, daß hier erhebliche Handlungsspielräume für 
eine Verminderung der Energienachfrage durch 
Maßnahmen der rationellen Energienutzung vorhan-
den sind. Wir werden dazu in Kürze, nämlich Ende 
Mai, Vorschläge entwickeln. 

Wir werden zum anderen Vorschläge für die Ent-
wicklung und die Einführung umweltfreundlicher 
Energien vorlegen. Wir sind der Meinung, daß auch 
hier durchaus ein Spielraum besteht. Die vom Sach-
verständigenrat für Umweltfragen für möglich gehal-
tenen Ziele, wonach die erneuerbaren Energieträger 
bis zum Jahre 2000 einen Anteil von 7 bis 10 % errei-
chen können, müssen unseres Erachtens realisiert 
werden. Wir wollen diese Zukunftsenergien weiter 
und stärker in das öffentliche und das politische Be-
wußtsein rücken. Wir haben zur Kenntnis genommen, 
daß eine ganze Reihe von Kollegen unseres Koali-
tionspartners diese Fragen jetzt auch behandeln. Herr 
Kollege Laufs, wir reden ja auch in unseren Koali-
tionsgesprächen darüber. 

Wir sind der Meinung, daß es nützlich wäre, ein 
deutsches Forum Zukunftsenergie zu errichten. Wir 
haben Vorschläge dazu gemacht, wie dieses Forum 
arbeiten sollte. Da es ein Deutsches Atomforum gibt, 
wäre es sehr nützlich, auch auf diesem Feld alle vor-
handenen Kräfte zusammenzufassen. Wir sind der 

Meinung, daß das Entsorgungskonzept fortgeschrie-
ben werden muß. Die ersten Konsequenzen aus dem 
Fall Transnuklear hat der Umweltminister gezogen. 
Er findet hier wie auch bei anderen Entscheidungen 
unsere Zustimmung. 
Wir unterstützen die Politik der Bundesregierung, 

Herr Grüner, trotz der kritischen Anmerkungen, die 
aber im wesentlichen nicht die Bundesregierung, son-
dern andere betreffen, die in einem Handlungsdefizit 
sind. Tschernobyl ist also keineswegs, Herr Kollege 
Daniels, spurlos an uns vorübergegangen. Das hätten 
Sie wohl gern. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das wäre ja noch 
schöner!) 

Wir arbeiten das auf unsere Weise auf, nüchtern und 
vernunftbezogen, aber nicht minder energisch als 
Sie. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Menschen nehmen immer nur das wahr, 
was sie gern möchten. Das gilt in besonderem Maße 
für Herrn Laufs, aber das gilt leider Gottes auch für 
Herrn Daniels. Herr Daniels, Sie haben bezüglich der 
Haltung der Bundes-SPD zur Wiederaufbereitungs-
anlage gelogen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei dem Absturz einer französichen Militärmaschine 
vor drei Wochen in unmittelbarer Nähe des Kern-
kraftwerkes Ohu haben wir es nur äußerst glückli-
chen Umständen zu verdanken, vor einer ähnlich gro-
ßen Katastrophe bewahrt worden zu sein, wie wir sie 
heute behandeln. Wäre die Maschine auf den Atom-
meiler aufgeprallt, so wären wohl die Auswirkungen 
von Tschernobyl um ein Vielfaches übertroffen wor-
den. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch Un
-sinn!) 

Da mögen uns noch so viele Experten mit Risiko- 
und Wahrscheinlichkeitsrechnungen in Sicherheit 
wiegen wollen, daß ein solches Ereignis bei uns prak-
tisch nicht eintreten könnte; die Wirklichkeit sieht 
eben anders aus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein Großteil unserer Kernkraftwerke ist nicht gegen 
Abstürze schwerer Militärmaschinen gesichert, und 
auch bei denen mit stärkeren Schutzvorkehrungen ist 
es mehr als fraglich, ob sie den Absturz von Militär-
maschinen ohne Schaden für die Bevölkerung über-
stehen würden. Auf den Gegenbeweis sollten wir es 
aber nun wirklich nicht ankommen lassen. Dazu liegt 
auch ein Antrag meiner Fraktion hier vor. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Schließlich hielten auch die sowjetischen Techniker 
ihre Kernkraftwerke für sicher, bis Tschernobyl in 
drastischer Weise gezeigt hat, was von solchen Exper-
tenmeinungen zu halten ist. Tschernobyl, der bislang 
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folgenschwerste Industrieunfall, hat 570 Millionen 
Menschen in Europa zusätzlicher Strahlung ausge-
setzt, darunter 5 Millionen Frauen, die werdendes Le-
ben in sich trugen. Die Langzeitschäden sind immer 
noch nicht übersehbar. Die bislang vorliegenden Un-
tersuchungen beweisen aber Schäden an Leben und 
Gesundheit von Mensch und Tierwelt sowie in der 
Natur. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Reine Panikmache ist 
das, was Sie hier  betreiben!)  

Wir müssen uns darauf einstellen, daß Tausende eines 
sicheren Krebstodes sterben werden, und genetische 
Erbschäden werden ebenso sicher auftreten wie zahl-
reiche Mißbildungen und dauernde Gesundheits-
schäden. Auf Tausenden von Quadratkilometern um 
Tschernobyl ist die Erde auf Jahrzehnte unbewohn-
bar. Tschernobyl hat uns deutlich gemacht, daß wir 
keine ausreichenden Instrumente besitzen, um mit 
einer Katastrophe dieses Ausmaßes fertigzuwerden. 
Wir sind bei der technischen Beherrschbarkeit der 
zivilen Nutzung der Atomkraft an Grenzen gestoßen, 
die zum Überdenken und zur Änderung unserer 
Energiepolitik zwingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Technologie, die bei einem einzigen Fehler zu 
solch katastrophalen Folgen wie in Tschernobyl führt 
und kommende Generationen aufs schwerste bela-
stet, darf nicht länger hingenommen werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Haben wir uns eigentlich schon einmal Gedanken 
darüber gemacht, welche Hypothek wir unseren En-
keln aufbürden, wenn wir immer weiter giftigen 
Atommüll ansammeln, ohne zu wissen, wie wir ihn 
eigentlich gefahrlos lagern können? Die Entsorgungs-
frage ist weltweit nicht gelöst. Bedenken Sie, die 
Halbwertszeit von Plutonium beträgt 30 000 Jahre. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: 24 000 Jahre!) 

Laufen wir angesichts dieser zeitlichen Dimensionen 
und bei unserer bisherigen rücksichtslosen Einstel-
lung nicht Gefahr, von den zukünftigen, uns verhafte-
ten Generationen als Terro risten beschimpft zu wer-
den? Die Bundesregierung hat sich bislang allen sol-
chen Einsichten und Überlegungen entzogen. Sie 
setzt auch nach Tschernobyl völlig unbeirrt ihren 
Atomkurs fort und verweigert sich jeder kritischen 
Neubewertung der Gefahren und Risiken der Kern-
energie. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Probst [CDU/CSU]: Das glauben Sie 

selbst nicht!) 

Mit dieser Politik des „Weiter so!" unterwirft sie sich 
dem Diktat und den Interessen allein der Atomwirt-
schaft. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Dabei werden die Ängste und die Befürchtungen der 
Mehrheit der Bevölkerung schlichtweg ignoriert. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie schüren sie ja 
noch!)  

Zu Recht sorgen sich noch immer Mütter und Väter, 
ob ihre Kinder nicht doch mit verseuchten Nahrungs

-

mitteln ernährt werden, und stillende Mütter haben 
noch immer Angst vor radioaktiven Belastungen in 
der Muttermilch. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sagen Sie ihnen end

-

lich die Wahrheit, statt sie dauernd zu verun

-

sichern!) 

Statt umfassende und lückenlose Aufklärung zu be-
treiben, verharmlost und beschönigt die Bundesregie-
rung die Langzeitwirkung des Reaktorunfalls auf die 
Gesundheit und die Lebenschancen unserer Bevölke-
rung. Ihr Handeln ist bis auf den heutigen Tag von 
Ratlosigkeit, Hilflosigkeit und Inkompetenz gekenn-
zeichnet. Mit vermeintlichen Aktivitäten werden Si-
cherheit und Schutz vorgegaukelt, wo es beides im 
Grunde gar nicht geben kann. 

Auch bei dem Hin und Her um die Grenzwerte für 
Radioaktivität in Lebensmitteln im vergangenen Jahr 
hat sich die Bundesregierung nicht gerade mit Ruhm 
bekleckert. Aber was soll auch schon dabei heraus-
kommen, wenn der zuständige Bundesminister Töp-
fer selbst die von der EG-Kommission Vorgeschlage-
nen Werte als gesundheitlich nicht bedenklich be-
zeichnet? Lassen Sie mich hierzu eine ganz persönli-
che Ansicht sagen: Das Festlegen von Grenzwerten 
kann in der Öffentlichkeit den Eindruck entstehen 
lassen, daß Strahlenbelastung unterhalb dieser 
Grenzwerte ungefährlich sei. Das ist desinformierend, 
da niemand eine Gefährdung von Mensch und Um-
welt auch bei geringen Strahlenbelastungen und bei 
der Aufnahme über die Nahrungskette ausschließen 
kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Eine Gefährdung läßt sich nach meiner Überzeugung 
nur dann völlig ausschließen, wenn zukünftige Strah-
lenbelastungen gänzlich vermieden werden. Daher ist 
auch die Auffassung der Bundesregierung, die radio-
aktive Strahlung sei ohne nachweisbare Auswirkung 
auf die menschliche Gesundheit geblieben, voreilig, 
unwissenschaftlich, nicht haltbar und fahrlässig ge-
genüber uns allen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Sie qualifizieren Ihre Rede!) 

Neueste Untersuchungen zeigen uns sogar, daß ganz 
generell das Strahlenrisiko jahrelang unterschätzt 
worden ist. Das gilt gerade auch für niedrige Dosen 
radioaktiver Strahlung. Diese neuen Erkenntnisse 
können doch nur bedeuten, daß die heute gültigen 
Grenzwerte im Interesse eines ausreichenden und 
vorbeugenden Gesundheitsschutzes noch weiter ab-
gesenkt werden müssen. 

Politik ist nicht erst im Zusammenhang mit der 
Atomindustrie in Verruf geraten. Aber die Vorkomm-
nisse nach Tschernobyl haben ihren Teil dazu beige-
tragen, daß die Menschen den Politikern und Politike-
rinnen nicht mehr über den Weg trauen. Zuerst wur-
den die Gefahren entschieden verneint, und als dies 
nicht mehr aufrechtzuerhalten war, wurden die Tatsa-
chen Stück für Stück zugegeben. Gleichzeitig setzte 
eine Strategie der Verharmlosung ein, und damit ein-
hergehend wurden engagierte Männer und Frauen 
lächerlich gemacht. Ihnen wurden jegliche Fach- 
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kenntnisse abgesprochen, ja bei Demonstrationen ge-
gen die Kernenergie wurden sie in die Nähe von Ter-
roristen gerückt. Herr Laufs hat hier für meine Beg riffe 
ein ganz schlimmes Beispiel für Unbelehrbarkeit ge-
geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Die Beteiligung von Bürgern und Bürgerinnen, sonst 
doch in allen Parteien eine stets wiederholte Forde-
rung, wurde und wird als störend und lästig empfun-
den. Man versucht, dies mit allen Mitteln zu unterbin-
den, anstatt offene Worte für die Nöte, die Sorgen und 
Ängste zu haben und sie ernst zu nehmen, die Bürger 
zu beteiligen, indem z. B. Kritiker der Atomenergie in 
die Strahlenschutzkommission berufen werden, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist ein wissen

-

schaftliches Gremium!) 
indem Ärzte gegen den Atomtod zu den Beratungen 
über das Strahlenschutzvorsorgegesetz hinzugezogen 
wären. All das wird abgewiegelt. Bürgerbeteiligung 
wird nicht als hilfreich angesehen, nicht als Möglich-
keit genutzt, eventuell vorhandene Betriebsblindheit 
zu überwinden und zu besseren Entscheidungen zu 
kommen. Nein, all dies ist nicht die Art der Bundesre-
gierung und der sie tragenden Parteien. Die reden lie-
ber von dem „Patienten Atomindustrie", den man un-
bedingt am Leben halten will. Der Politiker Töpfer 
vermenschlicht eine Indust rie, um einer menschen-
verachtenden Politik für eben diese Industrie zum Er-
folg zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Dazu paßt, daß die geschäftsführende Landesregie-

rung in Schleswig-Holstein noch nicht einmal 30 Tage 
vor der Landtagswahl dem Kernkraftwerk Krümmel 
noch schnell eine Dauerbetriebsgenehmigung er-
teilt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jetzt ist das Schlag

-

wort da! — Frau Garbe [GRÜNE]: Dafür krie

-

gen sie die Quittung!) 
Sieht so eigentlich ein Neuanfang aus? Wenn die Not 
und das elende Sterben der Menschen nach Tscher-
nobyl einen Sinn machen sollen, dann doch nur den: 
Wir müssen aus der Atomindustrie raus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Probst [CDU/CSU]: Warum gehen Sie 
dann nicht zu den GRÜNEN? Sie sind in der 
falschen Partei! — Frau Blunck [SPD]: Ich bin 

genau in der richtigen Partei!) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, daß gegenüber 
einem Kollegen der Ausdruck, er habe gelogen, un-
parlamenta risch ist. 
Nun hat der Abgeordnete Engelsberger das Wort. 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege 
Schäfer hat eingangs seiner Ausführungen angekün-
digt, er wolle die Debatte emotionsfrei und sachlich 
führen. Er persönlich hat sich freigehalten von Emo-
tionen, aber sachlich ist er nicht geblieben. Meine 
Vorrednerin eben hat aber weder sachlich noch emo-
tionsfrei gesprochen; sie hat nämlich gerade das auf 

die Spitze get rieben, Herr Kollege Schäfer, was Sie an 
und für sich in dieser Debatte nicht wollten. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Darüber hinaus muß ich sagen, meine Damen und 
Herren von der SPD — die GRÜNEN waren damals 
noch nicht im Bundestag — : Der größte Teil der Kern-
kraftwerke, die in der Bundesrepublik arbeiten und 
die Sie heute so verteufeln, wurde unter Ihrer Regie-
rungszeit gebaut. Geben Sie Ihre fortwährenden Irrtü-
mer doch endlich einmal zu. Ich glaube, diejenigen, 
die gegen die eigenen Beschlüsse in diesem Maße 
vorgehen, haben nicht das Recht, andere zu verurtei-
len, die sich daran halten, was sie auch früher gesagt 
haben; das sind nämlich wir, das ist die Union. 

Meine Damen und Herren, der Nestor der deut-
schen Physik, Professor Maier-Leibnitz, hat schon 
Ende der 70er Jahre besorgt darauf hingewiesen, daß 
die Atomdiskussion bei uns deshalb so unbeschreib-
lich polarisiert ist, weil es dabei oft weniger um Kern-
energie als um Macht, um Kampf gegen Autoritäten 
und um gesellschaftliche Veränderungen geht. Das ist 
doch des Pudels Kern. 

Diese Einschätzung hat durch die Reaktorkatastro-
phe von Tschernobyl mit ihren häufig ebenso exzen-
trischen wie irrationalen politischen Folgewirkungen 
eine traurige Bestätigung erfahren. Die heute disku-
tierte Große Anfrage der SPD gibt noch einmal einen 
lebhaften Eindruck davon, mit welch aberwitzigen 
Schlagworten und Scheinargumenten dieses Ereignis 
von vielen Politikern und Medien unseres Landes zu 
einer hemmungslosen und häufig genug bewußt de-
magogischen Anti-Kraftwerk-Kampagne mißbraucht 
worden ist. Das erleben wir auch heute wieder. 

Aber trotz aller Kassandrarufe bleibt die Kernener-
gie auch nach Tschernobyl eine kalkulierbare, be-
herrschbare und vertretbare Technik. Denn diese 
Kraftwerkskatastrophe ist kein Beleg für nicht be-
herrschbare Risiken, sondern Ausdruck für eine ex-
trem verantwortungslos gehandhabte moderne Tech-
nologie. Hier hat im Gegensatz zu unseren Kernkraft-
werken höchster Sicherheitsstandard eben nicht Vor-
rang vor allen anderen Interessen gehabt. Auch nach 
sowjetischen Berichten haben erst ein für uns unvor-
stellbares Maß an Schlamperei, Inkompetenz und 
eine Kette von menschlichen Versagen zu diesem Un-
glück geführt. 

Übrigens, meine Damen und Herren, wenn Sie von 
den Menschenverlusten nach Tschernobyl sprechen, 
die auch wir bedauern: 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ihre Basis ist viel wei

-

ter, als Sie hier meinen! Die CDU-Basis ist 
sehr viel schlauer als Sie! — Weitere Zurufe 

von der SPD und den GRÜNEN) 

In den Vereinigten Staaten war ebenfalls ein Reaktor 
durchgebrannt. Aber die dortigen Sicherheitseinrich-
tungen haben es verhindert, daß Menschen zu Tode 
gekommen sind. Das alles wollen Sie nicht in Betracht 
ziehen. Unsere Kernkraftwerke in der Bundesrepu-
blik haben den höchsten Sicherheitsstandard im in-
ternational vergleichbaren Rahmen. Ich glaube, das 
wird hier auch von den Herren der linken Seite mit 
anerkannt. 
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Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, daß ich Sie einmal kurz unterbre-
che. — Wenn Sie Wert darauf legen, daß Ihre Zwi-
schenrufe vom Redner, von den Nachbarn und vom 
Protokoll zur Kenntnis genommen werden, dann bitte 
ich Sie, sie doch etwas dosierter vorzubringen. Im 
übrigen ist das außerordentlich störend. Ein wenig 
mehr Zurückhaltung wäre empfehlenswert. 
Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

Engelsberger (CDU/CSU): Danke schön. — Wer 
heute ein Energiekonzept mit Zukunft vorlegen will, 
darf sich nicht auf Emotionen und auch nicht auf 
wünschbare Optionen, sondern muß sich auf verläß-
liche Rahmendaten abstützen. Denn die ausreichende 
Versorgung mit Energie unter ökonomisch wie ökolo-
gisch vertretbaren Bedingungen ist für die heutigen 
und erst recht für die kommenden Generationen eine 
Existenzfrage. 
Meine Damen und Herren sowohl von links als auch 

von den GRÜNEN, Sie haben es vermieden, zu sagen, 
was denn an Stelle der Kernenergie dann letzten En-
des bei einem Ausstieg kommen soll. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist doch nun ein 
Witz! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN 

und der SPD) 
Ich werde in meinen Ausführungen noch darauf zu-
rückkommen, welche verheerende Wirkung es haben 
würde, wenn wir nur auf die Verbrennung fossiler 
Brennstoffe und Energiereserven zurückgreifen wür-
den. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Engelsberger (CDU/CSU): Wenn Sie mir das nicht 
von der Redezeit abziehen, weil ich schon in Verzug 
bin. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne Ihnen die 
Frage und einen Teil der Antwort nicht an. Aber ich 
muß darauf aufmerksam machen, daß wir schon eine 
halbe Stunde überzogen haben. Wir werden mit der 
namentlichen Abstimmung bestenfalls zwischen 
13.20 und 13.30 Uhr beginnen können. Deswegen 
bitte ich, ein wenig Rücksicht auf die Kollegen zu neh-
men. 
Bitte schön. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Darf ich Sie fragen, ob Sie 
nicht von dem Gesetzesantrag der GRÜNEN Kenntnis 
genommen haben, der einen Ausstieg aus der Kern-
energie möglich macht und der hier vorgelegt wurde? 
Denn Sie sagen, daß wir nicht wüßten, was wir woll-
ten. 

Engelsberger (CDU/CSU): Ich muß Ihre Frage kurz 
beantworten, weil wir nicht die notwendige Zeit ha-
ben. Ich habe aber gerade zu dem Thema regenera-
tive Energien etwas zu sagen. 
Mein lieber Herr Kollege, auch ich bin Anhänger 

der regenerativen Energien. Aber nach dem heutigen 
Stand, nach der heutigen Entwicklung und nach dem 
heutigen Wissen ist es einfach nicht möglich, z. B. in 

der Bundesrepublik 130 Milliarden Kilowattstunden 
elektrischen Stroms, der aus Kernenergie erzeugt 
wird, durch regenerative Energien zu ersetzen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Wenn wir regenerative Energien einsetzen wollten 
— passen Sie einmal auf; ich bin Betreiber von Anla-
gen mit regenerativer Energie —, dann hätten wir die 
größten Schwierigkeiten gerade von seiten der Um-
weltschützer, die beispielsweise sagen: Die Wasser-
kraft ist ebenso umweltfeindlich wie die Kernenergie 
oder andere Energien. Das ist des Pudels Kern: Sie 
wollen letzten Endes unsere gesellschaftliche Struktur 
zerstören und nicht eine Energieversorgung für die 
Zukunft in unserem Lande sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Widerspruch bei den GRÜ

-

NEN) 

Es tut mit leid, daß ich nicht mehr Zeit habe; sonst 
könnte ich Ihnen hier noch einige Ratschläge geben, 
wie das weitergehen soll. Ich komme jetzt aber so-
wieso auf dieses Thema. 

Allein das zu erwartende Wachstum der Erdbevöl-
kerung von derzeit 5 auf 8 Milliarden bis zum Jahre 
2030 läßt leicht erkennen, welch ein gigantischer 
Energiebedarf auf uns zukommt. Ohne einen gewal-
tigen Ausbau der Energiepotentiale wird es für die 
Menschenmassen in der Dritten Welt keine Nahrung, 
keine Kleidung, keine Arbeit und damit keine Zu-
kunft geben. 

(Lachen und Widerspruch bei den GRÜNEN 
— Frau Garbe [GRÜNE]: Aber die brauchen 

doch keine Atomkraftwerke!) 

Meine Damen und Herren, wer darüber lacht und 
diese Dinge so leichtfertig wie hier die GRÜNEN be-
urteilt, dem kann ich nur sagen: Selbst wenn wir der 
Dritten Welt nur 10 % des Energieverbrauchs der Ver-
einigten Staaten pro Kopf zuweisen würden, d. h. eine 
Tonne Steinkohleeinheiten Verbrauch pro Jahr, dann 
würde das bedeuten, daß wir in den nächsten 50 Jah-
ren zusätzlich 3 Milliarden Tonnen Steinkohleeinhei-
ten verbrennen müßten, mit all den Folgen auch für 
die Umwelt, auf die ich noch zu sprechen kommen 
werde. 

(Frau Blunck [SPD]: Lesen Sie doch bitte mal 
Global 2000!) 

— Man kann mit Ihnen wirklich nicht sachlich reden, 
weil Ihre Zwischenrufe ja davon zeugen, daß Sie gar 
nicht bereit sind, Argumente aufzunehmen und dar-
über zu diskutieren, sondern hier verhärten sich die 
Fronten. 

Ich will jetzt von den GRÜNEN nicht sprechen. Herr 
Kollege Schäfer und Herr Kollege Stahl, es war doch 
aber in den siebziger Jahren, als noch Kernkraftwerke 
gebaut wurden, unsere gemeinsame Auffassung, 
auch die der SPD 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Meine?) 

und vor allen Dingen die Ihres Bundeskanzlers Hel-
mut Schmidt, der diese Auffassung ja heute noch hat, 
daß wir zur Vermeidung z. B. des Kohlendioxidan-
stiegs in der Erdatmosphäre und zur Verhinderung 
klimatischer Veränderungen, die nicht mehr be- 
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herrschbar sein würden, Kernenergie einsetzen müß-
ten, um den Einsatz fossiler Brennstoffe zu reduzieren. 
Das war die gemeinsame Meinung. 

Seit Tschernobyl wollen Sie diese Argumente nicht 
mehr wahrhaben. Kein einziger Ihrer Redner ist auf 
diese Gefahren eingegangen. Ich kann, wenn mir die 
Redezeit bleibt, ja dazu vielleicht noch etwas sagen. 

Meine Damen und Herren, auf Grund dieser Über-
legungen hat sich die Vollversammlung der UNO am 
11. November 1986, also nur ein halbes Jahr nach der 
Reaktorkatastrophe von Tschernobyl, einstimmig da-
für ausgesprochen, die friedliche Nutzung der Kern-
energie zu fördern. 142 Nationen haben dafür ge-
stimmt. 

Auch der Club of Rome, der Anfang der siebziger 
Jahre so entschieden auf die Grenzen des Wachstums 
hingewiesen hat und dem man blinde Technologie-
gläubigkeit bestimmt nicht nachsagen kann, hält ei-
nen gewaltigen Ausbau der Kernenergie für notwen-
dig, um die in 50 Jahren auf etwa 8 Milliarden ange-
wachsene Menschheit am Leben zu erhalten. 

Eine zukunftsbezogene verantwortbare Energiepo-
litik darf das Restrisiko der Kernenergie nicht durch 
ein Dauerrisiko fossiler Energieträger ersetzen. 
Schließlich wird die Gesundheit der Menschen durch 
das Verbrennen von Kohle, Gas und Öl auf die Dauer 
weit mehr geschädigt als durch Kernenergie. Das wird 
von Ihnen allen nicht in Betracht gezogen. 

Hören Sie gut zu: Der amerikanische Medizinpro-
fessor Gale, der durch seine Knochenmarktransplan-
tationen an den Strahlenopfern von Tschernobyl welt-
berühmt wurde, traf vor Jahresfrist die bemerkens-
werte Feststellung, daß jede Energiequelle ihren Preis 
habe und -daß, so gesehen, die Kernenergie einen 
sicheren Weg der Energieversorgung darstelle. Selbst 
die höchsten abschätzbaren Personenschäden durch 
Tschernobyl lägen um das 50- bis 500fache unter den 
weltweiten Schäden der fossilen Energiegewinnung, 
der Verkehrsunfälle und des Rauchens. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ach Gott, ach Gott! 
Segelfliegermentalität!) 

Gale stellte fest, daß ein Ersatz der sowjetischen Kern-
kraftwerke durch Kohle- und Ölkraftwerke eine zu-
sätzliche Luftverschmutzung ergäbe, die in den näch-
sten 50 Jahren rund 1 Millionen Todesfälle erwarten 
lasse. Verehrte Frau Kollegin, Sie haben in Ihre Über-
legungen nicht mit einbezogen, was Professor Gale 
sagte. Das sagt nicht die Union, und das sagt nicht die 
Rechte in diesem Bundestag, sondern das sagt ein 
neutraler medizinischer Sachverständiger und Wis-
senschaftler. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Es gibt 
keine neutralen Wissenschaftler!) 

Damit wird einmal mehr auf die äußerst bedrohli-
chen Gefahren — jetzt leuchtet bei mir schon wieder 
das Licht auf — hingewiesen, die durch den Einsatz 
fossiler Brennstoffe entstehen. Ich erinnere nur an die 
verzweifelte Situation der Energieversorgung im an-
deren Teil Deutschlands, wo in den Wintermonaten 
ganze Städte und Landstriche von Ruß- und Qualm

-

wolken eingedeckt sind und wo die Lebenserwartung 
im Raum Halle nach Aussagen renommierter Energie

-

wissenschaftler allein aus diesem Grund etwa sechs 
Jahre unter dem DDR-Durchschnitt liegt. Das muß 
man doch alles mit einbeziehen. 

Es wird deshalb höchste Zeit, daß diese alarmieren-
den Tatbestände von uns endlich gebührend zur 
Kenntnis genommen werden; denn die dort lebenden 
Menschen wären heilfroh, wenn ihnen statt qualmen-
der und stinkender Braunkohlenkraftwerke saubere 
Kernkraftwerke zur Verfügung stünden. 

Aber auch bei uns stellt sich die umweltpolitisch 
drängende Frage, ob die Inanspruchnahme fossiler 
Brennstoffe im bisherigen Ausmaß überhaupt noch 
länger zulässig sein kann; denn auch wenn die im 
internationalen Vergleich sehr weitgehenden Anfor-
derungen an unsere Großfeuerungsanlagen eingehal-
ten werden, stößt ein Kohlekraftwerk mit 650 MW Lei-
stung immer noch 2 000 t Staub, 12 000 t Schwefel-
dioxid und 6 000 t Stickoxide im Jahr aus. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das braucht doch 
nicht zu sein!) 

Darüber hinaus müssen 220 000 t Asche und 130 000 t 
Gips entsorgt werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ein Verzicht auf die Kernenergie verschlimmerte des-
halb nicht nur das Waldsterben, sondern stellte eine 
massive zusätzliche Belastung unserer Gesundheit 
dar. Das gilt insbesondere dann, wenn auch noch in 
Belgien und Frankreich Kernkraftwerke durch Koh-
lekraftwerke ersetzt würden. 

Darüber hinaus kann gar nicht deutlich genug auf 
das Problem der CO2-Emissionen, von denen ich vor-
hin gesprochen habe, hingewiesen werden, die in die 
Erdatmosphäre entweichen, dort eine Abstrahlung 
der Erdwärme verhindern und so den „Treibhausef-
fekt" hervorrufen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Energieeinspa

-

rung!)  

Vor diesen Gefahren haben nicht zuletzt die Deutsche 
Physikalische Gesellschaft und die Deutsche Meteo-
rologische Gesellschaft wiederholt mit Nachdruck ge-
warnt. 

Meine Damen und Herren, aus Zeitgründen kann 
ich auf dieses CO2-Thema jetzt nicht weiter eingehen, 
obwohl wir bereits bei 347 ppm CO2 in der Erdat-
mosphäre angelangt sind. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Was 
hat das mit Tschernobyl zu tun? Thema ver

-

fehlt!) 

Das geht bereits weit über das Maß hinaus, bei dem 
sich in früheren Jahrtausenden Wärme- und Kältepe-
rioden abgelöst haben. Da lagen die Werte zwischen 
200 und 280 ppm. 

Ich möchte das noch ganz kurz anführen dürfen, 
Herr Präsident. Ich weiß, ich habe überzogen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider haben Sie 
überzogen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Sie überziehen. 
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Engelsberger (CDU/CSU): Aber ich komme leider 
mit diesem Thema nicht durch. Doch jetzt kommt der 
Schlußsatz, wenn Sie mir den noch gestatten. 

Vizepräsident Cronenberg: Den Schlußsatz werde 
ich Ihnen noch gestatten. 

Engelsberger (CDU/CSU): Vor allen Dingen Sozial-
demokraten hätten allen Anlaß, die Erkenntnisse ih-
res Altbundeskanzlers Helmut Schmidt zu beherzi-
gen, die er vor wenigen Wochen unter der Überschrift 
„Sieben Prinzipien vernünftiger Energiepolitik" in 
der Wochenzeitung „Die Zeit" überzeugend darge-
legt hat. Er schrieb: 

Wer angesichts der vorgetragenen Ungewißhei-
ten mit dem Anspruch auftritt, er habe eine für die 
Energieprobleme Deutschlands (und der Welt) 
befriedigende Lösung, der irrt sich im Prinzip — 
im schlimmsten Fall ist er ein Scharlatan. 

Und recht hat er, der Helmut Schmidt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Der irrt sich diesmal 
auch wieder, der Helmut Schmidt! — Frau 

Blunck [SPD]: Das gilt auch für Sie!) 
Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat nunmehr 
die Frau Abgeordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der Beantwortung der Großen 
Anfrage der SPD steht der folgende Satz: 

Weil die Bundesregierung die Sorgen und Ängste 
der Bürger ernst nimmt, hat sie sich nicht in Aus-
stiegsszenarien geflüchtet. Sie hat schnell... 
(und unverzüglich) gehandelt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ein guter Satz!) 
Meine Damen und Herren, hätten Sie schnell und 

unverzüglich gehandelt, dann hätten Sie, nachdem 
die Katastrophe von Tschernobyl bekanntgeworden 
war, schnellstmöglich alle atomaren Anlagen in der 
Bundesrepublik abgeschaltet. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das wollten wir Ih

-

nen nicht zumuten!) 
Das wäre nicht nur vernünftig gewesen, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Unverantwortlich 
wäre das!) 

sondern diese Reaktion wäre auch in Auslegung von 
Strahlenschutzverordnung und Atomgesetz zwin-
gend erforderlich gewesen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist ein Irrtum!) 
Gilt für Sie nicht der Art. 2 des Grundgesetzes, nach 
dem Leben und Gesundheit des Volkes grundsätzlich 
zu schützen sind? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Natürlich!) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Ist es richtig, 
daß Sie am 30. April 1986 um 9 Uhr aus dem Lagezen-
trum feststellten, daß als Bewertungsrichtlinien die 
Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung heranzu-
ziehen seien, und haben Sie in diesem Zusammen

-

hang 4 Bq pro Kilogramm Lebensmittel als Grenzwert 
empfohlen? Ich frage Sie: Ist es richtig, daß dieser 
Grenzwert einen Tag später auf 500 Bq, also um mehr 
als das 100fache erhöht wurde, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt, Herr 
Laufs!) 

nachdem Herr Professor Kaul kurzerhand die Strah-
lenschutzverordnung außer Kraft gesetzt hatte, weil 
sie nur für den Bet rieb deutscher AKW gelte und für 
Unfälle generell und für solche im Ausland schon gar 
nicht anzuwenden sei? 

(Frau Blunck [SPD]: Schlimm! — Dr. Knabe 
[GRÜNE]: Die Menschen sind dieselben!) 

Ich frage Sie: Welchen Wert hat eine Strahlenschutz-
verordnung, die nach Belieben angewandt oder ver-
worfen werden kann? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Ich sage Ihnen den Grund für diese Entscheidung. 
Es war der einzige Weg, die deutsche Atomindustrie 
zu retten. Es war eine Flucht, eine Flucht nach vorn im 
Sinne „Ang riff ist die beste Verteidigung". Ihre Für-
sorge galt nicht der Bevölkerung, sondern allein dem 
Fortbestand der Atomenergie. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Dr. Probst [CDU/CSU]: Das 
glauben Sie selber nicht! Das glauben Sie 

nicht!) 

Oder sind auch Sie der Meinung wie der Generalse-
kretär der IAEO, nämlich wir seien längst über den 
point of no return hinaus und könnten schließlich eine 
Milliardenindustrie nicht einfach auf den Müllhaufen 
werfen? Ist es so, daß in diesem Falle Tausende von 
zusätzlichen Krebstoten keine Rolle mehr spielen? 
Dann seien Sie ehrlich und sagen Sie es. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dann hören Sie auf, der Bevölkerung vorzugaukeln, 
Sie nähmen ihre Ängste und Sorgen ernst. Spätestens 
seit Tschernobyl haben Sie keine Berechtigung mehr, 
einen Kernschmelzunfall als Restrisiko zu bezeich-
nen. Nach dem sogenannten Kalkar-Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 8. August 1978 liegt 
das Restrisiko im Bereich der Ungewißheiten, jenseits 
der Schwelle praktischer Vernunft und seine Ursache 
in den Grenzen menschlichen Erkenntnisvermögens. 
Das bedeutet, daß spätestens seit Tschernobyl die bis 
dahin ins Reich der Phantasie verwiesene Möglichkeit 
eines solchen Unfalls Stand der Erkenntnis ist und 
ebenfalls nach genanntem Beschluß des Bundesver-
fassungsgerichts die Vorsorge dieser veränderten Si-
tuation anzupassen ist. Das heißt, wenn man die Fol-
gen eines Unfalls in der Bundesrepublik bedenkt, 
nichts weiter als: Schluß mit der Atomindustrie. 

(Beifall der Abg. Frau Olms [GRÜNE]) 

Oder sollte man der Bundesregierung unterstellen, 
die ihr zur Verfügung stehende praktische Vernunft 
sei durch eine solche Erkenntnis überfordert? Man 
kann es nicht. Denn alle von dieser Bundesregierung 
seit dem Unfall in Tschernobyl gefaßten Beschlüsse 
weisen darauf hin, daß sie die Möglichkeit einer sol- 
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chen Katastrophe begriffen hat, einkalkuliert und ein-
zig für einen solchen Fall Vorsorge trifft. 

Beweis Nummer 1 für diese Behauptung: das Strah-
lenschutzvorsorgegesetz. Es zentralisiert alle Mes-
sungen von erhöhter Radioaktivität beim Bundesmini-
ster für Umwelt, versetzt so die Bundesregierung in 
die Lage, allein zu entscheiden, was und wieviel die 
Bevölkerung über Meßdaten erfährt oder auch nicht 
erfährt. Eine Kontrolle der bekanntgegebenen Daten 
wird dadurch unmöglich und ist auch unerwünscht. 
Die mit dem gleichen Gesetz ausgesprochene Er-
mächtigung zur alleinigen Festsetzung von Grenz-
werten hat der Bundesminister inzwischen an den 
EG-Ministerrat weitergereicht. Dieser hat bereits vor-
sorglich für den Fall einer neuerlichen Katastrophe 
Grenzwerte festgelegt, die, gemessen an den Werten 
der Strahlenschutzverordnung — ich möchte noch 
einmal an die 4 Bq erinnern —, diese um das mehr als 
250fache übersteigen. Daß die Katastrophenwerte 
von 600 und 370 Bq, für die sich Herr Töpfer, wie er 
sagt, fast Arme und Beine ausgerissen hat, heute als 
gültige Dauerwerte festgeschrieben wurden, sei nur 
nebenbei erwähnt. Daß man allerdings versucht, 
fremde Länder mit verstrahlten Lebensmitteln zu be-
glücken, und sie mittels des Drucks von Sanktionen 
zur Annahme zwingen will — wie im Fall von Jamaika 
geschehen —, ist skandalös. Es beweist: Nicht der 
Gesundheitsschutz spielt eine Rolle, nein, man ist be-
sorgt um den ungehinderten Warenfluß, und das mög-
lichst weltweit. 

Punkt zwei des Beweises ist das jetzt in Aussicht 
genommene Bundesamt für Strahlenschutz. Unter 
dem Deckmantel, daß nach den Skandalen des letzten 
Jahres nun alles besser werden soll, sollen hier die 
Kompetenzen für Strahlenschutz — ehrlich gesagt, 
ich kann dieses verlogene Wort bald nicht mehr hö-
ren — , 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Man will die Strahlen 
schützen!) 

Reaktorsicherheit, Transport und Entsorgung des ato-
maren Mülls unter einem Dach zusammengefaßt wer-
den. Das wird als Fortschritt für die Sicherheit und als 
Garant der Kontrolle angepriesen. In der Tat, dann 
wird alles unter Kontrolle sein: die sichere Absprache 
von Tür zu Tür, die bessere Geheimhaltung von Unre-
gelmäßigkeiten, statt Transparenz mehr Undurch-
sichtigkeit und im Falle von Unfällen gefilterte oder 
unterdrückte Informationen. Frankreich oder die Eng-
länder mit Windscale haben so etwas ja vorexer-
ziert. 

Meine Damen und Herren, in wenigen Tagen befin-
den wir uns im dritten Jahr nach Tschernobyl. Was 
haben wir daraus gelernt? Wo sind die Konsequen-
zen? Wo ist der Lernprozeß bei der Bundesregierung? 
Die Bevölkerung hat gelernt. Sie lehnt mit überwälti-
gender Mehrheit die weitere Nutzung der Atomener-
gie ab. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Aber sie braucht 
Strom!) 

Die Bundesregierung setzt jedoch unvermindert auf 
die Karte Atomenergie. Wie sagte Herr Töpfer erst 
letzte Woche gegenüber einer Initiativgruppe von El-
tern für unbelastete Nahrung? 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, 
kommen Sie bitte zum Schluß. 

Frau Wollny (GRÜNE): Zitat: 
Ich sage immer: Wir müssen eine Zukunft ohne 
Atomenergie erfinden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das tun Sie doch!) 

Aber wir können doch heute nicht verzichten, 
wenn diese Zukunft noch nicht da ist. 

Manchmal muß man heute verzichten, um die Zu-
kunft zu gewinnen. Je mehr Zukunft aber diese Regie-
rung hat, .. . 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, Sie 
überziehen die Redezeit zu sehr. Ich bitte Sie drin-
gend, jetzt zum Ende zu kommen. 

Frau Wollny (GRÜNE)::... um so mehr steht unsere 
Zukunft durch die Risiken der Atomenergie auf dem 
Spiel. Es hilft nichts: Es müssen Konsequenzen ge-
zogen werden. Konsequenzen heißt: abschalten, 
stillegen, aussteigen! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Und wo steigen Sie ein?) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister der Verteidigung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Zu diesem Ta

-

gesordnungspunkt? — Weitere Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen! Der 
vorliegende Entschließungsantrag der SPD zwingt 
mich, kurz Stellung zu nehmen, wobei ich der Aktu-
ellen Stunde heute nachmittag nicht vorgreife. Ich 
beschränke mich auf die Punkte, die Sie angeschnit-
ten haben. Es tut mir leid, in diese Debatte auf diese 
Weise hineingezwungen zu werden. Ich verstehe den 
Unmut der Kolleginnen und Kollegen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: In dem Umfang 
ist es verständlich!) 

Ich möchte mich also speziell mit der Flugsicherheit 
im Blick auf die Kernkraftwerke beschäftigen. Ich 
möchte nur ganz kurz darauf hinweisen, daß es uns in 
den letzten zehn Jahren gelungen ist, die Flugunfall

-

rate der Bundeswehr um über 50 % zu senken. 
(Zuruf von den GRÜNEN: Wegen der  Star

-

fighter!)  
Hinsichtlich der Zahl der zivilen Unfallopfer liegt die 
militärische Luftfahrt an letzter Stelle. Das heißt kei-
nesfalls, daß wir in unseren Anstrengungen nachlas-
sen werden oder dürfen. Im Gegenteil. 
Was nun das Sicherheitsrisiko für Kernkraftwerke 

anlangt, so gilt bei uns ein faktisches Überflugverbot 
für Kernkraftwerke. Es gibt keinen Anhaltspunkt da-
für, daß sich unsere Piloten nicht daran halten. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sie haben keinen An

-

haltspunkt!? — Dr. Knabe [GRÜNE]: Sie 
stürzen bloß dort ab! — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Die Zwischenrufe werden im

-

mer blöder!) 
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Ich will das an zwei Punkten kurz belegen, die in dem 
Zusammenhang wichtig sind. 

Bei beiden Unfällen, Bundeswehr und die Alliier-
ten, — — 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist ja wohl ein Witz, 
Herr Minister!)  

—Vielleicht hören Sie erst einmal die Fakten an, be-
vor Sie dazu Stellung nehmen. 

Bei beiden Unfällen, in Landshut wie in Forst, fand 
—das ist inzwischen gesicherte Erkenntnis — ein 
Überflug nicht statt. Die Flugwegdaten sind durch die 
Radaraufzeichnung der Luftverteidigungsstellung 
Freising dokumentiert. Das heißt, sie stehen fest. Sie 
bestätigen im übrigen auch die vorliegenden Zeugen-
aussagen. Aus diesen Aufzeichnungen ist deutlich er-
sichtlich, daß bis zum Unfallzeitpunkt Flugwege und 
Flugmanöver nicht über die Kernkraftwerke Isar I und 
Isar II führten und daß simulierte Angriffmanöver in 
oder über 1 500 Fuß, also 500 Meter, oberhalb des 
Tiefflugbandes durchgeführt wurden. Soweit zu dem 
Unfall. 

Nun gab es dort Augenzeugen. Davon haben Sie 
alle in,der Presse gelesen. Es war ein Feuerwehrmann, 
der gesagt hat: „Aber die haben doch diese Kernkraft-
werke als Ausgangspunkt ihrer Übungen genom-
men. " Das zeigt einmal mehr — das kann man dem 
Mann nicht vorwerfen, das passiert x-mal —, wie 
schwer es für die ist, die am Boden sind, wirklich zu 
sagen, ob darüber geflogen wird oder nicht. Die tech-
nischen Geräte zeigen einwandfrei, daß dies nicht der 
Fall war. 

Ich sage ein übriges, das in die Debatte kommen 
sollte, damit sie etwas versachlicht wird. Wir haben, 
längst bevor dieser Absturz war, im letzten Jahr an 
sechs verschiedenen Kernkraftwerken sechs Wochen 
lang, also jeweils eine Woche, unsere Überwachungs-
geräte stationiert. Wir haben in dieser Zeit nicht einen 
einzigen Verstoß gegen das Überflugverbot feststel-
len können. 

(Frau Traupe [SPD]: Weil die Leute dann Be

-

scheid wissen!) 

Ich habe dennoch angeordnet, diese Kontrollen noch 
zu verschärfen. Den Verdacht, der immer wieder ge-
äußert wurde, daß unsere Piloten dieses Überflugver-
bot mißachten, muß ich, und zwar aus Überzeugung, 
zurückweisen, und zwar nicht nur für unsere Piloten, 
sondern auch für die alliierten Piloten. 

Im übrigen sage ich Ihnen — und ich sage das unab-
hängig davon — , das Magazin „Monitor" hat in einer 
unglaublich manipulativen Sendung, um das Gegen-
teil zu beweisen, einen „Kronzeugen" bemüht, der 
früher einmal Starfighterpilot war und jetzt für die 
GRÜNEN im Kommunalparlament sitzt, und dieser 
„Kronzeuge" hat 1975 das letzte Mal in einem Star-
fighter gesessen und ist auf eigenen Wunsch aus die-
sem Waffensystem abgelöst worden, weil er offen-
sichtlich mit dem Waffensystem nicht fertig wurde. Er 
hat in dieser Sendung selbst zugegeben, daß er gegen 
die Vorschriften verstoßen hat. Ich kann nur sagen, 
einen solchen „Kronzeugen" als Beweis für diese Be

-

hauptung anzuführen, ist eine schlichte Unverschämt-
heit und eine Diffamierung unserer Piloten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Unsere Piloten sind verantwortliche Luftfahrzeug-

führer, sind selbst meistens Familienväter. Das sind 
Leute, die schon im Frieden ihr Leben und ihre Ge-
sundheit riskieren, damit wir einigermaßen in Frieden 
und Sicherheit leben können. Ich verbitte mir eine 
pauschale Diffamierung und Verleumdung dieser un-
serer Piloten. Das gilt auch für die alliierten Piloten. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sellin? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr. 

Sellin (GRÜNE): Ich möchte erstens sagen, daß aus 
Personalakten nicht zitiert werden sollte. Auch ein 
Bundesverteidigungsminister sollte das nicht tun. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie sollten hier eine 
Frage stellen und keine Feststellung treffen. 

Sellin (GRÜNE): Das möchte ich. 
Ich möchte Sie fragen, Herr Wörner: Können Sie 

ausschließen, daß Kernkraftwerke oder auch andere 
Kraftwerke vorübergehend durch Piloten als Ziel-
orientierungen benutzt werden? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Nach meinem Erkenntnisstand — diese Einschrän-
kung muß ich machen, wenn ich glaubwürdig bleiben 
will — halte ich so etwas für ausgeschlossen. Ich selbst 
war, wie Sie wissen, Flugzeugführer der Luftwaffe. 
Ich habe selbst etwa 600 Stunden im Tiefflug über der 
Bundesrepublik Deutschland verbracht. Ich kann nur 
sagen, ich weiß das aus eigener Erfahrung und aus 
dem, was ich heute als Bundesminister der Verteidi-
gung in den Geschwadern beobachten kann. Es 
macht auch überhaupt keinen Sinn, weil kein 
Übungszweck damit erfüllt wird. Kein verantwortli-
cher Flugzeugführer wird so etwas machen. Ich kann 
das nur sagen. Alle Erkenntnisse, die wir durch Kon-
trollen haben, beweisen das. 
Jetzt zu der anderen Frage. Der Antrag der SPD zielt 

ja auf die vorläufige Einstellung. 
Sie müssen eines wissen: Das Flugunfallrisiko steigt 
mit der mangelnden Flugerfahrung. Das heißt, je we-
niger ein Pilot fliegt, desto höher wird sein Unfallri-
siko. Es gibt ein Bündnisland, das einmal die Flug-
stundenzahl unter 120 gesetzt hat. Darauf sind im fol-
genden Jahr die Unfallraten um über 100 % gestiegen. 
Das heißt, ein vorläufiger Stopp, wie Sie ihn fordern, 
würde ein erhöhtes und nicht ein vermindertes Risiko 
bedeuten. Er würde im übrigen das Problem auch aus 
folgendem Grund nicht lösen: Eine Einstellung übri-
gens nicht nur der Tiefflüge, sondern eine Einstellung 
des Fliegens überhaupt mit einem bestimmten Flug-
zeugtyp macht dann Sinn, wenn Erkenntnisse vorlie-
gen, daß da technische Schwächen vorhanden sind. 
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Wir haben das vorläufige Ergebnis — ich habe es 
gestern im Verteidigungsausschuß vorgetragen — : 
Beide Unfälle und schon die vorläufigen Ergebnisse 
zeigen, daß technische Mängel nicht ursächlich gewe-
sen sein können, so daß auch von daher ein vorläufi-
ger Stopp keine Erleichterung bringt. 
Ein endgültiger Stopp — das wissen Sie selber sehr 

genau; Ihre Kollegen im Verteidigungsausschuß ha-
ben das gestern auch gesagt, jedenfalls gilt das für 
zwei — wäre gar nicht denkbar, solange wir am Auf-
trag der Luftwaffen festhalten. Die Alliierten werden 
nicht einstellen. Das haben sie längst bekundet. Auch 
die Bundesluftwaffe kann das gar nicht tun. 
Ich bitte jetzt die SPD einmal ganz dringend und 

völlig unpolemisch: Was glauben Sie, warum meine 
Amtsvorgänger Schmidt, Leber und Apel bei Unfäl-
len, die es auch damals gegeben hat, nicht eingestellt 
haben? Weil diese Gesetzmäßigkeit, die ich heute vor-
trage, schon damals galt. Wenn Sie eines Tages hier 
wieder verantwortlich die Regierung übernehmen 
wollen, dann müßten Sie ganz genau wissen, daß das 
unmöglich ist. Was wir tun können und was wir tun 
werden ist, alle Möglichkeiten auszuloten, die es zur 
weiteren Verbesserung der Sicherheit und — wenn 
überhaupt eine Möglichkeit vorhanden — zu Ein-
schränkungen gibt. Da haben Sie mich auf Ihrer Seite. 
Ich habe, glaube ich, mehr als irgendeiner vor mir 
getan, um es einzuschränken. 
Eine völlige Einstellung aber kommt nicht in Frage. 

Ein vorläufiger Stopp, wie Sie ihn vorschlagen, produ-
ziert das Gegenteil, nämlich ein erhöhtes Risiko. Des-
wegen bitte ich, diesem Antrag nicht stattzugeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen! Liebe Kolleginnen! Tschernobyl ist uns wieder 
einmal Anlaß, über die Risiken der Kernenergie nach-
zudenken. Es ist hier schon sehr ausgiebig darüber 
gesprochen worden. Es ist relativ wenig über die Si-
cherheitsstandards der deutschen Kernkraftwerke 
gesprochen worden. Immer ist der Unfall von Tscher-
nobyl ein allgemeiner Maßstab für Unfälle im Kern-
energiebereich. Damit wird dann der Ausstieg be-
gründet. 
Wir haben uns gerade jetzt mit den Folgen eines 

Reaktorunfalles ausführlich befaßt. Aber es fehlt 
— mit Ausnahme der Ausführungen von Herrn 
Engelsberger — eigentlich das Szenario zum Ausstieg 
aus der Kernenergie. Dabei möchte ich jetzt gar nicht 
einmal auf den Treibhauseffekt eingehen. Sie wissen 
alle, daß ich in dieser Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages bin. Wir werden hier sicherlich 
noch sehr häufig über die Problematik des Treibhaus-
effektes reden müssen. Das will ich hier heute einmal 
gar nicht als Argument für die Risiken des Ausstiegs 
benutzen. 
Ich möchte nur einmal ganz simpel ökonomisch fra-

gen: Was passiert beim Ausstieg? Als erstes muß man 
mehr fossile Brennstoffe einsetzen; denn wir sind uns 
sicherlich alle darüber einig, daß wir eine Vorlauf-
phase brauchen. Als zweites werden wir uns mit alter

-

nativen Energien näher befassen. In allen Fällen wird 
es teurere Energie werden; denn auch eines, Herr 
Daniels, muß berücksichtigt werden: Energiesparen 
gibt es nicht zum Nulltarif. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Natürlich!) 

Auch Sie, Herr Schäfer, haben versäumt, die Inve-
stitionskosten für die alternativen Energien einmal in 
ein richtiges Verhältnis nur zum Bruttosozialprodukt 
zu setzen. Es ist in jedem Falle eine teurere Energie. 
Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft beißt 
sozusagen die Maus davon keinen Faden ab. 

Überlegen wir einmal, was diese teure Energie für 
uns bedeutet! Sie bedeutet eine Verschlechterung un-
serer internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Das be-
deutet selbstverständlich Verlust von Arbeitsplät-
zen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Es würde mich hier natürlich auch reizen, noch einmal 
das Thema Lohnniveau und Energiebedarf anzuspre-
chen, 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Warum denn nicht? 
Immer!) 

denn mit steigendem Lohnniveau sind wir gezwun-
gen zu rationalisieren, das heißt, wir müssen Manpo-
wer durch Energie ersetzen. Das bedeutet mehr Ener-
giebedarf und dann aber auch mehr Produktion. Was 
das im Grunde alles für die Umwelt bedeutet, dazu 
kann man wirklich nur sagen: Im Grunde ist die Um-
welt die Leidtragende einer verfehlten Lohnpolitik. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Richtig!) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Daniels? 

Frau Dr. Segall (FDP): Nein. Es ist jetzt schon so 
spät. Das können wir im Ausschuß einmal detaillierter 
behandeln. Wirklich, heute einmal nicht. Sie wissen, 
ich bin sonst nicht so. 

(Zuruf von der SPD: Das möchten wir einmal 
ungestört hören! Das ist hochinteressant! 

Völlig neu!)  

Ich möchte auch dies — wie den Treibhauseffekt —
fast ausklammern, nach dem Motto: Vielleicht geht es 
uns hier in der Bundesrepublik ja so gut, daß wir uns 
das alles leisten können. 
Ich möchte jetzt lieber noch einmal ganz kurz 

— Herr Engelsberger hat das auch schon angespro-
chen — auf die Folgen für die Dritte Welt zu sprechen 
kommen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wir müssen Massen
- arbeitslosigkeit wegkriegen! Was können 

wir uns denn leisten?) 

Selbst der Herr Jonas — das möchte ich jetzt hier doch 
noch einmal sagen — , der von Ihrer Seite immer mit 
dem „Prinzip Verantwortung" angeführt wird, hat in 
seiner Dankesrede bei der Verleihung des Friedens-
preises des Deutschen Buchhandels gesagt: Wir ha-
ben die Riesengefahr einer Massenarbeitslosigkeit, 
aber damit möchten sich bitte die Nationalökonomen 
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befassen. — Das können Sie wörtlich in der Rede 
nachlesen. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das ist doch nicht 
„mein" Herr Jonas!) 

Das ist hier unser Problem. Wir dürfen nicht so 
egoistisch sein, hier nur unsere eigenen Probleme zu 
sehen. Wir sollten auch einmal einen Blick über un-
sere Grenzen hinaus werfen und sehen, was passiert, 
wenn wir einen weltweiten Ausstieg aus der Kern-
energie inszenieren. Nur dieser macht Sinn. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Scheuklappen!) 
— Ja, da kann man nichts machen. 
Die Dritte Welt hat, wie Herr Engelsberger schon 

ausgeführt hat, noch so viel Bevölkerungswachstum, 
daß wir uns überlegen müssen, was dort passiert. Die 
Schuldensituation ist bereits heute katastrophal. Ein 
Ausstieg aus der Kernenergie würde diese Situation 
weiter verschlechtern. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Weil sie noch die 
AKWs von uns bezahlen müssen!) 

Betrachten wir das Problem nur einmal von der Seite, 
welche Exportmöglichkeiten der Dritten Welt noch 
übrigbleiben, wenn wir hier auf Grund der verteuer-
ten Kernenergie Konsumverzicht in großem Umfang 
durchführen müssen. Die Exportmöglichkeiten, an 
denen heute schon die Rohstoffpreise kaputtgehen, 
würden sich noch verschlimmern. Wenn sie dann 
noch die teure Energie, die wir dann automatisch be-
kommen, importieren müssen, würde das Defizit in 
den Ländern der Dritten Welt ins Ungemessene stei-
gen. Es ist überhaupt nicht abzusehen, was dann pas-
sieren wird. Wenn wir den Energiebedarf für die 
Dritte Welt nicht decken können und wenn die Dritte 
Welt keine Exportmöglichkeiten mehr hat, dann 
möchte ich Sie einmal bitten, sich zu überlegen, was 
Sie dann der Dritten Welt zumuten. Nicht nur Hun-
ger! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Jung (Düsseldorf). 

(Zuruf von der SPD: Stell das einmal alles 
klar! — Frau Wollny [GRÜNE]: AKWs in die 

Dritte Welt!)  

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Antwort der Bundesregierung 
auf unsere Große Anfrage hat gezeigt — und ich 
finde, daß diese Debatte das noch einmal unterstri-
chen hat — , daß keines der schwerwiegenden Pro-
bleme, die mit der zivilen Nutzung der Kernenergie 
verbunden sind, wirklich gelöst ist. Es gibt keinen 
wirksamen Strahlenschutz, und das Strahlenschutz-
vorsorgegesetz hat daran nichts geändert. Es hat 
keine umfassende Sicherheitsüberprüfung aller Kern-
kraftwerke stattgefunden. Es gibt keine einheitlichen 
Sicherheitsstandards auf internationaler Ebene, noch 
nicht einmal in der Europäischen Gemeinschaft, und 
es gibt keine bundeseinheitliche Katastrophenpla-
nung. 

Trotzdem rühmt sich die Bundesregierung — Frau 
Wollny hat das vor mir zitiert — , nicht in Ausstiegs

-

szenarien geflüchtet zu sein. Ich meine, so ist es wirk-
lich. Noch nie hat eine Bundesregierung so eindeutig 
auf die Kernenergie gesetzt wie diese, und ich füge 
hinzu: ohne Not, jedenfalls aus energiepolitischen 
Gesichtspunkten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Mehr noch: Die Bundesregierung will den Anteil der 
Atomkraft an unserer Energieversorgung weiter stei-
gern, obwohl von einer gesicherten Entsorgung über-
haupt nicht die Rede sein kann. Bei den Bemühungen 
von Bundesumweltminister Töpfer, ein neues Entsor-
gungskonzept zu entwickeln, standen ja offenbar 
— das konnten wir kürzlich aus dem „Spiegel" erfah-
ren — Überlegungen der Deutschen Bank Pate. So ist 
dann aber auch das Ergebnis. Statt einer sicheren 
Endlagerung, die allein dem Geist und dem Wortlaut 
des Atomgesetzes entsprechen würde, wird unter an-
derem eine Zwischenlagerung angestrebt, die ganz 
offenbar auf Dauer angelegt ist. 

Trotz einer aufwendigen unternehmensrechtlichen 
Reorganisation der Atomindustrie, die die Verant-
wortlichkeiten anders verteilt, besteht das neue Ent-
sorgungskonzept im Kern doch nach wie vor aus fol-
genden Elementen: Ausweitung der Verpressung, 
Konditionierung und Lagerung von schwach- und 
mittelradioaktiven Abfällen an den Standorten der 
Kernkraftwerke, weil externe Zwischenlager nicht in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung stehen, und 
— wie bisher — Verschiebung der hochradioaktiven 
Abfälle ins Ausland, nach La Hague, Sellafield und 
Schweden, ohne Lösung der damit verbundenen 
Transportprobleme und jeweils befristet auf sechs 
Jahre. Diese hochradioaktiven Abfälle müssen wir ab 
1992 in großen Mengen wieder zurücknehmen. Kei-
ner weiß, wohin damit. Darum will Bundesforschungs-
minister Riesenhuber die Entsorgungsverträge mit 
dem Ausland verlängern. Dies läuft aber ebenfalls auf 
eine dauerhafte Zwischenlagerung hinaus, allerdings 
nicht bei uns, sondern in diesem Fall im Ausland. 

Meine Damen und Herren, dieses Konzept, das der 
Energiewirtschaft offenbar weit entgegenkommt, ist 
aber keine Lösung der Entsorgungskrise. Bei dem ge-
planten Endlager für schwach- und mittelradioaktive 
Abfälle im Schacht Konrad ist noch nicht einmal das 
Planfeststellungsverfahren abgeschlossen, und ob es 
politisch durchgesetzt werden kann, ist bis heute of-
fen; und ob das geplante Endlager für hochradioak-
tive Abfälle in Gorleben technisch überhaupt möglich 
ist, ist unter Fachleuten in höchstem Maße umstrit-
ten. 

Das Atomgesetz gestattet aber den Bet rieb von 
Kernkraftwerken nur bei einer sicheren Entsorgung 
und nicht bei einer dauerhaften Zwischenlagerung. In 
gewisser Weise ist Herr Töpfer schon dabei, sein Wort 
einzulösen, nämlich „tief zu schneiden". Ich meine 
allerdings, daß er nicht in die Entsorgungspraxis, son-
dern eher in das Atomgesetz „schneidet". 

Schließlich will die Bundesregierung den Schnellen 
Brüter in Kalkar ans Netz bringen und die Wiederauf-
arbeitungsanlage in Wackersdorf bauen. Diese bei-
den Projekte sind energiepolitisch nicht nur unsinnig, 
der Einstieg in die Plutoniumwirtschaft vergrößert au-
ßerdem die Risiken auf dramatische Weise. Darum 
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lehnen wir diese Projekte ab. Herr Daniels, ich meine, 
das haben wir oft genug deutlich zum Ausdruck ge-
bracht. Dies öffentlich in Frage zu stellen, ist schlicht 
unverschämt. 

(Beifall bei der SPD) 

In ihrem Energiebericht geht die Bundesregierung 
davon aus, daß durch die Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen 40 % Natururan eingespart wird — 
eine wahrlich bescheidene Rate gemessen an den ur-
sprünglichen Vorstellungen. Damit läßt sich aber die 
Wiederaufarbeitung in keinem Fall rechtfertigen. Es 
gibt nämlich keine Knappheit an Natururan. 

Die Wiederaufarbeitung ist auch keine Alternative 
zur Endlagerung, die in jedem Fall sichergestellt sein 
muß. Die Alternative heißt: Direkte Endlagerung oder 
Endlagerung mit Wiederaufarbeitung. 

Die Wiederaufarbeitung ist auch teurer als die di-
rekte Endlagerung. Sie ist also auch ökonomisch un-
sinnig. 

Wichtiger noch: Nirgends auf der Welt wird eine 
Brut- oder Wiederaufarbeitungsanlage allein zu zivi-
len Zwecken bet rieben, und zwar aus gutem Grund. 
Plutonium ist der gefährlichste Stoff, der von der 
menschlichen Technik jemals in Gebrauch genom-
men worden ist. Nach den neuesten strahlenmedizini-
schen Erkenntnissen werden mit Sicherheit — ich be-
tone: mit Sicherheit — mindestens bei denjenigen, die 
diesen Stoff bearbeiten oder verarbeiten müssen, 
schwerwiegende Gesundheitsschäden eintreten. 

Mit dem Einstieg in die großtechnische Plutonium

-

nutzung wird das Proliferationsrisiko, d. h. die Ge-
fahr der Verbreitung von waffenfähigem Mate rial, er-
heblich ansteigen. Die zivile und die militärische Nut-
zung der Spaltstoffe, die aus der Wiederaufarbeitung 
gewonnen werden, lassen sich eben nicht voneinan-
der trennen. Diese Erkenntnis setzt sich in zunehmen-
dem Maße durch. Experten halten es sogar für mög-
lich, daß kleinere Mengen von spaltbarem Mate rial, 
die aber durchaus zur Herstellung von atomaren 
Sprengsätzen ausreichen, abgezweigt werden kön-
nen, ohne daß dies noch wirksam zu kontrollieren ist. 
Die Bundesregierung muß offenbar daran erinnert 
werden, daß es gerade diese Gesichtspunkte waren, 
die die amerikanische Administration unter Präsident 
Carter dazu bewogen haben, Ende der 70er Jahre die 
zivilen Brut- und Wiederaufarbeitungsanlagen in 
Amerika aufzugeben. 

Meine Damen und Herren, diese Risiken und unge-
lösten Probleme der Kernenergie würden für sich 
allein schon ausreichen, einen Verzicht auf die Plu-
toniumwirtschaft oder auch nur auf den Ausbau der 
Kernenergie, ja den schrittweisen Ausstieg aus der 
Kernenergie selbst zu begründen. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist richtig!) 

Diese Einsicht ist in der Bevölkerung inzwischen weit 
verbreitet. Sie scheint ja jetzt auch innerhalb der Re-
gierungsparteien an Boden zu gewinnen. Dennoch 
hält die Bundesregierung an ihrer Kernenergievor-
rangpolitik bis heute kompromißlos fest. Dies ist nach 
unserer Auffassung auch energiepolitisch unsinnig. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei den derzeitigen Überkapazitäten im Kraftwerks-
bereich entzieht die Bundesregierung damit nicht nur 
der Kohle, dem einzigen nennenswerten heimischen 
Energieträger, den Boden; sie verbaut auch die Per-
spektive für einen zügigen Einsatz zukunftsträchtiger 
regenerativer Energiequellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wahrscheinlich noch bis zum Ende dieses Jahres 
werden mit Lingen II, Neckarwestheim II und Isar II 
drei weitere Kernkraftwerke ans Netz gehen. Das sind 
rund 4 000 MW mehr Strom aus Kernenergie, die da-
mit ihren Anteil an der Stromerzeugung auf fast 40 % 
steigert. Damit werden Braunkohle aus dem Grund-
lastbereich und auch Steinkohle aus dem Mittellast-
bereich der Stromerzeugung verdrängt. Praktisch ist 
dies doch die Aufgabe der Kohlevorrangpolitik. Die 
Bundesregierung hat ja auch angekündigt, den Koh-
lepfennig bis zum Jahre 1995, also in der Restlaufzeit 
des Jahrhundertvertrages, drastisch abzusenken. Bei 
den derzeitigen Weltmarktenergiepreisen ist abzuse-
hen, daß die gesetzlich garantierten Ausgleichsan-
sprüche der Energieversorgungsunternehmen, die 
heimische Steinkohle verstromen, nicht erfüllt werden 
können. Dann ist auch das Mengengerüst des Jahr-
hundertvertrages nicht mehr zu halten, von einer An-
schlußregelung ganz zu schweigen. 

Das heißt im Klartext: Um der Kernenergie ihren 
Absatzkorridor zu erhalten und diesen dann auch 
noch auszuweiten, muß der Steinkohleabsatz in der 
Stromwirtschaft zurückgedrängt werden. Das heißt 
auch: Um den Ausbau der Kernenergie nicht zu ge-
fährden, werden das Energiesparen und die Förde-
rung regenerativer Energiequellen drastisch zurück-
geschraubt. Dabei wäre dies ja der entscheidende 
Ansatzpunkt, um die Lösung des Problems der dro-
henden Klimakatastrophe in Angriff zu nehmen. Herr 
Engelsberger, ich glaube, diesen Gesichtspunkt soll

-

ten Sie auch so deutlich sehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU] : Aber bei der Kohle haben wir das 

nicht, wie?) 

Seit 1982 betragen, grob geschätzt, die gesamten Auf-
wendungen für die Erforschung, Entwicklung und 
Anwendung dieser Techniken weniger als 20 % der 
Subventionen, die für die Kernenergie verausgabt 
werden, und diese vergleichsweise bescheidenen 
Mittel sollen mit der Steuerreform weiter einge-
schränkt werden. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
setzt mit ihrer Kernenergievorrangpolitik die Bevöl-
kerung immer größeren umweltpolitischen wie ener-
giepolitischen Risiken aus. 

(Frau Blunck [SPD]: Richtig!) 

Das ist nach meiner Auffassung das ernüchternde Fa-
zit aus den zwei Jahren nach der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl. Aber die Akzeptanz dieser Politik 
schwindet zusehends. Ich finde, es kann gar keine 
Rede davon sein, Herr Baum, daß sich die Nutzung der 
Kernenergie auf eine schwache Akzeptanz stützen 
kann; es ist heute überhaupt keine Akzeptanz mehr 
da. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, daß 
die Diskussion auch innerhalb der Regierungspar-
teien in Bewegung gekommen ist. 
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Im „Handelsblatt" war kürzlich zu lesen, es seien 

die Taktiker der Union, die den Ausstieg aus der Kern-
energie suchten. 70 Köpfe sollen das sein. Meine Da-
men und Herren, wenn Sie sich mit den überzeugten 
Kernkraftgegnern , die es auch in Ihren Reihen geben 
soll, zusammentun würden, dann könnte man erwar-
ten, daß sich in absehbarer Zeit vielleicht auch bei 
Ihnen die Mehrheitsverhältnisse ändern. 

Der Streit darüber, wer den ursprünglichen ener-
giepolitischen Konsens aufgekündigt hat — die Bun-
desregierung mit ihrer Kernenergievorrangpolitik 
oder wir mit unserem Nürnberger Parteitagsbeschluß 
— ist nach meiner Auffassung eigentlich nachrangig. 
Viel wichtiger ist es, vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen, die wir mit der Kernenergie gesammelt ha-
ben, neue Ansatzpunkte für einen energiepolitischen 
Konsens zu suchen. Der kann nicht mehr lauten 
„Kohle und Kernenergie"; so hat er im übrigen nie 
gelautet. Er hat gelautet: Kohlevorrangpolitik und 
Kernenergie für den Restbedarf. Wenn wir uns aber 
auf die Formel „Kernenergie als Übergangstechnolo-
gie" verständigen können, dann würde der politische 
Streit, der sicherlich auch dann noch gravierend sein 
wird, auf die nachrangige Frage des Zeitraums eines 
Ausstiegs reduziert werden. 

Meine Damen und Herren, dies ist auch der Grund, 
warum wir dem Antrag der GRÜNEN heute nicht zu-
stimmen können. Ich gebe zu, er ist ganz geschickt 
formuliert. Es gibt eine ganze Reihe von Ansatzpunk-
ten, die wir mittragen würden; 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Irgendeinen 
Grund finden Sie immer!) 

viele davon stammen ja auch aus unseren eigenen 
Überlegungen. Aber es bleibt die Feststellung übrig, 
daß Sie hier durch die Hintertür einen Beschluß her-
beiführen wollen, wo wir nach wie vor kontrovers 
sind. Das ist die Frage des Zeitpunkts, d. h. die Frage, 
ob der Sofortausstieg aus der Kernenergie möglich ist 
oder nicht. Wir sind dort unterschiedlicher Auffas-
sung. Wir haben unseren Willen sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß wir auf die Kernenergie so 
schnell wir möglich verzichten wollen. Wir haben 
dazu das Kernenergieabwicklungsgesetz in den Bun-
destag eingebracht. Ich glaube, daß dies der richtige 
Ansatzpunkt ist; wir werden daran festhalten. 

Das Ziel, so schnell wie möglich eine Energiever-
sorgung ohne Atomkraft zu verwirklichen, setzt für 
uns Sozialdemokraten heute voraus, daß keine Be-
triebsgenehmigungen für die im Bau befindlichen 
Kernkraftwerke erteilt werden, daß der Schnelle Brü-
ter nicht ans Netz geht und die Wiederaufarbeitungs-
anlage nicht gebaut wird und daß alternative Stand-
orte untersucht werden, um die direkte Endlagerung 
von radioaktivem Abfall sicherzustellen. 

Zu einem energiepolitischen Konsens gehört für uns 
Sozialdemokraten aber auch, die Kohlevorrangpoli-
tik zu verteidigen, insbesondere das Mengengerüst 
des Jahrhundertvertrages zu erhalten, und auf dieser 
Grundlage eine Anschlußregelung zu finden. Auch 
nur so kann die Option für einen raschen Ausstieg aus 
der Kernenergie offengehalten werden, das große Po-
tential an Energieeinsparung und rationeller Energie-
nutzung durch eine systematische staatliche Förde-
rung auszuschöpfen, um den Energieverbrauch mit

-

tel- und langfristig zu reduzieren und auch wieder 
Energieprogramme aufzulegen und fortzuschreiben, 
die den Anteil festlegen, den die einzelnen Energie-
träger an der Energieversorgung haben sollen. Nur so 
kann die Energiepolitik transparent gemacht und po-
litisch entschieden werden. 

Meine Damen und Herren, wenn ich es richtig sehe, 
bewegt sich die Diskussion auch in den Koalitionspar-
teien ein Stück auf unsere Position zu, weil es auch 
dort Kräfte gibt, die erkannt haben, daß auf die Dauer 
eine Energiepolitik gegen die Mehrheit der Bevölke-
rung nicht durchzusetzen ist. Ich denke, daß wir auf 
dieser Grundlage weiterdiskutieren sollten. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. F riedrich. 

Dr. Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei meinem Vorredner hatte ich 
wirklich den Eindruck, daß er hier politische Meinun-
gen vorträgt und nicht Wahrheiten verkündet. Bei der 
Kollegin Blunck hatte ich wirklich den Eindruck, daß 
sie nicht Meinungen vertritt, sondern hier Glaubens-
bekenntnisse abgibt. 

(Frau Traupe [SPD]: Dann werden wir einmal 
sehen, was Sie sagen!) 

Ich glaube, wir sollten bei der Art und Weise, in der 
wir hier reden, auch ein bißchen zum Ausdruck brin-
gen, daß wir uns auch irren können. 

(Schily [GRÜNE]: Das ist der Aberglaube, 
den Sie vertreten!) 

Meine Damen und Herren, die Kollegin Blunck, 
Mitglied auch des Umweltausschusses, hat hier daran 
erinnert, daß es in diesem Land sehr viele Menschen 
gibt, auch Frauen, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
die im Hinblick auf die Strahlenbelastung Angst ha-
ben. Ich glaube, es wäre eigentlich unsere Aufgabe, 
hier nicht daran zu erinnern, daß Menschen Angst 
haben, sondern wir sollten als Politiker den Menschen 
sagen, was von diesen Ängsten zu halten ist. 

Frau Kollegin Blunck, Sie haben sich um diese Aus-
sage leider gedrückt, weil andernfalls Ihre ganze 
Kampagne ein bißchen in sich zusammenbräche. 

Ich will sagen, was ich den ängstlichen Müttern 
sagen würde, nachdem ich sehr viele Unterlagen stu-
diert habe. Selbst dort, wo der radioaktive Nieder-
schlag nach Tschernobyl witterungsbedingt stärker 
ausfiel, nämlich südlich der Donau, wurden Kinder im 
ersten Jahr nach Tschernobyl mit einer zusätzlichen 
Strahlenbelastung konfrontiert, die nur 30 % über der 
natürlicher Strahlenexposition liegt. 
In ihrem Be richt über die Folgen des Reaktorunfalls 

geht die Strahlenschutzkommission davon aus, daß 
sich das allgemeine Risiko, an Krebs zu sterben, das 
bei etwa 20 % liegen dürfte, rein rechnerisch höch-
stens um 0,01 bis 0,05 % erhöht hat; rein rechnerisch 
deshalb, weil wir eigentlich nur bei den höheren 
Strahlendosen medizinische Erfahrungen haben. Im 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 	4777 

Dr. Friedrich 

Grunde — das wissen doch auch Sie — spricht alles 
dafür, daß es unterhalb bestimmter Schwellendosen 
überhaupt keine gesundheitlichen Folgen gibt. 

Ich räume Ihnen ein: Wir können das aber nicht 
beweisen, Herr Kollege Daniels. Da die ständigen 
zeitlichen und regionalen Schwankungen bei den 
Krebsraten viel größer sind, wird sich ein Zusammen-
hang zwischen Tschernobyl und Krebs auch durch 
Langzeitstudien — das kann man schon jetzt vorher-
sagen — nicht nachweisen lassen. 

Wir wissen außerdem, daß sich im Unglücksjahr ein 
Wohnortwechsel in Sachen Strahlenbelastung oft viel 
stärker ausgewirkt hat als das, was an radioaktiven 
Wolken aus der Sowjetunion, so schrecklich diese wa-
ren, zu uns herübergekommen ist. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Das ist 
nicht vergleichbar!) 

Ich habe Verständnis dafür, daß gerade die Kolle-
gen von der SPD das nicht als Feststellung überneh-
men. Dann müßten Sie, Herr Kollege Schäfer, nämlich 
eingestehen, daß es nicht verantwortungsbewußt, 
sondern wirklich überflüssig war, daß Ihre Partei-
freunde unmittelbar nach Tschernobyl in Ländern wie 
Hessen einen Wettlauf veranstaltet haben, wer noch 
niedrigere Grenzwerte festsetzen kann, daß Freibäder 
geschlossen wurden und vieles andere. 

Einige Kollegen — auch der SPD — haben sich lei-
der auch ernsthaft an der Diskussion beteiligt, ob man 
schwangeren Frauen nicht empfehlen müßte, die an-
geblich von Erbschäden bedrohten ungeborenen Kin-
der abzutreiben. 

Was ich bisher gesagt habe, ist eine Teilwahrheit 
der Ereignisse und Zustände nach Tschernobyl. Ich 
versichere Ihnen, daß auch wir die Sache insgesamt 
natürlich als ganz schrecklich betrachten. 

Der Herr Kollege Schäfer hat heute an diesem Pult 
gesagt: Tschernobyl hat gezeigt, daß die Menschen 
mit dieser Technik überfordert sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe eine andere Einschätzung. Meine Ein-
schätzung geht dahin, daß Techniker eines ganz be-
stimmten Landes, in dem Schlamperei an der Tages-
ordnung ist, in dem Rohstoffe ständig knapp sind, in 
dem Kritik und auch eine Sicherheitsdiskussion lange 
Zeit unterdrückt wurden, überfordert sind, nicht die 
Technik insgesamt. 

Ich habe allerdings Verständnis auch dafür, daß 
Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht beruhigt sind, 
daß nach dem Ergebnis von Wahrscheinlichkeitsbe-
rechnungen und Risikostudien von 1 Million Men-
schen, die im Umkreis eines deutschen Kernkraft-
werks leben, statistisch gesehen, 130 pro Jahr damit 
rechnen müssen, daß sie an einem Berufsunfall ster-
ben, 240 im Straßenverkehr, aber „nur" 0,01 wegen 
des Versagens der Sicherheitstechnik einer unserer 
nuklearen Anlagen. 

Den entscheidenden Mangel bei der Diskussion 
über den richtigen Weg bei der künftigen Versorgung 
unseres Landes mit Energie sehe ich persönlich da rin, 
daß viele an diesem Punkt aufhören, weiter nachzu-
denken. 

Schon die Kampfparole „Aussteigen! " weist in eine 
völlig falsche Richtung und führt zu völlig falschen 
Vorstellungen. Sie erweckt nämlich den Eindruck, 
daß mit dem Aussteigen alle Probleme gelöst sind. 
Meines Erachtens beginnen dann erst sehr viele Pro-
bleme. 

Ich möchte noch einmal sagen, was ich meine: Wir 
sollten richtigerweise nicht darüber diskutieren, ob 
wir aussteigen, sondern 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wie wir aus

-

steigen!) 

die richtige Diskussion kommt erst in Gang, wenn wir 
darüber reden, ob wir umsteigen, weil nur dieses Wort 
sozusagen die Diskussion eröffnet, wohin wir umstei-
gen und mit welchen Konsequenzen wir umsteigen. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Dem 
können wir auch zustimmen!) 

Dazu hat der Kollege Engelsberger schon etwas ge-
sagt. 

Ich möchte hier, aus Zeitgründen verkürzt, für die 
Union nur nochmals feststellen, daß ein Tausch der 
Restrisiken der Kernenergie gegen Umweltprobleme 
bei der Verbrennung von noch mehr Kohle, insbeson-
dere also die Probleme der Veränderung der Erdat-
mosphäre und damit des Klimas, für uns nicht in Be-
tracht kommt. Ich sage Ihnen ehrlich: Ich würde mich 
von der Kernenergie und ihren Problemen, auch den 
Problemen der politischen Durchsetzbarkeit, gern er-
leichtert verabschieden, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Machen Sie 
es doch!) 

sobald neue Energiequellen oder neue Techniken zur 
Verfügung stehen, bei denen ich überzeugt bin, daß 
sie den Kriterien sicher, umweltfreundlich und wirt-
schaftlich besser entsprechen. 

Es ist für mich ein merkwürdiges Phänomen, daß in 
der Öffentlichkeit und auch in diesem Haus ständig 
unterstellt wird, daß unsere Wissenschaftler und 
Techniker überfordert sind, wenn es darum geht, eine 
seit Jahrzehnten angewandte Technik der Kernspal-
tung zu beherrschen. Dieselben Skeptiker haben aber 
in Wissenschaft und Technik ein fast unbegrenztes 
Vertrauen, wenn es darum geht, die Kosten von Solar-
strom kurzfristig von jetzt in der Größenordnung 2 bis 
5 DM auf eine Größenordnung von mindestens 
— man müßte wohl sagen — 30 Pfennig pro Kilowatt-
stunde zu drücken. Selbst wenn ich die wahrschein-
lich optimistischen Prognosen von Herrn Bölkow ak-
zeptiere, habe ich Zweifel, ob unsere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger uns richtig verstehen, wenn wir heute 
die Kernenergie als Übergangsenergie bezeichnen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Töpfer!) 

Für mich gilt folgendes — und damit komme ich 
zum Ende, Herr Präsident, ich sehe das Licht — : Wenn 
ich diese Formulierung gebrauche, dann will ich da-
mit ausschließlich meine Bereitschaft und meinen 
Willen kundgeben, zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
in eine neue, bessere Technik umzusteigen. Ich sage 
aber ehrlich „zusätzlich", ich halte einen Übergangs-
zeitpunkt von 10 Jahren für völlig indiskutabel, und 
ich sehe mich beim besten Willen nicht in der Lage, 
mich darauf festzulegen, ob diese Übergangszeit noch 
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30, 50, 80 oder 100 Jahre dauern wird. Ich bin in die-
sem Punkt der Meinung — — 

Vizepräsident Cronenberg: Ich sehe mich jetzt nicht 
mehr in der Lage, Ihnen eine längere Redezeit zuzu-
billigen, Herr Dr. Friedrich. 

Dr. Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident, ich ak-
zeptiere Ihre Rüge und schließe. 
Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Harries. 

Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Ap ril 1986, als uns 
die Ereignisse in Tschernobyl beschäftigt haben, war 
ich auf kommunaler Ebene noch für den Katastro-
phenschutz zuständig. Wie stellte sich damals die 
Lage dar? Die Katastrophe war nicht bei uns, sondern, 
wie wir wissen, einige tausend Kilometer entfernt ge-
schehen. Wir waren auf die Ereignisse, die sich dann 
auch bei uns durch erhöhte Radioaktivität absolut 
schnell bemerkbar machten, nicht vorbereitet. 
Meine Damen und Herren, die Katastrophenpläne, 

die wir haben und hatten, gingen von Räumungen, 
von Evakuierungen, von einer großen Zahl von Ver-
letzten aus, die wir konkret nicht hatten. Ich wurde 
damals öfter aufgefordert, doch Katastrophenalarm zu 
geben, was von mir und von den Kollegen auf allen 
Ebenen in den Städten und Kreisen mit Recht abge-
lehnt wurde. 
Die Situation war aber ganz anders. Wir alle wissen: 

Es gab Angst, Unsicherheit und viele Fragen in der 
Bevölkerung. Darauf waren wir mit den Unterlagen, 
die wir hatten, im Grunde nicht vorbereitet. Wir haben 
auf das verwiesen, was die Medien täglich über die 
Intensität und die Zunahme der Strahlung berichte-
ten. Wir haben auch gesagt: Laßt euch nicht irrema-
chen durch das, was von morgens bis abends völlig 
widersprüchlich gemeldet wird. Denn der eine gab 
diese Radioaktivität als gefährlich an, der andere eine 
geringere. Aber das hat überhaupt nichts bewirkt, um 
zur Ruhe oder Gelassenheit der Bevölkerung einen 
Beitrag zu leisten. 
Insofern war es eine außerordentlich wichtige Er-

fahrung, die wir damals gemacht haben. Wir nannten 
das damals — ich sage es noch einmal — Putativnot-
wehr, weil konkret nichts vorlag und wir auf das, was 
zu bewältigen war, nicht vorbereitet waren. Wir ha-
ben uns dann — wie auch andere — Strahlungsmeß-
geräte beschafft und versucht, regional, auf unseren 
Bereich bezogen, die Aussagen zu machen, die für die 
Bevölkerung, die Kinder, die Schulen usw. wichtig 
waren. 
Meine Damen und Herren, seitdem ist etliches ge-

schehen. Wir sind einen großen Schritt weitergekom-
men. Ich nenne hier, wie in dieser Debatte heute 
schon geschehen, das Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
ich nenne die Absicht von Bund und Ländern, das 
Meßsystem in den Ländern zu verbessern und zu er-
weitern. Das wurde inzwischen eingeleitet und soll 

1989 abgeschlossen sein. Das ist ein wichtiger Schritt 
in die richtige Richtung. 

Hier ist auch der Schritt zu nennen, der damals von 
unserem Bundeskanzler eingeleitet wurde; er hatte 
internationale Gespräche, internationale Verhand-
lungen und internationale Verträge gefordert. Zuge-
gebenermaßen ist das nur der Anfang eines notwen-
digen und richtigen Weges. Hier ist noch viel zu 
tun. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß dieser De-
batte möchte ich noch drei Punkte ansprechen, die in 
meiner Sicht in der heutigen Aussprache zu kurz ge-
kommen sind. Der erste Punkt bezieht sich auf Moral 
und Ethik — ich sage noch einmal: Moral und Ethik. 
Es stört mich ausgesprochen — und ich meine, das 
müssen wir auch vor der Öffentlichkeit deutlich ma-
chen, die unsere Debatte heute verfolgt oder morgen 
in den Medien verfolgen kann — , daß nur eine Seite 
dieses Hauses für sich in Anspruch nimmt, bei dieser 
schwierigen und wichtigen Frage der Kernenergie 
und ihrer Folgen für Moral und Ethik einzutreten. 
Moral und Ethik kann jeder für sich in Anspruch neh-
men. Jeder bemüht sich darum, im Interesse unserer 
Bevölkerung, für die anstehenden Probleme das Rich-
tige zu finden, den richtigen Weg zu beschreiten, und 
jeder kann und muß davon ausgehen, daß dabei auch 
anerkannt wird, daß er moralisch und ethisch handelt. 
Zu sagen: Nur wir sind diejenigen, die das für sich in 
Anspruch nehmen können, ist unehrlich und kann vor 
der Öffentlichkeit überhaupt nicht gerechtfertigt wer-
den. 

Ein zweites klingt immer wieder in politischen De-
batten über diese schwierigen Fragen an: Gerade bei 
der jüngeren Generation rufen wir den Eindruck her-
vor, als wäre es möglich, in einer Welt zu leben und zu 
arbeiten, die ohne Risiken sei. Dieser Eindruck wird 
immer wieder erweckt. 

(Zurufe von der SPD) 

Es wird der Eindruck erweckt, wenn wir über Busch-
haus oder über die Rheinkatastrophe diskutieren 
— da gebrauche ich das Wort durchaus — , wäre es 
möglich, risikolos Politik zu machen oder risikolos 
durch verbesserten notwendigen Umweltschutz zu 
neuen Lösungen zu kommen. Das ist ein Riesenirrtum. 
Wir sollten hier für viel mehr Ehrlichkeit eintreten und 
unserer jungen Generation und der Bevölkerung im-
mer wieder deutlich machen, daß es überhaupt keine 
Lebenslage gibt — ob wir uns für die Alternativkultur 
oder für die Kultur dieser Gesellschaft entscheiden, 
egal, für welche Lösungen wir eintreten — , in der wir 
ohne Risiken leben könnten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Aber doch kein Mas

-

senmord!) 

Als drittes darf ich zum Abschluß folgendes anspre-
chen: Wenn ich in Wahlversammlungen — das wird 
Ihnen nicht anders ergehen — gefragt werde: was 
sind nach Ihrer Meinung die wichtigen politischen 
Aufgaben, die in Bonn zu erfüllen sind?, so hat jeder 
aus seiner Sicht eine andere Antwort auf diese Frage. 
Ich sage sehr häufig und betone es, daß es unsere 
Aufgabe ist — Aufgabe des Parlaments, der Regie-
rung und aller, die Verantwortung tragen — , die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit dieses Landes, unserer 
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Bundesrepublik Deutschland, zu retten und zu be-
wahren und uns auf den europäischen Binnenmark 
1992 einzustellen. 

Meine Damen und Herren, was hat das mit diesem 
Thema zu tun? Das ist völlig offensichtlich; das ist 
heute auch diskutiert worden: Wir können diesen eu-
ropäischen Binnenmarkt 1992 nur bewältigen, wir 
können ganz generell die Zukunft nur bewältigen und 
meistern mit einer lebendigen, starken, wettbewerbs-
fähigen Industrie. Dafür brauchen wir ganz bestimmt 
sichere Energie. Wir brauchen aber auch ausrei-
chende und preiswerte Energie. 

Wenn ich jetzt einmal die europäische oder die in-
ternationale Energiediskussion mir vor Augen führe, 
stelle ich fest, daß nur wir in der Bundesrepublik 
Deutschland es uns leisten, eine Energiedebatte mit 
dem Ziel zu führen: Wir steigen aus der reichlich vor-
handenen, preiswerten und — wie ich hier sage — 
weitgehend sicheren Kernenergie aus, 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein Trug

-

schluß!) 

um hier dann einen völlig ungewissen Weg in die 
Zukunft zu gehen. 

Es klang eben so, als bestünde Einvernehmen da rin, 
daß das Verbrennen von fossilen Brennstoffen wohl 
nicht die Alternative sei, die der Forderung, die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit zu erhalten, Rechnung 
tragen könnte. Meine Damen und Herren, seien wir 
doch ehrlich, und seien wir es auch gegenüber der 
Öffentlichkeit: Es ist kurzfristig und auch mittelfristig 
nicht möglich, durch regenerative, durch additive 
Energien — solaren Wasserstoff und das, was wir hier 
vorbereiten, wozu wir uns bekennen, was wir intensi-
vieren müssen — in einem mittelfristigen Zeitraum 
von 20, 30, 40 oder 50 Jahren eine alternative Ener-
giequelle zu präsentieren. Das ist leichtfertig, und das 
muß meines Erachtens immer wieder gesagt wer-
den. 

Herr Präsident, ich komme zum Schluß. Ich darf 
eine Erklärung zur heute vorliegenden Drucksache 
11/2121 abgeben, die, wie Sie wissen, den Baustopp 
für die Wiederaufarbeitungsanlage bei Wackersdorf 
behandelt. Hier liegt Ihnen die Beschlußempfehlung 
— die auch richtig ist — vor, daß der Bundestag be-
schließen möge, den Antrag der GRÜNEN abzuleh-
nen. Aber Begründung und Lösung sprechen aus, daß 
man doch mindestens zehn Jahre mit der Kernenergie 
leben müsse und daß von daher auf diese Energie 
nicht verzichtet werden könne. Ich darf Sie bitten, ein-
mal die Seite 3 dieser Drucksache aufzuschlagen. Im 
Namen der Ausschußmehrheit von CDU/CSU und 
FDP möchte ich hier auf der Seite 3 unter „B. Lösung" 
etwas berichtigen: Der Zwischensatz „mindestens 
noch 10 Jahre umfassenden Zeitraum" ist bitte zu 
streichen und soll somit nicht Gegenstand der Abstim-
mung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte diejenigen, bei denen das Bedürfnis, sich 
zu unterhalten, größer ist als das zuzuhören, den Saal 
zu verlassen. Das würde das Verfahren hier wesent-
lich vereinfachen. 

Das Wort hat der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretär Grüner. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her-
ren! Wir wissen, daß die tatsächlichen Auswirkungen 
des Reaktorunfalls von Tschernobyl die Bundesrepu-
blik Deutschland vergleichsweise geringfügig beein-
trächtigt haben. Gott sei Dank ist das so. Wir wußten 
das nicht, als sich das Unglück ereignete. Die Strah-
lenexposition infolge des radioaktiven Niederschlags, 
der unser Land erreicht hat, lag in den am stärksten 
betroffenen Gebieten in der Größenordnung der na-
türlichen Strahlenexposition eines Jahres. Im größten 
Teil der Bundesrepublik Deutschland lag sie weit dar-
unter. 

Die politischen und die gesellschaftlichen Auswir-
kungen der Katastrophe von Tschernobyl waren al-
lerdings enorm und wirken heute noch nach, und sie 
waren mit Recht außerordentlich tiefgreifend. 

Im Bereich der Strahlenschutzvorsorge hat die 
Bundesregierung nach dem Ereignis von Tschernobyl 
unmittelbar wirksame Maßnahmen getroffen. Man-
gels klarer gesetzlicher Kompetenzzuweisungen kam 
es allerdings bedauerlicherweise in verschiedenen 
Bundesländern zu unterschiedlichen behördlichen 
Empfehlungen bezüglich der Kontaminationsgrenz-
werte in Lebensmitteln. Der Bundesumweltminister 
hat unverzüglich, noch im Sommer 1986, ein Strahlen-
schutzvorsorgegesetz erarbeitet, um künftig die Vor-
sorgemaßnahmen auf gesicherter rechtlicher Grund-
lage und bundeseinheitlich treffen zu können. 

Das Strahlenschutzvorsorgegesetz ist in Kraft. Es ist 
insbesondere Grundlage für das integrierte Men- und 
Informationssystem, das die in Bund und Ländern 
vorhandenen Strahlenmeßnetze verknüpft und die 
Meßdaten bei der neugeschaffenen Zentralstelle des 
Bundes zusammenführt, die den Umweltminister bei 
der Bewertung der Daten unterstützt. 

Die nationalen Regelungen über Grenzwerte der 
Radioaktivität sind festgelegt worden. Es hat in der 
Zwischenzeit auch eine internationale Festlegung auf 
der europäischen Ebene gegeben, auch wenn diese 
Grenzwerte nicht den von uns geforderten vorsorgli-
chen Charakter erhalten haben, den wir weiter gezo-
gen wissen wollten, als das die Europäische Gemein-
schaft getan hat. 

Unmittelbar nachdem der Unfall von Tschernobyl 
bei uns bekanntgeworden war, wurde die Reaktorsi-
cherheitskommission aufgefordert, etwa notwendige 
Konsequenzen für die deutsche kerntechnische Indu-
strie in bezug auf die Anlagen zu ziehen. Das Ergebnis 
dieser Untersuchungen war, daß das Sicherheitskon-
zept der deutschen Kernkraftwerke Bestand hat und 
keiner Erweiterung und keiner Änderung bedarf. 

Dennoch hat der Bundesumweltminister in Wahr-
nehmung seiner Verpflichtung der ständigen Weiter-
entwicklung der Reaktorsicherheit auch über die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen hinaus ein umfangrei-
ches Prüfprogramm für deutsche Reaktoren in Gang 
gesetzt. 
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In der Folge sind Empfehlungen für sicherheitstech-
nische Verbesserungen gegeben worden. Dazu ge-
hört die gefilterte Druckentlastung von Druck- und 
Siedewasserreaktoren für den hypothetischen Fall ei-
nes Kernschmelzunfalles. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
Entschuldigung, wenn ich Sie unterbreche. 

Meine Damen und Herren, es wäre nicht nur ein Akt 
der Höflichkeit, wenn Sie die notwendige Ruhe her-
stellen würden. Ich möchte deswegen sehr eindring-
lich bitten, die Gespräche im Saale einzustellen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Dazu 
zählt ferner die Inertisierung von Siedewasserreakto-
ren, d. h. Entfernung des Sauerstoffs aus dem Reak-
torsicherheitsbehälter zur Vermeidung der Explo-
sionsgefahr bei einer Freisetzung von Wasserstoff. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Das 
allein heißt doch gar nichts!) 

Die zusätzlichen Maßnahmen des anlageinternen 
Notfallschutzes sind bei den Kernkraftwerken Brok-
dorf, Krümmel und Brunsbüttel sowie den Konvoi-
kraftwerken Isar II, Emsland und Neckarwestheim II 
bereits verwirklicht. 

Die von der Reaktorsicherheitskommission empfoh-
lenen Maßnahmen dienen der weiteren Minderung 
der Eintrittswahrscheinlichkeit bzw. der Eindäm-
mung der Folgen von hypothetischen Unfällen. 

Im internationalen Bereich hat Bundeskanzler 
Dr. Kohl maßgeblich auf das Zustandekommen der 
Sonderkonferenz der Internationalen Atomener-
gieorganisation auf höchster Ebene im September 
1986 hingewirkt. 

Außerdem wurde auf Veranlassung des Bundesmi-
nisters für Umwelt, Naturschütz und Reaktorsicher-
heit ein internationales Expertenteam in die Kern-
kraftwerke der Bundesrepublik Deutschland ent-
sandt. Im Herbst 1986 wurde das Kernkraftwerk 
Biblis A auf seinen betrieblichen Standard untersucht, 
im Frühjahr 1987 das Kernkraftwerk Krümmel und 
Ende 1987 das Kernkraftwerk Philippsburg. In allen 
Fällen waren die Ergebnisse positiv. 

Meine Damen und Herren, alle diese Maßnahmen 
haben das Ziel verfolgt, das Menschenmögliche, das 
Äußerste zu tun, um ein solches Restrisiko weiter zu 
vermindern. 

Alle Redner der Opposition, insbesondere die Red-
ner der SPD, die heute hier aufgetreten sind, haben in 
ihren Beiträgen nicht erkennen lassen, warum sie ge-
meinsam mit uns einmal die friedliche Nutzung der 
Kernenergie für eine Notwendigkeit gehalten ha-
ben, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wer?) 

warum sie in der vollen politischen Verantwortung als 
Regierungschefs, als Forschungsminister diese friedli

-

che Nutzung der Kernenergie für notwendig gehalten 
haben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt weichen 
Sie vom Manuskript ab! Unnötige Schärfe!) 

Ausschlaggebend dafür waren doch die Gründe, die 
wir noch einmal vom Sachverständigenrat für Um-
weltfragen bestätigt erhalten haben, der in seinem 
neuesten Gutachten erklärt hat, daß Kernkraftwerke 
keine nennenswerten Umweltbelastungen darstell-
ten. Das war ein wichtiges Argument für die Bereit-
schaft, diese Kernenergienutzung trotz der hier be-
sprochenen Risiken, die auch mit der Verbrennung 
fossiler Brennstoffe verbunden sind, zu ermöglichen. 

Meine Damen und Herren, wenn der Kollege Baum 
hier die internationale Zusammenarbeit angespro-
chen hat, hat er mit Recht darauf hingewiesen, welche 
Gefahren darin liegen, daß in anderen Ländern die 
Risiken nicht so bewertet werden wie bei uns, daß wir 
auf diese internationale Kooperation angewiesen 
sind, weil keine der Gefahren, die hier als Restrisiko 
angesprochen worden sind, dadurch beseitigt würde, 
daß wir etwa auf die friedliche Nutzung der Kernener-
gie verzichteten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Im Gegenteil, das Aussteigen aus der Kernenergie 
hier in der Bundesrepublik würde technologisch be-
deuten, daß wir morgen keine Gesprächspartner in 
Sicherheitsfragen international mehr sein könnten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das fehlt jetzt 
noch!)  

Auch das ist ein sehr, sehr wichtiger Gesichtspunkt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das ist überhaupt 
kein Gesichtspunkt!) 

Herr Kollege Schäfer, wenn an die Adresse der Red-
ner der SPD, die hier aufgetreten sind, der Vorwurf 
der Technikfeindlichkeit gerichtet wird, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Abschalten!) 

dann auch deshalb, weil Sie z. B. in Ihrem Antrag zur 
Nutzung der Sonnenenergie in einem Nebensatz die 
Umwidmung der Mittel für die Kernfusionsforschung 
gefordert, also den Verzicht auf die Kernfusionsfor-
schung inzidenter ausgesprochen haben, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Über die Grund

-

lagenforschung hinaus!) 

obwohl wir alle wissen, daß etwa in der Kernfusion 
auch eine Möglichkeit liegt, unerschöpfliche Energie-
quellen für die Menschheit zu gewinnen, die wir, wie 
wir alle wissen, für die Zukunft brauchen werden. 

Ich finde es nicht richtig und habe es sehr bedauert, 
Frau Kollegin Blunck, daß Sie die Haltung des Bun-
desumweltministers, die Restrisiken ernst zu nehmen, 
sie anzuerkennen, zu sagen: Wir wollen zu anderen 
Energiequellen vorstoßen, als eine Vermenschlichung 
der Atompolitik mit der Zielsetzung, diese unmensch-
liche Energie möglich zu machen, abqualifiziert ha-
ben. Das war der Sinn Ihrer Ausführungen. So können 
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wir nicht miteinander umgehen, wenn wir einen ge-
meinsamen Weg in die Zukunft verfolgen wollen. 

(Frau Blunck [SPD]: Können Sie es bitte noch 
mal nachlesen?) 

Wer hier von „Atomlobby", von dem „Nachgeben 
gegenüber wirtschaftlichen Interessen" spricht, der 
täuscht die Menschen über die Dramatik. Diese wirt-
schaftlichen Interessen beziehen sich auf Arbeits-
plätze. Wir wissen alle, daß die wirtschaftlichen Fol-
gen eines Ausstiegs bei uns angesichts der Kosten 
alternativer Energien gleichbedeutend mit dem Ver-
lust von Arbeitsplätzen wären. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Unruh [GRÜNE]: Dar

-

auf können wir verzichten!) 
Das ist doch das Entscheidende, daß wir immer wieder 
ansprechen müssen. Ich würde morgen gerne die Son-
nenenergie und den solar erzeugten Wasserstoff nut-
zen, wenn er mit weniger Risiken verbunden ist und 
ich das unter Wahrung der Arbeitsplätze hier in der 
Bundesrepublik Deutschland tun könnte. Auch hier 
sind wir auf internationale Kooperation angewiesen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Machen Sie 
doch was!) 

Wenn wir zukünftig andere Energiequellen er-
schließen wollen, werden wir das nicht ohne die So-
wjetunion, nicht ohne die Vereinigten Staaten von 
Amerika, nicht ohne China und ohne Indien erreichen 
können. Deshalb dürfen wir bei unseren Bürgern 
keine Illusionen über die Dauer des Weges erzeugen, 
der vor uns liegt, wenn wir andere, weniger mit Rest-
risiken belastete Energien entwickeln wollen. Das 
Nachdenken darüber ist eine gemeinsame Aufgabe. 
Der Bundesumweltminister will diesen Weg auch 

deshalb gehen, weil in der herkömmlichen Nutzung 
der Energien, der fossilen Energien, aber auch der 
Kernenergie in ihrer heutigen Form, auch Umweltrisi-
ken liegen, die wir heute deutlicher sehen, als das 
noch vor zehn oder zwanzig Jahren der Fall war. 
Insofern müssen wir gemeinsam über Wege nach-

denken, wie die energiepolitische Zukunft in unserem 
Lande, wie sie aber auch in der internationalen Ko-
operation aussehen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Bevor wir zu der lang 
ersehnten namentlichen Abstimmung kommen, er-
teile ich dem Abgeordneten Dr. Daniels nach § 30 un-
serer Geschäftsordnung das Wort. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Meine Damen 
und Herren! Frau Blunck hat in ihrem Redebeitrag 
behauptet, ich hätte gelogen, was die Einstellung der 
SPD zur atomaren Wiederaufarbeitungsanlage Wak-
kersdorf angeht. Das ist falsch. Ich habe nicht be-
hauptet, daß die SPD für Wackersdorf ist. Mir ist be-
kannt, daß die SPD derzeit eine Position gegen Wak-
kersdorf einnimmt. 

(Zurufe von der SPD: „Derzeit" !) 
Eine Möglichkeit, den Bau der WAA zu verzögern 

oder zu stoppen, ist die Beteiligung am atomrechtli-
chen Einwendungsverfahren mit seiner Unterschrift. 

Beim ersten Anlauf zur Teilerrichtungsgenehmigung 
1985 wurden 60 000 Unterschriften erbracht. Die SPD 
hat fast 1 Million Mitglieder. Bei ernsthaftem Engage-
ment hätte zumindest die Parteispitze zu massenhaf-
ten Einwendungen aufrufen müssen. Das war der 
Punkt. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Dr. Daniels, ich möchte Sie bitten, die Klarstellungen, 
die die Geschäftsordnung zuläßt, vorzunehmen. Aber 
ich möchte Sie ebenso eindringlich bitten — andern-
falls entziehe ich Ihnen das Wort — , diese nach § 30 
zulässige Erwiderung nicht zu einem Aufruf für eine 
ganz bestimmte Angelegenheit zu mißbrauchen. 

Ich möchte Sie bitten, diese Mahnung ernst zu neh-
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ich habe hier 
nur klargestellt, worauf sich meine Behauptung be-
zieht, nämlich darauf, daß die SPD bisher nicht zu den 
Einwendungen aufgerufen hat, die jeder Bürger bis 
nächste Woche, bis zum 20. April noch machen kann. 
Das war meine Kritik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nun nicht 
mehr vor, so daß wir zu der Abstimmung kommen 
können. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der SPD auf Drucksache 11/2102 (neu) — das ist der 
veränderte Antrag — zu überweisen, und zwar zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mit-
beratung an folgende Ausschüsse: Verteidigungsaus-
schuß, Auswärtiger Ausschuß, Ausschuß für For-
schung und Technologie und Ausschuß für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist offensichtlich der Fall. So 
haben wir das schon mal beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zum Entschließungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/2110. 
Die Fraktion der GRÜNEN verlangt gemäß § 52 unse-
rer Geschäftsordnung die namentliche Abstimmung. 
Ich kann die Abstimmung eröffnen, wenn die Urnen 
entsprechend besetzt sind. Darüber muß ich mich zu-
nächst einmal vergewissern. — Ich bitte die Fraktio-
nen, dafür Sorge zu tragen, daß die Schriftführer an 
den Urnen sind. — Meine Damen und Herren, dann 
eröffne ich die Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, ich mache darauf auf-
merksam, daß wir anschließend eine weitere Abstim-
mung haben. Ich bitte also, den Saal noch nicht zu 
verlassen. 

Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, dem 
Hause kundzutun, daß die Sitzung um 14.30 Uhr fort-
gesetzt wird. 

Ist noch jemand im Saal, der seine Stimme nicht 
abgegeben hat? — Sind die Geschäftsführer damit 
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einverstanden, daß ich die Abstimmung schließe? — 
Das ist der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis werde ich später bekanntge-
ben. *) 

Meine Damen und Herren, ich bitte nunmehr, Platz 
zu nehmen, damit wir über den Zusatztagesordnungs-
punkt 3 noch abstimmen können. — Ich lasse nun-
mehr über den Zusatztagesordnungspunkt 3 abstim-
men, und zwar die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, die Ihnen auf der Drucksache 11/2121 vorliegt. 
Der Ausschuß empfiehlt Ihnen, den Antrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/260 abzuleh-
nen. Ich mache darauf aufmerksam, daß durch Herrn 
Abgeordneten Har ries eben noch Änderungen vorge-
nommen worden sind. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Wer stimmt dagegen? 

(Zurufe von den GRÜNEN: Das ist die Mehr

-

heit!) 

—Meine Damen und Herren, ersparen Sie dem Haus 
jetzt einen Hammelsprung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Eindeutig die 
Mehrheit!) 

—Nein. 

Ich lasse die Abstimmung wiederholen. 

(Widerspruch bei der SPD — Kleinert [Mar

-

burg] [GRÜNE]: Das ist ja schlimmer als 
beim Parteitag der GRÜNEN!) 

—Natürlich. Ich bitte die Kritiker, Herr Abgeordneter 
Schily, zu berücksichtigen, daß nicht wenige Abge-
ordnete im hinteren Teil des Hauses standen und das 
Präsidium verpflichtet ist, dieselben auch mitzuzäh-
len. 

Ich lasse nunmehr die Abstimmung wiederholen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Es wird so 
lange abgestimmt, bis es stimmt!) 

Wer stimmt der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Nunmehr darf ich feststellen, daß die Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses angenommen ist. 

Ich wünsche Ihnen einen guten Appetit. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.45 bis 14.31 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist wieder er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zunächst das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt. An 
der Abstimmung haben 369 Abgeordnete teilgenom-
men. Ungültige Stimmen keine; mit Ja haben ge-
stimmt 31, mit Nein 334 Abgeordnete bei 4 Enthaltun-
gen. 

*) Ergebnis Seite 4782 C 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 368; davon 

ja: 	31 

nein: 	333 

enthalten: 	4 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Frau Brahmst-Rock 
Brauer 
Dr. Briefs 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Frau Eid 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Olms 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Schily 
Frau Schmidt-Bott 
Frau Schoppe 
Sellin 
Frau Teubner 
Frau Unruh 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 
Frau Wollny 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Bühler (Bruchsal) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 

Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Dr. Hennig 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Frau Hürland-Büning 
Dr. Hüsch 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Frau Limbach 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Louven 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Dr. Mahlo 
Magin 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Dr. Neuling 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Frau Pack 
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Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Rossmanith 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart ) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Warrikoff 
Weirich 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Frau Blunck 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 

Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Catenhusen 
Frau Conrad 
Conradi 
Diller 
Frau Dr. Dobberthien 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Kastning 
Kirschner 
Kißlinger 
Kolbow 
Kretkowski 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Lennartz 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Pleisweiler) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Pauli 
Dr. Penner 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Frau Renger 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröer (Mülheim) 
Schütz 
Seidenthal 

Frau Seuster 
Sielaff 
Frau Simonis 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Voigt (Frankfurt) 
Wartenberg (Berlin) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wittich 
Würtz 
Zander 
Zumkley 

FDP 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 

Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Kohn 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Sohns 
Dr. Thomae 
Timm 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 

Enthalten 

SPD 

Menzel 
Peter (Kassel) 
Dr. Wieczorek 
Frau Wieczorek-Zeul 

Damit ist der Entschließungsantrag der GRÜNEN 
abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, interfraktionell ist ver-

einbart worden, die Tagesordnungspunkte 4 bis 8, für 
die eine Aussprache nicht vorgesehen ist, erst nach 
der Aktuellen Stunde, also gegen 16 Uhr aufzurufen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Es ist so be-
schlossen; es wird so verfahren. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 
Einstellung der Tiefflugübungen als Maß-
nahme zur Verringerung der Gefährdung der 
Bevölkerung 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ-
NEN hat gemäß Nr. 1 Buchstabe c der Anlage 5 unse-
rer Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
genannten Thema verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-

geordneter Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Militärstrategie ist heute 
nur noch auf der Grundlage hoher Verdrängungs-
akrobatik möglich. Das wird beispielhaft immer wie-
der deutlich an Dicta, wie sie heute morgen hier gefal-
len sind: „Nuklearwaffen sind politische Waffen" 
oder wie unser Herr Bundesaußenminister immer 
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gern sagt, er beurteile Nuklearsysteme nur nach ihrer 
friedenstiftenden Wirkung. So wird die physische, die 
materielle Seite dieser Waffen hinwegeskamotiert. 
Würden sie sich auch nur zu einem geringen Bruchteil 
jemals in ihrem tatsächlichen Charakter, nämlich als 
materielle Gewalt enthüllen, jeder Politiker, jeder Mi-
litär, der jetzt theoretisch mit solchen Doktrinen spielt, 
würde moralisch an ihnen zerbrechen. 

In Gorbatschows Denken und Egon Bahrs kürzlich 
veröffentlichter Antwort darauf wird jetzt zu unserer 
großen Freude nachvollzogen, was die Anti-AKW-
Bewegung und die Friedensbewegung nach 1981 zu-
sammenbrachte, nämlich die Erkenntnis, daß es keine 
friedliche Atomenergie gibt, daß schon konventionel-
ler Krieg in einem mit Reaktoren bestückten Lande 
Nuklearkrieg ist. 

An der Schnittstelle militärischer und ziviler nu-
klearer Vernichtungspotentiale aber liegt die Tiefflie-
gerei. Sie ist der deutlichste Ausdruck von Offensiv-
strategie; denn sie begründet sich aus der Notwendig-
keit, das gegnerische Radar zu unterfliegen, um 
Schläge weit im Hinterland des Gegners auszuteilen. 
Solange die herrschende NATO-Doktrin die der Fle-
xible Response ist, ist der Tiefflug damit die unmittel-
bare Eskalationsvorstufe zur allseitigen Vernich-
tung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Uns GRÜNEN ist deshalb auch unverständlich, 
warum die SPD, die doch die strukturelle Nichtan-
griffsfähigkeit beschwört, im heute vormittag vorge-
legten Antrag die Tieffliegerei zwar von einem neuen 
Gesamtkonzept abhängig macht, sie damit aber im 
Prinzip bejaht. Im Gegensatz zu den Doktrinen nu-
klearer Kriegführung ist allerdings die Tieffliegerei 
eine nicht so fein sublimierte Militärstrategie. In den 
Worten des Verteidigungsministers: „Die Piloten ris-
kieren täglich ihr Leben schon im Frieden. " Denn sie 
besteht aus der täglichen Übung eines Ernstfalls, der 
genausowenig wie der Einsatz nuklearer Waffen je 
eintreten darf. Damit aber ist sie ein Stück überflüssi-
gen täglichen Krieges gegen die Piloten, um die wir 
genauso trauern wie um die zivilen Opfer; denn sie 
sind Opfer falschen militärstrategischen Denkens. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie ist ein Stück täglichen Krieges gegen die lärmge-
peinigte Bevölkerung in den Tieffluggebieten. Sie ist 
immer gegenwärtige potentielle Bedrohung für uns 
alle, wie die Unfälle in der Nähe von AKWs bele-
gen. 

Denn AKW und Tiefflug haben eines gemeinsam: 
Sie werden als Mindestschutzmaßnahmen den Bal-
lungsgebieten ferngehalten und begegnen sich damit 
im ländlichen Raum, wo die deutlichen Silhouetten 
der AKWs sich hervorragend zum Anflug und als 
Wendemarke zum Umflug eignen: Nordkurve 
Grohnde, Südkurve Würgassen. Das Überflugverbot, 
auf das der Minister so stolz ist, ist reine Augenwi-
scherei. Denn wohin schießt ein modernes Jagdflug-
zeug, das sich etwa im Anflug zum Umflug befindet 
und dann zwei, drei Sekunden — aus welchen Grün-
den auch immer — unkontrollierbar wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Auch der Pilot der F 16 wollte nicht in Forst auf-
schlagen. Ohu und Forst bei Philippsburg waren auch 
nicht die ersten Einschläge in der Nähe von AKWs. 
Am 10. Juli 1984 schlug ein Starfighter in der Nähe 
des AKW Stade auf. Wir haben in der Nähe von Wür-
gassen Aufschläge gehabt, schon zwei. Wir haben 
mehrfach, mehr, als hier in diesem Hause bewußt ist, 
Glück gehabt. 
Ich höre jetzt erst einmal auf; die fünf Minuten sind 

abgelaufen. Ich komme noch einmal wieder. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Francke. 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit großer Betroffenheit 
haben wir alle von den Flugzeugabstürzen in Lands-
hut und Forst Kenntnis genommen. Unser Mitgefühl 
gilt den hinterbliebenen Angehörigen des Bürgers, 
der dabei zu Tode gekommen ist, aber auch den getö-
teten Piloten der beiden Unglücksmaschinen. 
Wie meine Kollegen, so habe auch ich großes Ver-

ständnis für die emotionalen Reaktionen in der Bevöl-
kerung, insbesondere an den Unglücksorten. Aber 
wenn wir diese Reaktionen hier ansprechen, meine 
ich, dann nicht nur aus Gründen des Infragestellens 
von Notwendigkeiten von Tiefflügen angesichts der 
beiden Abstürze, sondern ich denke dabei auch an die 
spontane Bereitschaft der Anwohner in Forst, die über 
die Ostertage dort eingesetzte deutsche und amerika-
nische Soldaten versorgt haben. Dieses Zeichen der 
Solidarität mit den Streitkräften verdient genauso Er-
wähnung wie das verständliche Entsetzen über das 
Geschehen. Leider hat dieses großartige Verhalten 
der Menschen vor Ort in der Presse nicht im entfern-
testen die Beachtung gefunden wie zum Teil unver-
antwortliche Darstellungen der Tiefflugproblematik 
in gewissen Medien. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Großartiges Verhal

-

ten ist auch nicht gefährlich!) 
Ich finde, daß wir uns hier im Parlament um so mehr 

um eine sachlich abwägende Debatte bemühen müs-
sen. Ausgangspunkt muß dabei sein: Wer den Vertei-
digungsauftrag der eigenen und der verbündeten 
Luftstreitkräfte politisch bejaht, der darf den Piloten 
bei der Erfüllung dieses Auftrages seine politische 
Unterstützung nicht verweigern. Sie erfüllen täglich 
unseren Auftrag 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Nein, meinen 
nicht!) 

und sichern dieses freie Parlament. 
Wir wissen, mit welch großem Verantwortungsbe-

wußtsein die Piloten, deutsche wie alliierte, ihre Auf-
gabe wahrnehmen und daß sie diese Diffamierungen 
der letzten Tage nicht verdient haben. Wir wissen 
aber auch, ein vollständiger Verzicht auf Tiefflug-
übungen über der Bundesrepublik ist mit dem Ziel, 
den Verteidigungsauftrag aufrechtzuerhalten, nicht 
vereinbar. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Das ist 
falsch!) 
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Ich weise im übrigen darauf hin, daß wir, was die 
Vergangenheit anbelangt, in diesem Verteidigungs-
minister jemanden haben, der auch gestern in der Sit-
zung des Verteidigungsausschusses eindrucksvoll be-
legt hat, was schon bisher an entlastenden Schritten 
zur Verminderung der Belästigung geschehen ist. 
Dazu zählt sowohl die Tatsache der Reduzierung der 
Tiefflugaktivitäten in den vergangenen fünf Jahren, 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Das sind Be

-

hauptungen!) 

die Reduzierung der Tieffluganzahl bei der Waffen-
ausbildung, und die restriktiven Auflagen, die für die 
Bundesluftwaffe gelten, sind auch auf die befreunde-
ten NATO-Mächte übertragen worden. 

Zurückgehend auf die Debatte von heute morgen: 
Sie war von der SPD mehr durch den Wahlkampf in 
Schleswig-Holstein als durch Sachkenntnis bestimmt. 
Es ist, was die Frage des Überflugs von Kernkraftwer-
ken anbelangt, festzustellen: Wir haben ein Überflug-
verbot für Kernkraftwerke. Daran halten sich auch 
die Piloten einschließlich der alliierten Piloten. Inso-
fern stößt der Einwand von heute morgen ins Leere. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Bei den insgesamt sechs einwöchigen Einsätzen in der 
Nähe von Kernkraftwerken mit Skyguard wurde kein 
Verstoß gegen die Überflugregeln erkannt. 

(Dr. Lippelt [Hannover]: Weil vorher be

-

kannt war, wo Skyguard stand!) 

Diese Feststellung kann auch durch die Aufzeichnung 
der Flugbewegungen belegt werden. 

(Zuruf von der SPD: Lachhaft!) 

Wir werden, was die Zukunft anlangt, davon auszuge-
hen haben: Es ist für die Aufrechterhaltung der Ver-
teidigungsbereitschaft notwendig, Tiefflugübungen 
durchzuführen. Wir haben das Maß der Belästigungen 
reduziert, gewaltig reduziert. Wir sind, wie die ge-
strige Sitzung des Verteidigungsausschusses ergeben 
hat, dabei, weitere Reduzierungen vorzunehmen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die können aber 
immer noch runterfallen!) 

— Natürlich können sie runterfallen. Aber der Mini-
ster hat heute morgen zu Recht darauf aufmerksam 
gemacht: Gerade um die Häufigkeit des Herunterfal-
lens zu minimieren, dürfen wir nicht unter die jetzige 
Zahl der Übungsstunden heruntergehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das genaue Gegenteil von dem, was Sie wollen, träte 
nämlich ein, wenn wir Ihren unausgegorenen Gedan-
ken folgten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Pervers!) 

Noch einmal: Tiefflugübungen müssen in der Bundes-
republik auch in der Zukunft möglich sein — unter 
Einhaltung der erlassenen und möglicherweise zu 
vertiefenden Vorschriften. Dazu hat diese Bundesre-
gierung in der Vergangenheit mehr getan als alle Vor-
gängerregierungen. Dazu gehören auch das Wissen 
und die Erkenntnis, daß die verbündeten Nationen 
sich an die von uns gegebenen Auflagen halten, also 

gleichermaßen volles Verständnis für die deutsche Si-
tuation haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Frau Unruh [GRÜNE]: Im Leben 
nicht! Christliche Grundwerte! — Stratmann 

[GRÜNE]: Liebe deinen Tiefflieger!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Bevor ich politische Schlußfolge-
rungen aus den Abstürzen von Militärflugzeugen in 
der Karwoche ziehe, gilt mein Mitgefühl den Angehö-
rigen der Toten, die bei diesen beiden Unfällen zu 
beklagen waren. 

Ich halte es für unsere Pflicht und Schuldigkeit, zu 
fragen, ob wir wirklich alle Möglichkeiten ausge-
schöpft haben, um die Risiken solcher Unfälle zu ver-
hindern oder wenigstens zu mindern. 

Die Abstürze der zwei Militärflugzeuge am 30. und 
31. März 1988 vom Typ Mirage und vom Typ F 16, 
aber auch der Absturz einer Mirage bei Bar-le-Duc 
(Lothringen) und der Absturz eines österreichischen 
Abfangjägers nahe der bayerischen Grenze kurze Zeit 
später dürfen uns nicht zur Tagesordnung übergehen 
lassen. 

Gefordert ist jetzt überlegtes und konsequentes 
Handeln. Fehl am Platz sind offizielle Beschwichti-
gungen sowie Wahrscheinlichkeitsrechnungen über 
das Risiko eines Flugzeugabsturzes auf ein Kernkraft-
werk. Fehl am Platz sind auch Lippenbekenntnisse 
zur Notwendigkeit von Tiefflügen, verbunden mit der 
Forderung, diese Tiefflüge bloß nicht dort stattfinden 
zu lassen, wo man selber wohnt oder politische Ver-
antwortung trägt. 

(Dr. Hoyer [FDP]: So ist es!) 

Für die SPD-Bundestagsfraktion steht fest, daß das 
sogenannte Restrisiko von Flugzeugabstürzen über 
kerntechnischen Anlagen wesentlich höher ist, als 
bisher angenommen wurde, da die meisten kerntech-
nischen Anlagen nicht gegen Abstürze von Militär-
flugzeugen der neuesten Generation ausgelegt und 
gesichert sind. Das ist auch bei anderen sicherheitsre-
levanten Industrieanlagen, wie chemischen Fabriken 
mit hohem Risikopotential, nicht anders. Dies hat die 
Bevölkerung verstärkt wahrgenommen. Sie erwartet 
jetzt konkrete Antworten der Verantwortlichen. 

Ich halte es nicht für unabänderlich, daß wir Krank-
heiten, psychische Störungen und Angst vieler Men-
schen, besonders vieler Kinder und Älterer, als quasi 
naturgegebene Folge der bisherigen Tiefflugpraxis 
hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist schon lange nicht mehr ausreichend, daß der 
Bundesminister der Verteidigung immer nur wieder-
holt, er verkenne nicht, daß der Fluglärm eine Bela-
stung für die Bevölkerung darstelle. Mit diesem Satz 
ist niemanden geholfen, und mit diesem Satz bleibt 
alles beim alten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Mit der jetzigen Tiefflugpraxis dürfte aber selbst 
dann nicht alles beim alten bleiben, wenn gewährlei-
stet wäre, daß stets alles unfallfrei abliefe. Wir dürfen 
uns weder mit der immerwährenden Praxis des Flug-
lärms noch mit Beinahe-Katastrophen abfinden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Er soll doch dahin 
ziehen!) 

Deshalb sollten wir hier alle gemeinsam dafür einste-
hen, daß jegliche Tiefflugübungen, die in der Verant-
wórtung der Bundeswehr liegen, bis zur Erarbeitung 
eines neuen Gesamtkonzepts für Tiefflugübungen 
einzustellen sind. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Sehr gut!) 
Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, daß 

die NATO-Partner bis zur Klärung der Unfallursachen 
der beiden Flugzeugabstürze von Tiefflugübungen 
über dem Gebiet der Bundesrepublik absehen. 
Das wird ja auch in anderen Parteien Gott sei Dank 

so gesehen. Der CDU-Abgeordnete Sauter erklärte 
am 2. April: „Wir müssen über ein eindeutiges Verbot 
von Tiefflügen über Kernkraftwerken ernsthaft nach-
denken." Verteidigungsexperte Zierer: „Ich bin da-
für, Tiefflüge so lange auszusetzen, bis alle Absturzur-
sachen geklärt sind. " 
Die Bundesregierung muß dem Parlament und den 

Bürgern Auskunft darüber geben, wie viele Flugstun-
den für die Bundeswehr notwendig sind, und dazu 
gehört eine nachvollziehbare Begründung. 
Die politischen Vorgaben zum Tiefflug sind auch 

politisch zu verantworten. Die Piloten erfüllen nur 
diese Vorgaben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Hoyer. 

Dr. Hoyer (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach der Unfallserie vor Ostern ist bei dem 
Thema Tiefflug oder Lärmbelästigung durch militäri-
schen Flugbetrieb sicher nichts mehr so wie vorher. 
Wenn sich die Erregung der letzten Wochen gelegt 
haben wird, dann können wir eben nicht zur Tages-
ordnung übergehen, das Thema einfach vergessen 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 
und dann eine neue Sau durchs Dorf — sprich: durch 
die Medien — jagen. Denn die Unfälle vor Ostern 
haben eine neue Dimension in die ganze Diskussion 
gebracht. 
Wir haben uns, insbesondere im Unterausschuß 

„Militärischer Fluglärm" , bisher mit dem Thema unter 
dem Gesichtspunkt der Abwägung zwischen Redu-
zierung der Lärmbelästigung für die Bevölkerung ei-
nerseits und Aufrechterhaltung, Gewährleistung ei-
nes militärisch notwendigen Flugbetriebes, speziell 
Tiefflugbetriebes, andererseits befaßt. Diese Abwä-
gung war schon schwierig genug. Das Faß war ja 
gewissermaßen schon randvoll, insbesondere bei den 
Bürgern in den am stärksten vom Tiefflug betroffenen 
Gebieten, worauf z. B. der Kollege Paintner in Bayern 
ja immer wieder zu Recht deutlich hinweist. 
Jetzt aber, da die Risiko- und die Gefahrendimen-

sion dazugekommen sind, droht das Faß überzulau-

fen. Deshalb haben wir alle Veranlassung, auf die 
Ängste, auf die Sorgen, auf die Beschwerden der Be-
völkerung mit Verständnis einzugehen und sie ernst 
zu nehmen. Und an diesem Einfühlungsvermögen 
— lassen Sie mich das kritisch anmerken — hat es in 
den ersten Stunden nach den Unfällen am Gründon-
nerstag meines Erachtens gefehlt. Das hat häufig eher 
nach Abwiegelei und Verharmlosung ausgesehen 
und wurde von vielen Bürgern eher als kalt empfun-
den. Ich bin sehr froh, daß sich das auf seiten der 
Regierung und der Luftwaffe jetzt doch sehr deutlich 
geändert hat und man auf die Sorgen der Bürger hier 
endlich eingeht. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Da wäre ich mir 
nicht so sicher! Warten Sie doch mal ein paar 

Tage ab!) 

Einen Anspruch darauf, daß auf Lasten und Empfin-
dungen sensibel eingegangen wird, haben allerdings 
auch die Angehörigen der Luftwaffe. Ich halte es für 
unerträglich, wie z. B. unsere Piloten in manchen Au-
ßerungen und Darstellungen als verantwortungslose 
Draufgänger und Luftrowdies dargestellt, abgemalt 
worden sind. Unsere Piloten können und müssen von 
uns Politikern verlangen — übrigens auch die vielen 
tausend Soldaten, deren Einsatz in Technik und Si-
cherung einen Flugbetrieb erst ermöglicht — , daß wir 
uns vor sie stellen. Denn die Gesellschaft hat ihnen 
den Auftrag erteilt, und wir haben den Auftrag als 
Politiker legitimiert, in dessen Erfüllung sie ständig 
physische wie psychische Höchstleistungen erbrin-
gen müssen und ihre Gesundheit — wenn nicht ihr 
Leben — riskieren. Das ändert überhaupt nichts 
daran, meine Damen und Herren, daß jeder Regelver-
stoß — und das heißt bei einem Soldaten ja wohl: jede 
Nichtbeachtung eines Befehls — unnachsichtig zu 
ahnden ist. 

Militärischer Flugbetrieb und auch Fluglärm sind 
für unsere äußere Sicherheit auch in Zukunft nicht 
verzichtbar. Gerade um einem potentiellen Gegner 
klarzumachen, daß unsere Luftwaffe seine Vorausset-
zung für einen schnellen Ang riff zu Land und in der 
Luft wirkungsvoll unterbinden könnte, spielen unsere 
fliegenden Verbände eine ganz zentrale Rolle im auf 
Kriegsverhinderung ausgelegten Konzept unseres 
Bündnisses. Deshalb muß bei dieser Abwägung gel-
ten: So viel militärischer Flugbetrieb wie für unsere 
äußere Sicherheit unbedingt nötig, dabei aber auch so 
wenig Risiken und so wenig Belästigung wie irgend 
möglich. 

Diesen Zielkonflikt kann man nur in einem Kompro-
miß auflösen; da gibt es keine Patentlösung. Deshalb 
müssen wir — wie uns auch das Ministerium zugesagt 
hat — prüfen, ob nicht doch noch Reduzierungen im 
Flugstundenvolumen oder Verlegungen von Luft-
kampfübungen über See möglich sind — ich würde es 
begrüßen, wenn das ginge — , ob nicht doch ein zu-
sätzlicher Teil der Flüge verlagert werden kann — sei 
es nach Kanada, sei es in die Türkei, sei es in den 
Simulator — , ob nicht doch die Flugregeln z. B. im 
Hinblick auf die Sicherheit von Industrieanlagen und 
Kernkraftwerken verbessert werden müssen und vor 
allen Dingen im Hinblick auf ihre st rikte Einhaltung 
und Durchsetzung überprüft werden müssen, ob nicht 
doch stärkerer Einfluß auf die oft nur kurze Zeit bei 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 	4787 

Dr. Hoyer 

uns übenden ausländischen Luftwaffen genommen 
werden muß, sich streng an die Regeln zu halten, und 
anderes mehr. Wir sollten übrigens auch prüfen, ob 
wir nicht auf das sogenannte 49er Modell, für das sich 
die FDP seit langem einsetzt, zurückkommen soll-
ten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Tiefflug über 
Bonn!)  

Aber streuen wir dabei doch bitte nicht den Bürgern 
Sand in die Augen: Die Luftwaffe hat seit 1980 bereits 
um mehr als 25 % reduziert, wir strapazieren die Be-
lastbarkeit unserer Luftwaffensoldaten durch Auf ent-
halte in unwirtlichen Gegenden des Auslands und 
durch die lange Abwesenheit von den Familien bis an 
die Grenze des Vertretbaren, und wir können den 
Ernstfall auch nicht im Simulator üben. Wir können 
das Gebiet, in dem diese Piloten im Ernstfall Einsätze 
fliegen müssen, nicht vollkommen von der Belastung 
freihalten. 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir müssen uns schließlich darüber im klaren sein, 
daß eine weitere Verlegung ins Ausland auch finan-
zielle Bürden mit sich bringen wird, und zwar in nicht 
unerheblichem Umfange. Das gehört einfach dazu. 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN) 

Deshalb suchen wir nach Möglichkeiten, wo immer 
sie bestehen, mehr Sicherheit und weniger Lärm zu 
schaffen. Nutzen wir solche Möglichkeiten entschlos-
sen, denn unnötige oder leichtfertige Gefährdungen 
von Menschenleben wären genauso unverantwortlich 
wie die leichtfertige Verurteilung von Übungsflü-
gen. 

Meine Damen und Herren, die Akzeptanz von Ver-
teidigung, um die wir uns bemühen, ist hier auf die 
Probe gestellt. Wir müssen uns um diese Akzeptanz 
bemühen, denn sonst stehen gerade wir Verteidi-
gungspolitiker bei der Verteidigung der Verteidigung 
eines Tages auf verlorenem Posten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Da steht ihr jetzt 

schon!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn Bun-
desminister der Verteidigung das Wort. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ich denke, der ist 
nur für Höhenflüge zuständig!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
Kollegen! Die beiden bedauerlichen Flugzeugab-
stürze in Landshut und Forst haben — und wer ver-
stünde das nicht? — erneut zu leidenschaftlichen De-
batten über die Notwendigkeit, die Sicherheit und das 
Ausmaß des militärischen Tiefflugs geführt. Ich hatte 
heute morgen in der anderen Debatte schon Gelegen-
heit, zur Sicherheit von Kernkraftwerken Stellung zu 
nehmen, und ich möchte mich jetzt mit einigen ande-
ren Aspekten beschäftigen. 

Bevor ich das tue, möchte auch ich noch einmal den 
Angehörigen des getöteten zivilen Mitbürgers wie 
den Angehörigen der alliierten Piloten nicht nur mein 

Mitgefühl, sondern auch das der Bundesregierung 
aussprechen. 

Bei all dem, was uns in der Sache trennen mag, soll-
ten wir einander, glaube ich, eines nicht streitig ma-
chen: daß jeder die Gefühle derer versteht, die in 
Gebieten leben, in denen viel tiefgeflogen wird. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ja, deshalb verlegen 
wir es nach Bonn!) 

Ich gehöre zu denen, die einen Wahlkreis haben, in 
dem tiefgeflogen wird, und ich habe in den fünfein-
halb Jahren meiner Amtszeit, glaube ich, mehr als 
jeder andere Delegationen von Bürgern empfangen, 
ich habe mich vor Ort sachkundig gemacht, und ich 
nehme sowohl für meine Mitarbeiter in Uniform und 
in Zivil als auch für mich in Anspruch: Wir nehmen das 
nicht auf die leichte Schulter. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Und eine Abzugs

-

maschine beantwortet die Schreiben!) 

Seit Übernahme meines Amtes hat mich kaum eine 
Frage stärker beschäftigt als die des Tiefflugs, und 
nicht nur das; ich kann nachweisen, daß ich gehandelt 
habe. Kein Verteidigungsminister vor mir — und das 
kann ich nachweisen: keiner — hat so einschnei-
dende Beschränkungen des Tiefflugs durchgesetzt 
wie ich. 

(Zuruf von der SPD: Das möchten wir einmal 
sehen!) 

In den fünf Jahren meiner Amtszeit ist es mir gelun-
gen, den Tiefflug um rund ein Viertel zurückzufüh-
ren, 

(Zuruf von der SPD: Erst einmal haben Sie 
ihn erhöht!) 

von über 90 000 bis auf 70 000 Stunden. Ein Drittel des 
Tiefflugaufkommens der Luftwaffe und zwei Drittel 
der Waffenausbildung der Luftwaffe wurden ins Aus-
land verlagert. Wir fliegen allein in der Ausbildung 
unserer Piloten 40 000 Stunden pro Jahr in den USA 
und Großbritannien. Wir haben die Mittagspause in 
der Sommerzeit ohne Ausgleich auch bei den Alliier-
ten durchgesetzt, ebenso die Begrenzung auf höch-
stens 50 Minuten pro Mission. Wir haben die Be-
schränkung der Alliierten im Tiefstflug nach dem Vor-
bild der Luftwaffe durchgesetzt. 

Das alles galt bei meinem Amtsantritt als unmög-
lich. Deswegen, lieber Herr Heistermann, ganz abge-
sehen davon, daß Sie auch meinen Amtsvorgängern 
Unrecht tun, wenn Sie sagen, man sei zur Tagesord-
nung übergegangen, kann ich nur sagen: Ich habe das 
Gegenteil getan. Ich bin eben nicht zur Tagesordnung 
übergegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie brauchen keine Sorge zu haben: Niemand von uns 
wird zur Tagesordnung übergehen. 

Aber die SPD sollte sich — das sage ich jetzt so 
unpolemisch, wie das möglich ist —, anstatt jetzt diese 
Begleitgeräusche zu machen, doch einmal fragen, 
warum sich jeder der Verteidigungsminister vor mir, 
die Herren Schmidt, Leber, Apel, bemüht hat, Ein-
schränkungen zu verfügen, auch durchgeführt hat, 
warum sie aber nicht in der Lage und auch nicht bereit 
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waren, den Tiefflug völlig aufzugeben. Da gab es Un-
fälle wie jetzt auch, lieber Herr Heistermann. 

(Zuruf von der SPD: Weil die Opposition ge

-

schlafen hat! — Büchner [Speyer] [SPD]: 
Jetzt erkennen Sie einmal Ihre Verantwor

-

tung gegenüber den Menschen!) 

Deswegen glauben Sie eines, bei all dem, was uns hier 
an den Sorgen verständlich ist: Als Bundesminister 
der Verteidigung und als Bundesregierung können 
Sie sich nicht hinstellen und so tun, als ob Sie auf den 
Tiefflug ganz verzichten können. Das können Sie nur 
so lange, solange Sie in der Opposition sind, aber nie-
mals, wenn Sie die Verantwortung tragen. 

Es führt doch an einem kein Weg vorbei — lassen 
Sie mich das jetzt auch sagen — : Solange wir der Luft-
waffe einen Einsatzauftrag zur Abschreckung, zur 
Friedenssicherung und zur Verteidigung geben, müs-
sen wir den Piloten die Chance bieten, sich auszubil-
den und sich vorzubereiten. Das sind wir dem Auftrag 
schuldig, den sie im Ernstfall zu erfüllen hätten, das 
sind wir aber auch den deutschen und den alliierten 
Piloten schuldig, die ihr Leben und ihre Gesundheit 
riskieren, und das schon im Frieden, um unsere Frei-
heit, um den Frieden unseres Landes zu schützen. Das 
sage ich jetzt für diese zahlreichen deutschen und alli-
ierten Piloten: Sie haben nicht Diffamierung und Be-
schimpfungen verdient, sondern sie haben Dank und 
Anerkennung für das verdient, was sie zu unser aller 
Schutz machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE] : Es geht um 

Ihre Doktrinen!) 

Ich sage noch einmal: das sind keine Rowdies, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Hat nie

-

mand behauptet!) 

sondern das sind verantwortungsbewußte Staatsbür-
ger und im übrigen großenteils Familienväter, die sehr 
wohl um die Belastungen und Risiken für unsere Mit-
bürger wissen und versuchen, darauf Rücksicht zu 
nehmen, so gut es geht. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Jetzt lenken Sie 
von der politischen Verantwortung ab und 
schieben das auf die Piloten! — Frau Unruh 

[GRÜNE]: Die, die das anordnen!) 

Je tiefer ein Pilot fliegt, desto größer ist seine 
Chance, die sehr dichte gegnerische Luftabwehr zu 
unterfliegen, also seinen Auftrag zu erfüllen, und zu 
überleben. Daran ändern auch moderne elektronische 
Aufklärungsmittel nichts; sonst würde nicht überall 
auf der Welt, im Osten, genauso im Westen, bei unse-
ren Alliierten wie bei uns, Tief- und Tiefstflug geübt. 
Unterhalb 100 Meter hat die gegnerische Luftvertei-
digung Lücken; je näher am Boden, desto größer die 
Lücken, also desto größer die Chance. Im Ernstfall 
würde das bedeuten, daß er dort bei 30 Metern mit 
etwa 250 Meter/Sekunde fliegen müßte. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das ist 
doch der Wahnsinn, daß Sie überhaupt sol

-

che Doktrinen entwickeln!)  

Das heißt, daß er üben können muß. 

Im übrigen gilt: Je weniger er fliegt, desto höher das 
Unfallrisiko. Das hat eines unserer Partnerländer ein-
mal erfahren müssen. Man hat die Flugstundenzahl 
unter 120 gebracht; dann stieg die Unfallhäufigkeit 
um über 100 %. Schon allein deswegen ist der Vor-
schlag der SPD nicht tauglich. 

Wir werden mit einer Reihe von Maßnahmen, die 
ich gestern angekündigt habe, versuchen, dort, wo es 
geht, weitere Vorkehrungen zu treffen. Aber an einem 
können wir nicht vorbei: Solange wir den Auftrag 
unserer Luftwaffe aufrechterhalten — das müssen wir 
zu Verteidigungszwecken — , so lange muß auch die 
Möglichkeit gegeben sein, den Tiefflug zu üben. 

Ich habe folgendes veranlaßt: Erstens habe ich mich 
mit der Bitte an die Alliierten gewandt, alle Möglich-
keiten auszuschöpfen, Anzahl und Umfang der Übun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland weiter zu 
verringern. 

Zweitens habe ich den Auftrag gegeben, zu prüfen, 
ob durch zusätzlichen Einsatz von Simulatoren wei-
tere Erleichterung geschaffen werden kann. 

Drittens habe ich die Luftwaffe beauftragt, zu über-
prüfen, ob und unter welchen Umständen Luftkampf-
übungen auch der südlichen Geschwader über die 
See verlagert werden können. 

Viertens. Wir werden unsere Bemühungen noch 
stärker intensivieren, als wir es ohnehin schon betrei-
ben, ein Ausbildungszentrum der NATO für ein tak-
tisch-fliegerisches Training in der Türkei oder in Ka-
nada zu errichten, wobei das NATO-Vorhaben Vor-
rang verdient, weil dann auch unsere Verbündeten 
dort üben können und müssen. 

Ich habe fünftens veranlaßt, das Überflugverbot 
noch eindeutiger zu formulieren. 

Sechstens habe ich angeordnet, die Kontrollen für 
Überflugverbote für Kernkraftwerke zu verschärfen. 
Im übrigen sage ich Ihnen: Wir haben im vergange-
nen Jahr, also weit vor dieser Absturzserie, sechs Wo-
chen lang sechs verschiedene Kernkraftwerke durch 
das Überwachungsgerät jeweils eine Woche lang 
überwachen lassen. Wir haben nicht einen einzigen 
Verstoß feststellen können. Die Untersuchungen der 
jetzigen Unfallursachen haben ergeben, daß bei dem 
Fall in Landshut die Flugzeuge — das erweisen die 
technischen Geräte eindeutig — nicht über die Kern-
kraftwerke geflogen sind. Es gab aber Leute, denen 
man glauben kann, daß sie es so wahrgenommen ha-
ben, die das geglaubt haben, weil sich das ihrem Ge-
dächtnis so eingeprägt hat, die gesagt haben: Die sind 
drüber gewesen. Die ganzen Aufzeichnungen der 
technischen Geräte zeigen, daß das nicht so war. Wir 
können davon ausgehen, daß unsere Piloten dieses 
Überflugverbot einhalten. Alles andere ist eine Ver-
dächtigung, die keinen, aber auch keinen Anhalts-
punkt in der Wirklichkeit findet. 

Wenn das Magazin „Monitor" einen Kommunalab-
geordneten der GRÜNEN zeigt und als Starfighter

-

piloten ausgibt, der das letzte Mal 1975 in einem Star-
fighter gesessen hat und der von sich sagt, daß er Vor-
schriften übertreten hat, dann kann ich nur sagen: Das 
ist kein Kronzeuge für das Verhalten der vielen, vielen 
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hundert anständigen, treuen und pflichtbewußten Pi-
loten, die das nicht nötig haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

1975 wurde er auf eigene Bitten abgelöst, weil er mit 
dem Waffensystem nicht fertiggeworden ist. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: 1975 gab 
es noch gar keine GRÜNEN! — Weitere Zu

-

rufe von den GRÜNEN) 

Auch das macht ihn nicht gerade zum Kronzeugen. 

Ich übe keine Medienschelte. Viele Journalisten 
haben objektiv und fair berichtet und kommentiert. 
Aber an einigen Beispielen wie an diesem hat man 
auch sehen müssen, daß es manchen Journalisten und 
manchen Medien weniger um Information als viel-
mehr um Panikmache ging. 

Zum Schluß: Ich kann nur sagen, mich hat jeder an 
der Seite, der für sinnvolle Beschränkungen dort, wo 
sie möglich sind, eintritt. Aber umgekehrt gilt: Wir 
haben dafür zu sorgen, daß unsere Soldaten in der 
Lage bleiben, ihren Auftrag zu erfüllen; denn davon 
lebt dieses Volk in seiner Freiheit und in seinem Frie-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu den Auslegungsstörfäl-
len im AKW-Genehmigungsverfahren gehört „Ein-
wirkung von außen: 1. Flugzeugabsturz, 2. Erdbe-
ben" . Wer die Genauigkeit kennt, mit der historische 
Daten seismologischer und geologischer Art in Erörte-
rungsverfahren ermittelt werden, um die Erdbebensi-
cherheit zu erkunden, kann sich wirklich nur wun-
dern, wie fahrlässig mit dem Auslegungsstörfall Flug-
zeugabsturz umgegangen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der größere Teil unserer AKWs wurde gebaut, als 
dieser Auslegungsstörfall überhaupt noch nicht defi-
niert war. 

Der Witz ist nicht, daß das Fluggerät heute so durch-
schlagend geworden ist, daß dadurch gewissermaßen 
neue Gefährdungen entstehen. Der Witz ist, daß min-
destens zwei Drittel unserer AKWs überhaupt nicht 
gegen diesen Störfall ausgelegt sind. 

Herr Minister, ich möchte von Ihnen wissen, ob in 
Ihrem Hause überhaupt eine Liste der unterschiedli-
chen Berstsicherheiten von AKWs bekannt ist. Sie 
reden hier immer so, als wenn die AKWs in ein ande-
res Ressort gehörten. Aber Sie fliegen die AKWs an. 

In meiner Heimat beispielsweise sind die Kernkraft-
werke Stade und Esensham dafür überhaupt nicht 
ausgelegt. Das Kernkraftwerk in Würgassen hat eine 
Decke, die 20 cm dick ist. Da regnet es bald durch. 

In diesen älteren, nicht gegen solche Störfälle aus-
gelegten Reaktoren hat sich während der langen Be-
triebszeit ein radioaktives Inventar gesammelt, das 

das in Tschernobyl freigesetzte bei weitem über-
steigt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr gut!) 
In der kürzlich vom TÜV vorgelegten Studie zu 

Stade heißt es, das AKW sei nicht gegen den Störfall 
Flugzeugabsturz ausgelegt, eine Stillegung komme 
aber trotzdem nicht in Betracht, weil — Zitat — „eine 
Erweiterung des Schutzzustandes gegenüber sehr 
großen bzw. sehr schnellen Flugzeugen wegen der 
sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeit nicht ange-
messen ist". Ich weiß nicht, ob der TÜV jetzt immer 
noch so formulieren würde. Ich vermute, daß der TÜV 
die Praxis der Tieffliegerei so wenig studiert hat wie 
unser Verteidigungsminister die Berstsicherheit unse-
rer Reaktoren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb wird es Sicherheit vor einem Absturz-Su-
per-GAU nur geben, wenn es in einem größeren Ab-
stand von sensitiven Anlagen überhaupt keine Flug-
bewegung mehr gibt oder wenn diese gefährlichen 
Anlagen — das sind etwa zwei Drittel des gesamten 
AKW-Parks — stillgelegt werden. Wenn man sich 
aber dazu nicht entscheiden will, dann muß die Min-
destforderung sein: Stopp aller Tiefflüge! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mit einem solchen Tiefflugverbot bliebe die Super

-

GAU-Anfälligkeit bundesdeutscher Reaktoren nach 
wie vor leider bestehen. Die Reaktoren würden nicht 
sicherer werden, aber es gäbe zumindest einen Anlaß 
weniger, sie zum Bersten zu bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bühler. 

Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Durchführung und das 
ständige Üben von Tiefflügen sind unbestritten not-
wendig, um die Einsatzbereitschaft und das fliegeri-
sche Können der Piloten und damit die Verteidi-
gungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland zu 
garantieren. Die Durchführung und das ständige 
Üben von Tiefflügen sind aber auch ebenso unum-
stritten eine permanente und manchmal über die 
Grenzen des Erträglichen hinausgehende Belästi-
gung für die Menschen, die in diesen Gebieten woh-
nen. Ich gehöre dazu. 
Diese beiden Eingangssätze, meine Damen und 

Herren, hätte ich genauso in umgekehrter Reihen-
folge bringen können. Die von mir benutzte Reihen-
folge bitte ich also nicht im Sinne einer politischen 
Wertung und Priorität zu verstehen; es ist genau das 
gleiche Problem. Beide Bemerkungen verdeutlichen 
aber auch das Dilemma dieses Problems für jeden, der 
sich mit diesem Problem ernsthaft — hier liegt die 
Betonung auf „ernsthaft" — beschäftigt und ausein-
andersetzt. 
Etwas differenzierter stellt sich diese Problematik 

dar, wenn man wie ich einen Wahlkreis vertritt, in 
dem zwei kerntechnische Anlagen ihren Standort ha-
ben, nämlich das Kernforschungszentrum Karlsruhe 
und das Kernkraftwerk Philippsburg. Diese beson- 
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dere Problematik muß zwangsläufig zu einer gestei-
gerten Betroffenheit bei der Bevölkerung führen, 
wenn, wie vor wenigen Tagen geschehen, eine Mili-
tärmaschine in ein Wohngebiet der Gemeinde Forst 
bei Bruchsal stürzt. Der Unfall forderte zwei Tote, den 
Piloten und einen Bürger aus Forst. Ich kann nicht 
verschweigen, daß bei vielen Bürgerinnen und Bür-
gern die Toleranzgrenze nicht nur erreicht, sondern 
überschritten ist. 

Um hier keinen falschen Eindruck aufkommen zu 
lassen, möchte ich mit gleichem Ernst und Nachdruck 
zwei Feststellungen treffen. Die derzeitigen Proteste 
in meinem Wahlkreis richten sich weder gegen die 
Verteidigungsbereitschaft noch gegen das Vorhan-
densein von kerntechnischen Anlagen, also gegen die 
friedliche Nutzung der Kernenergie. Diese Feststel-
lung ist deshalb wichtig und notwendig, weil nach 
dem jüngsten Unfall von bestimmten politischen 
Kräften auch bei uns versucht wurde, die in der Bevöl-
kerung verständlicherweise vorhandenen, nun aktu-
alisierten Ängste und Sorgen politisch zu kanalisie-
ren, Gott sei Dank ohne Erfolg. Das wird in der heuti-
gen Debatte leider auch wieder versucht. Dies ist zu 
bedauern. Noch mehr, dies ist ein Mißbrauch und 
zugleich eine Beleidigung der Opfer. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist aber eine Un

-

verschämtheit! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang waren die Gespräche mit 
evakuierten Bürgern in Forst kurz nach dem Absturz 
für mich persönlich ganz besonders eindrucksvoll. Ei-
ner betonte — und dies in dieser Situation — die Not-
wendigkeit der Verteidigungsbereitschaft und be-
richtete mir voller Empörung von mitunter mehr als 
geschmacklosen Suggestivfragen einiger der zahl-
reich anwesenden Journalisten, die von vielen als un-
verschämt und der Situation völlig unangemessen 
empfunden wurden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ist es 
nicht eine Geschmacklosigkeit, bei der Beer

-

digung wieder Flieger darüber fliegen zu 
lassen?) 

— So eine Haltung bringen Sie nicht auf, das glaube 
ich Ihnen. In der Hartstraße in Forst, wo das Unglück 
geschah, wurde eine spontane Sammlung der Bürger 
durchgeführt, die diesen Unfall direkt erlebt hatten. 
Hier möchte ich nicht unerwähnt lassen, daß auf Be-
schluß dieser Bürger 50 % der gesammelten Summe 
an die Angehörigen des verunglückten US-Piloten 
weitergeleitet werden. Ich weiß, wie auch die Bürge-
rinnen und Bürger, um die Schwere der Aufgabe der 
Flugzeugführer, und ich weiß, daß sich die meisten 
größte Mühe geben, Beeinträchtigungen nach Mög-
lichkeit zu vermeiden. 

Doch dieser Unfall erfordert auch Konsequenzen. 
Dabei möchte ich bewußt nur auf solche abheben, die 
ich im Interesse des Sicherheitsbedürfnisses der Men-
schen für erforderlich halte, die in einer Region woh-
nen, die ohnehin schon anderen erheblichen Bela-
stungen ausgesetzt ist und Vorleistungen für die All-
gemeinheit erbringt. 

Der Landkreis Karlsruhe — ich habe bereits darauf 
hingewiesen — ist Standort zweier kerntechnischer 

Anlagen. Damit werden beträchtliche Vorleistungen 
auf einem nicht gänzlich unumstrittenen Gebiet der 
Energieversorgung weit über die Grenzen unserer 
Regionen hinaus erbracht. Die durch diese Standort-
funktion in besonderem Maße ebenso beschwerte wie 
sensibilisierte Bevölkerung sollte daher in anderer 
Hinsicht einen Ausgleich erfahren. Ich bin der Mei-
nung, daß eine solchermaßen belastete Region nicht 
noch zusätzlich der Belastung militärischer Tiefflug-
übungen ausgesetzt werden sollte. Dies bitte ich nicht 
als Rückzug nach dem Sankt-Florians-Prinzip mißzu-
verstehen. Ich halte diese Forderung für ein Gebot 
emotionsfreier und verantwortungsbewußter Abwä-
gung. Der Landkreis Karlsruhe sollte nach Möglich-
keit aus der Liste der ausgewiesenen Tieffluggebiete 
gestrichen werden. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Diese Forderung habe ich auch schon in meinem B rief 
vom Karfreitag an den Minister zum Ausdruck ge-
bracht. Ich weiß mich darin einig mit der großen 
Mehrzahl der Bürgerinnen und Bürger in meinem 
Wahlkreis, die ich hier vertrete. Besonders verweisen 
möchte ich noch auf die Resolution, die Sie vom Bür-
germeister der Gemeinde Forst erhalten haben, von 
dem Bürgermeister, dessen Bruder bei diesem Unfall 
zu Tode kam. 

(Unruhe bei den GRÜNEN) 
— Ich glaube, Sie sollten dieser Betroffenheit auch ein 
bißchen mehr eigene Betroffenheit entgegenbrin-
gen. 

Wir sollten uns in Zukunft zwei Zielen verpflichtet 
fühlen, nämlich der Sicherheit und der Freiheit unse-
res Landes und dem Sicherheitsbedürfnis der Bürge-
rinnen und Bürger, die in Regionen wohnen, wo es 
besondere Belastungen gibt, und damit leben. 
Ich danke den Freunden meiner Fraktion, daß sie 

mir als Nichtverteidiger und betroffenem Abgeordne-
ten die Gelegenheit gegeben haben, hier zu sprechen, 
und ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Müller. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zwei Vorbemerkungen. Herr Mi-
nister, wir wenden uns an die politisch Verantwortli-
chen, nicht an die Piloten. Diese unterliegen Ihrer 
Weisung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Zweitens. Ich danke dem Abgeordneten Bühler; das 
kann ich aber nur ironisch sagen. Da die Flugzeuge, 
die im Landkreis Karlsruhe ankommen, immer aus der 
Südpfalz kommen, sollen sie bitte auch bei uns nicht 
tief fliegen. Auf diese Weise kommen wir bald in der 
ganzen Bundesrepublik herum; das ist nicht die Lö-
sung des Problems insgesamt. 

Der Absturz dieser zwei Maschinen hat nur ein Si-
gnal gegeben. Schlaglichtartig wurde die größtmögli-
che Katastrophe sichtbar. Eine andere Katastrophe 
findet täglich statt: 
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Täglich flüchten sich Kleinkinder schutzsuchend zu 
ihren Müttern, andere werfen sich wie tot zu Boden. 

Täglich werden Schichtarbeiter nach zwei Stunden 
Schlaf aus dem Schlaf gerissen. 

Täglich müssen Lehrer dutzendemal den Unterricht 
unterbrechen. 

Täglich wird die ohnehin schwierige Arbeit von 
Ärzten und Mitarbeitern in psychiatrischen Kliniken 
und Krankenhäusern durch Tiefflüge unzumutbar ge-
stört. Ein Experte des Bundesgesundheitsamtes emp-
fiehlt, Kleinkinder sollten sich zur Vermeidung von 
Gehörschäden bei Tiefflügen nicht im Freien aufhal-
ten. Das ist Hausarrest. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Wie sieht es mit den 
Bauern aus?) 

Erwachsene schwanken zwischen Angst und Zorn 
und Ohnmacht. Das ist die bedrückende tägliche 
Wirklichkeit von Millionen Menschen in unserem 
Land, und dies 44 Jahre nach dem Krieg, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

in einer Zeit, die selbst nach Meinung des CSU-Vor-
sitzenden Strauß so entspannt ist, daß wir dies der 
Bevölkerung nicht zumuten sollten. 

Ein Verteidigungs- und Waffenkonzept, das den 
Menschen die beschriebene Dauerbelastung zumu-
tet, ist unzumutbar und muß dringend geändert wer-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Von Regierungsseite wird eingewandt, die militäri-
schen Gegebenheiten ließen eine nachhaltige Verrin-
gerung der Tiefflüge nicht zu. Ich frage: Wann endlich 
zählen die menschlichen Gegebenheiten, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

wann endlich zählt die Angst der Kinder und der 
Kranken? Wann zählen die Schlafbedürfnisse der 
Schichtarbeiter, wann gilt endlich das Ruhebedürfnis 
der alten Menschen? Diese Frage zu stellen ist nicht 
radikal in dem Sinne, wie Sie, Herr Verteidigungsmi-
nister, uns das hier unterstellen wollen, sie ist radikal 
im guten menschlichen Sinne. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 
Wie waren denn Ihre Antworten zwischen 

1969 und 1982?) 

Seit gestern können wir in diesem Blatt vom Inspek-
teur der Bundeswehr lesen, ihn bedrücke, daß eine 
abnehmende Bedrohung wahrgenommen werde. 
Donnerwetter, kann man da nur sagen, die obersten 
Militärs haben Sorgen! Da wundern sich die Men-
schen, die vom täglichen Tiefflug in der Pfalz oder in 
Schleswig-Holstein betroffen sind. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Oder in Niedersachsen! — Oder in Baden

-

Württemberg! ) 

Es ist an der Zeit, daß Sie sich endlich die Sorgen von 
jenen Menschen anschauen, die vom täglichen Tief-
flug psychisch und physisch geschädigt werden. 
Wenn die Verteidigungsplaner mit der gleichen 

Energie und Phantasie, mit der sie die für ihre Be-
schaffungs- und Haushaltsinteressen notwendige Be-
drohung herbeireden, an die Planung eines neuen 
Verteidigungs- und Übungskonzeptes herangingen, 
dann wären schon morgen große Teile unseres Volkes 
von der Tieffluglast erlöst. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Donnerwetter!) 

Wir Sozialdemokraten fordern erstens eine Pause 
beim Tiefflug. 
Wir fordern zweitens in dieser Pause neben der lük-

kenlosen Aufklärung der Absturzursachen die Prü-
fung der Grundsatzfrage, ob Tiefflug noch sinnvoll, 
notwendig und zumutbar ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dazu hattet ihr 
13 Jahre Zeit!)  

Fachleute außerhalb und auch innerhalb der Bundes-
wehr bezeugen, daß militärtechnische Entwicklungen 
in Ost und West den Tiefflug sinnlos, nicht mehr not-
wendig machen. 
Wie fordern drittens von Ihnen, daß Sie bei den Alli-

ierten darauf drängen, ebenfalls von Tiefflügen über 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland abzuse-
hen. Die Alliierten davon zu überzeugen, wird ein 
schwieriges Stück Arbeit; denn sie betrachten uns, 
was den Tiefflug bet rifft, immer noch als etwas ähnli-
ches wie ein besetztes Land. Sie üben hier bei uns, wie 
sie es bei sich zu Hause in dieser Weise und in dieser 
Fülle nicht tun. So geht das nicht weiter. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Müller, es ist natürlich sehr 
dankbar, der Welt zu versprechen, man werde sie von 
allen Übeln befreien. Es ist sehr ungerecht, so zu tun, 
als würden wir nicht die Belastungen sehen, denen 
die Bürger ausgesetzt sind. Glauben Sie uns, wir wür-
den nichts lieber tun, als den Leuten zu sagen: Die 
Sache ist beendet, wir brauchen sie nicht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir brauchen sie 
so auch nicht, wie wir sie jetzt haben! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Es geht nicht. Die Frage kann nur lauten: Wie findet 
die Güterabwägung statt? 
Im übrigen sind alle diese Waffensysteme von Ver-

teidigungsministern gekauft worden, die einer frühe-
ren Regierung angehört haben. Ich kann das nicht 
beurteilen. Ich bin kein Verteidigungsexperte. Ich 
spreche hier zu den Gesichtspunkten des Umwelt-
schutzes. Mir wird glaubhaft gesagt: Dieses Verteidi-
gungssystem ist nach wie vor notwendig, und es kann 
— jedenfalls in einem gewissen Umfang — auf Tief-
flüge nicht verzichtet werden. 
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Jetzt kann ich als Umweltschützer nur einige Argu-
mente beigeben, um die Güterabwägung zu beein-
flussen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Immer zu Lasten des 
Bürgers!) 

Herr Kollege Wörner, seit vielen Jahren haben die 
Umweltschützer, die zuständigen Minister im Bund 
und in den Ländern den Bundesverteidigungsminister 
immer wieder gebeten und aufgefordert, daß auf das 
besondere Risikopotential von Kernkraftwerken 
Rücksicht genommen wird. Das dies besteht, ist über-
haupt nicht wegzudiskutieren, es ist vorhanden. Es 
sind gewisse Maßnahmen getroffen worden; Sie ha-
ben einige genannt. 

Ich habe allerdings Schreiben auch aus der jüngsten 
Zeit von Kollegen aus den Ländern, insbesondere aus 
Bayern und Baden-Württemberg, gefunden, z. B. ein 
Schreiben von 1986 aus Baden-Württemberg und ein 
Schreiben vom Bayerischen Staatsministerium vom 
31. März 1988. Ich nehme es dem Verteidigungsmini-
sterium ab, wenn es sagt, es bildet solche Schutzzo-
nen. Ich frage mich allerdings: Sind sie verbindlich? 
Ich frage mich, ob so etwas letztlich überhaupt Sicher-
heit gibt. Denn ich kann mir als militärischer Laie vor-
stellen: Sie können eine Schutzzone errichten, und 
dennoch ist, wenn ein Flugzeug außer Kontrolle gerät, 
nicht sicher, daß es nicht in die Nähe eines Kernkraft-
werkes kommt. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Nicht nur des
-halb!) 

Ich sage Ihnen also: Obwohl wir in der Nachrüstung 
auch der alten Kernkraftwerke gewisse Vorkehrun-
gen getroffen haben, um das Risiko zu minimieren, 
besteht bei den älteren Kernkraftwerken ein Risiko in 
höherem Maße, bei den neueren haben wir es gegen 
Kampfflugzeuge weitgehend ausgeschlossen. Darauf 
sollte Rücksicht genommen werden, so gut es irgend 
geht. Das bitte ich in die Güterabwägung mit einzu-
beziehen. Das tun Sie auch schon, aber wir drücken 
jetzt erneut. 

Nun gibt es noch ein anderes Problem: Der Sach-
verständigenrat für Umweltfragen — der übrigens, 
Herr Wörner, auch darauf hinweist, daß es eben doch 
Verstöße gegen diese Anordnungen gibt — sagt hier 
in seinem Bericht vom Dezember 1987: Trotzdem 
kommt es immer wieder zu Verstößen gegen die Be-
stimmungen der geltenden Tiefflugvorschriften. 

Dieser Sachverständigenrat weist nicht nur auf die 
Kernkraftwerke hin, sondern auch auf einen anderen 
Aspekt, auf die Folgen für die Gesundheit der Bevöl-
kerung. Da sind jetzt Gutachten und Forschungsvor-
haben beim Umweltbundesamt in Arbeit, die in ihren 
Voruntersuchungen bereits einige doch gravierende 
Feststellungen zulassen. Es gibt eben solche meßba-
ren Folgen für die Gesundheit unserer Mitbürger. Das 
ist ein Sonderopfer, das diese Bürger bringen. Das 
sollte eben Anlaß geben — und Sie haben das ja hier 
angekündigt — , möglichst alles zu tun, um diese Ge-
fährdungspotentiale zu minimieren. 

Ich habe hier auch noch eine weitere Bemerkung 
der Sachverständigen einzubringen. Sie sagen, es 
scheinen nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft zu 
sein, diese Flugzeuge selber geräuschärmer zu kon

-

struieren. Wir haben ja hier die merkwürdige Situa-
tion, daß wir für unsere Flughäfen ein relativ strenges 
Fluglärmgesetz haben, daß wir aber für den Fluglärm 
außerhalb der Flughäfen keinerlei Lärmgrenzen ha-
ben. 

Also in dieser Abwägung müssen auch diese Um-
weltgesichtspunkte eine Rolle spielen. Hier ist auch 
jeweils ein Konflikt aufzulösen. Es ist ganz und gar 
nicht verantwortbar, Herr Kollege Müller, wenn Sie so 
tun, als gebe es diesen Konflikt nicht und als könne 
man ihn beiseite wischen, indem man auf die Flug-
zeuge und auf die Flüge einfach verzichtet. Das geht 
leider nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte auf 
die Fragen antworten. Bevor ich das tue, eine einzige 
Bemerkung: Ich finde, Herr Kollege Müller, Sie sollten 
sich wirklich überlegen, wem Sie mit einer Rede die-
ser Art und dieses Inhalts dienen. 

Sie waren ausweislich des Handbuchs des Deut-
schen Bundestages seit 1973 für einige Jahre Leiter 
der Planungsabteilung im Bundeskanzleramt. Sie ha-
ben dem Bundeskanzler Brandt und Sie haben dem 
Bundeskanzler Schmidt als Leiter der Planungsabtei-
lung im Bundeskanzleramt gedient. Damals wurde 
mehr tiefgeflogen als heute. Damals gab es mehr Ab-
stürze als heute. Ich hätte mir gewünscht, Sie hätten 
etwas von dem Pathos und etwas von Ihren Vorschlä-
gen, die Sie gerade vorgetragen haben, zur damaligen 
Zeit an der damaligen Stelle vorgetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Zurück zum 

Thema!) 

Was für eine Haltung! Ich würde mich an Ihrer Stelle 
schämen, dann so aufzutreten. Ich empfehle nur den 
Kollegen der SPD, die eines Tages möglicherweise 
wieder die Verantwortung übernehmen werden, sich 
zu überlegen, ob sie sich eine solche Haltung zu eigen 
machen wollen. Ich sage Ihnen voraus, Sie halten sie 
nicht durch. 

Der nächste Punkt. Kollege Baum, deswegen habe 
ich mich gemeldet. Ich bin Ihnen sehr dankbar für 
diesen sachlichen Beitrag. Dort, wo Chancen beste-
hen, werden wir sie nutzen. 

Sie haben mich konkret gefragt, ob das verbindlich 
ist. Das Überflugverbot ist verbindlich. Wir haben bei 
all unseren stichprobenartigen Nachprüfungen mit 
den Geräten keine Erkenntnisse, daß es nicht beach-
tet würde. Natürlich kann keiner von uns einen tota-
len Ausschluß des Risikos hier ankündigen. Ich kann 
nur sagen, daß alle meine persönlichen Erfahrungen 
und alle nachprüfbaren Kriterien zeigen, daß die Pilo-
ten das Überflugverbot einhalten. 

Nun gibt es sogenannte Augenzeugen, die subjek-
tiv verständlich sagen: Aber er ist doch da drüber- 
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geflogen. Jedoch wie gesagt: Die Geräte beweisen, 
daß das nicht so ist. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt Geräte? Die 
meisten werden doch gar nicht überwacht!) 

Es ist sehr schwer für einen Untenstehenden, das zu 
übersehen. 
Ich jedenfalls habe, um auch weiterhin sicherzuge-

hen, daß dieses Überflugverbot beachtet wird, ange-
ordnet, daß die Kontrollen noch einmal verschärft 
werden. 
Ein letztes: Es macht wirklich keinen Sinn für einen 

Piloten, der üben will, ausgerechnet ein Kernkraft-
werk als Ziel oder als Wendepunkt anzunehmen. 

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie doch nach 
Philippsburg, Herr Minister!)  

Es macht keinen Sinn. Schon aus diesem Grund wird 
es jedenfalls von den Piloten — und ich sage, das ist 
die überwältigende Masse — , die dem Auftrag ver-
pflichtet sind, nicht gemacht. 
Ich bedanke mich sehr, daß ich diese Gelegenheit 

noch einmal hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich rede hier wie der Herr Kollege 
Bühler nicht als Mitglied des Verteidigungsausschus-
ses, sondern als Abgeordnete aus der betroffenen Re-
gion. Lieber Herr Kollege Bühler, bei uns ist es nicht 
so, daß man sich bei den Verteidigern bedanken muß, 
daß man zu diesem Thema auch reden darf. 

(Bühler [CDU/CSU]: Ist nur eine Höflich

-

keitsfrage!) 

Bei uns ist es so, daß hier selbstverständlich in allerer-
ster Linie die Betroffenen zu Wort kommen sollen. 

(Bühler [CDU/CSU]: Das ist bei uns genauso! 
— Breuer [CDU/CSU]: Natürlich! Die bedan

-

ken sich trotzdem, die Kollegen!) 

Mein Einsatz, meine Damen und Herren, für die 
weitestgehende Einstellung der Tiefflugübungen war 
über Jahre hinweg geprägt von der Sorge, die Bevöl-
kerung vor dem unerträglichen Lärm zu schützen, vor 
allem Kinder, ältere Menschen und Kranke, die gro-
ßen Beeinträchtigungen ausgesetzt sind. Zu diesem 
Umwelt - und Gesundheitsaspekt kommt nun aber 
eine völlig andere Qualität dieser Problematik, die uns 
durch die Abstürze am 30. und 31. März deutlich vor 
Augen geführt wurde. Die verheerenden Verwüstun-
gen und die Todesopfer, deren Angehörigen mein 
Mitgefühl gilt, haben klargemacht, wie groß das Aus-
maß des angerichteten Schadens ist. Allein dieses 
würde schon genügen, um mit allem Nachdruck er-
neut eine weitgehende Einstellung der Tiefflüge zu 
fordern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber dies ist noch nicht alles. Nach beiden Abstür-
zen rückt ein weit umfangreicherer Sicherheitsaspekt 
in den Vordergrund — der Herr Kollege Bühler hat es 

ausgeführt — : Die Absturzstelle liegt nur wenige 
Flugsekunden entfernt vom Kernkraftwerk Philipps-
burg und vom Kernforschungszentrum Karlsruhe. Ein 
Absturz auf diese Anlagen hätte die verheerendsten 
Folgen, die weit über die Region hinausgehen würden 
und deren Ausmaß durch den Reaktorunfall von 
Tschernobyl, wie ich glaube, doch augenfällig 
wurde. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Man könnte dies alles immer noch rein theoretisch 
betrachten und den Beteuerungen der Verantwortli-
chen glauben, wenn nicht durch dieses Unglück be-
kanntgeworden wäre, daß der Block I des Kernkraft-
werks Philippsburg gegen derartige Flugzeugab-
stürze nicht gesichert ist. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Richtig!) 

Außerdem — ich sage es nachdrücklich, Herr Ver-
teidigungsmininister — beobachten die Bewohner, 
daß die Atommeiler in Philippsburg trotz des beste-
henden Verbotes eben doch — so sagen sie — als Ziel-
objekte angeflogen werden. Unter diesen Umständen 
besteht nicht nur eine unerträgliche Gesundheitsbela-
stung durch Fluglärm, sondern auch ein permanentes 
Lebensrisiko für alle Bewohner dieser Region und 
weit darüber hinaus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Heute vor

-

mittag ist das AKW Krümmel überflogen 
worden!)  

Es ist deshalb doch nur zu verständlich, daß die Bür-
gerinnen und Bürger, ihre demokratische Vertretung, 
ihre Abgeordneten, die Bürgerinitiativen und die Ver-
waltungen erneut an Sie, Herr Verteidigungsminister, 
und die Bundesregierung herantreten und nach-
drücklich fordern, daß die Zahl der Tiefflüge drastisch 
eingeschränkt wird und daß Übungsflüge über solch 
problematischen Gebieten ganz verboten werden 
müssen. 

(Beifall des Abg. Müller [Düsseldorf] [SPD]) 

Ich füge hinzu, daß nach meiner Meinung auch ein 
Verbot jeglicher Luftkampfübungen über bewohn-
tem Gebiet erforderlich ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die betroffene Bevölkerung — und ich sage das mit 
Nachdruck — spricht sich nicht für das Sankt-Flori-
ans-Prinzip aus, sondern sie fordert eine eingehende 
Überprüfung der Notwendigkeit für Tiefflüge, und sie 
fordert eine Nachdenklichkeit darüber, ob Tiefflüge 
für den Verteidigungsauftrag überhaupt erforderlich 
sind. 

Ich bitte Sie im Namen der heute Betroffenen und 
all der Menschen, die morgen betroffen sein können: 
Herr Verteidigungsminister, reden Sie mit den Alliier-
ten nachdrücklich darüber, ob weiter an der Struktur 
der Tiefflüge zur Verteidigungsbereitschaft festgehal-
ten werden soll. Und ich appelliere an Sie, auch nach 
dem, was Sie hier gesagt haben, dem Schutz der Men-
schen vor krankmachendem Lärm und vor einem 
möglichen atomaren Unfall Priorität einzuräumen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zierer. 

Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen! Meine Herren! Der Absturz zweier 
Kampfflugzeuge, bei denen Menschen tödlich verun-
glückten, muß uns alle betroffen machen. Unser Mit-
gefühl gilt den Angehörigen. Wir haben Grund zur 
Sorge. Das gebe ich zu. Aber es ist kein Grund zur 
Panikmache. 

Wenn Sie, Herr Kollege Heistermann, mich heute 
hier zitiert haben, muß ich dazu sagen: Es ist nicht 
ausschlaggebend, was in den Gazetten steht, was ich 
gesagt haben soll. Ausschlaggebend ist, was ich hier 
sage. Deshalb stelle ich hier fest, 

(Kolbow [SPD]: Sie sagen überall etwas an

-

deres!) 

daß für jeden verantwortungsbewußten Staatsbür-
ger 

(Pauli [SPD]: Wie Sie es gerade brauchen!) 

das Tiefflugtraining unbestreitbar notwendig ist. Des-
halb sage ich: Es ist unsachlich, wenn die bekannten 
politischen Unruhestifter jetzt wieder versuchen, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Wer ist 
das denn wohl?) 

die zweifellos großen Belastungen, denen unsere Be-
völkerung in den ländlichen Tieffluggebieten ausge-
setzt ist, als Mittel zur Agitation gegen die Sicherheits-
politik der Bundesregierung einzusetzen, 

(Frau Hämmerle [SPD]: Da brauchen Sie uns 
nicht anzugucken!) 

Angst zu schüren und Emotionen gegen die Bundes-
wehr zu wecken, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Vor Tschernobyl ha

-

ben Sie das auch immer gesagt!) 

gegen die NATO und gegen unsere Soldaten. 

(Beifall der Abg. Frau Roitzsch [Quickborn] 
[CDU/CSU] — Frau Flinner [GRÜNE]: Die 

Bürger sind mündig!) 

Unsere Piloten fliegen nicht aus Jux. Sie sind keine 
rohen Gesellen, die einen verrückten Sport treiben, 
sondern es ist für sie harte und anerkennenswerte 
Pflichterfüllung im Interesse unserer Sicherheit, im 
Interesse unserer Freiheit. Wir lassen sie deshalb nicht 
zu Prügelknaben der Nation machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Landesverteidigung zum Erhalt des Frie-
dens stützt sich auf Heer, Ma rine und Luftwaffe. Die-
ser Luftwaffe muß eine Möglichkeit zum Training un-
ter realistischen Bedingungen gegeben werden. 
Sandkastenspiele genügen hier nicht. Das heißt, an 
der Notwendigkeit von Tiefflugübungen in der Bun-
desrepublik kommen wir nicht vorbei. 

Dennoch, meine Damen, meine Herren, werden wir 
das Problem nicht auf die leichte Schulter nehmen, 
werden wir als gewählte Volksvertreter die Sorgen 
unserer Bürger mittragen. Nicht nur ältere Bürger und 
Kinder leiden darunter, wenn überraschend auftau-
chende Strahlflugzeuge mit mörderischem Lärm rake-
tengleich über ihre Köpfe hinwegrasen. Deshalb müs

-

sen wir Politiker gemeinsam mit den Militärs Lösun-
gen suchen, die Zahl der Tiefflüge weiter zu reduzie-
ren und auch die Lasten gerechter zu verteilen. Ich 
denke hier an das 49er Modell. Alle Möglichkeiten zur 
Reduzierung der Tiefflüge und der damit verbunde-
nen Verringerung der Gefährdung der Bevölkerung 
sind zu nutzen. Die Verlagerung ins Ausland kann 
und darf aber nicht ohne sozial begleitende Maßnah-
men für Piloten und ihre Familien geschehen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wie ist es mit den 
Leuten, die dort leben?) 

Ich halte die Frage, wie sicher oder unsicher Kern-
kraftwerke sind, in diesem Zusammenhang für zweit-
rangig. Man sollte von vornherein kein Risiko einge-
hen und zumindest den Sicherheitsbereich, der der-
zeit bei 500 Metern liegt, erweitern. Angesichts der 
hohen Fluggeschwindigkeiten von Strahlflugzeugen 
bitte ich den Herrn Verteidigungsminister und die 
Militärs, diese Frage in die künftigen Sicherheits-
überlegungen einzubeziehen. 
Ganz ohne Fluglärm, meine Damen, meine Herren, 

wird es allerdings auch in Zukunft nicht gehen. Die 
exponierte geographische Lage der Bundesrepublik 
an der Grenze zum Warschauer Pakt verlangt nach 
einer leistungsfähigen Luftwaffe, die ihre Einsatzfä-
higkeit unter realistischen Bedingungen trotz Glas-
nost, trotz Perestroika täglich unter Beweis zu stellen 
hat, wobei der tägliche Flugbetrieb über dem Bundes-
gebiet unmittelbarer Bestandteil der Abschreckung 
ist. 

Wer das „Si vis pacem, para bellum", dieses Leit-
wort der antiken Sicherheitspolitik — „Willst du Frie-
den, halte dich kampfbereit" —, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das ist 
2 000 Jahre alt, und Sie sind noch immer 

nicht weiter!)  

ernst nimmt, muß auch ja sagen zu den Tiefflugübun-
gen. Die CDU/CSU-Fraktion sagt ein Ja zur Reduzie-
rung, aber ein Nein zum völligen Verzicht auf Tief-
flüge; denn Frieden und Freiheit zum Nulltarif gibt es 
leider nicht. Unsere Soldaten, unsere Piloten haben 
einen politischen Auftrag zu erfüllen. Dafür gebührt 
ihnen unser Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In einer gewissen Weise knüpfen 
wir an die Debatte an, die wir heute schon vor der 
Mittagspause geführt haben; denn die beiden tragi-
schen Abstürze vom 30. und 31. März 1988 haben uns 
in aller Deutlichkeit, sozusagen schlaglichtartig vor 
Augen geführt, welche Gefahren real — nicht hypo-
thetisch — entstehen, wenn zwei gewaltige Zivilisa-
tionsrisiken aufeinandertreffen: das Zivilisationsri-
siko einer fehlgeleiteten Energiepolitik in der Form 
der Atomtechnik und eine sich verselbständigende 
Logik des Militärs, die ebenfalls von sehr fragwürdi-
gen Grundannahmen ausgeht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Müller (Düsseldorf) 

Herr Laufs, Sie haben sich heute morgen an einer 
Debatte beteiligt, die ich sehr wichtig finde, die wir 
auch weiter führen müssen. Sie haben gefragt, ob in 
der Debatte über die künftige Nutzung der Kernener-
gie nicht zuviel Emotionalität vorherrsche; die Ratio-
nalität in dieser Gesellschaft gehe verloren. Ich finde, 
das ist eine wichtige Betrachtungsweise, auch wenn 
ich Ihre Position nicht teile, die in etwa — ich verkürze 
jetzt — besagt: Es gibt zwar ein paar Probleme, aber 
im Grunde genommen sind wir auf dem richtigen 
Dampfer, es läuft alles in den richtigen Formen. 

Ich glaube, daß das zentrale Problem in unserer 
Gesellschaft darin besteht — das zeigt sich auch ge-
rade an dem Beispiel der beiden Unfälle vor einigen 
Tagen — , daß sozusagen das Gefährdungspotential, 
das Risikopotential in dieser Gesellschaft immer weni-
ger in Einklang steht mit den formalen Regeln, mit 
den Denkweisen, die wir in unserer Gesellschaft ha-
ben. Das heißt, das entscheidende Problem, vor dem 
wir stehen, ist — das zeigt sich in der Kernenergie, in 
der Atomenergie, das zeigt sich auch in der Frage der 
Tiefflüge — , daß wir sozusagen aus der Dynamik un-
serer Entwicklung heraus Gefahren und Risikopoten-
tiale aufgebaut haben und mit den Formen, mit denen 
wir in unserer Gesellschaft damit umgehen, zurück-
geblieben sind. Ich halte das für eine der ganz ent-
scheidenden Fragen. 

Ich persönlich bin der Auffassung — das will ich 
Ihnen deutlich sagen — , daß Sie ein sehr traditionelles 
Verständnis von wissenschaftlicher Rationalität und 
eine fragwürdige Wissenschaftsgläubigkeit im Zu-
sammenhang mit der Kernenergie haben. Ich habe 
den Eindruck, daß eine ebenso traditionelle Militär-
gläubigkeit und ein ebenso traditionelles Verständnis 
von Militärtechnik die Denkweise der Union in der 
Frage der Tiefflüge bestimmen. 

Meines Erachtens haben wir viel zuwenig erkannt, 
daß sich die Dimensionen der Gefahren und Risiken in 
räumlicher und zeitlicher Hinsicht in den letzten Jah-
ren so erweitert haben, daß wir mit unseren bisheri-
gen Formen der politischen Willensbildung, der poli-
tischen Regelung nicht mehr hinkommen. Das ist 
keine Frage, die ich subjektiv beantworten kann 
— Sie können persönlich durchaus anderer Meinung 
sein — , sondern das kann ich nur an der gesellschaft-
lichen Reaktion auf diese Entwicklung feststellen. 
Und die gesellschaftliche Reaktion ist Verunsiche-
rung, ist Angst. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Da beteiligen Sie sich 
sehr!) 

Das heißt, daß in der Tat auch die Bereitschaft zum 
Risiko zurückgeht. 

Da besteht auch wieder ein Unterschied zwischen 
uns. Wenn wir diese Risiken und Gefahren deutlich 
ansprechen, dann kann man das nicht damit abtun, als 
wären das die Chaoten, die darauf aufmerksam ma-
chen. Vielmehr artikulieren wir genau das Gefühl der 
Unsicherheit, das in dieser Gesellschaft vorhanden ist. 
Wer da abwiegelt, vergrößert im Gegenteil dieses Ge-
fühl der Unsicherheit. Es kommt vielmehr darauf an, 
daß wir sehr rational versuchen, mit diesen Denkwei

-

sen und diesen veränderten Problemstellungen umzu-
gehen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Bei der Wahrheit zu 
bleiben und keine Horrorgemälde zu 

malen!) 

Sehen Sie, Herr Laufs, dann geht es eben nicht an, 
daß beispielsweise Herr Töpfer in der Öffentlichkeit 
sagt, die Atomkraftwerke seien gegen den Absturz 
tieffliegender Flugzeuge gesichert. Das ist absoluter 
Blödsinn. Wer so etwas erzählt, braucht sich nicht zu 
wundern, wenn Politik nicht mehr ernstgenommen 
wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist genau der Punkt, um den es geht. 

Oder wenn Herr Birkhofer — faktisch der staatlich 
bestellte Papst für Sicherheit — sagt, es gebe ein zu 
vernachlässigendes Restrisiko. Das kann man doch 
ernsthaft nicht mehr vertreten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wenn so etwas quasi offiziell verkündet wird, brau-
chen Sie sich nicht zu wundern, wenn die Leute in 
Distanz zur Politik geraten. 

Genau das dürfen und wollen wir nicht; denn es gibt 
in der Tat Probleme, die wir nicht individuell lösen 
können, sondern die neuer gesellschaftlicher Regulie-
rungsformen bedürfen. Insofern sage ich das auch in 
Ihre Richtung. Sie müssen wirklich überdenken, ob 
diese Abwiegelungspolitik in der Tat den Interessen, 
die sie vertreten, noch dient. 

(Zuruf des Abg. Dr. Laufs [CDU/CSU]) 

— Sie haben ein absolut unreflektiertes Technikver-
ständnis, genauso wie Sie oft ein unre flektiertes 
Freund-Feind-Verhältnis haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In beiden Positionen kommt man im Atom- und Che-
miezeitalter nicht mehr weiter. Die Menschen wenden 
sich von einem ab. Was nützt es, wenn die Politik 
meint, sie sei rational, die Menschen es aber nicht 
mehr verstehen. Ich bin da nicht sicher, ob die Men-
schen nicht rationaler sind. 

Ich möchte noch zwei Bemerkungen zu Ihnen ma-
chen, Herr Wörner. Zum ersten möchte ich Ihnen sa-
gen, Sie haben völlig recht, am Beispiel dieser Unfälle 
sollte man nicht zu vordergründiger parteipolitischer 
Polemik greifen. Das finde ich völlig in Ordnung. 
Dann dürfen Sie aber auch nicht umgekehrt so tun, als 
ob diejenigen, die das Verbot von Tiefflügen fordern, 
sozusagen den Tod der Piloten ausnutzen. Ich finde, 
das ist dann auch nicht in Ordnung. Dieses geht auch 
nicht. Sie können aber auch nicht die Argumentation 
führen, wer für Tiefflüge ist, ist sozusagen für den 
Erhalt der Freiheit. So kann man Sie auch interpretie-
ren. Auch das geht nicht. Der Tiefflug steht nicht im 
Grundgesetz, und deshalb sollten wir zu anderen Re-
gelungen kommen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Gröbl. 
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Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte kurz Stellung nehmen zu dem Problem 
„Schutzmaßnahmen bei Kernkraftwerken gegenüber 
einer Gefährdung durch Flugzeugabstürze". Herr 
Kollege Müller, es geht hier nicht um Abwiegelung, 
sondern es geht um die Darstellung des Sachverhalts, 
und darum bemühe ich mich hier. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat weltweit als 
erstes Land Anfang der 70er Jahre spezielle Maßnah-
men zum Schutz besonders wichtiger Anlagenteile 
von Kernkraftwerken gegen die Gefährdung durch 
Abstürze schnell fliegender Militärmaschinen ergrif-
fen. 

(Zuruf von der SPD: Aber es reicht ja wohl 
nicht aus!) 

Entsprechende Sicherheitsauflagen wurden auf Wei-
sung des Bundes seit Dezember 1971 in den Geneh-
migungsbescheiden festgeschrieben. Die Sicherheits-
kriterien für Kernkraftwerke von 1977 sehen vor, daß 
„die Anlagenteile, die erforderlich sind, den Kern-
reaktor sicher abzuschalten, ihn in abgeschaltetem 
Zustand zu halten, die Nachwärme abzuführen oder 
eine etwaige Freisetzung radioaktiver Stoffe zu ver-
hindern, so ausgelegt sein müssen und sich in einem 
solchen Zustand befinden und gehalten werden müs-
sen, daß sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben 
auch bei naturbedingten Einwirkungen" — die sind 
dann aufgeführt — „oder sonstiger Einwirkungen von 
außen, wie Störmaßnahmen Dritter, Flugzeugabsturz 
etc., erfüllen können". 

Auch die Sicherheitsleitlinien der Reaktorsicher-
heitskommission haben für den Restrisikobereich der-
artige Maßnahmen mit aufgeführt und festgelegt. 

Entsprechend der technischen Entwicklung haben 
wir in bezug auf die Auslegung der Schutzmaßnah-
men unserer Kernkraftwerke drei Phasen: 

Erstens. Kernkraftwerke, die bis Anfang der 70er 
Jahre in Betrieb genommen wurden, sind damals bei 
ihren umfangreichen Schutzeinrichtungen noch nicht 
speziell gegen Abstürze schnell fliegender Miltärma-
schinen ausgelegt worden. Trotzdem gibt es auch bei 
diesen Kernkraftwerken gegen derartige Gefährdun-
gen wirksame Schutzvorrichtungen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ich habe 
Ihnen doch vorhin das TÜV-Gutachten vor

-

gelesen!) 

Gegen ein Eindringen von Gegenständen in den inne-
ren Reaktorbereich schützen zum einen die Außen-
wände — Sie haben die waagerechten Teile ge-
nannt — , deren senkrechte Teile zwischen 60 cm und 
100 cm starken Stahlbeton aufweisen. Die nächste 
Barriere ist die Hülle des Sicherheitsbehälters, der aus 
einer 10 bis 30 mm starken Stahlwand besteht. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Der ist 
dermaßen versprödet, daß er schon von 

selbst zerfällt!) 

Darauf folgt nach innen eine ca. 1 Meter starke Beton-
wand, die den Reaktordruckbehälter umgibt. Darüber 
hinaus verfügen diese Kernkraftwerke über eine zu-
sätzlich eingerichtete Notstandsanlage, die eingebun

-

kert und ihrerseits gegen Flugzeugabstürze geschützt 
ist. 

Dies gilt für die Kernkraftwerke Obrigheim, Wür-
gassen, Stade, Biblis A, Brunsbüttel und Philipps-
burg I. 

Über die oben beschriebenen Sicherheitsvorkeh-
rungen hinaus haben die Kernkraftwerke Neckar-
westheim I, Isar I, Unterweser, Biblis B und THTR 300 
in Hamm-Uentrop eine spezielle Auslegung gegen 
Belastungen, die aus einem Absturz eines Starfighters 
herrühren könnten. Diese Kernkraftwerke waren 
weltweit die ersten, bei denen zusätzliche Vorsorge-
maßnahmen gegen derartige äußere Einwirkungen 
gefordert und eingebaut wurden. 

Nur der Vollständigkeit halber will ich die Wahr-
scheinlichkeitsrechnung für die Freisetzung radioak-
tiver Stoffe auf Grund eines Flugzeugabsturzes nen-
nen. So wurde z. B. für Biblis B diese Wahrscheinlich-
keit mit 2 x 10 -7  pro Jahr, d. h. seltener als einmal in 
5 Millionen Betriebsjahren, geschätzt. 

Drittens. Bei allen anderen Kernkraftwerken ist zu-
sätzlich zu diesen umfangreichen Schutzvorkehrun-
gen noch spezielle Vorsorge gegen Belastungen ge-
troffen, die aus dem Absturz einer Phantom RF 4 E 
errechnet worden sind. Auch die Wiederaufarbei-
tungsanlage Wackersdorf wird diesem Sicherheits-
standard in vollem Umfang entsprechen. 

Auslegungsanforderungen wie in der Bundesrepu-
blik Deutschland sind in keinem anderen Land vorge-
sehen. In Frankreich werden Kernkraftwerke gegen 
Abstürze von Flugzeugen mit bis zu 5,7 t Fluggewicht 
und einer Geschwindigkeit von 360 km/h ausgelegt. 
Demgegenüber ist die Auslegung bei uns für die 
Phantom: Fluggewicht 20 t, Absturzgeschwindigkeit 
775 km/h, Aufprallfläche 7 m 2 . 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Was ist, 
wenn sie schneller fliegen?) 

Ähnliche Größenordnungen wie in Frankreich wer-
den in den USA und Kanada zugrunde gelegt. Ich 
stelle also fest, daß die Bundesrepublik Deutschland 
ihre Kernkraftwerke zu einem im internationalen Ver-
gleich frühen Zeitpunkt gegen Abstürze schnell flie-
gender Militärmaschinen geschützt und diesen 
Schutz entsprechend dem technischen Wandel fortge-
schrieben hat. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Jetzt er

-

klären Sie mir bitte einmal den Widerspruch 
zu dem neuen TÜV-Gutachten Stade!) 

Dieser Schutz wurde erreicht durch Genehmi-
gungsauflagen und Sicherheitsvorschriften bei den in 
Planung bzw. in Bau befindlichen Anlagen ab Anfang 
der 70er Jahre und durch erhebliche Nachrüstungen 
bei den bereits errichteten Kernkraftwerken. Ein 
durch Flugzeugabsturz verursachter Kernschmelzun-
fall und dadurch bedingte Freisetzung von Radioakti-
vität können somit nach dem Maßstab praktischer 
Vernunft ausgeschlossen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Uelhoff. 
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Dr. Uelhoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hoffe sehr, daß die 
Ausführungen von Staatssekretär Gröbl nicht nur zur 
Kenntnis genommen werden bei denen, die von Äng-
sten politisch leben, sondern daß sie sie auch weiter-
tragen und daß sie mithelfen, Ängste, die zweifellos 
bei unserer Bevölkerung vorhanden sind, abzu-
bauen. 

Ich möchte aber noch, ich sage einmal: ein versteck-
tes Dankeschön auch an den Kollegen Müller (Düssel-
dorf) richten; denn er hat — jedenfalls für mich — 
einige durchaus nachdenkenswerte Anregungen ge-
geben. Ich bin sehr froh darüber, daß dieser Beitrag 
sicherlich auch zur Versachlichung beigetragen hat. 
Nur in einem Punkt möchte ich Ihnen doch sehr wi-
dersprechen. Sie haben sinngemäß vor der traditio-
nellen Denkweise in der Tiefflugpolitik gewarnt und 
auch von Abwiegelungspolitik gesprochen. 

Die traditionelle Denkweise wird z. B. durch einen 
Brief vom Parlamentarischen Staatssekretär Penner 
von 1982 deutlich, in dem exakt dargestellt wird, was 
ich als traditionelle Denkweise bezeichnen möchte. 
Was aber danach geschehen ist — es ist nämlich nicht 
nur geredet, sondern auch gehandelt worden; Mini-
ster Wörner hat darauf hingewiesen — , geht auf eine 
neue Denkweise zurück. Wir greifen die Ängste und 
die Sorgen der Bevölkerung auf und setzen die ent-
sprechenden Maßnahmen auch gegen Widerstände 
durch. Um ein Viertel ist das Tiefflugaufkommen in 
der Bundesrepublik in den letzten fünf Jahren, seit 
dieser Verteidigungsminister sein Amt ausübt, gerin-
ger geworden. Als ein Wahlkreisabgeordneter, der 
weiß Gott von Tiefflug reden kann, weil dieses Pro-
blem meine Mitbürger beschäftigt, weiß ich das sehr 
zu schätzen. Ein herzliches Dankeschön, Herr Mini-
ster Wörner, dafür, daß hier erstmals etwas getan wor-
den ist und daß man von einer traditionellen Denk-
weise abgegangen ist. 

Die Tiefflugübungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch auf den Territorien unserer 
Verbündeten gehören ganz zweifellos zu den Bela-
stungen, die die Sicherung von Frieden und Freiheit 
mit sich bringt, die aber von den betroffenen Men-
schen als besonders unerträglich empfunden werden. 
Als pfälzischer Wahlkreisabgeordneter, der vier Flug-
zeugabstürze innerhalb weniger Monate erleben 
mußte, weiß ich um die Angst und auch den gelegent-
lichen Zorn vieler Mitbürger. Ich bin bei den Bemü-
hungen, die Last unserer Mitbürger zu verringern, 
auch mit unserem südpfälzischen Kollegen Heiner 
Geißler sehr einig, der sich schon seit vielen Jahren 
vor Ort dieses Problems annimmt und in vielfacher 
Weise zur Verringerung dieses Problems beigetragen 
hat, 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Abwiegeln!) 

und zwar, Herr Kollege Müller (Pleisweiler), durch 
harte Arbeit und nicht durch Plakate und mit Pathos 
unter Hinweis auf Ängste. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Müller [Pleisweiler] 
[SPD]) 

— Herr Kollege Müller (Pleisweiler), Ihre Kompetenz 
wird von Ihrer Fraktion offenbar nicht so eingeschätzt, 
daß Sie im Unterausschuß „Militärischer Fluglärm" 

Ihre Beiträge einbringen können. Da sind weiß Gott 
kompetentere Kollegen Ihrer Fraktion anwesend. 

(Kolbow [SPD]: Das ist doch unter Ihrem 
Niveau!)  

— Das hören Sie nicht gern. Aber das muß doch ein-
mal gesagt werden. 

(Kolbow [SPD]: Das ist doch unter Ihrem 
Niveau!)  

Fluglärm macht betroffen und fordert Antworten 
heraus. Wir haben Antworten gehört. Wir werden uns 
weiter um Antworten bemühen müssen. Doch wer, 
wie die Initiatoren dieser Aktuellen Stunde, glaubt, 
durch Einstellung von Tiefflugübungen die Gefähr-
dung der Bevölkerung verringern zu können, erweist 
sich bestenfalls als ein Gutgläubiger, schlimmstenfalls 
aber als jemand, der von Fluglärm redet, die Angst der 
betroffenen Bevölkerung mißbraucht und in Wahrheit 
ganz andere Ziele verfolgt, z. B. die Schwächung der 
Verteidigungsbereitschaft oder, was sich aus aktuel-
lem Anlaß weiß Gott anbietet, den Ausstieg aus der 
Kernenergie. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Umsturz!) 

Daß nach einer aktuellen Wickert-Umfrage 85 % der 
Bevölkerung nicht den völligen Verzicht auf Tiefflüge 
zu militärischen Übungszwecken fordern, aber im-
merhin 68 % der Befragten Einschränkungen dieser 
Übungen fordern, macht doch deutlich, daß die Bevöl-
kerung durchaus bereit ist, in erträglichen Grenzen 
Belastungen hinzunehmen, die zum Schutz von Frie-
den und Freiheit und zur Sicherheit unseres Vaterlan-
des notwendig sind. Dies entspricht übrigens auch 
exakt der Lage jener Mitbürger in Uniform, die als 
Piloten in den Flugzeugen sitzen und ihren letztlich 
vom Parlament gegebenen Auftrag zur Friedenssiche-
rung unter großen persönlichen Opfern wahrnehmen. 
Bei Diskussionen über Tiefflugbelastungen dürfen wir 
auch diese Piloten nicht vergessen. Das ist Gott sei 
Dank mehrmals erwähnt worden. Auch ihre Belastun-
gen und ihre Gefährdungen gilt es zu verringern. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das wollen 
wir gerne tun!)  

Eine verantwortliche Antwort auf die ständig boh-
rende Frage nach der Verringerung des Fluglärms 
und eine verantwortliche Antwort auf die schlimmen 
Abstürze von drei Flugzeugen vor wenigen Tagen 
darf eben nicht sein: Einstellung der Tiefflugübun-
gen. Für uns, die politisch Handelnden, gilt vielmehr 
das Gebot, den Zielkonflikt, von dem gesprochen wor-
den ist, zu lösen, das zur Friedenssicherung Notwen-
dige zu tun und dabei die Belastung der Bevölkerung 
in engen Grenzen zu halten. 

Im Deutschen Bundestag haben wir mit der Einrich-
tung des Unterausschusses „Militärischer Fluglärm" 
des Verteidigungsausschusses ein kompetentes In-
strument geschaffen, das sicher eigene Vorschläge 
zur weiteren Verringerung der Tiefflugbelastung ent-
wickelt und die Bemühungen des Verteidigungsmini-
sters engagiert unterstützt. Nationale Anstrengungen 
sind notwendig. Doch sie allein reichen nicht aus. Wir 
müssen mit unseren Verbündeten in der NATO dar-
über reden, weil sie bei uns ebenso üben wie wir bei 
ihnen. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter! 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU): Mein letzter Satz, Herr Prä-
sident! Nicht das Schüren von Emotionen, sondern die 
harte Arbeit in diesem Gremium, dem Unterausschuß 
„Militärischer Fluglärm", dies ist es, worauf ich 
setze. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Jeder, der Verantwortung für Tiefflüge 
trägt und spürt 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Und man trägt 
schwer daran!) 

— und das tut man nicht nur, wenn man Mitglied des 
Verteidigungsausschusses ist, sondern beispielsweise 
auch, wenn man Abgeordneter eines Wahlkreises in 
einem Tieffluggebiet ist — , wird insbesondere durch 
Unfälle, wie sie jetzt Ende März wieder stattgefunden 
haben, wieder an seine Verantwortlichkeit ge-
mahnt. 
Die Frage ist, welche Konsequenzen wir daraus zu 

ziehen haben. Wenn ich diese Debatte einmal kenn-
zeichnen darf, meine Damen und Herren, so sind es im 
wesentlichen zwei Positionen, die hier vertreten wor-
den sind: Es ist einmal die radikale Position, die vom 
Kollegen Dr. Lippelt vertreten worden ist, der sagt: 
Weg mit dem Tiefflug! Anders sind die Risiken, die 
damit verbunden sind, nicht zu verantworten. Das ist 
eine konsequente Position, die ich aber nicht teilen 
kann, und ich werde das begründen. 
Es gibt eine zweite Position, die hier vertreten wird, 

nämlich die, zu sagen: Wir kommen an den Tiefflügen 
unter militärischen Gesichtspunkten, unter Gesichts-
punkten der Erhaltung von Frieden und Freiheit nicht 
vorbei. Aber wir wollen uns, wie wir das in der Ver-
gangenheit getan haben, weiter bemühen, Gefähr-
dungen hier auszuschließen, weiter auszuschließen — 
nach den Fortschritten von Technik und anderen 
Möglichkeiten. 
Und dann gibt es, meine Damen und Herren — das 

scheint mir das Interessante an dieser Debatte zu sein, 
und darauf muß der Bürger hingewiesen werden —, 
eine unterstellte dritte Position — ich sage noch ein-
mal: eine unterstellte dritte Position — , nämlich die 
Position, es solle alles beim alten bleiben. Diese Posi-
tion dient denjenigen, die letztlich gar nichts anderes 
sagen können, als daß der Tiefflug bleiben muß, daß 
sie ihn aber entschärfen wollen, und die sich dem Bür-
ger gegenüber dazu selbst legitimieren. 
Hier möchte ich insbesondere zwei Kollegen in der 

Debatte etwas angreifen, bei denen ich diese Position 
sehe. Das ist einmal der Kollege Heistermann. Herr 
Kollege Heistermann, Sie sitzen mit mir, mit anderen 
Kollegen zusammen im Unterausschuß „Militärischer 
Fluglärm". Wir — das können wir wirklich sagen — 
versuchen doch gemeinsam, bessere Regelungen zu 
treffen, Gefährdungen auszuschließen, Lärm zu be-
kämpfen usw. Wir unterbreiten Vorschläge, wir hören 
uns Gutachten an, versuchen, daraus Vorschläge zu 

gewinnen. Ich wüßte keinen Vorschlag, dem in der 
Vergangenheit nicht nachgegangen worden ist. Das 
einzige, das Sie heute hier zu bieten haben, ist die 
Tiefflugpause. Damit wollen Sie gegenüber den be-
troffenen Bürgern glaubwürdiger sein. Ich bin davon 
überzeugt, daß Ihnen das niemand abnimmt. Denn: 
Was würden wir denn mit der Pause erreichen, oder 
wann würde sie sich anbieten? Sie würde sich dann 
anbieten, wenn wir vermuten müßten, daß Fehler in 
Systemen von Flugzeugen, die abgestürzt sind, vor-
handen sind. Es waren zwei verschiedene Systeme: Es 
war zum einen eine Mirage, es war zum anderen eine 
F 16. Die Wahrscheinlichkeit, daß ein technischer 
Fehler, den man in einer Pause beheben könnte, aus-
geschlossen werden könnte, ist gar nicht gegeben. 
Insofern ist die Pause in meinen Augen nichts anderes 
als Augenwischerei. 
Meine Damen und Herren, zum Kollegen Müller 

— ich meine den Kollegen Müller (Düsseldorf); ich 
sehe ihn jetzt gerade nicht — noch ein Wort. Der Kern 
der Aussage des Kollegen Müller war: Wenn sich Un-
mut regt, wenn sich Betroffenheit regt, wenn sich Är-
gernis regt, dann muß Politik dem nachgeben, selbst 
dann, wenn wissenschaftliche oder auch militärwis-
senschaftliche Erkenntnisse dagegen sprechen. Dazu 
muß ich sagen: Es ist ja eine Leistung unserer Zivili-
sation und unserer Kultur, daß das rational Erfaßbare 
über das Irrationale gesetzt wird. Sie schlagen hier das 
Gegenteil vor. Dem kann ich nicht folgen. 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Ein Aufklärer 

hat gesprochen!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile nach § 30 unse-
rer Geschäftsordnung dem Abgeordneten Müller 
(Pleisweiler) das Wort. Bitte! 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der erste Teil meiner persönli-
chen Erklärung bet rifft die Rede des Kollegen Uelhoff. 
Da ich nicht Mitglied des Verteidigungsausschusses 
bin, kann ich angesichts der Tatsache, daß der Vertei-
digungsausschuß ein geschlossener Ausschuß ist, 
auch nicht Mitglied des Unterausschusses sein. Inso-
fern unterstellen Sie mir und meinen Kollegen schon 
formal etwas Falsches. 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU]: Einverstanden!) 
Der zweite Teil betrifft die Ang riffe des Bundesmi-

nisters der Verteidigung. Ich weise diese persönlichen 
Angriffe zurück. Lange bevor der Herr Minister im 
Bundestagshandbuch meine Biographie nachgelesen 
hat, habe ich in mehreren öffentlichen Veranstaltun-
gen meine eigene persönliche Erfahrung mit militä-
rischem Tiefflug erklärt. Als ich im Bundeskanzleramt 
arbeitete, lebte ich in einer Großstadt ohne Tiefflug-
belastung. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Moment, das ist ganz wichtig! Seit ich in der Süd-
pfalz lebe, weiß ich, was Fluglärm den betroffenen 
Menschen antut. Ich habe bei meiner zweijährigen 
Tochter selbst erfahren, was dies bedeutet. Der ein-
zige wesentliche Unterschied zum Herrn Bundesmini- 
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ster der Verteidigung ist, daß ich lernfähig bin und 
daß ich die Sorgen der Menschen, die das täglich zu 
ertragen haben, ernst nehme. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Breuer  [CDU/CSU]: Lernfähig oder opportu

-

nistisch?) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Dritten Protokoll 
vom 12. Mai 1987 zur Änderung des Vertrages 
vom 27. Oktober 1956 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland, der Französischen Repu-
blik und dem Großherzogtum Luxemburg über 
die Schiffbarmachung der Mosel 
—Drucksache 11/1177 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
—Drucksache 11/1644 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Pauli 

(Erste Beratung 48. Sitzung) 
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 

gleich zur Abstimmung. Ich rufe das Gesetz mit seinen 
Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe die Punkte 5 bis 7 der Tagesordnung auf: 

5. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Übereinkommen Nr. 159 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 20. Juni 1983 über die 
berufliche Rehabilitation und die Beschäfti-
gung der Behinderten 
—Drucksache 11/1953 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

6. Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Übereinkommen 157 über die Einrichtung ei-
nes internationalen Systems zur Wahrung der 
Rechte in der Sozialen Sicherheit sowie die 
von der Bundesregierung hierzu beschlossene 
Stellungnahme 

Empfehlung 167 betreffend die Einrichtung ei-
nes internationalen Systems zur Wahrung der 
Rechte in der Sozialen Sicherheit sowie die 
von der Bundesregierung hierzu beschlossene 
Stellungnahme 
—Drucksache 11/1621 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

7. Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Übereinkommen 158 über die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber 
sowie die von der Bundesregierung hierzu be-
schlossene Stellungnahme 

Empfehlung 166 betreffend die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitge-
ber sowie die von der Bundesregierung hierzu 
beschlossene Stellungnahme 
—Drucksache 11/1622 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Gibt es dazu Bemerkungen? — Das ist 
nicht der Fall. Damit sind die Überweisungen be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 64/432/EWG hinsicht-
lich der enzootischen Leukose der Rinder 
—Drucksachen 11/1707 Nr. 13, 11/1941 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Eigen 

Wird der Beschlußempfehlung auf Drucksa-
che 11/1941 zugestimmt? — Keine Gegenstimmen. 
Dann ist die Beschlußempfehlung angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Wilms-Kegel und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Bundesweite, rechtliche Koordinierung gegen 
bayerischen Alleingang bei der AIDS-Be-
kämpfung 
—Drucksache 11/1364 — 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Jaunich, Frau Fuchs (Köln), Frau Becker

-

Inglau, Frau Conrad, Gilges, Frau Dr. Götte, 
Großmann, Dr. Hauff, Frau Schmidt (Nürn-
berg), Schmidt (Salzgitter), Frau Seuster, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Durchführung der Beschlüsse des Deutschen 
Bundestages zur AIDS-Bekämpfung vom 
13. November 1986 
—Drucksachen 11/274, 11/1548 — 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Fraktion 
der SPD auf den Drucksachen 11/2103 und 11/2104 
sowie ein Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/2111 vor. 
Im Ältestenrat ist eine gemeinsame Beratung dieser 

Tagesordnungspunkte mit zwei Beiträgen bis zu 
10 Minuten für jede Fraktion vereinbart worden, d. h. 
daß zwei Debattenrunden stattfinden. Das Haus ist 
damit einverstanden? — Kein Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Skeptisch, aber doch noch 
mit Hoffnung, bringen wir heute unseren Antrag ein, 
der zum Ziel hat, eine koordinierte AIDS-Politik in der 
Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen. Skep-
tisch bin ich darum, weil die Maßnahmen der bayeri-
schen Landesregierung zur Bekämpfung einer „gras-
sierenden Seuche" — um mit bayerischen Worten zu 
sprechen — bereits so stark gegriffen haben, und zwar 
über Bayern hinaus, daß es sicherlich einer großen 
Anstrengung der Bundesregierung bedarf, diesen 
Wildwuchs an Unmenschlichkeit, Rechtsstaatverlet-
zung und Inhumanität rückgängig zu machen. 
Die Bundesrepublik ist voll von Gauweilereien. Da 

werden Schulleiter aufgefordert, alle Fälle von HIV-
infizierten Kindern zu melden. Da werden ausländi-
sche Stipendiaten in der Bundesrepublik genauso ge-
testet wie Attacheanwärter und -anwärterinnen im 
Auswärtigen Amt und Jugendliche vor Freizeiten. 
Psychisch Kranke vor Aufnahme in Heimen werden 
genauso getestet wie Beamtenanwärter und -anwär-
terinnen bei der EG. Studenten und Studentinnen im 
Klinikum Aachen werden genauso systematisch 
durchgetestet wie Patienten und Patientinnen im Kli-
nikum Karlsruhe, Häftlinge in Nordrhein-Westfalen 
werden genauso getestet wie Adoptiv- und Pflege-
eltern in Nordrhein-Westfalen. HIV-Positive werden 
in Fahndungscomputern gespeichert, in Niedersach-
sen in Langzeitstationen psychiat rischer Kliniken ab-
geschoben. HIV-positive Häftlinge werden in Ge-
fängnissen isoliert, und Patienten und Patientinnen in 
Krankenhäusern wird mit Isolierung gedroht, falls sie 
einem HIV-Test nicht zustimmen. 
In Bayern werden sogar Särge von Menschen, die 

an der AIDS-Krankheit gestorben sind, deutlich lesbar 
mit „Vorsicht AIDS" gekennzeichnet. In Frankfurt 
werden uneinsichtige Prostituierte zwangsinterniert, 
und in Bayern wird ein HIV-positiver Mann nur des-
wegen vor Ge richt gestellt, weil seine Partne rin in 
vollem Bewußtsein des Risikos mit ihm ungeschützt 
Geschlechtsverkehr gehabt hat. In Aachen gipfelte 
die Diskriminierung dann da rin, daß sich Menschen 
mit positivem Testergebnis für jedermann sichtbar na-
mentlich genannt in einem Aushang wiederfanden, 
und in Bielefeld fand sich kein Zahnarzt und kein 
Zahnärztin bereit, HIV-positive Menschen zu behan-
deln. 
Meine Redezeit reicht nicht dazu aus, alle bekannt-

gewordenen Wildwüchse der letzten Monate hier auf-
zuführen. Die Aufzählung zeigt aber deutlich, wie 
unkoordiniert und fragwürdig in der gesamten Bun-
desrepublik mit der AIDS-Problematik umgegangen 
wird. Wir halten diese Vorgänge für Auswüchse einer 
paranoiden AIDS-Politik. Die Liste der Diskriminie-
rungen in unserem Lande ließe sich beliebig fort-
setzen. 
Hier stellt sich nun die Frage, wem die Schuld an 

dem Rechtsbruch, der Diskriminierung angelastet 
werden soll — den Klinikleitern, den Verwaltungsdi-
rektoren, dem einzelnen Arzt, dem einzelnen Beam-
ten? Die Frage ist recht einfach zu beantworten, denn 
in Ministerien und anderen Amtsstuben, z. B. in vielen 

Gesundheitsämtern, ist offenbar weniger Aufklärung 
und Information über AIDS vorhanden als in der Be-
völkerung. Das Thema AIDS führt offenbar dazu, daß 
jeder und jéde in der Bundesrepublik, der bzw. die 
irgendwie Anordnungen geben kann, die eigenen 
Ängste und Vorurteile hemmungslos auslebt. Die Auf-
klärung der Bevölkerung darf die Amtsstuben nicht 
aussparen, sondern muß gerade hier besonders 
gründlich erfolgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das Paradebeispiel für derartige unkontrollierte 
Alleingänge finden wir in der berüchtigten bayeri-
schen AIDS-Politik, die ja von dem Innenstaatssekre-
tär Gauweiler geleitet wird. Er hält sich offenbar für 
den Ersatz-Bundesgesundheitsminister, die Deut-
schen für dekadent und AIDS für ihre gerechte Strafe. 
Da Gauweiler und sein AIDS-politischer Zauberlehr-
ling Michael K. aus S. da, wo sie früher Sündenpfuhle 
witterten, jetzt Virusreservate identifizieren, ist es nur 
folgerichtig, daß die bayerische AIDS-Politik von den 
Betroffenen als Endlösung erlebt wird. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Seien Sie vor

-

sichtig mit solchen Begriffen!)  

Ebenso folgerichtig sind natürlich auch die heftigen 
Angriffe aus Bayern auf die scheinbar liberalere Hal-
tung der Bundesgesundheitsministerin. Daß diese 
Meinungsverschiedenheiten im vergangenen Som-
mer und Herbst dann auch zu einer ernsten Koali-
tionskrise geführt haben — als wir uns noch nicht so 
an Koalitionskrisen gewöhnt hatten — , ist uns allen 
noch gut im Gedächtnis. 

Meine Damen und Herren, wer hat denn nun die 
Kompetenzen für die Koordination der AIDS-Politik? 
Ist es in diesem unserem Lande hinnehmbar, daß die 
Länder eigene Wege gehen, alle oder einzelne, offen 
und aggressiv oder heimlich-verschämt? Bleibt dem 
Bundesgesundheitsministerium denn nur noch die 
Aufgabe, Millionen Steuergelder zu verteilen? 

Seit fast einem Jahr haben wir nun den vieldisku-
tierten bayerischen Maßnahmenkatalog, den wir 
GRÜNEN von Anfang an kategorisch abgelehnt ha-
ben. Wir haben diese Ablehnung übrigens als erste 
Partei sogar zum Programm gemacht, schon auf unse-
rer Bundesversammlung im vergangenen Mai. 

Offenbar ist die Bayerische Staatsregierung von der 
Legalität ihrer Maßnahmen selbst nicht überzeugt, 
denn sie hat ja versucht, diese Maßnahmen durch ihre 
Gesetzesinitiative im Bundesrat nachträglich legali-
sieren zu lassen. Oder hat sie mit dieser Aktion nur 
Propaganda für ihren Maßnahmenkatalog machen 
wollen? 

Die Gauweilerschen Ideen haben in der Zwischen-
zeit tatsächlich Einzug in die Köpfe vieler Verantwort-
licher in Amtsstuben, Kliniken und Ministerien gehal-
ten. Während diese Leute Angst haben vor dem AIDS-
Virus in der Bevölkerung, habe ich Angst vor dem 
Gauweiler-Virus in den Köpfen der Verantwortli-
chen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Was wir Menschen in der Bundesrepublik brau-
chen, ist aber nicht Zwangsmaßnahmenpropaganda; 
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was wir brauchen, sind nicht die schönen besänftigen-
den, aber doch folgenlosen Worte der Bundesgesund-
heitsministerin. Wir brauchen dringend eine bundes-
einheitliche Koordinierung der Maßnahmen zur 
AIDS-Bekämpfung. 
Eine sinnvolle AIDS-Politik kann Alleingänge von 

Ländern, Landkreisen und Kommunen nicht verkraf-
ten. Gelegentlich betreiben ja selbst zwei Landesbe-
hörden innerhalb eines Landes eine unterschiedliche 
AIDS-Politik. 

Der bayerische Alleingang hat sofort dazu geführt, 
daß Betroffene und Gefährdete in Bayern sich nicht 
mehr trauen, sich beraten oder testen zu lassen. Die 
Folge ist, daß Bayern durch seine AIDS-Politik zusätz-
lich die anderen Bundesländer belastet und einen 
makabren HIV-Tourismus gefördert hat. 

Das bayerische Staatsministerium überschreitet 
klar seine Kompetenzen, wenn es auf dem Erlaßweg 
versucht, in die grundgesetzlich geschützte Privat-
sphäre des einzelnen einzudringen. Die erzwungene 
Offenbarungspflicht läßt sich nicht mit der vom Bun-
desverfassungsgericht abgesicherten informationel-
len Selbstbestimmung vereinbaren. 
In der Begründung unseres Antrags weisen wir 

nach, daß die Frage „Infektionseindämmung durch 
Aufklärung oder durch Zwangsmaßnahmen?" poli-
tisch derart folgenschwer ist, daß Länder gemäß 
Grundgesetz nicht befugt sind, einen Alleingang 
durchzusetzen. 
Was gedenkt die Ministerin Süssmuth nun zu tun? 

Wir GRÜNEN geben ihr und ihren wirklichen Freun-
den heute eine Chance: Stimmen Sie unserem Antrag 
zu, einem Antrag, der zum Ziel hat, die Machenschaf-
ten und Auswüchse der bayerischen Landesregierung 
zurückzudrängen, um eine koordinierte, humane, 
menschenachtende AIDS-Politik von hier, von Bonn 
aus zu betreiben. Allerdings haben wir manchmal den 
Verdacht, daß die von der Ministerin proklamierte 
AIDS-Politik der Bundesregierung gelegentlich als 
Verhandlungsmasse beim Koalitionspoker zur Verfü-
gung steht. 
Eine sinnvolle und erfolgversprechende AIDS-Poli-

tik in einem Land wie der Bundesrepublik kann nur 
über zentral koordinierte Maßnahmen wirksam 
durchgeführt werden. 
Ich fordere Sie, Frau Süssmuth, auf, sich endlich in 

diesem Bereich Ihre Kompetenzen zurückzuholen. 
Sie, meine Damen und Herren, fordere ich auf, unse-
rem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Voigt (Northeim). 

Dr. Voigt (Northeim) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zu zwei Punkten Stellung nehmen: einmal zu der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
SPD, die Bezug nimmt auf die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages vom 13. November 1986, 
zum anderen zu den beiden Entschließungsanträgen, 

die von der SPD-Fraktion für die heutige Debatte ein-
gereicht worden sind. 

Aber lassen Sie mich mit einem Dank an Frau Mini-
ster Süssmuth beginnen, die an dieser Debatte aus 
Krankheitsgründen leider nicht teilnehmen kann. Ich 
glaube, daß es nicht einfach ist, in einem Politikfeld 
deutliche Akzente zu setzen, das mit der Krankheit 
AIDS etwas zu tun hat. Es ist das erste Mal, daß sich 
die Politiker mit einem Problem beschäftigen müssen, 
das aus der Definition heraus in den Bereich der Medi-
zin gehört. 

Es ist ein Problem, das uns alle — die Wissenschaft, 
die Ärzte, die Soziologen und eben auch uns Politi-
ker — so intensiv beschäftigt, weil die gesellschaftli-
chen Bedingungen, die durch diese Krankheit verur-
sacht sind oder auf die sie stößt, von uns zu regeln 
sind, weil wir begleitend tätig sein müssen, wo immer 
wir das können. 

Das ist ein schwieriges Feld, in dem sich ein Bun-
desminister bewegen muß. Ich glaube, daß wir Frau 
Süssmuth sehr herzlich für die Art, wie sie mit diesem 
Problem umgeht, danken sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Man muß hier Politik machen und eine Strategie ent-
wickeln, die sich von populistischen Vorstellungen 
löst. Ein vereinfachender Umgang mit dieser Krank-
heit ist nicht denkbar, weil er der Verantwortung ei-
nes Politikers nicht gerecht wird. Man muß glaubwür-
dig sein, und man muß ständig versuchen, für seine 
nicht besonders populären Vorstellungen Partner zu 
finden, durch Aufklärung, durch eine intellektuelle 
Leistung den anderen davon zu überzeugen, daß hier 
dann der richtige Weg gegangen wird, wenn man die 
Eigenverantwortung des einzelnen in den Vorder-
grund stellt, daß dann der richtige Weg gegangen 
wird, wenn man die Aufklärung als das einzige und 
machbare Ziel im Umgang mit dieser Krankheit und 
zur Verhinderung weiterer Infektionen zur Maxime 
erhebt. Ein herzliches Dankeschön an Frau Minister 
Süssmuth zum Abschluß dieser kleinen Einleitung! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, daß die Antwort, die das Bundesministerium 
auf die Anfrage der SPD gegeben hat, deutlich macht, 
daß hier die Politik der Bundesregierung, die Politik, 
die sich auch in den Koalitionsvereinbarungen findet, 
die sich in der Regierungserklärung des Bundeskanz-
lers findet, eine Politik, die sich auch in der Beschluß-
lage vom 13. November 1986 wiederfindet, umgesetzt 
worden ist, wo immer das geht. Wir alle wissen, daß 
die Umsetzung so einer Politik auf Widerstände stößt, 
weil sie ein Neuland betritt, und wir sollten deswegen 
nicht hadern, wenn das eine oder andere nicht so 
schnell läuft, wie wir es uns gedacht haben. 

Aber wir müssen auch bedenken, daß die Situation 
im Jahre 1988 eine andere ist als im Jahre 1986 — ich 
komme gleich noch einmal darauf zurück — , daß wir, 
wenn wir Politik auf der Basis eines gemeinsamen 
Beschlusses dieses Bundestages gestalten wollen, vor 
allem dann lernfähig bleiben müssen, wenn es sich 
um einen Politikbereich handelt, wo uns die Wissen-
schaft ständig neue Daten liefern muß, auch wenn das 
für uns manchmal zu langsam geht. Trotzdem sollten 
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wir anerkennen, daß sehr viele neue Informationen 
auf uns zugekommen sind und aus der Wissenschaft 
heraus geleistet worden sind. Diese Wissenschaft wird 
immer wieder zu neuen Erkenntnissen, zu Verände-
rungen führen, die die Strategie beeinflussen werden, 
und auch diesen Punkt müssen wir einbeziehen, wenn 
wir den gesamten Bereich dieser Politik der vergan-
genen Jahre werten. 

Ich komme dann zu den beiden Entschließungsan-
trägen der SPD-Fraktion zurück. Ich mache keinen 
Hehl daraus — da richte ich mich vor allen Dingen an 
die beiden Kolleginnen, die in der Enquete-Kommis-
sion mit mir zusammenarbeiten — , daß ich es sehr 
bedauere, daß wir diese Debatte zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt führen müssen. Wir alle sind uns darüber im 
klaren — ich habe eben schon versucht, das aufzuzei-
gen — , daß wir hier in einem starken Entwicklungs-
prozeß sind. Wir sind uns darüber im klaren, daß AIDS 
kein Problem ist, das man sehr einfach lösen kann. 
Genauso wie es keine einheitliche Therapie gibt, gibt 
es auch keinen einheitlichen Weg für den Umgang mit 
dieser Krankheit. 

Weil das so komplex ist, weil wir alle Anstrengun-
gen brauchen, hat der Bundestag vor einem Jahr den 
Entschluß gefaßt, eine Enquete-Kommission einzu-
richten, die Empfehlungen unter dem Gesichtspunkt 
erarbeiten soll: Wie können wir dieser Gefahr Herr 
werden, wie können wir mit dieser Krankheit umge-
hen, wie können wir die gesellschaftlichen Verände-
rungen, die diese Krankheit ausgelöst hat, richtig ein-
fangen und steuern, wie können wir etwas dagegen 
tun? 

Diese Enquete-Kommission wird in Abstimmung 
mit den Vertretern aller Fraktionen des Deutschen 
Bundestages in vier bis sechs Wochen den Zwischen-
bericht vorlegen. Er sollte ursprünglich im Herbst letz-
ten Jahres vorgelegt werden, aber aus bekannten 
Gründen — wir konnten die Arbeit erst später aufneh-
men — gab es diese Verzögerung. Das war mit allen 
Fraktionen einvernehmlich so geregelt. Diese En-
quete-Kommission wird diesen Be richt in vier bis 
sechs Wochen vorlegen. Alle Fragen, die hier in die-
sen Entschließungsanträgen formuliert sind, finden 
dort eine Antwort. Sie sollten sich doch einmal über-
legen, ob es der richtige Umgang mit dem Selbstver-
ständnis unseres Parlaments ist, wenn wir sechs Wo-
chen vorher zu Teilaspekten Beschlüsse fassen und 
nicht warten können, bis wir diesen Zwischenbericht 
spätestens Mitte Juni, wie Sie alle wissen, hier im Bun-
destag vorliegen haben und dann wissenschaftlich 
fundiert, so wie es der Auftrag an die Enquete-Kom-
mission war, die einzelnen Entscheidungen hier vor-
legen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Sache wird kein wesentlicher Unterschied 
gegenüber den Entschließungsanträgen der SPD her-
auskommen. Ich glaube, wir würden einen Beitrag zur 
Glaubwürdigkeit dieses Parlaments leisten, wenn wir 
diese Geduld aufbringen könnten. Daher meine Bitte: 
Überlegen Sie noch einmal, ob wir heute darüber ab-
stimmen sollten, ob es nicht andere Wege, der Über-
weisung oder wie auch immer, gibt, um diese Be-
schlußfassung heute nicht herbeizuführen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte noch einiges zu den grundsätzlichen Fragen 
sagen, die mit der AIDS-Problematik zusammenhän-
gen. Ich habe es vorhin angedeutet, die Situation ist 
heute eine andere als noch im Jahre 1986. Wir haben 
einiges ganz nüchtern festzustellen. Die erste, für uns 
sicherlich bedeutendste Feststellung muß sein, daß 
wir im Gegensatz zu dem Optimismus vom Jahr 1986 
—ich habe damals auch zu denen gehört, die das 
geglaubt haben — heute mit ziemlicher Sicherheit sa-
gen können, daß wir in den nächsten fünf Jahren kei-
nen Impfstoff bekommen werden. Das heißt, wir wer-
den viel länger mit dieser Krankheit leben müssen, als 
wir es ursprünglich erwartet hatten. 

Auf der anderen Seite können wir mit Bef riedigung 
feststellen, daß es Ansätze für eine vernünftige The-
rapie gibt, mit der für den HIV-Infizierten der Zeit-
punkt des Ausbruchs der Krankheit hinausgeschoben 
wird. Das wird die Testproblematik auf eine ganz an-
dere Basis stellen. Wenn das einmal der Fall sein sollte 
—und die Wissenschaft rechnet damit, daß das dem-
nächst passieren wird — , dann wird der Test als eine 
Möglichkeit der medizinischen Diagnose sicherlich 
wieder dorthin zurückfallen, wohin er gehört, nämlich 
in die Hand des Arztes. 

(Frau Conrad [SPD]: Aber erst dann!) 

— Selbstverständlich. Frau Conrad, Sie wissen ge-
nausogut wie ich, daß etwa 30 Substanzen getestet 
werden und daß die Wissenschaft hier wesentlich op-
timistischer ist als in der Frage, ob es jemals einen 
Impfstoff geben wird. Aber auch das müßte uns doch 
animieren, bei der Argumentation zur Frage des Tests 
vorsichtig und zurückhaltend zu sein. Das ist die 
zweite Änderung, die sich ergeben hat. 

Darüber hinaus müssen wir, so erfolgreich die Auf-
klärungsaktion insofern ist, als über 90 % der Men-
schen in unserer Bundesrepublik wissen, was AIDS ist 
und wo die Gefahren liegen, feststellen, daß wir damit 
rechnen müssen, daß auch ein Gewöhnungsprozeß 
einsetzt — jedenfalls dann, wenn wir uns nur auf die 
öffentlichen Medien und darauf beschränken, das Ohr 
zu öffnen. Wir müssen — und ich glaube, daß das Bun-
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit das inzwischen völlig verstanden und zum 
Teil auch schon umgesetzt hat — eine dezentrale 
AIDS-Politik, eine dezentrale Aufklärung machen. 
Wir müssen eine Politik entwickeln, die den subjekti-
ven Fragen und individuellen Anforderungen jedes 
einzelnen gerecht wird. Im Endeffekt brauchen wir 
vor Ort Menschen, die dem katholischen jungen Bür-
ger eine andere Antwort geben als dem protestanti-
schen, die dem Jugendlichen auf die Frage, wie er in 
seiner Neugierde auf dem Gebiet der Sexualität sei-
nen Partner aussuchen soll, in einer Großstadt eine 
andere Antwort geben als in einer kleinen, nicht so 
stark besiedelten Gemeinde. Diese differenzierten 
Fragen und Antworten, die wir suchen müssen, sind 
schwer zu definieren. Das fordert von uns allen Zu-
rückhaltung, Sensibilität und Verantwortung im Um-
gang mit der Aufklärungsarbeit, die sehr subtil in die 
einzelnen Felder hineingehen sollte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte zum Schluß kommen. Ich bin der Meinung, 
daß es noch einen anderen Grund gibt, heute nicht 
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über einen Entschließungsantrag abzustimmen. Ich 
kann mir einfach nicht vorstellen, daß der Deutsche 
Bundestag, nachdem er vor zwei Jahren einen sehr 
wichtigen Entschluß gefaßt hat, nach zwei Jahren 
noch einmal einen Bleichlautenden Entschluß fassen 
sollte. Ich glaube, der Bürger nimmt uns das nicht ab. 
Ich möchte vor allem darauf hinweisen, daß der Deut-
sche Bundestag im Jahre 1988 in Anbetracht der welt-
weiten Entwicklung dieser Krankheit keinen Be-
schluß fassen darf, der nicht berücksichtigt, welche 
Auswirkungen diese Krankheit in Afrika und Brasi-
lien hat. Ich habe die herzliche Bitte: Überdenken Sie 
die Frage, ob wir diesen Antrag nicht zurückstellen 
und vielleicht einen anderen Weg finden sollten, 
nachdem die Enquete-Kommission ihren Be richt ein-
gebracht hat, darüber zu diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Conrad. 

Frau Conrad (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Wie eine Gesellschaft mit der Krankheit und den 
von ihr Betroffenen umgeht, ist ein Prüfstein für 
ihre Menschlichkeit. 

Dieser Satz stammt nicht von mir, ich unterstreiche ihn 
aber voll. Er ist aus der Rede des CDU-Abgeordneten 
Dolata, Ihres ehemaligen Kollegen, aus der letzten 
Legislaturperiode, mit der er den von allen Fraktionen 
getragenen gemeinsamen Antrag „Maßnahmen ge-
gen AIDS" im November 1986 für seine Fraktion be-
gründet hat. Damals war der Bundestag fähig gewe-
sen, trotz Wahlkampf, eine gemeinsame Strategie zur 
AIDS-Bekämpfung zu formulieren und bei der Bun-
desregierung anzumahnen. Die Antwort der Bundes-
regierung auf unsere Anfrage, was aus den Anträgen 
an sie geworden ist, ist heute unter anderem der Ge-
genstand unserer Debatte. Da, wo es um die bayeri-
schen Vorstellungen geht, merkt man es der Antwort 
der Bundesregierung sehr wohl an, unter welchem 
Koalitionsdruck sie geschrieben worden ist. Denn so 
weit ist es mit der Gemeinsamkeit nicht mehr her, wie 
alle wissen. „Versäumnisse in der AIDS-Politik", 
„abenteuerlicher Standpunkt" , „Untätigkeit" , „teure 
Pseudo-Aktivität", „Karikatur einer realistischen und 
effektiven Seuchenpolitik", das sind keine Kraftaus-
drücke einer Auseinandersetzung zwischen Regie-
rung und Opposition, so geht die bayerische Schwe-
sterpartei mit Frau Süssmuth um. Wie wir das schon so 
oft getan haben, widersprechen wir auch heute sol-
chen Vorwürfen gegen Sie. 
Mit einigen Einschränkungen nimmt meine Frak-

tion Ihre Antwort auf unsere Anfrage weitgehend zu-
stimmend zur Kenntnis, wie wir auch in den verschie-
denen Ausschüssen die Maßnahmen zur Vorbeugung 
und Aufklärung, Betreuung und Forschung unter-
stützt und im Haushaltsausschuß auch die entspre-
chenden Mittel mit bewilligt haben. 
Wir wissen, daß die Bedrohung durch AIDS natürli-

cherweise Ängste und, da es sich um eine sexuell 
übertragbare Krankheit handelt, auch Schuldgefühle 
und Schuldzuweisungen hervorruft. Verantwortliche 
AIDS-Politik hat dieses ernst zu nehmen und irratio

-

nalen Ängsten durch Aufklärung und eine sachliche 
Information über Übertragungswege und Schutzmög-
lichkeiten entgegenzuwirken. Dies genau hat der 
Bundestag 1986 in seinem von allen Fraktionen ver-
abschiedeten Antrag beschlossen. So verhalten sich 
fast alle Bundesländer, zum Teil auch Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. 

Ich nenne ein Beispiel: Die Hauptgemeinschaft des 
Deutschen Einzelhandels hat bei ihren Mitgliedern 
für die Verbreitung einer Aufklärungsbroschüre ge-
worben und dies damit begründet — Zitat —, „der 
verständlichen Angst den Kampf durch saubere Infor-
mationen anzusagen". 

Welch ein Widerspruch zu den Politikern, die mit 
Horrorszenarien über die Ausbreitung der Krankheit, 
mit Angst operieren, um ihre krachledernen Rezepte 
durchzusetzen! 

Wir haben heute eine Situation — daran ist die Bun-
desregierung mit ihren Kampagnen nicht ganz 
schuldlos — , wo sich scheinbar die ganze AIDS-Poli-
tik nur noch ums Testen dreht. Sogar Mediziner ver-
langen den Test als Präventionsmaßnahme, und Prä-
vention heißt schließlich Vorbeugung. Ein HIV-Test 
sagt aber nur aus, ob sich jemand vor einigen Wochen 
angesteckt hat oder nicht. Vorbeugen heißt, unge-
schützten Geschlechtsverkehr und gemeinsamen 
Spritzengebrauch zu meiden. „Sich schützen statt te-
sten" müßte die Aufklärungskampagne heute eigent-
lich lauten. Kein Wunder, daß — um es mal etwas 
salopp auszudrücken — in der Bundesrepublik nach 
wie vor die „Testmoral" besser ist als die „Kondom

-

moral" . Aber erst umgekehrt wird Prävention dar-
aus. 

Dabei weiß ich sehr wohl, daß die „Kondommoral" 
— um bei dem Ausdruck zu bleiben — in der Haupt

-

betroffenengruppe, bei den Homosexuellen, dank 
Aufklärung heute gut ist, aber nicht bei den promisk 
lebenden Heterosexuellen. Wir werden kläglich ver-
sagen, wenn über Testkampagnen der Eindruck er-
weckt wird, man müßte wissen, wer infiziert ist, um 
sich dann schützen zu können. Dieses Wissen ist nicht 
herstellbar, und es ist auch nicht nötig. 

Es gibt auch keine Risikogruppe und Risikoperso-
nen. Diese Bezeichnungen vermitteln, es gehe von 
ihnen eine Gefahr aus. Es gibt Risikosituationen und 
gefährliche Verhaltensweisen, die es zu meiden gilt. 
Darauf müssen wir uns endlich einigen. Ich sage 
heute noch einmal — auch wenn es Herr Halter vom 
„Spiegel" gerne herbeischreiben möchte — : Das 
AIDS-Virus kann nicht fliegen. 

Wir können nicht die Verantwortung des Schutzes 
auf die Infizierten abwälzen. Beide, Gesunde wie Infi-
zierte, haben die Verantwortung. Die SPD steht nach 
wie vor zu dem, was 1986 gemeinsam formuliert 
wurde: Jeder muß lernen, daß die Vermeidung risiko-
trächtiger Verhaltensweisen Schutz gegen Infektio-
nen darstellt. 

An dieser Stelle vielleicht noch einen Satz zu Frau 
Wilms-Kegel: Frau Wilms-Kegel, Sie sollten doch 
heute in Ihrer Rede der Ehrlichkeit halber sagen, daß 
auch nach unserer Inte rvention diese Routinetests am 
Klinikum Aachen eingestellt worden sind und auch 
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von Zwangstests in den Justizvollzugsanstalten 
Nordrhein-Westfalens heute nicht mehr die Rede 
ist. 

Wir sind nicht grundsätzlich gegen den Test — um 
zum Thema zurückzukommen. Er ist sinnvoll, wenn er 
nach medizinischen Erwägungen mit Einverständnis 
des oder der Betroffenen freiwillig und anonym durch-
geführt und in eine allgemeine Beratung eingebun-
den ist. Dies ist in der Regel so bei den Gesundheits-
ämtern oder beim Arzt oder bei der Ärztin des Ver-
trauens. Der HIV-Antikörpertest gehört nicht in Ar-
beitgeberhand, weder bei der AEG noch beim öffent-
lichen Dienst. 

Oft hat man den Eindruck, daß die, die so schnell die 
scheinbar populären Lösungen zur Hand haben, nicht 
weiterdenken. Ist es denn wirklich so erstaunlich, daß 
die, die Reihentests verlangen, jetzt über die Deutsche 
Gesellschaft für innere Medizin einen Vorstoß für eine 
namentliche Meldepflicht machen, oder ist es etwa 
ein anderer Professor Nepomuk Zöllner als der Mün-
chener Gauweiler-Berater, der den Vorstand dieser 
Gesellschaft dazu benutzt, solche unsäglichen Kon-
zepte zu propagieren? Sehen Sie, Herr Voigt, deswe-
gen ist es doch notwendig, daß wir uns heute noch 
einmal über diese Frage unterhalten. 

Wer die namentliche Meldepflicht will, der weiß, 
daß er eine Vorbeugungspolitik kaputtmacht, weil 
Menschen Angst haben werden, sich AIDS-Beratern 
und Ärzten anzuvertrauen. Wer diese Meldepflicht 
will, der muß wissen, daß das notwendige Klima von 
Vertrauen zerstört wird. 

Das ist es, was uns Sorge macht. Deshalb pochen wir 
heute noch einmal auf den Beschluß von 1986 und 
stellen zwei Feststellungen erneut zur Abstimmung, 
und zwar zur namentlichen; wir bleiben dabei. 

Freiwilligkeit und Anonymität aller Maßnahmen 
sind die notwendige Voraussetzung für den vertrau-
ensvollen Umgang mit Betroffenen und Gefährdeten. 
Im Interesse der Infizierten und im Interesse einer 
erfolgversprechenden Strategie ist die Gewißheit 
wichtig, daß diese Prinzipien auch weiterhin gelten. 

Herr Voigt, Sie haben darum gebeten, daß wir heute 
nicht abstimmen. Sie haben sich hinter dem Auftrag 
der Enquete-Kommission versteckt. Ich frage mich 
aber: In welch erbärmlichem Zustand ist eigentlich 
die Koalition, wenn sie heute nicht fähig ist, die aktu-
elle Politik ihrer Gesundheitsministerin, Frau Süss-
muth, und auch die aller B-Länder — nicht nur der 
A-Länder — außer Bayern heute noch einmal in die-
sen zwei Punkten zu bestätigen! Um nichts anderes 
handelt es sich nämlich bei diesem Antrag. In welch 
erbärmlichem Zustand ist die Koalition! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Sie rühren uns zu Tränen!) 

— Ich glaube, daß Ihnen zum Heulen zumute ist. Mir 
wäre auch so, wenn ich in Ihrer Koalition wäre. 

Die SPD-Fraktion hat einen weiteren Antrag ge-
stellt, der die Konsequenzen aus der bisherigen Politik 
zieht, ohne im wesentlichen die Empfehlungen der 
Enquete-Kommission vorwegzunehmen. Deswegen, 
glaube ich, können wir heute über diese Punkte ab-
stimmen, weil der Antrag auch aktuelle Fragen an-

spricht, wie z. B. die Frage der Behandlung der ABM-
Stellen durch die Bundesanstalt für Arbeit. 
Ich habe jetzt nicht mehr die Zeit, um noch auf die 

einzelnen Punkte aus unserem Antrag, die wir gerne 
angesprochen hätten und die ich gerne dargestellt 
hätte, noch weiter einzugehen. Aber nicht zuletzt ha-
ben wir diesen Antrag gestellt, um Tendenzen und 
Ausgrenzungen und Diskriminierungen vorzubeu-
gen, die wir alle kennen und die auch im bayerischen 
Maßnahmenkatalog, der kollektiv ganze Gruppen, 
HIV-infizierte Drogenabhängige und Prostituierte, 
unwiderlegbar zu gefährlichen, ansteckungsverdäch-
tigen Individuen stempelt, zu finden sind. Nicht zu-
letzt deswegen stimmen wir auch dem Antrag der 
GRÜNEN gegen den bayerischen Alleingang bei der 
AIDS-Bekämpfung zu. 
Denjenigen, die in Sachen HIV meinen, die Macher 

markieren und die anderen der Untätigkeit bezichti-
gen zu können, möchte ich zum Schluß einen Satz von 
Jonathan Mann, dem AIDS-Experten der WHO, mit-
geben: 

Die moralische Stärke eines Staates zeigt sich an 
den Maßnahmen, die ergriffen, mehr noch an de-
nen, die unterlassen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wohl kaum ein anderes Thema ist so 
stark mit Emotionen besetzt wie dieses, die Diskussion 
um AIDS. Kein Wunder; es werden jetzt Ängste in 
einer Zeit erweckt, da Krankheiten scheinbar fast be-
siegt sind und Krankheit und Tod als Naturereignis 
verdrängt sind. Eine vernünftige und sachliche Dis-
kussion über AIDS und Maßnahmen dagegen, über 
die Möglichkeit, sich zu schützen, über die Möglich-
keit des Staates und der Gesellschaft, kurz: eine ver-
nünftige Behandlung dieses Themas wird zwischen 
zwei extremen Meinungen zerrieben und damit fast 
unmöglich gemacht. 
Da ist die eine Seite, die einen Kampf gegen die 

Unmoral führen will und für die AIDS ein guter Vor-
wand ist, und da ist auf der anderen Seite die Angst 
der Hauptbetroffenen vor neuerlicher Diskriminie-
rung. So wird auch eine Reihe von vernünftigen Maß-
nahmen in eine ideologische Diskussion hineingezo-
gen, und der Schutz von Minderheiten wird auf der 
anderen Seite nicht erleichtert, sondern erschwert. 
Heute zeigt sich eine weitere Gefahr, die dazu bei-

tragen kann, daß im Umgang mit AIDS Vernunft auf 
der Strecke bleibt. Es sind diese Anträge von der Op-
position und die Art, wie sie hier behandelt werden. 
Da bemüht sich der Bundestag in langen Verhandlun-
gen, eine einheitliche Linie zu finden, um gemeinsam 
eine Enquete-Kommission einzusetzen. Jeder weiß, 
unter welchen Schwierigkeiten dies gelang. Da ist 
man sich auf der anderen Seite einig, daß man in der 
Kommission so weit wie möglich auf ein gemeinsames 
Ergebnis drängt. Da ringt man zur Zeit um Formulie-
rungen für einen Zwischenbericht, der in Kürze vor- 
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gelegt werden wird. Da versucht die Koalition, diese 
Gemeinsamkeiten nicht zu gefährden, und man dis-
kutiert um der Sache willen zunächst innerhalb der 
Kommission. Ich denke z. B. an die Einigung inner-
halb der Enquete-Kommission, nicht über spektaku-
läre Presseerklärungen Politik zu machen. Und dann 
kommen heute diese Anträge, Anträge übrigens, de-
ren Inhalt wir erst über Presseerklärungen erfahren 
haben bzw. die als Vorlagen hier im Vorraum des 
Hauses liegen. Die Opposition hat damit der Arbeit 
der Enquete-Kommission keinen guten Dienst erwie-
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hätte man denn nicht warten können, bis der Zwi-
schenbericht kommt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Was ist, vielleicht bis auf einen Punkt, denn so eilig, 
daß die Opposition aus dieser Gemeinsamkeit aus-
scheren mußte? Ich will die Frage beantworten: Es 
geht der Opposition nicht um die Sache, sondern um 
den pressemäßigen Effekt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)  

Ich sehe überall in der Republik eher ein Aufeinan-
derzugehen, ein Näherkommen der einzelnen Stand-
punkte und Maßnahmen, auch wenn ich Nordrhein

-

Westfalen und Bayern vergleiche, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

auch in Dingen, die ich gar nicht für so gut halte. Die 
Anträge der Opposition dienen nur zur Schau. 

Auch wenn ich inhaltlich kaum oder keine Differen-
zen sehe, kann der Bundestag nicht eine Enquete

-

Kommission einsetzen, einen Zwischenbericht verlan-
gen und kurz davor Teile in Anträgen verabschieden. 
Dies ist ein schlechter parlamentarischer Stil. Warum 
sollen wir dann in der Kommission überhaupt noch 
weiterarbeiten? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich fürchte, daß der Versuch, der von uns allen un-
ternommen wird, zu einer einheitlichen Linie zu kom-
men, durch diese Debatte, durch die Art und Weise, 
wie hier argumentiert wird, zerstört wird. Schon diese 
Gründe reichen aus, die Anträge der SPD abzulehnen, 
auch wenn ich inhaltlich — ich will das nochmals be-
tonen — keine Schwierigkeiten habe. 

Aber ich will nicht nur formal diskutieren. Die 
Punkte 1 bis 3 des Antrags 11/2104 sind eine Bestäti-
gung der Bundesregierung. Aus welchem Anlaß, aus 
welchen Gründen sollten wir laufend bestätigen, daß 
ihre Politik richtig ist? Wir wissen, daß Frau Süssmuth 
gut arbeitet. Punkt 4 des Antrages beinhaltet einige 
der Aufgaben, die wir in der Enquete-Kommission zu 
behandeln haben. Das geschieht zur Zeit. Das ist Ge-
genstand der Beratungen innerhalb der Kommis-
sion. 

Besonders erstaunt aber, meine Kollegen, war ich 
über den Punkt 4 e. Da rede ich mir in der Kommission 
den Mund fusselig, daß es im sozialen Netz eine Lücke 
gebe, über die wir im Zwischenbericht schreiben und, 
wenn möglich, zu deren Schließung wir auch Vor-
schläge machen sollten, und da ist auf der anderen 

Seite die SPD, vor allem Sie, Frau Conrad, die ver-
sucht, mir einzureden, daß diese Lücke, die ich im 
sozialen Netz sehe, nur Einbildung sei. 

(Frau Conrad [SPD]: Nein!) 

Und dann sehe ich hier in dem Antrag — wört-
lich —: 

... die immer noch offenen Fragen der sozialver-
sicherungsrechtlichen Leistungsgewährung an 
HIV-Infizierte oder AIDS-erkrankte Personen 
endlich zu klären und bestehende leistungsrecht-
liche Lücken 

— ich wiederhole das noch einmal: „leistungsrechtli-
che Lücken" — 

zu schließen . . . 

Warum leugnet die SPD in der Enquete-Kommission, 
so frage ich, diese Lücken, um in diesem Antrag dann 
die Schließung der angeblich nicht vorhandenen Lük-
ken zu verlangen? 

(Frau Conrad [SPD]: Das ist schlichtweg Un
-sinn!) 

Nein, meine Damen und Herren von der Opposition, 
dem Antrag kann ich nicht zustimmen. Wir sollten das 
nochmals in der Kommission behandeln. 

(Frau Conrad [SPD]: Wir haben das doch nie 
geleugnet!) 

— Natürlich, Sie waren doch der Wortführer. Ich habe 
doch immer gesagt: Wir haben hier Lücken im sozia-
len Netz. — Und Sie haben versucht, mir einzureden, 
daß sie nicht da sind. 

Meine Damen und Herren, das Thema AIDS ist viel 
zu ernst, als daß es sich eignete, sich hier parteipoli-
tisch zu profilieren. 

(Frau Conrad [SPD]: Das muß ein Mißver

-

ständnis sein, Herr Eimer!) 

Ich komme damit zu dem einzigen Punkt, bei dem 
es sich wirklich lohnt, hier darüber zu sprechen, 
schnell zu einer Entscheidung zu kommen. Das ist die 
Frage der ABM -Mittel. Aber auch da schlage ich vor, 
daß wir uns zusammensetzen und, wenn nötig, ge-
meinsam an die Bundesregierung herantreten, weil 
das, wenn wir das gemeinsam machten, mehr Erfolg 
hätte. Ich glaube, das ist ein Punkt, den wir wirklich 
sehr ernst nehmen müssen. Ich habe übrigens den 
Eindruck, daß die SPD diesen Punkt — er ist als letzter 
aufgeführt — woanders abgeschrieben hat. 

(Lachen bei der SPD) 

Auch der andere Antrag zu AIDS, der Antrag auf 
Drucksache 11/2103, überrascht mich. Ich finde die 
Argumentation gut. Nur, als ich diese Argumentation 
bei einer der letzten Beratungen in der vergangenen 
Legislaturperiode gebracht habe, bin ich von der SPD 
in Zwischenrufen angegriffen worden. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich freue mich, wenn die SPD lernfähig ist. 

Ich meine, daß wir auch in diesem Punkt abwarten 
sollten, was der Zwischenbericht bringt. 

Durch die ganze Diskussion um AIDS zieht sich 
immer wieder die richtige Aussage, daß der Erfolg im 
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Kampf gegen AIDS nur in einem K lima gedeihen 
kann, das von Vertrauen und Verstehen, vor allem 
ohne Diskriminierung, geprägt ist. Das ist alles richtig. 
Hierin sind wir uns alle einig. Aber das Schüren von 
Angst vor Diskriminierung ist genauso schlecht wie 
das Schließen der Augen vor tatsächlich stattfinden-
der Diskriminierung. Hier haben wir einiges an Arbeit 
vor uns. Vor allem, meine ich, müssen wir uns etwas 
mehr Selbstdisziplin angewöhnen, wenn wir hier wei-
terkommen wollen. 

Zu dem Bereich Vertrauen und Klima gehören zwei 
heiße Eisen, die bisher nicht angepackt worden sind. 
Ich will diese beiden heißen Eisen ansprechen und 
dabei gleich betonen, daß ich mich mit meiner Frak-
tion nicht abgestimmt habe. Also bitte, wenn es Prügel 
gibt: die Prügel bei mir abladen und nicht bei meiner 
Partei! 

So haben die Homosexuellen Angst vor einer neuen 
Diskriminierung. Wir haben ein Sexualstrafrecht, das 
sehr unübersichtlich aufgebaut ist. Sollten wir denn 
nicht darangehen, es neu und übersichtlich zu formu-
lieren und dabei den Versuch zu unternehmen, ohne 
eine materielle Änderung des Rechts das Wort „homo-
sexuell" nicht mehr zu verwenden? Ich glaube, das 
geht nämlich. Ich wiederhole: Ich glaube, es geht 
ohne materielle Änderung. Das wäre auch ein Stück-
chen Entgegenkommen und ein Stückchen vertrau-
ensbildender Maßnahme, damit deutlich wird, daß 
dieses Parlament, daß diese Gesellschaft eine Diskri-
minierung nicht haben will. 

Das zweite heiße Eisen: Wir haben bei der Ausbrei-
tung von AIDS Probleme durch Prostitution, vor allem 
durch die Beschaffungsprostitution. Auch an dieses 
Thema traut sich kaum jemand heran. Prostitution 
läuft weitgehend im rechtsfreien Raum ab. Da gibt es 
auf der einen Seite Bars, in denen es Prostitution gibt. 
Die Behörden wissen das und entziehen nicht die 
Konzession, obwohl das nach dem Gesetz eigentlich 
notwendig wäre. 

(Gilges [SPD]: Damit hätten wir die Prostitu

-

tion nicht beseitigt!) 

Auf der anderen Seite gibt es Clubs, in denen Alkohol 
ausgeschenkt wird. Auch das ist nicht rechtmäßig. 
Aber damit kein Mißverständnis entsteht: Ich halte 
diese pragmatische Handhabung für zweckmäßig, 
aber die Gesetze sind dem nicht angepaßt. Die Ge-
setze werden doppelbödig gehandhabt, und das 
Milieu ist halbseiden. So können — um ein weiteres 
Beispiel zu nennen — nach dem heutigen Recht Freier 
Dirnen um ihren Lohn prellen, ohne daß sie strafrecht-
lich belangt werden. Dirnen dürfen aber umgekehrt 
den Freiern Leistungen nicht verweigern. Ich glaube, 
wenn wir den Mut hätten, in dieses unappetitliche 
Kapitel etwas mehr Ehrlichkeit zu bringen, und das 
ganze nicht nur moralisierend betrachteten, dann 
könnten wir zu einer deutlichen Trennung zwischen 
der berufsmäßigen Prostitution und der Beschaffungs-
prostitution von Drogenabhängigen kommen. Wir 
könnten dadurch etwas mehr Sicherheit bekommen, 
etwas mehr zur Bekämpfung von AIDS tun. 

Ich wünsche mir persönlich, daß wir zur Sachlich-
keit zurückfinden, daß wir versuchen, im Kampf ge-
gen AIDS eine gemeinsame Linie zu finden. Das geht 

nur in einem Klima des Vertrauens den Betroffenen 
gegenüber, aber auch durch ein Vertrauen hier im 
Hause. 
Ich wäre dankbar, wenn wir über die Anträge, die 

heute vorliegen, die wir aus den Gründen, die ich 
angeführt habe, ablehnen müssen, nicht abzustim-
men bräuchten. Ein Zurückziehen der Anträge von 
seiten der Opposition oder eine Überweisung, wie es 
der Kollege Voigt vorgeschlagen hat, wären auch ein 
Stückchen vertrauensbildender Maßnahme in diesem 
Haus. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Sena-
tor für Gesundheit und Soziales des Landes Berlin, 
Herr Fink. 

Senator Fink (Berlin) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Gesundheitsmini-
sterkonferenz der Länder hat sich auf zwei herausra-
genden Konferenzen mit dem Thema AIDS beschäf-
tigt. Wir haben — mit einer Ausnahme — klar auf 
Aufklärung und Beratung und weniger auf das klassi-
sche seuchenrechtliche Instrumenta rium gesetzt. Das 
hat nichts mit Feigheit oder Mut zu tun, sondern da-
mit, daß wir nach bestem Wissen und Gewissen die-
sen Weg als den zweckmäßigsten erkannt haben. 
Es ist kein Geheimnis, daß Berlin viel dazu beige-

tragen hat, daß die Gesundheitsminister der Länder 
diese Haltung eingenommen haben. Das ist auch er-
klärlich. Berlin ist wie jede Metropole von diesem Pro-
blem besonders betroffen. Wir haben aber auch 
schnell darauf reagiert. Seit Januar 1985 — zum Teil 
Monate vor den anderen Bundesländern — testen wir 
sämtliche Blutspenden. Wir haben große Aufklä-
rungskampagnen, und zwar mit der gebotenen Deut-
lichkeit, durchgeführt. Wir haben AIDS-Kongresse 
veranstaltet und damit die internationalen Erfahrun-
gen nutzbar gemacht. 

Die epidemiologischen Anstrengungen müssen 
sich, solange wir noch keine rettende Therapie haben, 
vor allem darauf richten, die Infektionsketten zu 
durchbrechen. Da AIDS nicht durch Anhusten und 
Anniesen übertragen wird, sondern durch Ge-
schlechtsverkehr und Blut-Blut-Kontakt, können und 
müssen andere Wege gegangen werden als etwa 
beim Kampf gegen Infektionskrankheiten wie z. B. 
offene Tbc. 
Gegen die Infektionsgefahr durch Blutkonserven 

und Blutprodukte kann man qua Staat Verbindliches 
tun. Das haben wir in den Ländern auch getan. 

Anders ist es beim wichtigsten Übertragungsweg, 
dem Geschlechtsverkehr. Der Staat kann nicht die 
AIDS-Freiheit der Geschlechtspartner garantieren. 
Das muß jeder wissen. 

(Beifall bei der SPD) 
Das ist keine Frage der Moral, sondern nur eine Frage 
der Vernunft. Die Menschen müssen ihr Verhalten 
selbst darauf einrichten. 
Wie ändern Menschen denn ihr Verhalten? Durch 

Androhung von Geld- und Gefängnisstrafen oder 
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durch das Erkennen der Gefahr des Todes? Es ist ab-
surd, zu glauben, daß die Menschen ihr Verhalten bei 
Androhung von Geld- und Gefängnisstrafen eher än-
dern als aus Angst vor Infektion und Tod. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die strafrechtliche Bedrohung hat z. B. in der Dro-
genszene überhaupt nichts geändert. Es gibt Tau-
sende von Drogenabhängigen — sogar im Strafvoll-
zug —, und dennoch werden Drogen genommen, und 
dennoch steigt die Zahl der Drogenabhängigen. 

Sicher wird auch auf dem AIDS-Gebiet gegen Un-
einsichtige und damit eventuell Kriminelle vorzuge-
hen sein. Aber die Mischung muß lauten: 95 % Auf-
klärung und Hilfe und 5 % Zwangsmaßnahmen und 
nicht umgekehrt. Alle anderen Wege würden eine 
verhängnisvolle, eine falsche Sicherheit suggerieren. 
Verbote und Gebote schaffen Rechtstitel, gaukeln 
staatliche Aktivitäten vor, sie ändern aber doch nicht 
das Sexualleben der Bürger. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Prüfen wir doch z. B. einmal das Gesetzespaket 
durch, das derzeit im Bundesrat beraten wird. Danach 
sollen z. B. Ausländer getestet werden, und zwar nur 
dann, wenn sie sich um eine Aufenthaltserlaubnis be-
mühen. Das ist in der Regel bei einem Aufenthalt von 
mehr als drei Monaten der Fall. Alles andere wäre 
technisch auch überhaupt nicht möglich. Die Konse-
quenz aber ist, daß sich ein durchreisender junger 
Mann aus San Francisco nicht testen lassen muß, wohl 
aber der ehemalige amerikanische Präsidentschafts-
kandidat McGovern, wenn er seine Gastdozentur in 
München verlängern will. 

(Lachen bei der SPD, Geis [CDU/CSU]: Man 
kann alles übertreiben! Sie kommen mit sol

-

chen Übertreibungen nicht weiter!)  

Oder Prostitution. Es liegt auf der Hand, daß der 
Staat die in § 35 c Abs. 4 enthaltene Anordnung — ich 
lese sie einmal wörtlich vor —, „beim Geschlechtsver-
kehr Kondome zu verwenden" , natürlich unmöglich 
überprüfen kann. Was aber soll eine Anordnung, de-
ren Wirkungslosigkeit von vornherein feststeht? 

Worauf müssen wir uns heute konzentrieren? 

Erstens. Wir müssen die Aufklärung in Tiefe und 
Breite verstärken. Es hilft nichts, nur ab und zu einmal 
ein Plakat zu zeigen. Deshalb führen wir in Berlin ein 
sogenanntes School-Worker-Programm durch. Von 
der 9. und 10. Jahrgangsstufe an unterrichten bisher 
arbeitslose Biologielehrer und Mediziner, die dann 
auch als Vertrauenspersonen angenommen werden. 
Ich halte es für sehr wichtig, daß solche Programme 
auch in anderen Bundesländern durchgeführt werden 
und daß die Bundesanstalt für Arbeit nach Möglich-
keit im Rahmen ihrer ABM-Programme diese wichtige 
Arbeit auch weiterhin fördert. 

Zweitens. Bei der Prostitution gibt es bereits in ver-
schiedenen Ländern Tätigkeitsverbote. Wichtig ist 
aber vor allem, der wachsenden Zahl ausstiegswilli-
ger Prostituierter eine wirkliche Ausstiegsmöglich-
keit zu eröffnen. Das tun wir in Berlin, und zwar mit 
einem beachtlichen Ausstiegserfolg. Ich rate auch an

-

deren Bundesländern, solche Programme durchzu-
führen. 
Der dritte Schwerpunkt sind die Drogenabhängi-

gen. Ich halte nicht viel von Methadon-Programmen, 
aber ich halte sehr viel davon, daß neue Anstrengun-
gen in der Drogenprophylaxe unternommen werden, 
etwa nach dem Motto: Die Droge macht nicht nur 
süchtig, sie könnte auch dazu führen, daß man an 
AIDS erkrankt und stirbt. Wir brauchen eine neue 
Anstrengung im Kampf gegen den Drogenmißbrauch. 
Die Initiativen z. B. der Gattin des amerikanischen 
Präsidenten sind hier rühmlich hervorzuheben. 
Viertens. Immer wieder liest man davon, daß die 

eine oder andere medizinische oder sonstige Gesell-
schaft oder auch das eine oder andere Unternehmen 
eine andere Meinung vertritt als die Gesundheitsmi-
nister oder die Bundesregierung. Das ist bei einer plu-
ralistischen Gesellschaft nicht weiter verwunderlich. 
Ihnen allen aber sei gesagt, daß wir in der Bundesre-
publik Deutschland eine große Gemeinsamkeit in der 
Auffassung haben, daß aus heutiger Sicht Reihentests 
und dergleichen mehr im Kampf gegen AIDS nicht 
viel helfen. 
Fünftens. Besonders danken möchte ich denjeni-

gen, die AIDS-Kranke betreuen. Jeder, der sich selbst 
einmal in diese Situation versetzt, mag wissen und 
mag ermessen, was hier an eigenen Ängsten erst ein-
mal zu überwinden ist. Mich erfüllt es mit Stolz, wenn 
ich z. B. in Berlin sehe, wie sich Ärzte, Schwestern und 
Pfleger dieser schweren Aufgabe selbstlos widmen, 
und ich füge hinzu: auch viele Ehrenamtliche. 
Lassen Sie mich zum Abschluß sagen, daß ich sehr 

wohl sehe, daß unser Kurs im Kampf gegen AIDS 
Erfolge aufzuweisen hat, daß er aber auch Gefährdun-
gen ausgesetzt ist. Ich würde den Kurs ändern, wenn 
überzeugende Argumente zur Änderung des Kurses 
vorgebracht würden. Sie sind bisher aber nicht vorge-
tragen worden. Deshalb nehme ich die Gelegenheit in 
dieser Debatte wahr, noch einmal in aller Klarheit und 
mit allem Ernst darauf hinzuweisen, daß hinter unse-
rer AIDS-Politik ein klarer politischer Wille steht, ein 
Wille, der sich auch in entsprechendem Handeln nie-
derschlägt. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat Frau Abgeordnete Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! . 
Meine Damen und Herren! Zuerst einige Bemerkun-
gen zu den beiden von der SPD eingebrachten Ent-
schließungsanträgen: Dem Antrag Drucksache 
11/2103 werden wir GRÜNEN mit Bauchschmerzen 
zustimmen. Zustimmen werden wir, weil wir seine 
inhaltlichen Intentionen teilen. Die Bauchschmerzen 
haben wir deswegen, weil in diesem Antrag Worte 
und Begriffe gewählt sind, die wir st rikt ablehnen. 

(Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD] und 
Abg. Frau Conrad [SPD]: Die sind zitiert!) 

— Das ist mir klar. Wir lehnen es ab, von einer HIV- 
Durchseuchung der Bevölkerung zu sprechen und 
von Risikogruppen, die heute eigentlich Hauptbetrof- 
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fenengruppen heißen. Frau Conrad, ich weiß, daß Sie 
das genauso sehen wie ich. Wir bestehen auch st rikt 
darauf, daß auf eine Meldepflicht nicht nur derzeit, 
sondern überhaupt verzichtet wird und die obligatori-
sche Anwendung der Tests grundsätzlich abgelehnt 
und nicht nur mit dem Grundsatz der Freiwilligkeit 
verbunden wird. 

Ich bin davon ausgegangen, Frau Conrad, daß die 
SPD im Grunde genommen meine Bedenken teilt und 
diese Wortwahl nur aus taktischen Überlegungen 
nicht verändert hat. 

Andererseits wäre es für den Deutschen Bundestag 
sicher interessant, zu erfahren, ob die SPD-Fraktion 
da für die gesamte SPD spricht oder ob die nordrhein

-

westfälische Landesregierung ausgenommen ist. Die 
Geographie sagt schließlich, daß Bielefeld, Aachen, 
Wesel und die JVA Düsseldorf in Nordrhein-Westfa-
len liegen. Maßnahmen nach bayerischem Muster 
sind schließlich unter Heinemann, Brunn, Krumsiek 
und anderen passiert. 

(Zuruf von der SPD: Nennen Sie mal ein Bei

-

spiel!)  

In dem Antrag auf Drucksache 11/2104 können wir 
allen Punkten außer dem dritten und dem Punkt 4 g 
zustimmen. Wir beantragen daher, über diese Punkte 
getrennt abzustimmen. Sie werden nach dem, was ich 
ausgeführt habe und noch ausführen werde, sicher-
lich verstehen, daß ich die AIDS -Politik der Ministerin 
Süssmuth nicht so begrüßen kann. 

Ich habe meine Rede eben geendet mit der Forde-
rung, die Ministerin solle sich ihre Kompetenzen zu-
rückholen. Sie muß diese Kompetenzen aber auch mit 
Leben erfüllen. In den letzten Monaten hat es die 
Ministerin zugelassen, daß der Rechtsstaat mit Füßen 
getreten worden ist, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Na, na!) 

daß mit der informationellen Selbstbestimmung, die 
vom Bundesverfassungsgericht ja ausdrücklich bestä-
tigt worden ist, Schindluder get rieben wurde. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Jetzt kommen 
wieder die Pflichteinlagen der Beschimpfung 

der Regierung!) 

In den letzten Monaten ist es geradezu an der Tages-
ordnung, daß tagtäglich vorsätzliche Körperverlet-
zungen durch Zwangstests ohne Einwilligungen und 
Information der Betroffenen bei Zehntausenden von 
Bürgerinnen und Bürgern die Regel waren. Über alle-
dem schwebt der Geist eines Herrn Gauweiler, der 
den Rest unserer freiheitlich-pluralistischen Gesell-
schaft als ideales Biotop für die Ausbreitung des Virus 
sieht und deswegen offenbar angetreten ist, nicht nur 
das Virus, sondern eben diese freiheitlich-pluralisti-
sche Gesellschaft zu bekämpfen. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist aber ein 
starkes Stück!) 

— Das zitiere ich aus der „Augsburger Allgemei-
nen". 

Herr Gauweiler ist es doch, der versucht, die ge-
samte Bundesrepublik Deutschland in den morasti-
gen Tümpel seiner AIDS-Politik zu verwandeln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen das 
denn aufgeschrieben?) 

Seine Ideen wurden umgesetzt in Amtsstuben, Klini-
ken und Ministerien. 

Wir müssen heute die traurige Feststellung treffen, 
daß es damals wie heute alles leere Worthülsen wa-
ren, die die Ministerin zu einem liberalen Aushänge-
schild gegenüber der bayerischen Landesregierung 
und ihrer Helfer gemacht haben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: „Bayerische Staats

-

regierung" steht in der Verfassung!) 

— Okay, Staatsregierung. — War die Frau Ministe rin, 
war die Bundesregierung wenigstens erschüttert, als 
die Karawane der bayerischen Gedanken durchs 
Land gezogen ist und dabei vieles plattgewalzt hat, 
was an Rechtsstaatlichkeit noch vorhanden war? 

Die betroffenen Menschen in unserem Land, bei 
denen ein HIV-positives Testergebnis festgestellt 
wurde, die AIDS-Kranken, und die Menschen, die 
sich noch in den nächsten Monaten und Jahren an 
HIV infizieren werden, fragen, welche Taten den 
Worten der Frau Ministerin folgen werden. Liberales 
Vokabular ist nicht auch schon liberale AIDS-Politik. 
Schon in der Bibel, die zumindest den C-Parteien be-
kannt sein sollte, heißt es: „An ihren Taten sollt ihr sie 
erkennen." Für diejenigen, die mit der Bibel nicht so 
viel anfangen können, möchte ich E rich Kästner zitie-
ren, der sagte: „Es gibt nichts Gutes, außer man tut 
es." 

Es ist zu begrüßen, wenn die Ministerin keine inter-
nationale Großveranstaltung zum Thema AIDS im In- 
und Ausland ausläßt. Aber eine rege Reisetätigkeit 
und der sicherlich notwendige Gedankenaustausch 
können eine effektive AIDS-Politik im eigenen Lande 
nicht ersetzen. Ist es nicht geradezu ein Paradebei-
spiel, wenn die Ministerin in London erklärt, AIDS-
Tests bei Beamtenanwärtern und -anwärterinnen 
dürfe es nicht geben, und zur gleichen Zeit unter deut-
scher Präsidentschaft in der EG alle diese Menschen 
nur nach einer Zwangstestung eingestellt werden? 
Wir GRÜNEN können uns zugute halten, daß wir in-
nerhalb weniger Stunden auf diesen Mißstand hinge-
wiesen haben. Wir hoffen mit der Frau Ministe rin, daß 
in Brüssel wirklich keine Zwangsuntersuchungen 
mehr durchgeführt werden. 

Das Ministerium propagiert umfangreiche freiwil-
lige Tests, wo selbst der bayerische CSU-Landtagsab-
geordnete Merkl dafür plädiert, daß die in Bayern 
obligaten Massentestungen zurückgenommen wer-
den sollten, da sie teilweise zu dramatischen Fehl-
prognosen führten. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So liberal ist die 
CSU!) 

Die Ergebnisse der bayerischen Massentestungen ha-
ben schließlich bestätigt, daß sie für sinnvolle epide-
miologische Untersuchungen völlig ungeeignet und 
völlig überflüssig sind. 

Aber die Forderung des Bundesgesundheitsmini-
steriums nach massenweisen freiwilligen Tests hat 
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dann dazu geführt, daß eine Firma wie AEG oder, 
besser gesagt, Daimler-Benz zunächst freiwillige 
Tests für ihre Mitarbeiter angeboten hat, dann jedoch 
zwangsweise Tests für ganze Berufszweige in ihrem 
Betrieb eingeführt hat. Sie können sicher sein, meine 
Damen und Herren, daß dieses Beispiel Schule ma-
chen wird. 

Daß es auch anders geht, habe ich vor kurzem bei 
Gesprächen in den USA erfahren können, in denen 
mir der Vorsitzende der AIDS-Kommission von Präsi-
dent Reagan mitgeteilt hat, daß in der Reagan-Admi-
nistration nichts von zwangsweisen Massentestungen 
gehalten wird. Ich war überrascht, zu erleben, daß 
unter einer so konservativen wie der Reagan-Regie-
rung tabufreie und zielgerichtete Aufklärungskam-
pagnen möglich sind, wie wir GRÜNE sie uns hier nur 
erträumen können. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Da stimmt das 
Feindbild nicht mehr!) 

In den USA wird auch im öffentlichen Sprachge-
brauch und in den Medien sehr viel sorgsamer mit der 
Wortwahl zum Thema HIV-Infektion und AIDS um-
gegangen. Eine HIV-Infektion und AIDS sind nun ein-
mal nicht dasselbe. AIDS-Kranke und HIV-Positive 
dürfen nicht in einen Topf geschmissen und gleichge-
stellt werden. HIV-Positive sind nicht automatisch 
AIDS-krank. Die in unserem Lande in diesem Bereich 
herrschende babylonische Sprachverwirrung lädt ge-
rade zu Denunziation, Ausgrenzung und Diskriminie-
rung ein. Bestimmte Medien nutzen diese Wortver-
wirrung sogar zielgerichtet, um ihre Auflagen zu stei-
gern. Aber auch hier habe ich von der Bundesregie-
rung noch keine Einflußnahme bemerkt, übrigens 
noch nicht einmal in ihren eigenen Aufklärungs-
spots. 

Die liberale AIDS-Politik der Bundesregierung ist 
inzwischen völlig unter den Tisch gefallen, wo sie 
Ihrem Anti-Raucher-Programm Gesellschaft leistet. 

Wenn die Bundesregierung und die Frau Ministerin 
nicht mehr in der Lage sein sollten, die AIDS-Politik in 
unserem Lande zu bestimmen, sondern dies einigen 
Scharfmachern überlassen müssen, dann erklären Sie 
doch endlich Ihre AIDS-Politik für gescheitert. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat Herr Abgeordneter Geis. 

Geis (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver

-ehrten Damen und Herren! Frau Wilms-Kegel, was 
Sie hier geboten haben und was Sie hier laufend in der 
Debatte bieten, ist Scharfmacherei. Ich meine, wir hel-
fen den AIDS -Kranken und der ganzen Problematik 
sehr wenig, wenn wir mit Ausdrücken wie „Wild-
wuchs von Unmenschlichkeit", „Gauweilereien", 
„paranoide AIDS-Politik" oder „krachlederne bayeri-
sche Maßnahmen" beginnen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Fragen Sie doch 
Herrn Fink!)  

— Herr Fink hat diese Ausdrücke nicht gebraucht. Ich 
habe sehr genau zugehört. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein, er schreibt 
ganz anders!) 

Das sind jedenfalls Ausdrücke, die scharfmachen, 
die versuchen, eine Frage auf eine Ebene der Diskus-
sion zu bringen, die der Problematik dieser Frage, der 
Problematik von AIDS, und den AIDS-Kranken nicht 
gerecht wird. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das einmal 
Gauweiler!) 

Ich möchte darauf hingewiesen haben. 

Auch ich nehme zu den Entschließungsanträgen 
der SPD-Fraktion Stellung. Ich wiederhole, was Herr 
Dr. Voigt und Herr Eimer schon gesagt haben: Wir 
haben eine Kommission, die sich ausgiebig mit dieser 
Frage beschäftigt, die Sachverständige dazu gehört 
hat und die in Kürze einen Zwischenbericht bringen 
wird. Ich halte es für wenig zweckdienlich, daß Sie 
heute vom Deutschen Bundestag verlangen, eine Ent-
scheidung zu bestimmten Fragen aus diesem Katalog, 
den sich die Kommission vorgenommen hat, jetzt zu 
treffen. Deswegen bitte ich Sie ebenso wie Herr 
Dr. Voigt und Herr Eimer, diese Entschließungsan-
träge zurückzunehmen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Vorentscheidung!) 

Die GRÜNEN haben ihren Antrag, der zu dieser 
heutigen Debatte geführt hat, zunächst damit begrün-
det, die bayerischen Maßnahmen seien verfassungs-
widrig. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat 
mit seiner Entscheidung vom 13. Juni 1987 dazu Stel-
lung genommen und festgestellt, daß es sich bei den 
bayerischen Maßnahmen um Vollzugshinweise han-
delt, die nur im Innenverhältnis bindend sind und 
keine neuen Rechtssätze nach außen hin normieren, 
die bestehende Gesetze nur auslegen und deshalb 
nicht verfassungswidrig sind. Ich bitte Sie, Frau 
Wilms-Kegel, das zur Kenntnis zu nehmen und nicht 
mehr solche falschen Argumente zu gebrauchen. 

Die Kritik an den bayerischen Maßnahmen beginnt 
vor allem — das haben wir heute auch aus Berlin ge-
hört — mit der Behauptung, Bayern praktiziere einen 
Alleingang. 

Das Gegenteil ist richtig. Italien hat AIDS in den 
Katalog der meldepflichtigen Krankheiten längst auf-
genommen. Schweden hat eine namentliche Melde-
pflicht eingeführt und vor kurzem ein Gesetz zur 
Schließung sogenannter Saunen und Videotheken 
verabschiedet. Österreich hat schon 1986 ein entspre-
chendes Gesetz erlassen, das die Meldepflicht regelt, 
das Tätigkeitsverbote für HIV-infizierte Prostituierte 
enthält und eine regelmäßige Untersuchung von Pro-
stituierten anordnet. 

Aber auch in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben sich sehr früh Stimmen geregt, vor allem Stimmen 
von verantwortungsvollen Medizinern, die ja als erste 
dieser Krankheit begegnet sind und heute noch als 
erste dieser Krankheit direkt begegnen. Sie haben 
gefordert, sich nicht allein auf Aufklärung zu verlas-
sen, sondern sie verlangen heute noch — erst vor kur-
zem wieder — ein seuchenhygienisches Gesamtkon-
zept. Die Stadt Frankfurt hat inzwischen angeordnet, 
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daß HIV-infizierte Prostituierte, die ihrer Tätigkeit 
trotz Verbots nach wie vor nachgehen, im Sinne des 
Seuchengesetzes abgesondert werden. 

Noch vor einem Jahr war der zuständige Minister 
von Nordrhein-Westfalen der Wortführer gegen die 
bayerischen AIDS-Maßnahmen. Aber jetzt hat Nord-
rhein-Westfalen einen Maßnahmenkatalog erlassen, 
der in weiten Teilen von dem bayerischen Maßnah-
menkatalog abgeschrieben sein könnte. 

(Zuruf der Abg. Frau Wilms-Kegel [GRÜNE]) 

— Ich will damit überhaupt nichts angreifen. Ich 
meine, diese Leute sind lernfähig gewesen. 

Die Strategie der Bayerischen Staatsregierung, den 
Kampf gegen AIDS dreifach zu beginnen: mit Aufklä-
rung, mit Hilfe für die Betroffenen und mit staatlichen 
Eingriffsbefugnissen, 

(Zurufe von der SPD: Gauweiler!) 

beginnt immer mehr Zustimmung zu finden. 

Man muß doch einmal in Ruhe über eine solche 
Strategie reden können. Es muß mit der ständigen Dif-
famierung dieses Maßnahmenkatalogs Schluß ge-
macht werden. Es muß Schluß gemacht werden mit 
der falschen Behauptung, die Forderung nach Aufklä-
rung und die Forderung nach staatlichen Eingriffsbe-
fugnissen seien unüberwindbare Gegensätze. Das 
Gegenteil ist richtig. Es sind zwei Glieder einer Ge-
samtkonzeption, die, wie ich meine, im Kampf gegen 
AIDS notwendig ist. 

Dabei besteht überhaupt kein Zweifel — daran hat 
auch Bayern nie einen Zweifel gelassen — , daß in die-
ser Gesamtkonzeption der Aufklärung die entschei-
dendste Bedeutung zukommen muß. Das ist völlig 
klar; darüber brauchen wir überhaupt nicht zu disku-
tieren. 

Wir müssen natürlich den Menschen sagen, wie sie 
sich infizieren können, welches die Infektionswege 
sind. Wir müssen sagen, wie furchtbar die Infektion 
mit dieser Krankheit ist. Und wir müssen den Men-
schen sagen, wie sie sich am besten vor der Infektion 
schützen können. 

(Gilges [SPD]: Ja! — Frau Conrad [SPD]: Ein

-

verstanden!) 

Wir müssen bei der Aufklärung den Menschen na-
türlich auch klarmachen, wie gefährlich die Krankheit 
ist, wie schnell man sich infizieren kann und wie weit 
die Infektion bereits fortgeschritten ist. Wir müssen 
von 100 000 Infizierten in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgehen. Wir müssen ohne Wenn und 
Aber über die Übertragungswege informieren. Wir 
müssen auch sagen, daß es neben den Hauptübertra-
gungswegen — dem Geschlechtsverkehr und dem 
gemeinsamen Benutzen von Bestecken intravenös 
Drogenabhängiger — den Übertragungsweg im Kran-
kenhaus gibt, wie jetzt auch das Bundesgesundheits-
ministerium in einer Presseerklärung ausgeführt hat. 
Und es gibt auch den Übertragungsweg über Makro-
phagen. Es ist mir schon schleierhaft und für mich 
nicht mehr nachvollziehbar, mit welch einer arrogan-
ten Ignoranz Presseorgane glauben sich über diesen 
Übertragungsweg heute immer noch lustig machen zu 

können, nur weil die epidemiologische Bedeutung 
dieses Übertragungsweges nicht so groß ist wie bei 
den Hauptübertragungswegen. Aber demjenigen, 
den es getroffen hat, der auf diesem Weg infiziert wor-
den ist, nützt der Hinweis, daß er durch einen Über-
tragungsweg, der epidemiologisch keinerlei Bedeu-
tung hat, getroffen, infiziert worden ist, überhaupt 
nichts. 

Schließlich müssen wir den Menschen auch sagen, 
wie sie sich am besten schützen können. Hier reicht 
der Appell oder die Aufklärung mit „Safer Sex" allein 
überhaupt nicht, ganz abgesehen davon, daß dies 
eine sehr fragwürdige Wortwahl ist. 

Wir können die Epidemie — und ich befinde mich 
da in guter Übereinstimmung mit Frau Conrad — 
nicht mit der Propagierung von Kondomen bekämp-
fen. Die Propagierung von Kondomen mag in einem 
bestimmten Risikobereich richtig sein. Aber wer Kon-
dome freiweg propagiert, propagiert im Grunde ge-
nommen die Promiskuität. Und die Promiskuität ist 
der Motor der Seuche, gerade im heterosexuellen Be-
reich. Das ist richtig, und daran können Sie nicht vor-
bei. Deshalb meine ich, Frau Conrad — Sie wissen 
genau, warum ich es sage; und ich sag's auch und 
lasse mich von Ihnen davon überhaupt nicht abhal-
ten —, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sagen Sie es doch!) 

daß wir vor allen Dingen bei den Jugendlichen für die 
partnerschaftliche Treue werben müssen. Wir dürfen 
nicht das Argument gelten lassen, daß diese Wahrheit, 
Frau Conrad, bei der Jugend von heute nicht mehr 
ankomme. Das halte ich zum einen für falsch und zum 
anderen für unverantwortlich. Wir müssen den Ju-
gendlichen klarmachen — und das geschieht in der 
Aufklärungsarbeit der Bundesregierung ja auch —, 
daß die partnerschaftliche Treue der erste und beste 
Weg ist, sich vor der Seuche zu schützen. Wer glaubt, 
Frau Conrad und Herr Gilges, dies lächerlich machen 
zu dürfen und lächerlich machen zu müssen, der han-
delt in hohem Maße verantwortungslos. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Baye-
rische Staatsregierung sieht Maßnahmen für die Be-
troffenen selbst vor. Sie bietet den freiwilligen Test an. 
Am 31. Dezember 1986 waren es 24 852 Personen, die 
sich dem freiwilligen Test unterzogen haben. Ein Jahr 
später — trotz bayerischer Maßnahmen und trotz Un-
kenrufen aus allen möglichen Richtungen der Bun-
desrepublik — waren es 62 333 Personen, die sich 
dem freiwilligen Test unterzogen haben, also fast 
dreimal so viel. 

Und die Bayerische Staatsregierung bietet auch den 
Kranken, wie ich meine, die beste Versorgung an. Es 
geht uns nicht, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wie uns immer wieder nachgesagt wird, um Aus-
grenzung, sondern um Hilfe für die Infizierten. Aber 
wir sind der Meinung, daß wir das Gesamtkonzept 
wahren, daß wir auch zu staatlichen Eingriffsbefug-
nissen gegenüber denen kommen müssen, die sich 
verantwortungslos verhalten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Und wenn die Tests 
falsch sind?) 
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Es gibt, Herr Senator Fink, Menschen, die sich verant-
wortungslos verhalten. Und gegenüber diesem ver-
antwortungslosen Verhalten muß man, muß der Staat 
eingreifen. Er darf sich davor, wie ich meine, nicht 
drücken. 

(Zuruf von der SPD: Gauweiler läßt grü

-

ßen!) 
Wir müssen natürlich auch einmal die Frage stellen, 

ob wir den Test bei bestimmten Personen nicht vor-
schreiben. Warum soll es eigentlich so furchtbar ver-
kehrt sein, daß wir von den Prostituierten den Test 
verlangen? Wir verlangen ja sowieso, daß sie unter-
sucht werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ich verlange, daß die 
Bordelle geschlossen werden!)  

Warum sollen wir den Test von den Prostituierten 
nicht verlangen? Was ist da, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, eine „wilde Gauweilerei"? Was 
ist daran verkehrt? 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Schließen Sie doch 
die Bordelle!) 

Ich halte all das für eine ziemliche Übertreibung und 
im Grunde genommen eigentlich für ein schamloses 
Gerede, das Sie hier vorbringen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Lassen Sie einmal die 
Kerls testen, die in die Bordelle gehen!)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Baye-
rische Staatsregierung — — 

(Unruhe und anhaltende Zurufe von den 
GRÜNEN und der SPD) 

— Lassen Sie mich doch einmal reden. — Ich habe 
großen Respekt vor jedem 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE] und weitere anhaltende Zurufe 

von den GRÜNEN und der SPD) 
— lassen Sie mich den Schlußsatz bringen —, 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, 
können Sie ihr nicht einmal den „Saft" ab

-

drehen?) 
der in dieser Frage anders argumentiert. Aber ich 
habe auch — und ich bitte Sie, mir das ebenso abzu-
nehmen — großen Respekt vor dem Schritt der Baye-
rischen Staatsregierung, die mit genau demselben 
Verantwortungsbewußtsein, das Sie für sich in An-
spruch nehmen, der Meinung ist, daß dies der richtige 
Schritt ist. Und die Entwicklung gibt ihr recht. 
Die Einsicht wächst in der Bevölkerung. Die Ein-

sicht wächst auch bei den Bundesländern. Nordrhein

-

Westfalen hat den Anfang gemacht. Ich meine nur, 
wir müssen aufpassen, daß die Einsicht nicht zu spät 
kommt. Es ist, wie mir scheint, höchste Zeit, und wir 
haben eine große Verantwortung. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! 

Ich glaube, wir haben jetzt, wenige Jahre nach Erken-
nen der Immunschwäche AIDS, Anlaß, vor allen Din-
gen der Bevölkerung zu danken, die sich trotz Sensa-
tionsberichterstattung und trotz bayerischer Maßnah-
men nicht zu Panik und Hyste rie hat hinreißen lassen. 
Zu danken haben wir den Selbsthilfeorganisationen, 
insbesondere der AIDS-Hilfe, die mit Phantasie, Be-
harrlichkeit und unkonventionellen Mitteln erreicht 
hat, daß in einer der hauptbetroffenen Gruppen, bei 
den Homosexuellen, deutliche Verhaltensänderun-
gen eingetreten sind, oder der Organisation der Pfle-
geeltern behinderter Kinder, die sich trotz Anfeindun-
gen und Maßnahmen, die man bereits Verfolgung 
nennen kann — vor allem in Bayern — , nicht davon 
haben abbringen lassen, auch AIDS-infizierte Kinder 
in ihre Familien aufzunehmen. 

Wir sind auch mit der AIDS-Politik der Gesund-
heitsministerin im wesentlichen zufrieden, weil Frau 
Süssmuth trotz laufender und dauernder Querschüsse 
aus Bayern — ein Beispiel haben wir hier ja gerade 
mitbekommen — ihre Linie der Politik, die auch un-
sere ist, durchhält. Diese Linie heißt: Prävention durch 
Aufklärung. 

Wenn wir nun das Gesundheitsministerium loben, 
bedeutet das nicht, daß wir nicht auch Kritik zu äußern 
hätten. So erscheint uns die Zersplitterung der Zu-
ständigkeiten — die Tatsache, daß sich z. B. mehrere 
Kommissionen der Bundesregierung unter unter-
schiedlicher Federführung mit der Meldepflicht be-
fassen — genauso unbefriedigend wie die Tatsache, 
daß es immer noch kein abgestimmtes Konzept des 
Bundes und der Länder zur AIDS-Bekämpfung gibt. 
So bedauern wir — da gab es offensichtlich ein Miß-
verständnis zwischen Frau Conrad und Herrn Eimer, 
das inzwischen hoffentlich aufgeklärt ist — , daß es 
immer noch Schwierigkeiten in der Sozialversiche-
rung gibt, insbesondere wenn es sich um drogenab-
hängige Infizierte handelt. So vermissen wir in den 
Aufklärungskampagnen der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung — und da sind wir ganz 
auseinander, Herr Geis — häufig die notwendige 
deutliche Sprache, die uns z. B. die Schweizer vorge-
macht haben. Das Wort „Kondom" bringt in der Be-
völkerung wohl nur noch wenige zum Erröten, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Beim DFB!) 

und es darf, vor allem wenn es die sicherste uns be-
kannte Methode außer sexueller Enthaltsamkeit oder 
lebenslanger Treue von nicht infizierten Partnern ist, 
in unseren Augen in Aufklärungskampagnen nicht 
fehlen. 

Wir bedauern vor allen Dingen, daß sich das Mini-
sterium nicht nachdrücklich genug dafür eingesetzt 
hat, daß AB-Maßnahmen für AIDS-Beratungsstellen 
nach wie vor genehmigt werden, und daß das Mini-
sterium bisher zu wenige Schritte unternommen und 
eingeleitet hat, um die Anschlußfinanzierung dieser 
Stellen zu sichern. 

Herr Staatssekretär, ich brauche Ihnen sicherlich 
nicht zu erläutern, was dieser Beschluß der Bundesan-
stalt, AB-Maßnahmen für AIDS-Beratung nicht mehr 
zu finanzieren, nicht nur für die Beratungsstellen der 
Selbsthilfeorganisationen und die Beratungsstellen 
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der freien Wohlfahrtspflege, sondern auch für die 
Kommunen bedeutet. 

Diese alle sind nicht in der Lage, die ausgefallenen 
Mittel für Personal aus eigener Kraft aufzubringen. 
Damit ist das gesamte Aufklärungskonzept gefährdet, 
auch all das, was Sie in sinnvoller Weise an Modell-
programmen auf den Weg gebracht haben. 

Es dürfte wohl auch einmalig sein, daß das so ohne 
Vorankündigung geschehen ist und daß sich die Insti-
tutionen, die Kommunen und die Länder darauf nicht 
haben einstellen können. Dieser Beschluß ist mehr als 
unverständlich und wird nur dadurch erklärbar, daß 
die Bundesanstalt, bedingt durch andere Maßnahmen 
der Bundesregierung, auf Teufel komm raus sparen 
muß. Dies ist aber ein Sparen an der verkehrtesten 
Stelle. Wir werden dieses Sparen, wenn es dabei 
bleibt, teuer bezahlen müssen. In meiner Heimatstadt, 
in Nürnberg, entfallen dadurch z. B. ab April in einer 
einzigen AIDS-Beratungsstelle drei Stellen, und ge-
nauso sieht es landauf, landab aus. 

Wir befürchten auch, daß uns in diesem Dilemma 
ein Antrag für den Nachtragshaushalt nicht weiter-
hilft. Das dauert zu lange und verursacht juristische 
und Kompetenzschwierigkeiten. 

Wir halten aber die Intention dieses Antrages für 
richtig und fordern Sie auf, Herr Staatssekretär, mit 
dem Buchstaben g unseres Entschließungsantrages, 
für den wir getrennte Abstimmung beantragen, die 
Einflußmöglichkeiten der öffentlichen Körperschaften 
zu nutzen, diese Entscheidung der Bundesanstalt 
rückgängig zu machen, und außerdem dafür zu sor-
gen, die Anschlußfinanzierung dieser Stellen zu si-
chern. Eile ist in diesem Falle wirklich geboten. Wir 
können hier auch nicht überweisen. Wir müssen in 
diesem Punkte heute abstimmen, weil wir nicht Wo-
chen und Monate warten dürfen, bis das durch die 
Ausschüsse gegangen ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Nun zu den Anträgen. Herr Eimer, wir wollen den 
Ergebnissen der AIDS-Enquete-Kommission hier 
nicht vorgreifen, aber viele der Punkte, die wir ange-
sprochen haben, sind Punkte, die eine Selbstverständ-
lichkeit sind, bei denen Sie auch inhaltlich keine 
Schwierigkeiten haben, bei denen wir aber den Ein-
druck haben — die Rede von Herrn Geis bestärkt 
mich darin — , daß es ein so großer Konsens nicht mehr 
ist, daß der Konsens zwischen der FDP, der SPD und 
großen Teilen der CDU und der GRÜNEN nach wie 
vor besteht, daß aber die CSU-Abgeordneten hier an-
derer Meinung sind. Es ist legitim und richtig, zu fra-
gen: Welche Unterstützung hat die Bundesregierung 
denn noch für ihre AIDS-Politik? 

Zum Inhalt der Anträge muß gesagt werden, daß 
manche dieser Punkte überhaupt nicht Bestandteil 
des Zwischenberichts der Enquete-Kommission sein 
werden 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— Sie sagen: Sehr richtig! — , und zwar zwei wichtige 
Punkte, auch die Meldepflicht. Wir sind der Meinung, 
daß es unser Recht ist, zu fragen und, weil es da im 
Regelfall hier im Parlament Konsens gibt, auch dar-
über abstimmen zu lassen: Wie soll denn jetzt weiter 

verfahren werden, wo haben wir Handlungsaufträge 
für die Bundesregierung? Mit vielen dieser Punkte 
wird sich der Zwischenbericht nicht so detailliert be-
fassen. 
Frau Wilms-Kegel, selbstverständlich spreche ich 

hier für die gesamte SPD, auch für Nordrhein-Westfa-
len. Mit Nordrhein-Westfalen sind unsere Anträge ab-
gestimmt, und die Irritationen, die es gegeben hat, 
sind — ich sage es noch einmal — längst abgestellt, 
sowohl im Klinikum Aachen als auch beim Erlaß, den 
der Justizminister Nordrhein-Westfalens erlassen hat, 
der längst zurückgezogen ist. Wir sollten nicht auf 
ollen Kamellen immer weiter herumreiten. 
Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, trotz dieser 

Kritikpunkte, die ich jetzt genannt habe, unterstützen 
wir die AIDS-Politik der Bundesregierung, weil es 
keine Alternative gibt, weil andere Politiken nicht nur 
verheerende gesundheitspolitische, sondern auch 
verheerende gesellschaftspolitische Auswirkungen 
hätten. 
Herrn Gauweilers Maßnahmenkataloge, Pro-

gramme „gegen die nationale Dekadenz" und wie 
diese Produkte einer schwülstigen Phantasie noch alle 
heißen mögen, sind nicht nur sinnlos, sondern gefähr-
lich. Mit deutlicher Anspielung auf den AIDS-Berater 
des Herrn Gauweiler hat — Herr Geis, vielleicht sollte 
man auch einmal zur Kenntnis nehmen, daß das nicht 
nur irgendwelche verantwortungslosen Presseorgane 
sind — z. B. Professor Gallo vor falschen Experten ge-
warnt und Berichte genannt, nach denen AIDS auch 
durch Küssen übertragen werde; solche Berichte sind 
unverantwortlich. 
Warum sind die bayerischen Maßnahmen und Vor-

haben, Zwangstests, Meldepflicht, Einteilen der Men-
schen in Risikogruppen, Verteufelungen der Formen 
von Sexualität, die dem bayerischen Staatssekretär 
suspekt sind und es deshalb anderen auch sein müs-
sen, und Absonderung infizierter Aufpasser so gefähr-
lich? 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Geis, gerne. 

Geis (CDU/CSU): Frau Schmidt, ist Ihnen die letzte 
Anhörung der Enquete-Kommission AIDS im Dezem-
ber letzten Jahres vor der Weihnachtspause noch be-
kannt 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Von Herrn 
Koch!)  

— nein, Herr Koch war gar nicht dabei — , in der Wis-
senschaftler aus Schweden, aus der Bundesrepublik 
Deutschland und aus Wien erklärt haben, daß die 
Übertragung des Virus sehr wohl durch Makrophagen 
erfolgen kann? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Geis, mir sind 
die Anhörungen sehr wohl bekannt, ich muß mir aber 
nicht alles aus diesen Anhörungen zu eigen machen. 
Ist Ihnen die Äußerung Ihres Parteifreunds Merkl, 
Staatssekretär der Bayerischen Staatsregierung, be-
kannt, der dies ebenfalls Unsinn genannt hat? Die 
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Pressemitteilung von gestern der bayerischen AIDS-
Kommission zeigt dies. 

(Geis [CDU/CSU]: Hat er nicht gesagt!) 

— Doch; ich kann Ihnen das nachweisen. 

(Geis [CDU/CSU]: Das hat er nicht gesagt!) 

Ich habe gerade gefragt, warum diese Maßnahmen 
so gefährlich sind; aus zwei Gründen: Bei Gesunden 
wird der Eindruck erweckt, sie müßten sich um nichts 
mehr kümmern, müßten ihr Verhalten nicht ändern, 
müssen sich nicht selber schützen. Infizierte und sol-
che, die in der Vergangenheit risikoreiches Verhalten 
praktiziert haben, werden durch Gauweilersche Maß-
nahmen abgeschreckt, tauchen unter; die Möglich-
keiten von Beratung, eventuellen Tests und Betreu-
ung nehmen sie nicht wahr. Sie werden also von ver-
antwortungsbewußtem Verhalten eher ab- als dazu 
angehalten. 

Wie überzogen die Gauweilerschen Maßnahmen 
sind, zeigen auch die Ergebnisse der AIDS -Kommis-
sion des Bayerischen Landtags. Sie empfiehlt — ein-
schließlich ihres CSU-Vorsitzenden — , auf die 
Zwangstests für Beamten- und Asylbewerber zu ver-
zichten. Auch die Forderung nach einem Test für alle 
Wehrpflichtigen erweist sich als unsinnig. Ein freiwil-
liger Test von 171 000 Bundeswehrsoldaten ergab 
eine Infektionsrate von 0,07 %. Von 2 755 Asylbewer-
bern waren 2 HIV-positiv, und die Untersuchungen 
von 1,8 Millionen Blutspenden des Roten Kreuzes er-
gaben 0,002 % HIV-positive. Das Geld für Zwangs-
tests ist also wahrhaftig sinnvoller in Aufklärung und 
Beratung angelegt. 

In der Enquete-Kommission werden wir erneut den 
Fehlerquoten des Tests nachzugehen haben. Wenn es 
zutrifft, daß die Fehlerquote beim ersten Test so hoch 
liegt, daß minimal 30 % falsch positive Ergebnisse auf-
treten, muß die bisherige Praxis wohl überdacht wer-
den. 

Wir möchten auch in Zukunft sichergestellt wissen, 
daß die Freiwilligkeit und Anonymität des Tests gesi-
chert bleibt. Solange es keine Heilungsmöglichkeiten, 
keinen Impfstoff gibt, kann es auch keine Melde-
pflicht geben. 

Aber Herr Gauweiler und mit ihm die Bayerische 
Staatsregierung sind durch nichts zu beeindrucken. 
Ob es das Bayerische Verwaltungsgericht ist, das ei-
nen Zwangstest untersagt und die Tauglichkeit des 
bayerischen Maßnahmenkatalogs in Frage gestellt 
hat, ob die AIDS-Kommission des Bayerischen Land-
tags diese Politik kritisiert — Gauweiler sieht keinen 
Grund zur Änderung und versucht, seinen Kreuzzug 
weiterzuführen, einen Kreuzzug, der manische Züge 
annimmt, einen Kreuzzug, der Zärtlichkeit und Küs-
sen in Mißkredit bringt, einen Kreuzzug, der, sollte er 
erfolgreich sein, die Gesellschaft verändern und unse-
ren Umgang mit Minderheiten noch weiter entsolida-
risieren würde. 

(Geis [CDU/CSU]: Die Maßnahmen gibt es 
auch in anderen Ländern!) 

Deshalb unsere Aufforderung an die Gesundheits-
ministerin: Versuchen Sie alles, daß Bayern mit seiner 
AIDS-Politik nicht nur allein bleibt, 

(Geis [CDU/CSU]: Es ist doch gar nicht mehr 
allein!) 

sondern daß dieser Maßnahmenkatalog endlich im 
Papierkorb landet, wohin er seit längerem gehört; 
denn es geht um mehr als nur um die Bekämpfung 
einer gefährlichen Seuche. Es geht darum, Solidarität 
und Liebe zu retten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Würfel. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Tochter Co-
rinna auf der Tribüne! AIDS ist eine tödliche Infek-
tionskrankheit und ein multidisziplinäres Problem. 
Aus der öffentlichen Diskussion über AIDS kann 

man zeitweilig den Eindruck gewinnen, als sei diese 
Krankheit vorwiegend ein rechtliches Problem. Bei 
unserem derzeitig noch unbef riedigenden Wissens-
stand über die epidemiologische und medizinische 
Seite der Krankheit AIDS ist dies schwer nachvoll-
ziehbar. Ganz sicher ist eine rechtliche Koordinie-
rung angebracht; allerdings müssen unsere Kräfte 
und Mittel gegenwärtig auf dringlichere Aufgaben 
konzentriert werden, und zu den dringenden Proble-
men zählen die seuchenhygienischen Fragen ebenso 
wie die Intensivierung der Forschung in verschiede-
nen Bereichen. Wir müssen uns durchaus fragen, ob 
die Anstrengungen, jetzt zu einer bundesweiten 
rechtlichen Koordinierung in Sachen AIDS zu kom-
men, in entscheidendem Maße dazu beitragen, unsere 
Wissenslücken zu schließen, um die Ausbreitung der 
HIV-Infektion in der Bundesrepublik einzudämmen. 
Wir müssen uns auch nicht scheuen zu fragen, ob 

die Aufklärung über AIDS tatsächlich an die richtigen 
Personengruppen gelangt. Es darf nicht verkannt 
werden, daß der Beweis für die Wirksamkeit erziehe-
rischer Maßnahmen erst noch erbracht werden muß. 
Der Effekt von Aufklärungsmaßnahmen wurde jeden-
falls bei vielen Gesundheitsgefahren bislang über-
schätzt. Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß 
Erfahrungen mit anderen Risiken, die ebenfalls tödli-
che Folgen haben können, dies sehr deutlich zeigen; 
denn 20 Jahre Information und Aufklärung über die 
gefährlichen Folgen des Rauchens haben bisher nicht 
bewirkt, daß die jährlich 100 000 Todesfälle durch 
Rauchen wesentlich abgenommen hätten. Die Folge-
rung aus dieser Erkenntnis ist, daß wir ohne ideologi-
sche Voreingenommenheit alle Möglichkeiten der 
Eindämmung dieser Seuche immer wieder aufs neue 
zu prüfen haben. 

(Beifall des Abg. Geis [CDU/CSU]) 
Im Falle von AIDS muß wissenschaftlich sehr sicher 

und sorgfältig verfolgt werden, ob die Aufklärung tat-
sächlich zu verändertem Sexualverhalten führt und 
welche Kampagnen in der Tat wirksam waren. Wenn 
wir an die Drogensüchtigen denken, so wissen wir, 
daß auch sie nicht von ihren Spritzgewohnheiten ab- 
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lassen, auch wenn sie um die Gefahr einer AIDS-
Infektion wissen. 

Nach unseren bisherigen Erkenntnissen sind je-
doch gesundheitliche Aufklärung und Gesundheitser-
ziehung offensichtlich die wirksamsten Instrumente, 
um die Verbreitung der HIV-Infektion einzugrenzen. 
Dabei ist auch der Schutz des Gesunden vor einer 
HIV-Infektion zu bedenken; denn der Schutz des Ge-
sunden ist für uns alle ein sehr hohes Rechtsgut. 

Da Sexualkontakte der häufigste Übertragungsweg 
für die HIV-Infektion sind und sexuelle Praktiken in 
der Wahl jedes einzelnen liegen, besteht die Verant-
wortlichkeit der Gesellschaft da rin, die Menschen 
über Gefahren im Zusammenhang mit bestimmten 
Praktiken zu unterrichten und sie davon zu überzeu-
gen, diese Sexualpraktiken zu unterlassen. 

Die Sexualerziehung muß frühzeitig in der Schule 
einsetzen und darf auch während des Erwachsenseins 
im sexuell aktiven Leben nicht vernachlässigt wer-
den, sondern sie muß immer auf den neuesten Stand 
der Erkenntnisse gebracht werden. Diese erzieheri-
sche Tätigkeit muß sich auf viele Felder erstrecken, 
wie z. B. auf die persönliche Verantwortung dem eige-
nen Körper gegenüber, auf Ansteckungswege für alle 
sexuell übertragbaren Krankheiten, auf Vorkehrun-
gen gegen die Krankheitsübertragung und auf Sexua-
lität im weitesten Sinne. 

Bei der Aufklärung muß unterschieden werden zwi-
schen der breiten Information für die Öffentlichkeit 
insgesamt und der Information für bestimmte Ziel-
gruppen in der Bevölkerung, wie z. B. für Fachkräfte 
im Gesundheitswesen, für Lehrkräfte, Sozialarbeiter, 
Jugendverbände, Verbraucher- und Familienver-
bände. Wir müssen uns auch darüber im klaren sein, 
daß das, was jetzt an einschlägiger Gesundheitserzie-
hung eingeleitet werden kann, erst in einigen Jahren 
wirksam werden wird, und wir politischen Entschei-
dungsträger müssen diese zeitlichen Verschiebungen 
in unsere Überlegungen mit einrechnen. 

Alle im Gesundheitswesen Tätigen müssen zuver-
lässig wissen, ob die Zahl der neu mit HIV infizierten 
Personen weiterhin zunimmt oder ob schon eine Ver-
langsamung des Trends erkennbar ist. Wir müssen 
wissen, wie stark die Risikogruppen betroffen sind 
und wie die Entwicklung der HIV-Infektion in der 
heterosexuellen Bevölkerung aussieht. Es ist auch 
wichtig, die Größe der Gruppen mit einem erhöhten 
Risiko für eine Ansteckung zu kennen; das sind die 
Menschen mit risikoreichem Sexualverhalten und die 
spritzenden Drogensüchtigen. Hilfe für die bereits Er-
krankten oder Infizierten, aber auch für die zu schüt-
zende, nicht infizierte Bevölkerung ist in erster Linie 
von neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen zu er-
warten. Dazu gehört z. B. auch, Infektionswege ge-
nauer zu kennen, Aufklärung und Beeinflussung auf 
die richtigen Bevölkerungsgruppen zu richten, die 
Größe des Risikos im Verhältnis zu anderen Risiken 
seriös und verständlich darzustellen und wichtige For-
schungsvorhaben nicht an Bürokratie scheitern zu las-
sen. 

Auch die Weltgesundheitsorganisation ist der Auf-
fassung, daß routinemäßige Reihenuntersuchungen 
an der gesamten Bevölkerung auf HIV-Antikörper un

-

nötig und unrealistisch sind. Ein Routine-Screening 
bei Gruppen mit hohem Risiko wird von der Weltge-
sundheitsorganisation als von geringem Nutzen zur 
Bekämpfung und Eindämmung der AIDS-Epidemie 
angesehen, ja man geht sogar davon aus, daß dieses 
routinemäßige Screening sogar kontraproduktiv wer-
den würde, und zwar dann, wenn nicht gewährleistet 
ist, daß Vertraulichkeit und soziale Rechte gewahrt 
und medizinische Nachsorge bet rieben werden kön-
nen, wenn sich jemand als HIV-Antikörper-positiv er-
weist. 

Zur Forschung ist zu sagen, daß eine erfolgreiche 
Forschung zu AIDS von Staats wegen nicht verordnet 
werden kann. Die Bundesregierung kann ausrei-
chende Mittel zu Forschungszwecken zur Verfügung 
stellen und die Wissenschaft zu intensiver Arbeit an-
regen. Das ist erkennbar geschehen. In der Bundesre-
publik stehen in erheblichem Umfang Mittel für die 
AIDS-Forschung bereit. Klinische Forschung und 
Grundlagenforschung zur Virologie und Immunologie 
sind bei uns sehr gut angelaufen. Auf dem besonders 
wichtigen Gebiet der AIDS-Epidemiologie besteht 
meiner Meinung nach noch ein Defizit. Aus den vor-
handenen Publikationen geht he rvor, daß immer wie-
der die völlig unzureichende Datenlage zu Stand und 
Ausbreitung von AIDS in der Bundesrepublik ange-
prangert wird. Wir müssen uns fragen, ob die wenigen 
epidemiologischen Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik genügend an der AIDS-Forschung 
beteiligt sind. Dasselbe gilt für die Sexualforschung. 
Was wir brauchen, sind breit angelegte Projekte, die 
dazu beitragen können, all denjenigen, die für Auf-
klärung, Beratung und Seucheneindämmung zu sor-
gen haben, die heute noch fehlenden Daten über das 
Sexualverhalten der Bevölkerung zur Verfügung zu 
stellen. 

Zu den einzelnen Maßnahmen ist zu sagen, daß 
freiwillige individuelle Tests auf HIV-Antikörper 
dann befürwortet werden, wenn Anonymität und indi-
viduelle Beratung für die getesteten Personen sowie 
Vertraulichkeit der Daten garantiert sind. Diese frei-
willigen Tests stellen ein Mittel dar, Personen motivie-
ren zu können, falls sie HIV-Antikörper-positiv sind, 
riskante sexuelle Verhaltensweisen abzulegen. Der 
Beratung kommt meines Erachtens eine überragende 
Bedeutung zu, ja sie sollte obligatorisch sein, um 
AIDS-infizierten Personen zu helfen, die Konsequen-
zen ihres Gesundheitszustandes zu bewältigen und 
Vorsichtsmaßnahmen zu ergreifen, um ihre eigene 
Gesundheit zu schützen und die Infektion nicht weiter 
zu verbreiten. HIV-Antikörper-negative Personen 
sollten darüber informiert werden, wie sie eine An-
steckung vermeiden können. Wichtig ist, Menschen, 
deren Test HIV-negativ war, davor zu bewahren, sich 
in einer falschen Sicherheit zu wiegen, sofern sie nicht 
geeignete Sicherheitsmaßnahmen ergreifen. Es ver-
steht sich von selbst, daß alle Berater in diesem Be-
reich hervorragend qualifziert und erfahren sein müs-
sen, damit sie der Komplexität des Problems gerecht 
werden können. 

Meine Zeit reicht nicht aus, um jetzt noch ein paar 
weitere Anmerkungen zu machen. Deshalb möchte 
ich noch einmal auf Ihren Antrag und den Punkt g 
eingehen, bei dem es sich um die Entscheidung han- 
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delt, AB-Maßnahmen für AIDS-Beratungseinrichtun-
gen der Kommunen und von Selbsthilfeorganisatio-
nen ab sofort nicht mehr zu genehmigen. Sie können 
sich sicher vorstellen, daß wir diesem Punkt gern zu-
stimmen würden, aber wir haben das Problem, daß die 
hier Anwesenden nicht dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung angehören und daß dieser Ausschuß 
für diesen Punkt federführend ist. Wir hatten keine 
Gelegenheit, uns mit unseren Kollegen abzuspre-
chen, weil dieser Antrag uns bislang nicht vorgelegen 
hat und wir ihn erst jetzt zur Kenntnis bekommen 
haben und weil wir aus dem Parlament heraus nicht in 
der Lage sind, miteinander in Kontakt zu treten. Bitte 
haben Sie Verständnis dafür, daß wir ihn aus diesem 
Grunde ablehnen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Pfeifer. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unsere AIDS-
Politik — das kommt in der Antwort auf die Große 
Anfrage nochmals deutlich zum Ausdruck — ist in der 
Koalitionsvereinbarung und in der Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers vom 18. März 1987 festge-
legt. Das heißt, oberstes Ziel ist und bleibt, alles zu 
tun, um die Gesunden vor Ansteckung zu schützen, 
Infektionswege zu unterbrechen, die Ausbreitung der 
Krankheit zu stoppen und den Erkrankten und Infi-
zierten zu helfen, sie vor Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung zu schützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß gegen denjenigen mit allen rechtlich 
zulässigen Mitteln vorgegangen wird, der andere wis-
sentlich oder fahrlässig mit AIDS ansteckt. Herr Kol-
lege Geis, das ist auch die Position der Gesundheits-
ministerkonferenz der Länder. Auf der anderen Seite 
sollten wir uns auch darauf verständigen, daß es völlig 
falsch wäre, so zu tun, als sei jeder Infizierte gewisser-
maßen ein potentieller Desperado. Im Gegenteil, auch 
hier gilt: Wer die Betroffenen gut informiert, berät und 
betreut, leistet auch einen Beitrag dazu, uneinsichti-
gem Verhalten entgegenzutreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Meine Damen und Herren, nicht nur die Länder der 

EG, sondern alle jene, die in der Weltgesundheitsor-
ganisation zusammenarbeiten, haben immer wieder 
bestätigt, daß es bei dem Kampf gegen AIDS vor allem 
auf drei Punkte ankommt: erstens auf Aufklärung und 
Beratung der Bevölkerung, damit jeder weiß, was er 
tun kann, um sich vor Ansteckung zu schützen, zwei-
tens auf vertrauensvolle, auf Hilfe angelegte Zusam-
menarbeit mit Betroffenen und Gefährdeten und drit-
tens auf Stärkung von Selbstverantwortung und von 
ethisch verantwortetem Verhalten. 
Die Erfahrung lehrt: Zwangsmaßnahmen sind sel-

ten geeignet, Eigenverantwortlichkeit zu erhöhen. 
Aber wir müssen unsere Strategie gerade hier so anle-
gen, daß der Sinn für verantwortete Freiheit auch in 

diesem Sexualbereich wächst, wo der einmalige Wert 
des menschlichen Lebens auf dem Spiel steht. Wir 
verfügen inzwischen über eine ganze Reihe von wis-
senschaftlichen Erkenntnissen, die zeigen, daß Auf-
klärung und Beratung in der Tat zu deutlichen Ver-
haltensänderungen geführt haben und damit geeig-
net sind, die Ansteckungsquote zu reduzieren. 

So gefährlich AIDS ist, man kann sich gegen eine 
Ansteckung schützen. Die anfänglichen Erkenntnisse 
über die Übertragungswege haben sich inzwischen 
epidemiologisch immer wieder bestätigt. Nach wie 
vor liegt die Gefahr bei ungeschützten Sexualkontak-
ten, bei Mutter-Kind-Übertragungen und besonders 
bei mehrfacher Benutzung von Injektionsnadeln 
durch Fixer. Alle Erörterungen, auf welche andere Art 
und Weise eine AIDS-Übertragung noch möglich sein 
könnte, werden von der Bundesregierung mit großer 
Sorgfalt verfolgt. Aber das ändert nichts daran, daß 
sich die Infektionen nach wie vor genau auf diesen 
drei genannten Wegen ausbreiten. Wir müssen des-
halb mit großer Dringlichkeit darauf achten, daß die 
Erörterung von nicht erwiesenen, aber theoretisch 
nicht mit letzter Sicherheit auszuschließenden ande-
ren Infektionsgefahren nicht von den eigentlichen In-
fektionsquellen ablenkt und damit bewirkt, daß Men-
schen sich nicht so ausreichend schützen, wie sie sich 
eigentlich schützen müßten. Die Bundesregierung 
wird deshalb weiterhin alles tun, um die Bevölkerung 
deutlich über die Gefahren aufzuklären, zugleich aber 
jeder Panikmache entgegenzuwirken. 

Meine Damen und Herren, in der Koalitionsverein-
barung wird eine Registrierung von HIV-Infizierten 
klar und eindeutig abgelehnt. Dagegen haben wir die 
vereinbarte anonyme Laborberichtspflicht inzwi-
schen eingeführt, um die epidemiologischen Daten zu 
erhalten, die wir brauchen. Ich bin deswegen nicht 
der Ansicht, daß es gegenwärtig Gründe gibt, die es 
rechtfertigen würden, über die anonyme Laborbe-
richtspflicht hinaus eine namentliche Registrierung 
von Infizierten vorzusehen. 

Dies gilt ebenso für die Forderung nach Reihenun-
tersuchungen für die gesamte Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Wer weiß, daß er ein 
Risiko eingegangen ist, kann heute zum freiwilligen 
anonymen Test gehen, um sich Gewißheit, Beratung 
und Betreuung zu verschaffen. Wenn er sich verant-
wortungsbewußt verhält, tut er das auch. Gerade des-
halb fordert die Bundesregierung immer wieder alle 
gefährdeten Personen auf, diese Möglichkeiten zum 
anonymen Test zu nutzen. Ich kann nicht erkennen, 
welchen zusätzlichen Gewinn Reihenuntersuchun-
gen mit sich bringen würden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
zwei kurze Bemerkungen zu den vorliegenden Ent-
schließungsanträgen machen: In ihnen findet sich 
eine Reihe von Forderungen, die darauf hinauslaufen, 
Maßnahmen, die die Bundesregierung bereits seit 
langem durchführt, weiter zu intensivieren, also etwa 
die Forderung nach einer besseren Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern oder die Forde rung nach 
stärkerer Einbeziehung der Selbsthilfegruppen in die 
Aufklärungsarbeit. 

Ich bin prinzipiell für jede Unterstützung und für 
jeden Konsens dankbar, den wir in diesen Bereichen 
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erreichen können. Gerade deshalb finde ich es eigent-
lich bedauerlich, daß die Behandlung dieser Anträge 
in den Ausschüssen, wie das die Kollegen Voigt und 
Eimer vorgeschlagen haben, nicht möglich ist. 

Die Bundesregierung wird jedenfalls auch in diesen 
Bereichen ihre Politik konsequent fortsetzen. Dies 
trifft übrigens auch auf die Frage nach Gewährung 
von Leistungen aus der Sozialversicherung an HIV-
infizierte oder -erkrankte Personen zu. Hier gibt es 
aus meiner Sicht, Herr Kollege Eimer, eigentlich keine 
offenen Fragen mehr. Aber wenn jemand hier anderer 
Ansicht ist, zeigt das meiner Meinung nach, daß es 
besser gewesen wäre, wir hätten dieses Thema in den 
Ausschußberatungen nochmals im einzelnen erörtern 
können. 

Schließlich noch eine letzte Bemerkung zu der Ent-
scheidung über die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
für AIDS-Beratungseinrichtungen, die die Bundesan-
stalt für Arbeit getroffen hat. Meine Damen und Her-
ren, für diese Entscheidung liegt die Verantwortung 
bei der Bundesanstalt für Arbeit. Der Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat die 
Bundesanstalt gebeten, ihre Entscheidung zu über-
denken. 

Ich will dies hier gerne noch einmal in der Öffent-
lichkeit tun: Der Kampf gegen AIDS schließt eine 
ganze Reihe von Tätigkeitsfeldern ein, die nicht zur 
Gesundheitsfür- oder zur Gesundheitsvorsorge im en-
geren Sinne zählen. Dennoch sind sie für die Betrof-
fenen in höchstem Maße sinnvoll und nützlich. Mir 
liegt daran, daß die bei den Kommunen und in den 
Selbsthilfeorganisationen in diesem Bereich eingelei-
teten Initiativen jetzt nicht einfach aufgegeben wer-
den. Deshalb appelliere ich an die Bundesanstalt für 
Arbeit, ihre Entscheidung bezüglich der Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen im AIDSBereich zu revidie-
ren. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
wird in der AIDS-Politik ihre Linie der Vernunft fort-
setzen. Ich bin Ihnen dankbar für die Unterstützung, 
die Sie auch in dieser Debatte der Politik der Bundes-
regierung zuteil werden ließen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich darf Ihnen erst einmal mitteilen, in welcher Rei-
henfolge wir hier jetzt die Abstimmungen vorgesehen 
haben. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen zuerst ab 
über den Antrag der GRÜNEN auf Drucksache 
11/1364, dann über den Entschließungsantrag der 
SPD auf Drucksache 11/2104. Hierbei wird über die 
einzelnen Abschnitte abgestimmt. Die Ziffer 4 g, über 
die hier diskutiert worden ist, wird auf Wunsch der 
Antragsteller überwiesen. 

(Beifall des Abg. Eimer [Fürth] [FDP]) 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den An-
trag der GRÜNEN auf Drucksache 11/2111, und zu-
letzt kommen wir zur namentlichen Abstimmung. 
Wenn jetzt die verehrten Kollegen Platz nehmen 

würden, könnte ich nachher auch die Mehrheitsver-
hältnisse feststellen. 
Jetzt darf ich, damit hier Klarheit herrscht, was noch 

geändert werden soll, zu einer ganz kleinen Bemer-
kung zur Abstimmung nach § 31 der Geschäftsord-
nung Frau Abgeordneter Conrad das Wort erteilen. 

Frau Conrad (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Vielen Dank, daß ich noch das Wort er-
greifen kann. 
Ich bitte, im Antrag Drucksache 11/2103 das Wort 

„Hauptrisikogruppen" durch „Hauptbetroffenen

-

gruppen" zu ersetzen. 
Begründung: Wenn Sie das Protokoll vom 13. No-

vember 1986 durchlesen, werden Sie sehen, daß der 
damalige Berichterstatter, der CDU-Abgeordnete Do-
lata, für den zuständigen Ausschuß im Namen aller 
Fraktionen berichtet hat, daß in diesem Antrag, den 
wir hier nur zitieren, das Wort „Hauptrisikogruppen" 
durch das Wort „Hauptbetroffenengruppen" zu erset-
zen ist. 
Wir tragen diesem Rechnung, damit der Antrag ord-

nungsgemäß zitiert ist. 
Vielen Dank. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ta-
gesordnungspunkt 9 a. 
Wer stimmt für den Antrag der Fraktion DIE GRÜ-

NEN auf Drucksache 11/1364? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist auf jeden Fall abge-
lehnt. 
Meine Damen und Herren, wir stimmen jetzt über 

den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 11/2104 ab. Hierzu wird getrennte Ab-
stimmung verlangt; ich habe das schon mitgeteilt. 
Wer für die Ziffern 1 und 2 sowie Nr. 4 a bis 4 f 

stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Ziffern sind abge-
lehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Ziffer 3 

dieses Antrages. Wer stimmt für die Ziffer 3 dieses 
Antrages? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Zif-
fer 3 ist abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, wir haben eben mitge-

teilt, daß die SPD-Fraktion darum bittet, Ziffer 4 g an 
den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit, an den Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung und an den Haushaltsausschuß zu überweisen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — 

Der  übrige Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD ist abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, wir stimmen nunmehr 

über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/2111 ab. Wer stimmt 
diesem Entschließungsantrag zu? — Gegenprobe! — 
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Enthaltungen? — Der Antrag ist bei Enthaltung der 
SPD mit den Stimmen der Koalition abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu der 

namentlichen Abstimmung über den Antrag auf 
Drucksache 11/2103, die von der Fraktion der SPD 
gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung verlangt wor-
den ist. Das Verfahren ist bekannt. Die Abstimmung 
ist eröffnet. — 

Meine Damen und Herren, ist noch jemand im 
Raum, der seine Stimmkarte nicht abgegeben hat? — 
Ich schließe die Abstimmung. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wir fahren in der Sitzung fort. Ich 
werde das Ergebnis bekanntgeben, sobald es einge-
laufen ist. *) 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die siebzehnte Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (KOV-Anpas-
sungsgesetz 1988 — KOVAnpG 1988) 
— Drucksache 11/2042 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 30 Minuten 
vorgesehen. Ich frage das Haus, ob es dagegen Wider-
spruch gibt. — Nein. Es wird also so verfahren. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Er will es nicht!) 
— Wenn er so freundlich wäre, sich ans Mikrophon zu 
begeben, hätte er sicher eine aufmerksame Zuhörer-
schaft hier im Plenarsaal. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
bringen das Gesetz zur Anpassung der Kriegsopfer-
versorgung ein. Die Renten der Kriegsopfer, der 
Wehrdienstopfer und der Opfer von Gewalttaten wer-
den ab 1. Juli 1988 um 3 % erhöht, so wie die Renten 
der Sozialrentner. Insofern kommen die Lohnsteige-
rungen des Jahres 1987 wie den Rentnern auch den 
Kriegsopfern voll zugute. Um die Bedeutung dieser 
Erhöhung richtig einzuschätzen, gilt es auch hier, 
diese 3 % in Beziehung zu den Preisen zu setzen. 
Dank stabiler Preise bedeutet Erhöhung der Renten 
auch Erhöhung der Kaufkraft. Die Politik der Solidität 
erweist sich als eine Politik der Solidarität. 
Zum drittenmal hintereinander steigen die Renten 

mehr als die Preise. Zum drittenmal hintereinander 
erhalten die Rentner und die Kriegsopfer ein deutli-
ches Mehr an Kaufkraft. Daß das keine Selbstver-
ständlichkeit ist, wissen Rentner und Kriegsopfer aus 
leidvollen Jahren der Inflation, wo die Preissteigerung 

*) Ergebnis Seite 4822 D 

Renten- und Kriegsopferversorgungserhöhungen 
überholt hatte. Die 1,5 Millionen Kriegsopfer, die 
heute im Durchschnitt über 70 Jahre alt sind, haben in 
ihrem Leben am eigenen Leib nicht einmal, sondern 
mehrfach erfahren, was In flation bedeutet: in der Wei-
marer Zeit, in der Nachkriegszeit und auch in den 80er 
Jahren mit ihren hohen Preissteigerungsraten. 

Soziale Gerechtigkeit ist nicht mit einem groben 
Raster erreichbar. Politik muß den einzelnen Men-
schen mit seinen persönlichen Bedürfnissen und Sor-
gen im Blick haben. Deshalb ist unsere Kriegsopfer-
versorgung ein differenziertes Leistungssystem. Es 
gibt individuelle Hilfen für die unterschiedlichen 
Schädigungen. Der Leistungskatalog ist umfang-
reich. 

Aber bekanntlich ist nichts vollkommen. Deshalb 
bleibt es unsere Aufgabe, das Kriegsopferrecht wei-
terzuentwickeln, und zwar auch strukturell, zumal 
sich auch die Lebenslage der Kriegsopfer mit steigen-
dem Lebensalter ändert. Deshalb haben wir ja auch in 
der Vergangenheit in vielen, vielen — ich gebe zu — 
kleinen Schritten das Kriegsopferrecht weiterentwik-
kelt. Aber ein kleiner Schritt konkret ist besser als ein 
großer Schritt in der Rhetorik. Mit  kleinen Schritten 
der konkreten Lebensverbesserung wollen wir auch 
weitermachen. 

Die Kriegsopferversorgung ist auch weiterhin auf 
Fortentwicklung angelegt. Ich nenne ein paar Bei-
spiele: Beim Versehrtensport ist die pauschale Erstat-
tung der Aufwendungen ab dem 1. Januar 1988 neu 
geregelt und fortgeführt worden. Zum erstenmal seit 
1980 sind die Beträge der Teilversorgung im Ostbe-
reich zum 1. Januar dieses Jahres wieder angehoben 
worden. Beides Punkte, die lange auf der Warteliste 
standen. Das sind Mosaiksteine einer ständigen Fort-
entwicklung des Kriegsopferrechtes. Zu den bereits 
erledigten Punkten kommen weitere hinzu. In Kürze 
wird sich die Bundesregierung wieder mit der Aus-
gleichsrentenverordnung befassen. Dabei geht es um 
die Frage, ob Wohnrechte im landwirtschaftlichen Be-
reich in Zukunft bei der Ausgleichs- und Elternrente 
anrechnungsfrei bleiben sollen. 

Niemand sollte unterschätzen, was solche Änderun-
gen für den einzelnen bedeuten. Sie können im Ein-
zelfall das Leben erleichtern, wichtige Fortschritte 
bringen. 

Der Bundeskanzler hat den Kriegsopfern in seiner 
Regierungserklärung vom 18. März 1987 strukturelle 
Verbesserungen in Aussicht gestellt. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Entsprechend der Koalitionsvereinbarung wird die 
Bundesregierung auch darüber entscheiden, welche 
strukurellen Verbesserungen im Bereich der Kriegs-
opferversorgung sachlich geboten sind. Das wird im 
Zusammenhang mit der Gesamtwürdigung der Haus-
haltslage geschehen. In die Vorbereitung dieser Ent-
scheidung werden die Vorschläge des Bundesrates 
und der Verbände einbezogen. 

Ein neues Kapitel der Sozialpolitik schlagen wir mit 
der Strukturreform des Gesundheitswesens auf. Wir 
wollen die häusliche Pflege in den Leistungskatalog 
der gesetzlichen Krankenversicherung aufnehmen. 
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Bundesminister Dr. Blüm 

Das ist auch ein wichtiger Beitrag, der der Kriegsop-
fergeneration zugute kommt, gerade denjenigen, die 
zu Hause gepflegt werden. Wir wollen, daß Pflegebe-
dürftige in der ihnen vertrauten Umgebung von ihnen 
vertrauten Menschen gepflegt werden. 

(Andres [SPD]: Steht das auf der Tagesord

-

nung?) 

— Ich zeige in einem Gesamtüberblick, welche ge-
setzlichen Änderungen gerade für eine Generation 
Verbesserungen bringen, die unter dem Krieg sehr 
gelitten hat. Das ist eine ganz praktische Sozialpoli-
tik. 
Die wichtigste sozialpolitische Nachricht des Tages 

ist: Die Kriegsopferrenten sollen bei Preisstabilität um 
3 % erhöht werden. Das ist ein Gewinn an Kaufkraft, 
ein Gewinn für eine Generation, der wir zu Dank und 
Anerkennung verpflichtet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Weiler. 

Frau Weiler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei Durchsicht des vorliegenden Gesetz-
entwurfes zur siebzehnten Anpassung der Kriegsop-
ferversorgung und beim Nachlesen der Debatte vor 
knapp einem Jahr über die sechzehnte Anpassung 
konnte ich die Enttäuschung, die Empörung und auch 
die Resignation der betroffenen Kriegsopfer und ihrer 
Verbände sehr wohl verstehen. 

(Andres [SPD]: Das machen die Konservati

-

ven immer so!) 

Auch ich als Neuling in diesem Parlament habe mich 
noch nicht damit abgefunden, daß offiziellen Zusa-
gen, sogar in der Regierungserklärung vom 18. März 
1987, nicht die konkreten Taten folgen und daß die 
Einsicht zur notwendigen Veränderung nicht umge-
setzt wird. Für mich persönlich ist das ein Zeichen 
politischer Unglaubwürdigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak-
tionen, wie ernst nehmen Sie eigentlich die Anhörun-
gen im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung? 

(Andres [SPD]: Gar nicht!) 

Die dringende Notwendigkeit der strukturellen Wei-
terentwicklung der Kriegsopferversorgung ist schon 
im Verlauf der Sachverständigenanhörung zum letz-
ten Anpassungsgestz besonders deutlich geworden. 

(Zuruf von der SPD: Das interessiert die doch 
gar nicht!) 

Von den dort gehörten Sachverständigen ist unmiß-
verständlich klar gemacht worden, daß die altersbe-
dingt besondere Situation in der Kriegsopferversor-
gung sofortige Leistungsverbesserungen notwendig 
mache. Insbesondere im Hinblick auf das inzwischen 
hohe Durchschnittsalter der Beschädigten und Hinter-
bliebenen sei ein weiteres Hinausschieben nicht zu 
verantworten. Im Ergebnis würde das sonst dazu füh-
ren, daß über hunderttausend Versorgungsberech-
tigte die Leistungsverbesserungen nicht mehr erleben 
würden. 

Herr Bundesminister, Sie haben eben von kleinen 
Schritten gesprochen. Ich bin sehr überrascht: Von 
diesen kleinen Schritten an strukturellen Verbesse-
rungen ist in Ihrem Gesetzentwurf nichts zu mer-
ken. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Wenn ich Ihre Stellungnahme noch einmal zitieren 
darf: Zu den Vorschlägen des Bundesrates zum 
16. Anpassungsgesetz haben Sie gesagt, Sie möchten 
diesmal noch keine strukturellen Verbesserungen 
machen, weil es zeitlich noch überdacht werden 
müsse. Diese Zeit haben Sie nun ein Jahr gehabt, und 
noch immer liegt nichts vor. 

Die Anpassung zum 1. Juli 1988 um voraussichtlich 
rund drei Prozent ist sicherlich eine erfreuliche Sache, 
aber bevor wir sie zu euphorisch feiern, möchte ich 
drei Punkte kritisch anmerken: 

Erstens. Der vorliegende Entwurf umfaßt lediglich 
die jährliche Anpassung nach dem Bundesversor-
gungsgesetz, die eh eine gesetzliche Verpflichtung 
ist. 

Zweitens. Durch die Ausirkungen der mit den 
Haushaltsbegleitgesetzen von 1983 und 1984 einge-
führten Rentenkürzungsmechanismen hatten die 
Kriegsopfer erhebliche Einbußen zu erleiden. Noch 
1986 waren die Kriegsopferrenten um real 0,3 Prozent 
niedriger als 1982. Erst seit dem letzten Jahr ist ein 
spürbarer Einkommenszuwachs zu verzeichnen. 

Drittens. Die dringend erforderlichen strukturellen 
Weiterentwicklungen fehlen immer noch. 

Der Gesetzentwurf kann nicht so bleiben wie er ist. 
Er wird in seiner jetzigen Form weder aus sozialpoli-
tischer noch aus entschädigungsrechtlicher Sicht der 
Bedarfssituation der Kriegsopfer gerecht. Wir Sozial-
demokraten werden bei den weiteren Beratungen im 
Ausschuß die dringend notwendigen strukturellen 
Veränderungen einbringen. Dies duldet keinen wei-
teren Aufschub, wenn Sie sich nicht dem Vorwurf aus-
setzen wollen, auch in der Kriegsopferversorgung wie 
bei den Trümmerfrauen Politik mit der Sterbetafel zu 
machen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau Un

-

ruh [GRÜNE]) 

Jede weitere Verzögerung ist bei einem Durch-
schnittsalter des betroffenen Personenkreises von 69 
bzw. 75 Jahren, bei denen sich die Schädigungsfolgen 
auch noch immer stärker bemerkbar machen, der 
blanke Hohn. Mit den Vertröstungen, Herr Blüm, auf 
die zweite Hälfte der Legislaturperiode muß endlich 
Schluß sein. Dies ist unverantwortlich und unzumut-
bar für die Kriegsopfer. 

Die für die strukturelle Reform notwendigen Mittel 
sind durchaus vorhanden. Durch den Rückgang der 
Zahl der Versorgungsberechtigten ergeben sich sehr 
wohl Finanzspielräume. Nur scheint es, daß die Re-
gierung gerne jede Mark aus dem Sozialetat zur Fi-
nanzierung ihrer fragwürdigen Steuerpläne und zur 
Sanierung der katastrophalen Staatsfinanzen verwen-
den möchte. Auch in diesem Gesetzentwurf wird wie-
der einmal deutlich, was die Richtschnur christlich

-

liberaler Politik ist: Nach der Devise „Nimm es den 
Armen und gib es den Reichen" werden die massiven 
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Steuergeschenke für Spitzenverdiener durch das 
Steuerpaket 1990 auch durch die Verweigerung von 
strukturellen Leistungsverbesserungen in der Kriegs-
opferversorgung mitfinanziert. Durch die geplanten 
Belastungen, Herr Blüm, nach dem Kostendämp-
fungsgesetz im Gesundheitswesen wird dieser Perso-
nenkreis noch zusätzlich betroffen. 

Mit besonderer Sorge betrachte ich die Situation der 
Kriegsopferwitwen. Diesen Frauen war es nicht mög-
lich, eigene Rentenansprüche zu erwerben, weil sie 
den größten Teil ihres Lebens mit der Pflege ihrer ver-
sehrten Männer verbracht haben. Sie trifft ein Los, das 
sich in das von der Koalition gewünschte Frauenbild 
wohl besonders harmonisch einfügt. Schöne Dankes-
worte, ein warmer Händedruck und die Verleihung 
des Bundesverdienstkreuzes für den aufopfernden 
pflegerischen Einsatz in 45 Ehejahren können und 
dürfen nicht die Alternative zu einer angemessenen 
Versorgungsleistung sein. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten 
Frau Unruh [GRÜNE]) 

Ein großer Teil der dringend notwendigen struktu-
rellen Leistungsverbesserungen, die auch die Ver-
bände so eingefordert haben, würden den Ehefrauen 
bzw. den Witwen Hilfe schaffen. Wir Sozialdemokra-
ten haben mit Freude zur Kenntnis genommen, daß 
einzelne Länder im Bundesrat und auch die Arbeits- 
und Sozialministerkonferenz im September letzten 
Jahres Verbesserungsvorschläge eingebracht haben. 
Wir hoffen, daß die Koalitionsfraktionen mit uns ge-
meinsam den vorliegenden Gesetzentwurf zum 
Wohle der Betroffenen noch einmal überarbeiten wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Louven. 

Louven (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 1,5 Millionen Kriegs-
opfer erhalten ab 1. Juli 1988 höhere Leistungen. Die 
Steigerung von 3 % bedeutet, daß zum dritten Jahr in 
Folge unsere Kriegsopfer ein echtes Mehr haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die von dieser Regierung erreichte Preisstabilität 
kommt auch unseren Kriegsopfern zugute. Wir begrü-
ßen dies. 

Die Verbände der Kriegsopferfürsorge fordern dar-
über hinaus strukturelle Verbesserungen. Ich denke, 
dies ist ihr gutes Recht, vielleicht auch ihre Pflicht. 

(Andres [SPD]: Und Sie prüfen noch!) 

—Ja, ja. — Auch der Bundesrat hat strukturelle Ver-
besserungen vorgeschlagen. 

(Frau Weiler [SPD]: Nicht zum erstenmal!) 

Wir werden diese wie die der Verbände sehr ernsthaft 
prüfen. 

(Frau Weiler [SPD]: Noch ein Jahr?) 

— Frau Weiler, nun warten Sie doch einmal. Ich bin 
doch erst am Anfang meiner Rede. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung vom 18. März 1987 ausdrücklich eine Weiterent-
wicklung der Kriegsopferversorgung zugesagt, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Wo bleibt die?) 

jedoch auch zum Ausdruck gebracht, daß Leistungs-
gesetze erst in der zweiten Hälfte der Legislaturpe-
riode möglich sind. Vor diesem Hintergrund ist es 
unredlich, dem Bundeskanzler Wortbruch vorzuwer-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir, die Koalitionsfraktionen, wollen dennoch, wie 
im vorigen Jahr versprochen, auch mit diesem Gesetz 
strukturelle Verbesserungen erzielen. Ich sehe hierfür 
eine gute Chance, kann mir jedoch nicht vorstellen, 
daß sich diese in der Größenordnung, wie von den 
Verbänden und vom Bundesrat gefordert, bewegen 
werden. 

Im übrigen möchte ich an dieser Stelle auch darauf 
hinweisen dürfen, daß trotz der finanziellen Schwie-
rigkeiten im 14., 15. und 16. Anpassungsgesetz KOV-
strukturelle Verbesserungen erreicht werden konn-
ten. Diese verursachen Mehrkosten von jährlich 
95 Millionen DM. Vergleicht man den Anpassungs-
satz mit den Sätzen der Jahre 1978 bis 1982, bei denen 
nicht einmal die Höhe der Inflationsrate erreicht 
wurde und strukturelle Verbesserungen, Frau Weiler, 
überhaupt nicht stattfanden, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

so kann sich unsere Kriegsopferversorgung weiß Gott 
sehen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Sie sagen, die Kriegsopfer seien von diesem 
Gesetzentwurf enttäuscht und empört, und wenn Sie 
hier weiter sagen, auch dieser Gesetzentwurf verfahre 
wieder nach dem Motto: „Nimm es den Armen und 
gib es den Reichen! ", dann muß ich Sie fragen: Wie 
empört sind wohl die Kriegsopfer von 1978 bis 1982 
gewesen? Im Jahre 1978 haben Sie nicht einmal eine 
Anpassung vorgenommen. Dies ist die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU: So ist das! 
— Andres [SPD]: Sagen Sie doch einmal, wo 
die Strukturverbesserungen sind, die Sie vor

-

haben!) 

Daß die Kriegsopferversorgung nicht Stiefkind un-
serer Sozialpolitik ist, sollen einige Zahlen deutlich 
machen: Von 1983 bis 1987 ging die Zahl der An-
spruchsberechtigten um 14,6 % zurück, 

(Frau Weiler [SPD]: Weshalb?) 

die Summe der Aufwendungen jedoch nur um 4,7 %. 
Für eine Million Kriegsopfer wurden 1983 7,086 Milli-
arden DM ausgegeben, im Jahre 1987 waren es 
7,89 Milliarden DM. Diese Zahlen beweisen, daß die 
Kriegsopfer, seit Norbert Blüm Sozialminister ist, an 
der wirtschaftlichen Entwicklung Anteil hatten. Einen 
Stillstand hat es seit 1983 nicht gegeben, und es wird 
keinen Stillstand geben. 

Wir begrüßen es auch, daß durch die beabsichtigte 
Strukturreform im Gesundheitswesen keine negati-
ven Folgen für die Kriegsopfer entstehen. Die Auf- 
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nahme der ambulanten Pflege bedeutet für die An-
spruchsberechtigten in vielen Fällen Erleichterung. 

Strukturelle Verbesserungen in der Kriegsopfer-
versorgung werden uns — ich führte das schon aus — 
in  Zukunft beschäftigen müssen. 

(Andres [SPD]: Wann ist denn die Zu

-

kunft?) 

Neben den erwähnten Punkten nenne ich den Berufs-
schadensausgleich, die Ausgleichsrente und die Lei-
stungen an Kriegsopfer, die der Pflege bedürfen. In 
diesen Bereichen bedarf es sorgfältiger Überlegun-
gen, um zu einem gerechten System zu kommen. 

(Heyenn [SPD]: Seit fünf Jahren!) 

— Sie sollten sich mit Zwischenrufen wie „Seit fünf 
Jahren! " zurückhalten, nachdem ich Ihnen soeben 
gesagt habe, wie Sie es praktiziert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heyenn [SPD]: 
 Ist Ihr Versagen nicht peinlich?) 

Es ist zu prüfen, ob eine differenzierte Lösung ge-
funden werden kann, die sicherstellt, daß der wirt-
schaftliche Schaden in vielen Fällen annähernd abge-
golten wird und eine Überkompensation nicht stattfin-
det. Hierbei sind wir auf den Rat und die Mitarbeit der 
Kriegsopferverbände angewiesen. 
So wichtig strukturelle Verbesserungen auch sind, 

die Verläßlichkeit der jährlichen Anpassung ist für 
unsere Kriegsopfer sicher das wichtigste Element ih-
rer Lebensführung. 
Solidarität mit den Kriegsopfern ist unsere Auf-

gabe. Ihre Generation war es, die unseren Staat nach 
dem Zusammenbruch aufgebaut hat. Die Kriegsopfer 
haben trotz ihrer gesundheitlichen Schädigung oder 
eines schweren persönlichen Schicksals maßgebli-
chen Anteil daran gehabt. Dafür gebührt ihnen unsere 
Anerkennung. 

(Heyenn [SPD]: Schon wieder fünf Jahre 
lang!) 

Wir fühlen uns als Anwalt dieser Generation, die nun, 
da sie älter geworden ist, unseren besonderen Bei-
stand braucht. 

(Heyenn [SPD]: Mit Bundesverdienst

-

kreuz!) 

Die deutschen Kriegsopfer können sich auf uns verlas-
sen. 
Wir stimmen der Überweisung zu und bitten um 

zügige Beratung, damit das Gesetz pünktlich in Kraft 
treten kann. 

(Andres [SPD]: Das hätten Sie früher tun 
können!) 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Präsident! Werte Volks-
vertreterinnen und Volksvertreter! Herr Minister ganz 
besonders! Und die christliche Grundwertepartei im 
besonderen! Ich bin ja immer wieder begeistert, wie 

flüssig Ihnen das von den Lippen geht: „Dank und 
Anerkennung". 

(Beifall des Abg. Andres [SPD]) 

Und ich bin immer wieder begeistert, wie ich von 
Ihnen lernen kann, wie man vielleicht draußen die 
Alten noch mehr mit Sabberreden täuschen kann. Sie 
wagen es, das Wort der Kriegsopferverbände in den 
Mund zu nehmen. Sie wagen es, zu sagen, sie sollen 
uns mit Rat und Tat zur Seite stehen. 

(Louven [CDU/CSU]: Die arbeiten mit uns 
eng zusammen, Frau Unruh!) 

— Ja, natürlich, und wie die zusammenarbeiten! Nur, 
was nutzt das denn auf dem Papier? Sie tun doch 
nichts. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie gucken denen genauso treu in die Augen, wie Sie 
mir jetzt in die Augen gucken, und reden dann von 
3 % , die Sie sowieso geben müssen, und erfüllen sel-
ber nichts. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Vogt [Düren] 
[CDU/CSU]: Selbsttäuschung!) 

— Aber, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich 
meine ja nicht ihre Pension oder so etwas. Ich weiß 
nicht, wie alt Sie sind und ob auch Sie mit der Gnade 
der späten Geburt leben. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Ich kann mit Ih

-

nen konkurrieren!) 

Auch das meine ich nicht. Dann halten Sie sich mal 
ruhig ein Stück bedeckt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich meine, daß Sie nicht mal in der Lage sind, die 
geringen Forderungen des Bundesrats zu erfüllen. 
Das muß einen doch sehr, sehr stutzig machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Was wollen denn eigentlich die Kriegsopferver-
bände erreichen, wenn Sie nicht mal diesen Forde-
rungen der Länder und Stadtstaaten, die einstimmig 
erhoben worden sind, folgen? Also: Asche auf Ihr 
Haupt! Mehr kann ich dazu nicht sagen. Ich muß Sie 
sonst politisch ernst nehmen. Und das kann ich nun 
absolut nicht. 

(Beifall des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Ich weiß, daß die GRÜNEN nicht von diesem hehren 
Verständnis getragen sind, wie Sie es hier so wunder-
schön christlich verständlich vortragen können. Die 
GRÜNEN sind ganz nüchterne Menschen, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Besonders der 
Herr Reents, der war immer nüchtern! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

die sagen: Die Menschen haben opfern müssen. — 
Denken Sie einmal an heute morgen. Tun Sie nicht so 
zynisch, ja! Da fallen die Flugzeuge vom Himmel, nur 
weil irgendwelche — das ist nicht parlamentsreif, was 
ich jetzt sage — Vollidioten das befehlen. 

(Louven [CDU/CSU]: Das ist unerhört! Da 
oben sitzen Soldaten, schämen Sie sich! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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Frau Unruh 

Und dann, was denn dann? Die, die das befehlen, 
bekommen die dicksten Abfindungen, die bekommen 
Schlösser hingesetzt, 

(Bohl [CDU/CSU]: Jetzt reden Sie von Lafon

-

taine, von Lafontaine reden Sie jetzt! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

die kriegen noch Rolls-Royce hingesetzt. — Ja, der 
Lafontaine will das ja vielleicht noch repräsentativ mit 
schönen Frauen, ja — hahaha. 

(Große Heiterkeit) 

Das ist doch ganz was anderes. Aber was macht denn 
so'n NATO-Generalsekretär damit? Was macht der 
denn? Ja, der verpaßt sich ein Schloß, der verpaßt sich 
einen Rolls-Royce und macht vielleicht auch noch ein 
ganz sehnsüchtiges oder samariterhaftes Gesicht und 
redet von Kriegsopfern. 

(Kolb [CDU/CSU]: Zu was reden Sie eigent

-

lich, Frau Kollegin?) 

Nein, es ist eine Schande für dieses Haus, daß wir 
das Wort „Krieg" und „Opfer" hier in der Bundesre-
publik Deutschland auch noch 1988 überhaupt in den 
Mund nehmen müssen. Daran zeigt sich, wie wenig 
fähig dieses Parlament war, endlich einen Schluß-
strich zu ziehen, die Menschen abzufinden, damit sie 
in ihrem hohen Alter endlich, so wie Sie mit Ihren 
Pensionen z. B., leben können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann machen Sie 
entsprechende Vorschläge für die Abfin

-

dung!) 

Sie haben keine Nachteile, aber genau die alten Müt-
ter, die alten Väter, Ihre eigenen Mütter und Väter, 
stehen doch dann draußen, drehen den Groschen 
nach wie vor zweimal um. Sie möchten auch mal gern 
alle fünf Jahre oder alle zehn Jahre zur Kur fahren; 
können sie aber nicht. Also gehen sie — — 

(Bohl [CDU/CSU]: Was für ein Auto fahren 
Sie denn?) 

—Hören Sie mal, was habe ich denn mit Ihrem Auto 
zu tun, was habe ich damit zu tun? 

(Heiterkeit — Bohl [CDU/CSU]: Mit Ih

-

rem!) 

— Sie lenken aber wirklich dermaßen ballaballa ab, 

(Erneute Heiterkeit — Kolb [CDU/CSU]: Das 
tun Sie!) 

daß ich mir sehr gut vorstellen kann, daß hier die 
Hälfte der CDU-Frauen sitzen muß. Denn in Ihre Be-
tonköpfe geht's bei Gott nicht rein. Das, Herr Minister, 
haben Sie wieder bewiesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie reden wie ein 
Pfeifenraucher! — Pfeffermann [CDU/CSU]: 
Es gibt Leute, die haben Narrenfreiheit! Das 

merkt man an Ihrer Rede!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Auch 
Frau Unruh!)  

Die Kriegsopferfürsorge als Versorgungsleistung 
eigener Art hat die Aufgabe, den Kriegs-, Wehr-, 
Zivildienstopfern, den Opfern von Gewalt und 
anderen entschädigungsberechtigten Personen 
neben den übrigen Versorgungsleistungen indi-
viduelle Hilfe in allen Lebenslagen zu bieten. Als 
notwendige Ergänzung der Rentenversorgung 
hat sie im sozialen Entschädigungsrecht ihren 
gleichberechtigten Platz. 

Mit diesem Zitat aus einer VdK-Schrift möchte ich 
zum Ausdruck bringen, daß auch wir, die Freien De-
mokraten, die Kriegsopferversorgung genauso einstu-
fen und unser politisches Handeln daran ausrichten. 
Verehrte Kollegin Unruh, das, was Sie soeben gebo-

ten haben, hat zwar einen hohen Unterhaltungswert 
gehabt, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
kommt auf die Ansprüche an! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Nein!) 
ist aber dem Ernst der Dinge, dem Ernst der Sache 
nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Die Bundesregierung hat mit dem KOV-Anpas-

sungsgesetz 1988 ein Gesetz vorgelegt, das in einer 
Anpassung sicherstellt, daß Kriegsopferrenten wie die 
Sozialrenten gleichermaßen dynamisiert werden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Unruh? 

Heinrich (FDP): Herr Präsident, ich habe nur noch 
vier Minuten. 

(Heyenn [SPD]: Das wird doch nicht ange

-

rechnet! — Weitere Zurufe von der SPD) 
— Wenn das geht, bin ich gerne bereit. 

Vizepräsident Stücklen: Ich schreibe Ihnen die Zeit 
gut. 

Heinrich (FDP): Herzlichen Dank. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Frau Kollegin. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Kollege, meinen Sie, 
daß man Sie mit Ihren Redensarten draußen ernst 
nimmt? 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Das glauben wir schon! — Das ist eine 

unverschämte Frage!) 

Heinrich (FDP): Auf diese Frage, falls es eine Frage 
gewesen sein sollte, werde ich Ihnen keine Antwort 
geben. — 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Louven [CDU/CSU]: Das Niveau wird immer 

primitiver!) 
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Heinrich 

Diese Anpassung, von der ich soeben gesprochen 
habe, wird am 1. Juli 1988 wirksam und beträgt in 
diesem Jahr 3,1 %. Bei der gegenwärtigen Geldwert-
stabilität bedeutet das rund 2 % mehr in der Tasche 
der Hilfeempfänger. Das hat zur Folge, daß wir im 
Jahre 1988 mit 136 Millionen und im Jahre 1989 mit 
262 Millionen DM Mehrausgaben des Bundes rech-
nen müssen. Insgesamt werden für diesen Personen-
kreis jährlich mehr als 12 Milliarden DM ausgege-
ben. 

Das ist sicher ein Niveau, das sich sehen lassen 
kann. Wir haben allen Grund, der Bundesregierung 
für ihre Politik zu danken, die eine solche Geldwert-
stabilität und damit gleichzeitig eine gute Sozialpoli-
tik ermöglicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD: Dank und Anerken-
nung! Als ob sie in der Bundesregierung et-
was dafür könnten! Das ist unglaublich!) 

—Und ob sie etwas dafür kann! 

Als Sprecher meiner Partei möchte ich aber deutlich 
zum Ausdruck bringen, daß wir auf Grund des fort-
schreitenden Alters der Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen weitere strukturelle Verbesse-
rungen für notwendig halten. Da besteht ja Überein-
stimmung; Sie kamen mit Ihrem nicht besonders hilf-
reichen Zwischenruf etwas zu früh. 

Das sage ich nicht zuletzt deshalb, weil wir im Wort 
stehen, denn bei der Beratung der sechzehnten An-
passung der KOV-Leistungen haben wir für die Mitte 
der Legislaturperiode strukturelle Verbesserungen 
angekündigt. 

(Zuruf von der SPD: Ja, und?) 

Ich stelle deshalb schon heute einen Änderungsan-
trag mit dem Ziel in Aussicht, 

(Heyenn [SPD]: Wann?) 

ab 1. Januar 1989 besonders vordringliche struktu-
relle Verbesserungen zu erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Aha, die Wahl kommt 

bald!)  

—Nun mal langsam! Wir schulden den Kriegsopfern 
Respekt und sind ihnen verpflichtet. 

(Gilges [SPD]: Das sind Sprüche! — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Haben Sie das mit Herrn 

Stoltenberg abgestimmt?) 

—Wir werden im Ausschuß erleben, ob Abstimmung 
besteht oder nicht — auch bei Ihrem Abstimmungs-
verhalten. 

(Heyenn [SPD]: Bei der CDU gab es keinen 
Beifall!) 

—Das habe ich nicht festgestellt. 

Die Opfer sind allerdings nicht allein durch Geld 
auszugleichen; das wissen wir alle. Finanzielle Lei-
stungen bringen jedoch eine Erleichterung. Meine 
Damen und Herren, Sozialpolitik ist eine Sache nicht 
nur des guten Herzens, sondern auch des finanziell 

Machbaren. Ich hoffe, daß bei Herrn Finanzminister 
Stoltenberg beides vorhanden ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Warum gucken Sie 
mich eigentlich an? Ich würde das Geld ganz 

anders verteilen!) 

— Ich habe nicht Sie angeschaut! Ich wiederhole mei-
nen letzten Satz, ohne Sie, gnädige Frau, anzuse-
hen: 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sozialpolitik ist eine Sache nicht nur des guten Her-
zens, sondern auch des finanziell Machbaren. Ich 
hoffe, daß bei Herrn Finanzminister Stoltenberg bei-
des vorhanden ist und daß wir dann in der dritten 
Lesung ein verbessertes Gesetz verabschieden kön-
nen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es dazu ergänzende Vorschläge? — 
Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann wird so ver-
fahren, wie in der Tagesordnung ausgedruckt ist. 

Meine Damen und Herren, ich gebe nun das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 11/2103 bekannt. Abgegebene Stimmen: 348, da-
von ungültige Stimmen: keine. Mit Ja haben 145 Ab-
geordnete, mit Nein haben 201 Abgeordnete ge-
stimmt. Es gab 2 Enthaltungen. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 347; davon 

ja: 	145 

nein: 	200 

enthalten: 	2 

Ja 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Frau Blunck 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Frau Conrad 
Conradi 
Daubertshäuser 
Diller 
Frau Dr. Dobberthien 

Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Horn 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Kastning 
Kirschner 
Kißlinger 
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Vizepräsident Stücklen 
Klose 
Kolbow 
Koltzsch 
Kretkowski 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Pleisweiler) 
Müller (Schweinfurt ) 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Frau Renger 
Rixe 
Roth  
Schanz 
Scherrer 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 
Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wittich 
Zander 
Zumkley 

DIE GRÜNEN 

Frau Brahmst-Rock 
Brauer 
Dr. Briefs 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Frau Eid 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Olms 

Frau Rust 
Frau Saibold 
Schily 
Frau Schmidt-Bott 
Frau Schoppe 
Sellin 
Stratmann 
Frau Teubner 
Frau Unruh 
Frau Vennegerts 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 
Frau Wollny 

Fraktionsios 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Bühler (Bruchsal) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Frau Hürland-Büning 
Dr. Hüsch 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes  
Frau Karwatzki 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Frau Limbach 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Dr. Neuling 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Frau Pack 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Rossmanith 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttga rt ) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 

Seiters 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Warrikoff 
Weirich 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Heinrich 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Kohn 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Thomae 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 

Enthalten 

FDP 

Dr. Hirsch 

DIE GRÜNEN 

Kreuzeder 

Damit ist dieser Entschließungsantrag abgelehnt. 
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Vizepräsident Stücklen 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für das Post- und Fern-
meldewesen (15. Ausschuß) 

Grünbuch über die Entwicklung des gemein-
samen Marktes für Telekommunikations-
dienstleistungen und Telekommunikationsge-
räte 

— Drucksachen 11/930, 11/2014 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Bernrath 
Pfeffermann 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/2105 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll dar-
über eine Stunde diskutiert werden. Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Unser Ziel, die 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes, ist im 
EG-Vertrag verankert. Dieser europäische Binnen-
markt ist integraler Bestandteil der politischen Eini-
gung Europas. Es soll also ein Raum ohne Binnen-
grenzen mit 320 Millionen Einwohnern geschaffen 
werden, in dem der freie Verkehr von Waren, Perso-
nen, Dienstleistungen und Kapital gewährleistet sein 
soll. Ein gemeinsamer Markt für Innovation und Kom-
munikation gehört dabei zu den unabdingbaren Vor-
aussetzungen für den angestrebten freien Waren- und 
Dienstleistungsverkehr. Von daher bedeutet dieser 
Binnenmarkt ein neues Potential für wirtschaftliches 
Wachstum und damit für die Beschäftigung. Er bedeu-
tet neue Chancen für den technologischen Fortschritt 
und gleichzeitig die Möglichkeit großer Kostenerspar-
nis für die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten. Die-
ser Binnenmarkt ist die Voraussetzung dafür, daß Eu-
ropa auf den rasant wachsenden Telekommunika-
tionsmärkten insbesondere gegenüber den starken 
Konkurrenten USA und Japan im Wettbewerb beste-
hen kann. 

Zur Entwicklung des gemeinsamen Marktes für Te-
lekommunikationsdienstleistungen und Telekom-
munikationsgeräte hat die EG-Kommission ein Grün-
buch vorgelegt. Wir begrüßen, daß die EG darin von 
dirigistischen Eingriffen in die organisatorische Zu-
ständigkeit der Mitgliedstaaten absieht. Generelle 
Zeilsetzung des Grünbuchs ist die Schaffung eines 
offenen und mehr wettbewerbsorientierten Umfeldes 
für Telekommunikationsdienstleistungen und Endge-
räte unter Wahrung der Integrität der Telekommuni-
kationsnetze und der finanziellen Leistungsfähgikeit 
der Fernmeldeverwaltungen. Sie ist auf den freien 
Waren- und Dienstleistungsverkehr ausgerichtet. Die 
Netzinfrastruktur und der Telefondienst, die infra-
strukturell bedeutendste Telekommunikationsmög-
lichkeit, werden von der Wettbewerbsverpflichtung 
ausgenommen. Damit wird gleichzeitig auch die fi-
nanzielle Leistungskraft der Fernmeldeverwaltungen 

zum Ausbau der Telekommunikationsnetze und ihre 
Innovation zur Erfüllung von Infrastrukturaufgab en 

 erhalten. 

Ohne diese Sicherstellung der Integrität der Tele-
kommunikationsnetze, deren Ausbau und ihre Inno-
vation kann ein öffentliches Fernmeldewesen den 
Ausbau und die Weiterentwicklung seiner Infrastruk-
tur insbesondere auch in den ländlichen Bereichen 
und die Aufgaben der Daseinsvorsorge im Rahmen 
der vorgegebenen Gemeinwohlverpflichtung nicht 
erfüllen. Die Kommission akzeptiert im Grünbuch die 
unterschiedlichen Lösungsansätze für diese Aufgabe 
in den Staaten der EG und damit auch die Aufgaben-
stellung, wie sie das Grundgesetz der Deutschen Bun-
despost vorgibt. 

Wir bedauern in diesem Zusammenhang, daß es im 
federführenden Ausschuß nicht möglich war, zu einer 
gemeinsamen Beschlußempfehlung mit der Opposi-
tion, zumindest mit der SPD, zu kommen. Leider hat 
dies die SPD kategorisch abgelehnt. Wenn ich mir 
heute den Änderungsantrag der SPD zu diesem Ta-
gesordnungspunkt ansehe, bleibt es noch unver-
ständlicher, warum sich die SPD einer gemeinsamen 
Stellungnahme versagt hat, denn die Teile Ihrer Be-
schlußempfehlung, meine Damen und Herren von der 
SPD, die sich auf das Grünbuch tatsächlich beziehen, 
hätten in eine gemeinsame Empfehlung eingebracht 
werden können bzw. sind sogar auch heute schon 
Bestandteil auch unserer Beschlußempfehlung. Jene 
sechs von acht Spiegelstrichen allerdings in Ihrer 
Empfehlung, die sich nicht auf das Grünbuch, sondern 
auf eine Neustrukturierung der Deutschen Bundes-
post beziehen, sind zum jetzigen Zeitpunkt eine Vor-
wegnahme einer Diskussion, die mit dem Grünbuch 
unmittelbar nichts zu tun hat. Wir jedenfalls haben 
nicht die Absicht, heute über die Neustrukturierung 
der Deutschen Bundespost zu sprechen, sondern über 
die Entwicklung des gemeinsamen Marktes für Tele-
kommunikationsdienstleistungen und Telekommuni-
kationsgeräte in der EG, und lehnen daher Ihren Än-
derungsantrag ab. 

Wir begrüßen, daß die Beratung der Vorschläge der 
Kommission aus dem Grünbuch mit den interessierten 
Stellen in den Mitgliedstaaten bereits dazu geführt 
hat — da stimmen wir mit der großen Mehrheit der 
Bundesländer überein; übrigens auch denen der 
SPD — , daß sich ein Konsens vor allem in folgenden 
Punkten abzeichnet: erstens eine volle Liberalisie-
rung des Marktes für Endgeräte und Berücksichti-
gung eines angemessenen Übergangszeitraums, 
zweitens eine Liberalisierung des Angebots von 
Mehrwertdiensten, drittens die Trennung hoheitli-
cher und betrieblicher Tätigkeiten der Fernmeldever-
waltungen, viertens die Orientierung der Gebühren-
gestaltung an den Kosten, fünftens die Festlegung von 
europäischen Standards, wobei der Versuch unter-
nommen werden muß, zu weltweiten Standards zu 
kommen, um auf diese Weise ein europäisches und 
weltweites Zusammenwirken der Dienste und Endge-
räte sicherzustellen. Sechstens. Daß dabei für die 
Fernmeldeverwaltung die volle und aktive Beteili-
gung am Wettbewerb auf gleicher Basis sichergestellt 
sein muß, ist für uns nicht nur selbstverständlich, son-
dern unabdingbar. 
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Wir verhehlen nicht, daß wir es mit einem gewissen 
Bedauern zur Kenntnis genommen haben, daß die 
Kommission erst jetzt, nämlich mit Schreiben vom 
5. Februar, zum Ausdruck gebracht hat, daß sie die 
Notwendigkeit einer gemeinsamen Analyse der so-
zialen Auswirkungen und Bedingungen für einen so-
zial akzeptablen Wandel erkannt und leider erst jetzt 
entsprechende erste Aktivitäten auf europäischer 
Ebene eingeleitet hat; denn wir sind der Auffassung: 
sozialer Konsens, Akzeptanz neuer Technologien und 
strukturelle Veränderung sowie flankierende Maß-
nahmen auch im Bereich des Datenschutzes gehören 
mit zu den Voraussetzungen für eine erfolgreiche Um-
setzung gemeinsamer Positionen. 

Es gibt eine Reihe von Punkten, bei denen die Erör-
terung gezeigt hat, daß eine weitere Diskussion und 
genaue Definition erforderlich sind. So muß die Ent-
wicklung einer einheitlichen europäischen Position 
zur Satellitenkommunikation vertieft werden. Wir 
würden uns als Bundesrepublik Deutschland von der 
allgemeinen Entwicklung absetzen, wenn wir hier die 
Entwicklung in anderen europäischen Staaten negie-
ren wollten. Unser Ziel muß es sein, im internationalen 
Bereich die bestehende Politik kontinuierlich weiter-
zuführen und weiter darauf zu achten, daß beste-
hende Satellitensysteme nicht in Frage gestellt wer-
den. 

Die Entwicklung von europaweiten Telekommuni-
kationsdiensten unter Beachtung der jeweils erfor-
derlichen Kompatibilität und Interoperabilität ist im 
Interesse der Schaffung besserer Wettbewerbsbedin-
gungen für die Bürger wie für die Anwender unerläß-
lich. Das von der Kommission angestrebte gemein-
schaftsweite Diensteangebot muß allerdings nach un-
serer Auffasung auf eine flächendeckende Infrastruk-
tur ausgerichtet sein. Dienste dieser Art dürfen nicht 
zu einem neuen Gefälle von Ballungsgebieten zu 
ländlichen Räumen führen. 

Zur Entwicklung gemeinsamer Tarifgrundsätze 
sind wir mit der Kommission der Meinung, daß unter 
Wettbewerbsgesichtspunkten eine Annäherung der 
Tarifstrukturen wünschenswert ist. EG-einheitliche 
Tarifhöhen erscheinen uns auf absehbare Zeit nicht 
erreichbar. Letztlich ist eine stärkere Orientierung der 
Tarife an der tatsächlichen Kostenstruktur aus Wett-
bewerbsgründen zwischen den einzelnen Staaten 
dringend geboten; denn der zunehmende Wettbe-
werb auf den internationalen Fernmeldemärkten 
macht nicht mehr an den Grenzen der Bundesrepu-
blik halt. Überzogene Tarife können schnell von Ver-
lagerungen zu Telekommunikationszentren ins Aus-
land führen. 

Die Voraussetzungen für die Nutzung fortgeschrit-
tener Telekommunikationssysteme zur Entwicklung 
benachteiligter Regionen der Gemeinschaft sollen im 
Rahmen des bestehenden STAR-Programms weiter-
geführt werden. Dabei muß die Bundesregierung ge-
genüber der EG darauf bestehen, daß Beschaffungen 
aus Fördermitteln der Gemeinschaft EG-weit ausge-
schrieben werden. 

Wenn wir uns aus politischer Überzeugung für die 
Durchsetzung eines europäischen Telekommunika-
tionsmarktes einsetzen und dazu die Öffnung des 
Marktes für mehr Wettbewerb befürworten, so muß 

dies ein fairer Wettbewerb sein, d. h. eine ausgewo-
gene Anwendung der Wettbewerbsregeln für private 
Anbieter und die öffentlichen Fernmeldeverwaltun-
gen gleichermaßen gegeben sein. Eine klare Defini-
tion des Netzzugangs für Mietleitungen für öffentliche 
Datennetze und das ISDN ist gleichermaßen Voraus-
setzung für einen fairen Wettbewerb. 
Im Rahmen der europäischen Entwicklung wird die 

deutsche Bundespost nicht länger am Monopol des 
einfachen Telefonhauptanschlusses festhalten kön-
nen. Wir müssen darauf bestehen, daß eine Freigabe 
dieses Monopols nicht ausschließlich zu Lasten der 
kleinen und mittleren Gerätehersteller in Deutsch-
land geht. Durch eine ausreichende Übergangsfrist 
muß es gerade diesen Herstellergruppen ermöglicht 
werden, sich auf die neuen Marktbedingungen einzu-
richten. 
Neben den großen Chancen bringt der europäische 

Binnenmarkt die Notwendigkeit der Umstrukturie-
rung in vielen Bereichen mit sich. Durch geeignete 
Maßnahmen diese Umstrukturierung rechtzeitig zu 
bewältigen, ist unsere Aufgabe, die Aufgabe der In-
dustrie, der Wirtschaft, der Verwaltungen. Vor diesem 
Hintergrund ist die zeitliche Zielsetzung der Kommis-
sion sehr ehrgeizig. Wir sehen darin aber eine Rah-
menplanung, auf deren Basis konkrete Vorlagen ent-
wickelt und entschieden werden müssen, und sind 
bereit, diesen Weg mit zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Verehrte Damen! 
Meine Herren! Das uns von der EG-Kommission vor-
gelegte Grünbuch über die Entwicklung des gemein-
samen Marktes für Telekommunikationsdienstlei-
stungen und -geräte ist, meine ich, zum richtigen Zeit-
punkt gekommen. Einerseits zeigt es uns nämlich 
frühzeitig die Schwierigkeiten auf, denen wir auf dem 
Weg hin zu einem gemeinsamen Markt noch begeg-
nen werden, andererseits vermitteln uns das Grün-
buch und die daran geknüpften Diskussionen hier 
und in den übrigen EG-Staaten wichtige Maßstäbe für 
bevorstehende Entscheidungen, etwa zur Verfassung 
der Post, und diesen vorausgehenden ordnungsrecht-
lichen Veränderungen. 
Aber ich möchte feststellen, daß wir bei der Ein-

schätzung des Inhalts dieses Grünbuchs zunächst ein-
mal im Grundsatz übereinstimmen, auch nach dem, 
was ich eben von Ihnen gehört habe, Herr Pfeffer-
mann. Aber es gibt eben einige doch wesentliche Ein-
zelpunkte, über die wir uns sicherlich auch in den 
nächsten Jahren noch werden auseinandersetzen 
müssen. Wir stimmen überein, weil wir wissen, daß 
eine moderne, leistungsfähige Telekommunikations-
infrastruktur angesichts der zunehmenden Bedeu-
tung, die Information und Kommunikation für die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaften ha-
ben, unverzichtbar ist. Das Ziel der EG-Kommission, 
ein technisch fortgeschrittenes, europaweites und 
preisgünstiges Telekommunikationsnetz zu schaffen, 
wird daher auch von uns begrüßt. Eine gemeinsame 
Politik der Gemeinschaft ist also auch in dieser Hin- 
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sicht wünschenswert, ich meine sogar erforderlich, 
um auf dem sich explosionsartig entwickelnden Welt-
markt für Telekommunikations- und Informations-
technologien überhaupt bestehen zu können und die 
damit zusammenhängenden wirtschaftlichen und so-
zialen Veränderungen, ja Umwälzungen, im Zuge ei-
ner gemeinsamen europäischen Strategie langfristig 
zu gestalten. 

Aber die bisher in der EG gesammelten Erfahrun-
gen legen dringend nahe, insbesondere dann das 
Tempo auf einem solchen Weg nicht zu sehr zu be-
schleunigen, wenn die nationalen Voraussetzungen 
für das Zusammenwachsen eines Marktes, also auch 
dieses Marktes, in vieler Hinsicht so unterschiedlich 
sind wie im Telekommunikationsmarkt in den EG-
Staaten. Darum warnen wir davor, den von der EG-
Kommission vorgesehenen Zeitrahmen — Richtlinie 
nach Art. 90 Abs. 3 des EG-Vertrages bereits im er-
sten Halbjahr 1988 und dann das Zusammenwachsen 
des Marktes in den angegebenen Etappen bis 1992 — 
als unabdingbar anzusehen. Gerade wegen der unter-
schiedlichen nationalen Märkte und vor allen Dingen 
der Angebote und der Notwendigkeit, im gleichen 
Zeitraum auch unserer Leistungen im Telekommuni-
kationsmarkt besser für den Wettbewerb im außereu-
ropäischen Bereich auszurüsten, könnten die europäi-
schen Entwicklungen sonst sehr gestört werden oder 
auch in Unübersichtlichkeiten untergehen. 

EG-einheitliche Regelungen für den Telekommuni-
kationsmarkt dürfen darum auch nicht auf wirtschaft-
liche Betrachtungen eingeengt werden. Die Nach-
richtenübermittlung ist in der Bundesrepublik be-
wußt als öffentliche Aufgabe im Grundgesetz festge-
legt. Die Sicherstellung der notwendigen Infrastruk-
turen für das Post- und Fernmeldewesen ist, meinen 
wir, nach wie vor eine Kernaufgabe des Staates. Die 
Deutsche Bundespost, die diese Aufgabe wahrzuneh-
men hat, darf nicht allein wirtschaftliche Interessen 
von Großanwendern und Herstellern auf dem Tele-
kommunikationsmarkt berücksichtigen. Sie hat viel-
mehr die Verpflichtung, im Rahmen der Daseinsvor-
sorge dafür zu sorgen, daß zur Erreichung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik alle 
Bürger in allen Regionen geschäftlich und privat Lei-
stungen des Post- und Fernmeldewesens zu gleichen 
Bedingungen in Anspruch nehmen können. 

Vor diesem Hintergrund sind die vorgeschlagenen 
Positionen der EG-Kommission zu bewerten. Wir ha-
ben unsere Bewertungen dazu in unserem Ände-
rungsantrag dargelegt. Wir bedauern auch, daß wir 
das nicht gemeinsam machen konnten, aber an ein, 
zwei Punkten wird sicherlich deutlich, daß es dort 
eben kardinale Unterschiede gibt, auch sehr unter-
schiedliche Einschätzungen bei Ihnen, die Sie zu-
nächst mal Ihrem vermeintlichen Verpflichtungen un-
terordnen, die aber sicherlich in den nächsten Mona-
ten, Jahren, auch im Zusammenhang mit den bevor-
stehenden aktuellen Fragen hier in der Bundesrepu-
blik noch verhandelt werden. 

Ich möchte darum ergänzend nur einige dieser Posi-
tionen, die wir in unserem Änderungsantrag zusam-
mengestellt haben, begründen. Das Netzmonopol ist 
für uns ein ganz wesentlicher Punkt. Ich war sehr ver-
wundert, daß Sie so kategorisch sagen, das sei für Sie 

eigentlich geregelt. Das ganze Netz einschließlich der 
Zuwachsnetze für Mobilfunk und Satellitenkommuni-
kation muß im Monopol der Deutschen Bundespost 
verbleiben. In der Anhörung des Postausschusses ist 
deutlich geworden, welche Konsequenzen ein Auf-
spalten der Netze hätte. Selbst die teilnehmenden 
Vertreter der deutschen Indust rie und Wirtschaft ha-
ben, wenn auch behutsam, doch sehr deutlich zugun-
sten der Erhaltung eines Monopolnetzes gespro-
chen. 

Dabei unterstellen wir — und dem wurde auch in 
der Anhörung nicht widersprochen — , daß zum Netz 
auch alle Vermittlungseinrichtungen gehören. Die 
extrem unterschiedlichen Positionen in bezug auf das 
Netz, besonders auf den Mobilfunk und die Verteil-
kommunikation, erfordern ganz unterschiedliche Po-
sitionen in den einzelnen Ländern der EG. Sie erfor-
dern ganz dringlich das Festhalten an einem einheit-
lichen Netzmonopol hier in der Bundesrepublik. Aus-
nahmeregelungen beim Mobilfunk und bei der Satel-
litenkommunikation sind daher von uns abzulehnen. 
Sie würden nach unserer Auffassung zu einer allmäh-
lichen Auflockerung des Netzmonopols führen und 
darüber hinaus angesichts der technischen Entwick-
lung einen erheblichen zusätzlichen Regulierungsbe-
darf in den Folgejahren nach sich ziehen. 

Das Netzmonopol der Post gewährleistet eine flä-
chendeckende Versorgung, wie Sie sie auch fordern, 
zu gleichen Bedingungen auch bei künftigen Netzge-
nerationen. Ohne diese solide Basis der Alleinbe-
triebsrechte für das Netz können die für den Ausbau 
der Fernmeldeinfrastruktur notwendigen risikorei-
chen und sehr langfristigen Vorleistungen und das 
dafür erforderliche Kapital nicht erbracht werden. 

Im übrigen gilt es insbesondere, bei den Netzen den 
volkswirtschaftlichen Nutzen der sogenannten Exter-
nalitäten, wie es in der Anhörung hieß, also der Er-
reichbarkeit aller Netzteilnehmer zu erhalten und 
ständig zu verbessern. Ein hoher Qualitätsstandard in 
der Erreichbarkeit und in der Netzsicherheit setzt 
darum neben dem einheitlichen Netz auch Grund-
dienste im Dienstleistungsmonopol der Post voraus. 
Das ist der zweite Punkt, auf den ich noch eingehen 
wollte. 

Grunddienste sind besonders geeignet, die Erreich-
barkeit zu verbessern. Darum ist unseres Erachtens 
das Dienstleistungsmonopol der Post nicht ausschließ-
lich auf den einfachen Telefondienst zu beschränken. 
Infrastrukturleistungen, die unter anderem durch die 
Abdeckung eines allgemeinen Bedarfs und die Not-
wendigkeit der Flächendeckung, der Tarifeinheit im 
Raum, der Garantie von Dienstgüte und Kompatibili-
tät und vieles andere gekennzeichnet sind, muß die 
Deutsche Bundespost auch künftig im Monopol be-
reitstellen können. In allen anderen Dienstleistungs-
bereichen, insbesondere bei den sogenannten Mehr-
wertdiensten wird eine Beteiligung p rivater Anbieter 
sicherlich möglich und auch richtig sein, wenn durch 
die Rahmenbedingungen sichergestellt ist, daß der 
Infrastrukturauftrag der Post nicht gefährdert wird. 

Die für den Ausbau und die Bereitstellung der Tele-
kommunikationsnetze und -dienste notwendige Fi-
nanzkraft der Deutschen Bundespost darf nicht etwa 
durch Rosinenpickerei in diesem Zusammenhang ge- 
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schwächt werden. Die Eigenwirtschaftlichkeit der 
Post muß ebenfalls langfristig gewährleistet sein, da-
mit die Deutsche Bundespost ihren gemeinwirtschaft-
lichen Auftrag auch unabhängig vom Bundeshaushalt 
durchführen kann. Sichergestellt sein muß auch, daß 
die Post in allen Dienstleistungsbereichen tätig sein, 
also sich am Wettbewerb beteiligen darf. Würde das 
Post- und Fernmeldemonopol aufgehoben, könnten 
die gemeinwirtschaftlichen Aufgaben — jedenfalls 
wenn man es über den Rahmen hinaus, wie wir ihn 
jetzt kennen, aufheben würde — nicht mehr erfüllt 
werden. 
Aus diesem Grund erachten wir es zusammen mit 

weiten Bereichen der deutschen Indust rie für sinnvoll 
und erforderlich, um den freien Zugang zum Netz, 
insbesondere zu den Nicht-Sprachdiensten, zu er-
möglichen, daß alle Dienste, die die Kommunikation 
erleichtern und die Erreichbarkeit des Netzes verbes-
sern — das sind insbesondere die Grunddienste — , in 
das Monopol aufgenommen werden. Die EG ist offen-
sichtlich unsicher, wenn sie für den Augenblick er-
kennt — wie es im Grünbuch heißt —, daß es dafür als 
Grunddienst eigentlich nur den Sprachdienst gibt, 
darüber hinaus aber nicht ausschließt, daß noch an-
dere solche Grunddienste vorhanden sein mögen. 
Schließlich und zuletzt: Im Endgerätebereich muß 

sichergestellt sein, daß die Post auf dem Endgeräte

-

markt — ich sage das noch einmal — uneingeschränkt 
teilnehmen kann. Es muß verhindert werden, daß es 
über den Gemeinsamen Markt und seine Vorausset-
zungen zu Nachteilen für kleine und mittlere Geräte-
hersteller und die dort beschäftigten Arbeitnehmer 
kommt. 
Um ein europa- und weltweit funktionierendes Te-

lekommunikationssystem auf hohem technischen Ni-
veau zu ermöglichen und zu erhalten, sind an die End-
gerätestandards auch künftig hohe einheitliche und 
verbindliche Qualitätsanforderungen zu stellen. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Funke. 

Funke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die EG-Kommission hat mit der Vorlage des 
Grünbuchs über die Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes für Telekommunikationsdienstleistungen 
und Telekommunikationsgeräte ein für die Entwick-
lung der Volkswirtschaften außergewöhnlich wichti-
ges Thema aufgegriffen. Die Kommission weist zu 
Recht darauf hin, daß die Stärkung des Telekommu-
nikationsbereichs in der Gemeinschaft eine der wich-
tigsten Voraussetzungen zur Förderung einer harmo-
nischen Entwicklung der Wirtschaftstätigkeit und ei-
nes wettbewerbsfähigen Marktes in der Gemein-
schaft und zur Vollendung des EG-weiten Marktes für 
Waren und Dienstleistungen bis zum Jahre 1992 dar-
stellt. 
Diese volkswirtschaftliche Betrachtungsweise 

scheint uns ganz besonders richtig zu sein, vielleicht 
richtiger als die bet riebswirtschaftliche Betrachtungs-
weise, die in der Bundesrepublik Deutschland gele-
gentlich gewählt wird, wobei dann mit dem Schlag

-

wort operiert wird, die Post fit zu machen für die Zu-
kunft. 

Schließlich geht es ja darum, die Wirtschaft der Eu-
ropäischen Gemeinschaft mit einer wettbewerbsfähi-
gen Telekommunikation zu versorgen. Das heißt, es 
muß sichergestellt werden, daß die Telekommunika-
tion der europäischen Wirtschaft zu angemessenen, 
d. h. zu konkurrenzfähigen Preisen, angeboten wird. 
Der Telekommunikationsmarkt — darauf ist bereits 
von Herrn Pfeffermann und von Herrn Bernrath hin-
gewiesen worden — ist der Markt der Zukunft. Wäh-
rend heute etwa 2 % des Bruttosozialproduktes im 
Telekommunikationsbereich erwirtschaftet werden, 
rechnet die EG-Kommission mit einem Anteil von 7 % 
im Jahre 2000. Dann sollen nach Schätzungen der 
Europäischen Gemeinschaft 60 % der Arbeitsplätze 
direkt oder indirekt von der Telekommunikation ab-
hängig sein. 

Dies macht meines Erachtens die ungeheure Dyna-
mik dieses Wirtschaftsbereiches aus und zeigt, welch 
große Bedeutung die Telekommunikation für die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Europäi-
schen Gemeinschaft gegenüber den Hauptkonkur-
renten, nämlich den USA und Japan, hat. 

Nach unserer Überzeugung kann diese Wettbe-
werbsfähigkeit nur durch die Schaffung eines offene-
ren, also eines liberaleren Marktes und durch mehr 
Wettbewerb erreicht werden. Hier unterscheiden wir 
uns grundlegend von den Sozialdemokraten. Das war 
ja auch einer der Gründe, warum wir im Ausschuß 
nicht zu einer gemeinsamen Erklärung gekommen 
sind. 

Zu Recht fordert die Europäische Gemeinschaft die 
Liberalisierung der Mehrwertdienste, um eine Ver-
besserung des Dienstangebotes, um eine Verbesse-
rung der Leistung und der Preiswürdigkeit zu errei-
chen. Dazu gehört auch, daß der Endgerätemarkt voll 
liberalisiert und dem Wettbewerb ausgesetzt wird. 

Die Europäische Gemeinschaft, meine Damen und 
Herren, akzeptiert, daß die nationalen Fernmeldever-
waltungen die Netze bereitstellen und die Netzin-
frastruktur vorhalten. Sie läßt aber gleichzeitig deut-
lich werden, daß sie auch liberalere Systeme in der 
Europäischen Gemeinschaft akzeptieren wird. 

Randwettbewerbe — darauf hat Herr Pfeffermann 
zu Recht schon hingewiesen — im Bereich der Satel-
litenkommunikation und des Mobilfunks werden von 
der Europäischen Gemeinschaft in diesem Zusam-
menhang ausdrücklich genannt. Wir Freien Demokra-
ten — und das ist ebenfalls einer der Punkte, wo wir 
uns von der SPD maßgeblich und zum Teil auch von 
unserem Koalitionspartner in einzelnen Bereichen un-
terscheiden — sind für die Auflockerung des Netzmo-
nopols, zumindest langfristig, unter wirtschaftlichen 
und technischen Gesichtspunkten. Wir halten diese 
Entwicklung für sinnvoll. 

Die Europäische Gemeinschaft verkennt in ihrem 
Grünbuch nicht die Tendenzen in einzelnen Mit-
gliedsländern, die ausschließlichen und besonderen 
Rechte der nationalen Fernmeldeverwaltungen zu 
stärken. 
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Wenn man den Änderungsantrag der Sozialdemo-
kraten liest, kann man ja erkennen, daß immerhin 
eine so große und bedeutende Partei wie die SPD die 
Stärkung der nationalen Fernmeldeverwaltungen 
und nicht so sehr den Wettbewerb fordert. 

(Zuruf von der SPD: Was haben Sie gelesen, 
bitte schön?) 

— Ich habe Ihren Änderungsantrag gelesen. 

(Zuruf von der SPD: Ich würde ihn noch ein

-

mal zur Lektüre empfehlen!) 

Die EG weist jedoch zu Recht darauf hin, daß das 
Prinzip der Gewährung ausschließlicher Rechte re-
striktiv ausgelegt und in regelmäßigen Zeitabschnit-
ten der Überprüfung unterliegen soll, beispielsweise 
durch die Monopolkommission. 

Die Monopole der Fernmeldeverwaltungen sollen 
nicht ausgedehnt werden. Eine solche Ausweitung 
würde auch dem Prinzip des Wettbewerbs und der 
Marktöffnung widersprechen. Wettbewerb und 
Marktöffnung sind die Grundvoraussetzungen dafür, 
daß Telekommunikationsleistungen zu wettbewerbs-
gerechten Preisen zur Verfügung gestellt werden und 
gleichzeitig Innovationen in diesem so wichtigen 
Markt erfolgen. 

Die Europäische Gemeinschaft weist weiterhin auf 
die Gefahren der Quersubventionierung hin und for-
dert, daß sich die Gebühren der allgemeinen Entwick-
lung, der tatsächlich entstandenen Kosten anzuglei-
chen haben. Wir sind uns bewußt, daß eine Quersub-
ventionierung, wie sie zur Zeit bei der Deutschen Bun-
despost erfolgt, nicht von heute auf morgen auf geho-
ben  werden kann. Aber wir fordern, daß mittelfristig 
eine solche Aufgabe der Quersubventionierung ange-
strebt wird, weil nur auf diesem Wege die Wettbe-
werbsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft ge-
stärkt werden kann. 

Bei all den Diskussionen um die Neuordnung der 
Deutschen Bundespost und des Telekommunikations-
wesens in der Bundesrepublik Deutschland wird all-
zuhäufig vergessen, daß wir in der Bundesrepublik 
und auch in Europa nicht mehr auf der Insel der 
Glückseligen leben, sondern in die weltwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen eingebettet sind. Hier 
herrscht Wettbewerb, und diesem müssen wir uns er-
folgreich stellen. 

Internationaler Wettbewerb setzt freien Zugang zu 
allen Märkten, und zwar ohne Protektionismus, vor-
aus. Dies gilt auch für den deutschen und den euro-
päischen Kommunikationsmarkt. Wir können und 
dürfen uns nicht vom Weltmarkt abschotten, sondern 
müssen offen nach innen und außen agieren. 

Wir dürfen im übrigen auch keine Vorwände für 
andere Staaten geben, ihr protektionistisches Verhal-
ten mit unserem protektionistischen Verhalten zu 
rechtfertigen. Die EG-Kommission zeigt mit ihrem 
Grünbuch ein hohes Maß an Wettbewerbsbereitschaft 
auf. Dieses unterstützen wir, denn wir wissen: Eine 
Rückkehr zu nationalstaatlichen Fernmeldeverwal-
tungen mit größtmöglichem Monopol wird es mit uns 
nicht geben können und wäre auch nicht zweckmä-
ßig. Damit schaden wir uns in Europa selbst. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete B riefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sogenannte Postreform, aufbauend 
auf dem Bericht der Witte-Kommission und inzwi-
schen vom Bundespostminister angekündigt, sowie 
das Grünbuch zur Telekommunikation der EG-Kom-
mission haben gleiche Ziele. 
Das erste Ziel ist, der Wirtschaft Kostenerleichte-

rungen zu verschaffen, der Wirtschaft, die gerade in 
der Bundesrepublik inzwischen händeringend nach 
Anlagemöglichkeiten für ihre riesigen liquiden Mittel, 
für ihren riesigen Reichtum, d. h. die Erträge und Ka-
pitalrückflüsse aus der Vergangenheit sucht. Das ist 
ein ganz entscheidendes Grundmotiv dieser Art von 
sogenannter Postreform. 

Das zweite Ziel ist, die Bevölkerung dazu zu brin-
gen, die unvermeidlichen Verschlechterungen und 
Verteuerungen bei der Versorgung mit den für ein 
Leben auf dem heutigen Niveau unerläßlichen Post- 
und Telekommunikationsdienstleistungen hinzuneh-
men. Der Bericht der EG-Kommission dient also ge-
rade auch dazu, die sogenannte Akzeptanz — einer 
der arrogantesten Beg riffe im übrigen, der je in die-
sem Zusammenhang geprägt worden ist — zu schaf-
fen. 

Das dritte Ziel ist, bei der Bundespost die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, daß ein weiterer Arbeits-
platzabbau stattfinden, daß mehr Leistungsdruck an 
den Arbeitsplätzen entstehen kann, dafür zu sorgen, 
daß mehr Kontrolle und Überwachung durch ver-
schärfte Rationalisierung gerade auch im Zusammen-
hang mit der Entwicklung und Anwendung neuer 
Technologien und insbesondere der IuK-Technolo-
gien stattfinden können. 

Das vierte Ziel ist, der Wirtschaft gerade auch durch 
verstärkt im internationalen Rahmen betriebene Ent-
wicklungen die Möglichkeit zu geben, durch ver-
schärfte Rationalisierung mit den Informations- und 
Kommunikationstechnologien und insbesondere mit 
dem ISDN-System und einer zahlenmäßigen Explo-
sion der Anwendung auf der Grundlage dieses ISDN-
Systems noch höhere Erträge aus den Beschäftigten 
und auch aus den Kunden z. B. durch Entwicklungen 
wie das Teleshopping und vielleicht eines Tages auch 
das Telebanking herauszupressen und herauszulok-
ken. 

Wir GRÜNEN lehnen schon wegen dieser Ziele so-
wohl die Empfehlungen des Grünbuchs als auch die 
geplante Postreform ab. Diese Art von Politik ist prak-
tizierter Sozialabbau. Die Postreform und die Empfeh-
lungen des Grünbuchs sind Bestandteil einer durch 
und durch sozial-reaktionären Politik. Die EG-Kom-
mission sattelt hier, wie sie das oft auch auf anderen 
Gebieten tut, einfach nur drauf. 
Die sogenannte Postreform und die Vorstellungen 

der EG-Kommission stehen in einer Reihe mit der 
Steuerreform und der geplanten Reform des Gesund-
heitswesens. 
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Das Hauptmotiv des Telekommunikationsgrün-

buchs der EG und auch der Postreform ist jedoch ein 
sogenanntes ordnungspolitisches Credo, ein ord-
nungspolitischer Glaubenssatz der Bundesregierung, 
ist oberflächlich die Schaffung von besseren und har-
monischeren Wettbewerbsbedingungen usw. durch 
Öffnung der Märkte der IuK-Technologien über das 
heute bereits vorhandene Maß hinaus. 

In Wirklichkeit steckt dahinter jedoch etwas ande-
res. Das kommt auch in der Studie der EG-Kommis-
sion zum Ausdruck. Es geht um ein brutales Wachs-
tumsdenken, um Wachstum, das die Wirtschaft wegen 
ihrer Überkapazitäten und ihrer riesigen, den Wettbe-
werb um weitere Anlagemöglichkeiten weiter ver-
schärfenden — ich erlaube mir, hier einmal einen et-
was saloppen Ausdruck einzuführen — vagabundie-
renden Kapitalien nicht mehr auf den Märkten durch 
Marktexpansion erreichen, sondern eben nur drinnen 
erreichen, aus den Betrieben, aus den Beschäftigten 
herausholen kann. Es muß ihnen abgepreßt werden. 
Dazu dient diese Entwicklung. Dazu dient gerade 
auch die sogenannte Liberalisierung der Telekommu-
nikationsmärkte. 

Dieser Prozeß soll beschleunigt werden, wie es im 
Klartext auch an mehreren Stellen des Berichts der 
EG-Kommission heißt. An die Stelle des auf Grund des 
überquellenden Reichtums der Betriebe immer weni-
ger möglichen — um es noch einmal zu sagen — ex-
pansiven Wachstums soll mit Hilfe der IuK-Technolo-
gien ein intensives Wachstum treten mit noch weniger 
Arbeitsplätzen, mit noch mehr Leistungsdruck an den 
verbleibenden Arbeitsplätzen, mit mehr Nacht- und 
Schichtarbeit — ein ganz entscheidendes und zuneh-
mend schwieriger werdendes Problem — , mit Konti

-

schichten, mit mehr Rund-um-die-Uhr-Arbeiten und 
insbesondere eben auch mit mehr Kontrolle und Über-
wachung am Arbeitsplatz und im allgemeinen gesell-
schaftlichen Zusammenhang. 

Diese Doppelstrategie ist die dem Telekommunika-
tionsgrünbuch der EG und dem Witte-Be richt sowie in 
der Folge auch der Postreform zugrunde liegende 
wirkliche Logik. Das ist das, was Sie wirklich im Auge 
haben: 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist unzutref

-

fend, falsch, boshaft, böse und unsinnig!) 

erstens neue Märkte für die Wirtschaft erschließen, 
damit sie ihre riesigen und weiter wachsenden Mittel 
— ich sage es nochmals — unterbringen kann — Herr 
Pfeffermann, Sie wissen ganz genau, daß das das 
Kernanliegen ist —, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein!) 

damit sie diese Mittel rentabel unterbringen kann. 
Der zweite Bestandteil dieser Grundlogik ist: neue, 
verschärfte Rationalisierungs- und Kontrollmöglich-
keiten mit den IuK-Technologien in allen Phasen des 
Arbeitsprozesses und in allen Funktionsbereichen der 
Betriebe zu schaffen und zu nutzen. 

Diese Wachstumshoffnung mag — das ist zu be-
fürchten — an vielen Punkten wohl auch leider in 
Erfüllung gehen, allerdings zu Lasten von immer 
mehr Menschen in Betrieben und auch von immer 
mehr Bürgerinnen und Bürgern. Nicht dagegen in 

Erfüllung gehen werden die Wachstumshoffnungen, 
wie sie im Grünbuch geäußert werden. 

Die Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien — Herr Pfeffermann, da können Sie sich drehen 
und wenden, wie Sie wollen — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist doch wirt

-

schaftstheoretischer Krampf, was Sie da vor

-

tragen!) 

sind nicht geeignet, um die heutigen oder gar die wei-
ter wachsenden Probleme des Arbeitsmarkts der Zu-
kunft zu lösen. Sie sind einfach universelle Rationali-
sierungs - und Kontrolltechnologien, deren Förde-
rung nicht, wie es Grundzug des Grünbuchs und der 
Postreform ist, in einem geradezu chaotisch wild-
wüchsigen Prozeß immer weiter ausgebaut werden 
sollte, sondern die — in der Sprache der Gewerk-
schaft — „sozial beherrschbar" gemacht werden soll-
ten. Das ist, denke ich, das Entscheidende, was im 
Zusammenhang mit dieser Entwicklung notwendig 
ist. 

Allerdings: Die Vorstellungen, wie man die Infor-
mations- und Kommunikationstechniken sozial be-
herrschbar machen kann, müssen auch und gerade 
— das sage ich als GRÜNER und auch als Gewerk-
schafter ganz bewußt an die Adresse der Gewerk-
schaften — in den Gewerkschaften noch erheblich 
weiterentwickelt werden. Dazu gehört nämlich auch 
die Nutzung von Mitteln wie Blockaden, Streiks, 
Dienst nach Vorschrift und ähnlichem. Dazu gehört 
der Verzicht auf sozial und umweltmäßig schädliche 
technische Entwicklungen. Und dazu gehören leider 
auch große Teile der IuK-Technologien. 

Weil es also darum gehen muß, mehr und nicht 
weniger Kontrolle auszuüben, sind wir GRÜNEN ge-
gen die vom Grünbuch der EG-Kommission empfoh-
lene Öffnung der Telekommunikationsmärkte für 
private Interessengruppen, die ihre Kapitalien noch 
mehr als bisher zu Lasten der Mehrheit der Bürger 
und Bürgerinnen mit zusätzlichen Profiten bedienen 
lassen wollen. 

Wir fordern statt dieses chaotisch wildwüchsigen 
Prozesses einen gründlichen sozialen Dialog, wie er 
übrigens auch im Grünbuch an einer Stelle kurz ge-
fordert wird, aber wie er praktisch im ganzen EG-
Bereich absolut nicht praktiziert wird. Wir fordern die 
Aufrechterhaltung, nicht den Abbau der Gemein-
wohlbindung der Post. Wir fordern nicht weniger, 
sondern mehr Transparenz und demokratische Kon-
trolle sowohl der Auswirkungen neuer Technologien 
als auch der politischen Prozesse, in denen über die 
Bundespost und die zukünftige Informationstechnik-
infrastruktur entschieden wird. Die Kosten einschließ-
lich der vollen Entwicklungskosten sollen gefälligst 
die tragen, die sich von neuen Technologien und von 
durch Telekommunikation gestützten Diensten Pro-
fite versprechen. Eine Entwicklung, wie sie beim Bild-
schirmtextsystem eingetreten ist, darf sich nicht wie-
derholen. 

Deshalb fordern wir volle Transparenz und frühzei-
tige Gegenmaßnahmen beim Arbeitsplatzabbau, z. B. 
durch Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnaus-
gleich. Deshalb fordern wir Ausbau, nicht Abbau des 
Datenschutzes. Denn die Informations- und Kommu- 
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nikationstechnologien können gläserne Bürger und 
Bürgerinnen und gläserne Beschäftigte schaffen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, daß Ihre Rede-
zeit abgelaufen ist. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Ich komme zu den letzten Sät-
zen. 
Deshalb fordern wir Ausbau, nicht Abbau der par-

lamentarischen Kontrollen. In dieser Richtung — wie 
ich sie jetzt angedeutet habe — möchten wir gerne 
eine Postreform unterstützen. Andere Vorschläge von 
uns liegen seit längerer Zeit vor. 
Der Änderungsantrag der SPD wird von uns eben-

falls abgelehnt, — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter! 

Dr. Briefs (GRÜNE): — da er beim traditionellen 
Muster — 

Vizepräsident Stücklen: Es geht beim besten Willen 
nicht. 

Dr. Briefs  (GRÜNE) : — sozialdemokratischer 
Wachstums- und Technologiepolitik bleibt. — Ich 
kürze hier ab. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft hat uns das Grünbuch 
vorgelegt. Sie hat in einem ganz entscheidenden Be-
reich, nämlich im Bereich der Dienste, eine Unter-
scheidung getroffen a) in reservierte Dienste — das 
sind Dienste, die im Monopol sind, würden wir sa-
gen — und b) in nicht reservierte Dienste. Ich möchte 
an dieser Stelle — auch unter Bezugnahme auf unse-
ren Antrag — diese Unterscheidung noch ein bißchen 
vertiefen und auf das näher eingehen, was sich daraus 
für uns ergibt. 
Es ist richtig, was vorher gesagt wurde: daß die 

Kommission eine begrenzte Zahl von Basisdiensten 
— sprich: Grunddiensten — zulassen möchte, und 
zwar in der Alleinverantwortung eines Anbieters. 
Alles übrige soll frei und dem Wettbewerb zugänglich 
sein. 
Die Kommission sagt, gegenwärtig komme in der 

Gemeinschaft dafür allein der Telefondienst — sprich: 
Sprachdienst — als einziger Bewerber in Frage. Wir 
sind insofern auch dieser Auffassung, als es sich dabei 
um den jetzigen Telefondienst handelt. Aber wir ha-
ben eine ganze Reihe von anderen Diensten, die die 
Deutsche Bundespost heute im Interesse eines flä-
chendeckenden Angebots, im Interesse einer Vollver-
sorgung, im Interesse vernünftiger Preise bundesweit 
anbietet. Wir möchten nicht, daß all diese Dienste so, 
wie sie heute sind, künftig sozusagen nur als freie 
Dienste angesehen werden können. Wir haben des-
halb in unserem Antrag zwischen die Definition der 

Basisdienste der EG und der freien Dienste der EG 
eine Definition des Pflichtdienstes eingefügt. 

Wir bitten die Kommission, diese Überlegung in 
ihre weiteren Entscheidungen einzubeziehen. Dien-
ste wie heute z. B. der Telefaxdienst, Teletex und Te-
lexdienst sind für die Gesamtversorgung eines Landes 
von so großer Bedeutung, daß sie aus unserer Sicht 
nicht von vornherein und ohne flankierende Maßnah-
men künftig allein dem Wettbewerb überlassen wer-
den können. Wir sind der Auffassung, daß es sich 
dabei um Pflichtdienste handelt, die, bei der Deut-
schen Bundespost angesiedelt, auch künftig bundes-
weit sichergestellt sein müssen. 

Wenn dann beim Pflichtdienst zum Anbieter Deut-
sche Bundespost zusätzlich ein Wettbewerber tritt 
und dabei sichergestellt ist, daß er sich nicht nur die 
Rosinen herauspickt, nicht nur die Hauptdienste über-
nimmt und die Hauptstrecken bedient — 

(Häfner [GRÜNE]: Wie wollen Sie das ma

-

chen?) 

dafür sind Instrumentarien zu schaffen — , haben wir 
selbstverständlich auch nichts dagegen. 

(Zustimmung des Abg. Funke [FDP]) 

Dabei gehen wir bei den Pflichtdiensten und beim 
Telefondienst davon aus, daß das, was heute an Defi-
nitionen vorhanden ist — auch beim Sprachdienst —, 
nicht statisch ist. 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Herr Funke, 
Applaus!) 

Die Kommission weist selbst darauf hin, daß die Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie eine sehr 
dynamische Technologie ist, eine Technologie der 
ständigen Weiterentwicklungen, der neuen Heraus-
forderungen und der neuen Antworten auf diese Her-
ausforderungen. Wenn aber diese Technologie eine 
dynamische ist, dann müssen die ihr zugrunde liegen-
den und ihr beigeordneten Begriffe — auch gesetzes-
technische Beg riffe — ebenfalls eine Dynamik in sich 
haben und nach vorne offen sein. Das heißt auf 
deutsch im konkreten Fall: Es kann natürlich nicht so 
sein, daß sich der Telefondienst nur im Sinne der rei-
nen Sprachübertragung ohne irgendeine schon heute 
übliche Funktion am Endgerät definiert. Das würde 
im Grunde bedeuten, daß wir selbst von dem wegge-
hen, was die Gemeinschaft sagt, daß wir nämlich die 
Begriffe so nehmen, so auswählen und so definieren, 
wie sie der Anschauung breiter Bevölkerungsschich-
ten heute entsprechen. 

Ich darf ein Beispiel aus einem völlig anderen Be-
reich nehmen. Wir definieren etwa im Bereich des 
Wohnungsbaus das, was wir dort fördern und verlan-
gen, wofür wir einen Zuschuß geben, auch nicht mehr 
nach dem Eigenheim von 1955. Wir haben dort Defi-
nitionen, die das Eigenheim von heute und das Eigen-
heim von übermorgen berücksichtigen. So brauchen 
wir es auch in der Telekommunikation, zumal dies ein 
sehr, dynamischer Markt ist. 

Ein zweiter Punkt, den ich neben dem Stichwort 
„Dienste" hier noch vertiefen möchte, bezieht sich auf 
Seite 12 der Vorlage der Kommission vom 9. Februar. 
Hier wird immer wieder von einem breiten Konsens 
bezüglich der vollen Liberalisierung, von einem brei- 
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ten Konsens bei der Liberalisierung des Angebots von 
Mehrwertdiensten und ähnlichem gesprochen. Immer 
wieder heißt es: breiter Konsens. Dieser breite Kon-
sens ist in der Theorie sehr leicht herstellbar. Es wird 
sich nur die Frage stellen, ob dieser breite Konsens 
auch in die Realität Europas eingehen wird, z. B. bei 
der Liberalisierung des Endgerätmarktes, ob also die 
Normen und die Bestimmungen, die wir in der Bun-
desrepublik sicher sehr sauber, sehr präzise und in der 
Tradition preußischen Beamtenrechts umsetzen wer-
den, in allen Ländern so angewandt werden und ob 
dort bei Ausschreibungen und der Vergabe von Auf-
trägen dieselbe Auffassung besteht wie bei uns, ob 
also entsprechend verfahren wird oder ob es zu gewis-
sen anderen Verhaltensweisen kommt. Fragen Sie 
einmal bei den Landwirten nach, Herr Kollege Grün-
beck, was man quer durch Europa für Erfahrungen 
macht: Wir eilen voraus, erfüllen treu und brav unsere 
Pflicht, während andere ihre Zeit brauchen, bis sie 
dahin kommen. Ich meine, das darf im Bereich des 
Telekommunikationsmarktes nicht auch noch passie-
ren; es reicht, wenn wir das bei den Milchquoten ha-
ben. 

(Abg. Häfner [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Also eine Zwischenfrage. 

Häfner (GRÜNE): Danke sehr. — Herr Linsmeier, 
ich habe nach langem Zuhören die Frage, ob der Ein-
druck trügt, daß Sie mit dem, was Sie hier vertreten, 
meilenweit von der Position entfernt sind, die der 
bayerische Ministerpräsident, Ihr Parteivorsitzender, 
noch vor der Wahl vertreten hat, und ob in der CSU 
inzwischen Meinungsfreiheit eingekehrt sein sollte. 

Linsmeier (CDU/CSU): Sie haben weder in der er-
sten Alternative noch in der zweiten Alternative den 
Punkt getroffen. Die Meinungsfreiheit ist bei uns in 
der CSU schon dagewesen, da gab es die GRÜNEN 
noch nicht. 
Das zweite. Ein meilenweiter Dissens zwischen dem 

Parteivorsitzenden und Ministerpräsidenten und mir 
ist in dieser Frage überhaupt nicht gegeben. Im Ge-
genteil! Ich darf Ihnen bei der Gelegenheit sagen, daß 
das bayerische Kabinett am Dienstag nach einer ge-
meinsamen internen Vorbereitung z. B. beschlossen 
hat, daß das Netzmonopol der Deutschen Bundespost 
uneingeschränkt und ohne Ausnahme erhalten blei-
ben soll. 

(Häfner [GRÜNE]: Was ist mit der Tei

-

lung?) 
— Ich habe schon gesagt: Den Dissens, den Sie ver-
muten, gibt es nicht. 
Ich darf zum Schluß kommen. Es wäre auf einen 

weiteren Punkt einzugehen, nämlich auf die Frage der 
Finanzkraft des Unternehmens Deutsche Bundespost 
und auf die Frage der künftigen Kosten- und Gebüh-
renentwicklung. Wenn hier angeschnitten wurde, 
daß die Gebührengestaltung der allgemeinen Kosten-
entwicklung folgen soll, so ist dem natürlich zuzustim-
men. Auf der anderen Seite werden die Kosten und 
die Gebühren — letztere vor allen Dingen — so zu 

gestalten sein, daß die Deutsche Bundespost, aber 
auch ihre Mitbewerber, künftige Investitionen tätigen 
könnten. Wenn man aus dem Satz, wie er im EG-
Grünbuch steht, den Umkehrschluß ziehen würde, 
wäre kein Dienst der Deutschen Bundespost je einge-
führt worden, weil die ersten 10 000 Anschlüsse eben 
die teuersten sind. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns heute hier 
gleichzeitig etwas am Rande einer aktuellen Diskus-
sion um die Reform der Post bewegt. Ich möchte des-
halb zum Abschluß sagen: Ich bin überzeugt, daß die 
Deutsche Bundespost, ihre Mitarbeiter und die Bürger 
draußen im Lande vor dieser Postreform und vor dem, 
was die EG uns bringt, keine Angst zu haben brau-
chen. Die Bundespost ist das größte und ein leistungs-
fähiges Unternehmen, das niemanden, auch nicht im 
Wettbewerb, zu fürchten braucht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Börnsen (Ritterhude). 

Börnsen (Ritterhude) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe den Worten des Kolle-
gen Linsmeier mit Interesse zugehört, weil sie eine 
gewisse Nachdenklichkeit hinsichtlich der aktuellen 
Bedingungen bei der Neustrukturierung der Deut-
schen Bundespost bewiesen. Ich glaube, auch wenn 
man die aktuelle Berichterstattung — gerade auch in 
der heutigen Presse — liest, dann ist es sehr sinnvoll, 
daß man sich nachdenklich mit diesen Problemen be-
schäftigt, die eben nicht eine Lösung mit Schlagwor-
ten erfordern oder gar ermöglichen, sondern wo man 
durchaus gemeinsam überlegen muß, wie sich die 
Lösungsmöglichkeiten, die diskutiert worden sind, 
auf die nächsten Jahre auswirken. Insofern unter-
schied sich das durchaus von anderem, was wir gehört 
haben. Das ist mit Interesse festzustellen. 

Meine Damen und Herren, mein Kollege Hans-
Gottfried Bernrath hat dargestellt, welche Ergänzun-
gen und Änderungen nach Auffassung der SPD-Bun-
destagsfraktion unverzichtbar notwendig sind, damit 
bei der von der EG-Kommission angestrebten einheit-
lichen europäischen Telekommunikationspolitik gra-
vierende Nachteile für die Deutsche Bundespost ver-
mieden und die Infrastrukturleistungen im Nachrich-
tenwesen für Bürger und Wirtschaft nicht gefährdet 
werden. 

Ich möchte in meinem Beitrag auf einen weiteren 
Aspekt, der mit einer Vereinheitlichung der EG-Tele-
kommunikationspolitik verbunden ist, eingehen. In 
ihrem Grünbuch macht die EG-Kommission deutlich, 
daß nach ihrer Auffassung eine gründliche Analyse 
der sozialen Auswirkungen neuer Kommunikations- 
und Informationstechniken im Hinblick auf eine künf-
tige Entwicklung ausschlaggebend sei. Mit dieser 
Feststellung unterscheidet sich die EG-Kommission 
erfreulicherweise von der Regierungskommission 
Fernmeldewesen, die über diese Zusammenhänge 
kein Wort verloren hat. Allerdings beschränkt sich die 
EG-Kommission auf diese eben erwähnte Feststel-
lung; weiterführende Analysen oder gar Empfehlun- 
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gen zur Lösung von Problemen werden nicht vorge-
legt. Das halte ich für ein grobes Versäumnis. 

Es ist völlig unstrittig, daß die neuen Kommunika-
tions- und Informationstechnologien für unsere Ge-
sellschaft große Vorteile haben, wenn es gelingt, die 
Anwendung und den Einsatz dieser Techniken sozial 
verträglich zu gestalten. Sozial verträgliche Gestal-
tung bedeutet aber, vorausschauend negativen Aus-
wirkungen zu begegnen. Dies gilt ganz besonders im 
Hinblick auf die quantitativen und qualitativen Ver-
änderungen des Arbeitsmarktes, die durch den Ein-
satz und die Anwendung der I- und K-Techniken zu 
erwarten sind. 

Um die Dimensionen deutlich zu machen: Nach 
Schätzung des Deutschen Gewerkschaftsbundes wer-
den etwa 13 Millionen Arbeitnehmer in den Anwen-
derbereichen betroffen. Rund 25 % aller Büroarbeits-
plätze in der Bundesrepublik Deutschland sind auto-
matisierbar, also durch den Einsatz dieser Techniken 
gefährdet. Die hinreichend bekannte Siemens -Studie 
„Büro 1990" geht davon aus, daß etwa 2 bis 2,5 Mil-
lionen Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen. Zwar ent-
stehen durch die Produktion und Entwicklung der 
neuen Techniken auch neue Arbeitsplätze; aber bis-
herige Erfahrung zeigt, daß damit die durch den Ein-
satz der neuen Techniken fortfallenden Arbeitsplätze 
nicht kompensiert werden. Die Enquete-Kommission 
„Neue Informations- und Kommunikationstechni-
ken" des Deutschen Bundestages, der ich in der 9. Le-
gislaturperiode angehört habe, hat dies durch eine 
Fülle von Zahlenvergleichen belegt. 

Die technische Entwicklung hat nicht nur auf die 
Zahl der Arbeitsplätze, sondern auch auf die Art der 
Ausführung der Arbeit gravierenden Einfluß. Aus 
Zeitgründen erwähne ich hier lediglich das Stichwort 
Heimarbeit und die durch Automatisierung fortschrei-
tende Sinnentleerung und Monotonie von Tätigkei-
ten. 

Die Gefahren sind bekannt. Sie werden mit der 
Schaffung eines europäischen gemeinsamen Binnen-
marktes für die Telekommunikation nicht geringer, 
sondern größer. Verantwortungsbewußtes Handeln 
auf dem Gebiet der EG-Telekommunikationspolitik 
setzt daher nach unserer Auffassung eine gründliche 
Analyse der Auswirkungen einer Liberalisierung des 
europäischen Telekommunikationsmarkts, wie die 
EG-Kommission sie anstrebt, und wirksame Vor-
schläge zur Abwehr möglicher Risiken voraus. 

Der zweite Punkt, auf den ich in diesem Zusammen-
hang zu sprechen kommen möchte, ist die völlig unzu-
längliche Behandlung der Probleme des Datenschut-
zes. Auch hier muß die Kommission nacharbeiten. Die 
Erfahrungen bei der Einführung neuer Dienste im 
Fernmeldewesen bei uns haben schon unter den der-
zeit noch geltenden Bedingungen des Netz- und 
Dienstemonopols der Deutschen Bundespost gezeigt, 
wie schwierig es war, dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung Geltung zu verschaffen. Ich ver-
weise hier lediglich auf die bekannten Auseinander-
setzungen bei der Einführung des Bildschirmtextes 
oder bei Telex. 

Mit der Liberalisierung, also der Zulassung privater 
Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen 

und Endgeräten, wird sich diese Problematik ver-
schärfen, denn die privaten Anbieter sind im nationa-
len Rahmen lediglich gehalten, die Bestimmungen 
des Bundesdatenschutzgesetzes einzuhalten. Diese 
Bestimmungen reichen aber nicht aus, um den spezi-
fischen Anforderungen im Datenschutz gerecht zu 
werden, die beim Einsatz neuer Informations- und 
Kommunikationstechniken durch Dezentralisierung, 
Kombination und Integration persönlicher Daten ent-
stehen. 

Weil das so ist, hat die Deutsche Bundespost für 
ihren eigenen Bereich zwar noch nicht hinreichende, 
aber immerhin spezifische Regelungen für den Da-
tenschutz getroffen. Private Anbieter sind an diese 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen aber nicht ge-
bunden. Die EG-Kommission ist daher aufgefordert, 
konkrete Vorschläge zu erarbeiten, die den gesteiger-
ten Datenschutzbelangen Rechnung tragen. 

Der Kollege Linsmeier hat bereits auf die aktuelle 
Diskussion über die Neustrukturierung der Deut-
schen Bundespost Bezug genommen. Auch ich tue 
das, um die Belange der EG-Kommission und des 
Grünbuchs nicht allzu theoretisch zu behandeln. 
Nach meiner Überzeugung sollte ein Abgleich vorge-
nommen werden zwischen den Schwerpunkten des 
Grünbuchs, denen die Regierung und Koalition, wie 
wir gehört haben, gewissenhaft zustimmen, und den 
Realitäten der Meinungsbildung innerhalb der Bun-
desregierung zur Postreform. 

Ich möchte dies am Beispiel der vom Grünbuch an-
geregten Trennung von hoheitlichen und betriebli-
chen Funktionen offenlegen. Es ist ja kein Geheimnis, 
daß auch wir eine solche Unterteilung für sachgerecht 
halten: 

Einerseits die hoheitlichen Funktionen der Regula-
tion wie Verteilung von Frequenzen, Vertretung in 
Standardisierungsgremien, u. a. Hier ist ohne Zweifel 
die hoheitliche Zuständigkeit der Regierung ange-
messen, damit auch das herzustellende Einverneh-
men zwischen Postminister und anderen Regierungs-
ressorts. Andererseits die operationelle Ebene der be-
trieblichen Funktionen, die dem Wettbewerb geöffnet 
sind oder ihm geöffnet werden sollen. Um in diesem 
Wettbewerb bestehen zu können, braucht die Bun-
despost mehr Flexibilität, also die Möglichkeit, unter-
nehmenspolitische Entscheidungen sachgerecht, den 
sich ändernden Marktbedingungen entsprechend 
kurzfristig zu treffen, also unabhängig von politischen 
Einflußgrößen. 

Allerdings: Eine Unterteilung hoheitlicher und be-
trieblicher Funktionen ohne entsprechende Konse-
quenz ist unsinnig, ist absurd, bedeutet sogar, die 
Bundespost in einen ungleichen, existenzgefährden-
den Wettbewerb zu entlassen. Da sind offensichtlich 
unsere Unterschiede, Herr Funke: daß wir den Wett-
bewerb hinsichtlich der Auswirkungen auf die Bun-
despost auch prüfen und das nicht nur als eine ideo-
logische Aussage betrachten. 

Angesichts der auch uns bekannten mangelnden 
Bereitschaft der betroffenen Ressorts der Bundesre-
gierung, auf ihre bisher wahrgenommenen Einver-
nehmensregelungen zu verzichten, muß sich die Bun-
desregierung die Frage gefallen lassen, wie ernst sie 
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eigentlich die Aussagen des Grünbuchs in der prakti-
schen Regierungstätigkeit nimmt. 

Ich möchte dies, Bezug nehmend auf die Einwände 
der stellungnehmenden Ressorts der Bundesregie-
rung, begründen — das ist ja gerade heute in der 
„Stuttgarter Zeitung" dargestellt worden — : Eine un-
ternehmerisch orientierte Bundespost muß auch in der 
Lage sein, die Stellenbesetzung und -vergütung nach 
marktorientierten Kriterien vorzunehmen. Das aber 
wird ihr vom Innenminister offensichtlich kompromiß-
los verweigert, der auf einer restriktiven Auslegung 
des öffentlichen Dienstrechtes beharrt. 

Meine Damen und Herren, ist es vertretbar, die 
Bundespost in den Wettbewerb zu entlassen, wenn 
der Finanzminister über den Stellenkegel weiterhin 
uneingeschränkt mitbestimmen will? Wie ist es denn 
dann möglich, die notwendige Zahl von Ingenieuren 
einzustellen und leistungsgerecht zu vergüten — und 
das angesichts der rasanten technischen Entwicklun-
gen? 

Wie will die Bundespost am Markt überleben, wenn 
sie im intelligenten Software-Bereich keine marktge-
rechte Vergütung von Spezialisten aus eigener Ent-
scheidungskompetenz herbeiführen kann? 

Ist es nicht völlig absurd, daß der Wirtschaftsmini-
ster über Angebot und Tarife von Wettbewerbsdien-
sten auch künftig, Herr Funke, mitbestimmen will — 
und das in einem Verfahren, das sich über Monate 
hinzieht und die Stellung der Bundespost im Wettbe-
werb ganz entscheidend beeinträchtigt? 

Ist es zumutbar, daß der Finanzminister auf seine 
milliardenschwere Postabgabe aus rein fiskalischen 
Gründen nicht verzichten will, obwohl das Grünbuch 
die Mehrwertsteuer-Veranlagung vorschreibt? Soll 
es etwa zu einer Doppelveranlagung von Abgaben 
und Mehrwertsteuer kommen? 

Ist die Wettbewerbsgleichheit für das traditionelle 
Postwesen gewährleistet, wenn die EG-Regelung der 
Steuerbefreiung in der Bundesrepublik unberück-
sichtigt bleibt? Wir können uns gerne darüber unter-
halten, daß eine Quersubventionierung nicht mehr 
erforderlich ist, wenn die „gelbe Post" keine Mehr-
wertsteuer abzuführen braucht. Setzen Sie das in der 
Bundesregierung durch! 

Meine Damen und Herren — ich komme zum 
Schluß, es leuchtet rot — , die Trennung von Hoheit 
und Betrieb kann und darf nicht als Selbstzweck an-
gestrebt werden, sondern bedarf der konsequenten 
Ausgestaltung, um für uns überhaupt diskutabel zu 
sein. Zur Zeit besteht ein Widerspruch zwischen der 
Zielvorgabe und dem politischen Handeln. Es entsteht 
der Eindruck provinziellen Beharrens auf ministeriel-
len Eigeninteressen zu Lasten der Entwicklungsmög-
lichkeiten der Bundespost. 

Diesen Widerspruch aufzulösen ist Aufgabe der 
Bundesregierung. Aber die ist leider nicht vertreten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 11/2105. Wer stimmt für diesen Ände-
rungsantrag? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einigen Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 11/2014. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
ist mit Mehrheit angenommen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die SPD war 
schon immer europaunfreundlich!) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Sechsten 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts 
(6. StrRG) 

—Drucksache 11/1471 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

b) Erste Beratung des von der Fraktion DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Straffrei-
heitsgesetzes 1987 
—Drucksache 11/1472 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Rechtsausschuß 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung dieser beiden Entwürfe mit 
zwei Beiträgen bis zu je fünf Minuten für jede Fraktion 
vereinbart worden. Das heißt also, jede Fraktion hat 
zweimal fünf Minuten. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich höre und sehe keinen Widerspruch. Wir werden 
so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Häfner. 

Häfner (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Menschen in den Politikerinnen und Politikern. 
Wir verdanken es heute Hunderten von Bürgerinnen 
und Bürgern, die sich Gedanken gemacht und die sich 
in Mutlangen, in Hasselbach und anderswo für ihr 
Leben und für das Leben ihrer Kinder und Kindeskin-
der glaubwürdig und konsequent engagiert haben, 
daß sich hierzulande und im Ausland niemand mit den 
mörderischen Raketen abgefunden hat. Diesem aus-
dauernden Einsatz ist der Erfolg nicht versagt geblie-
ben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nein, nein, der Doppelbe

-

schluß hat es ermöglicht, die Stationierung 
hat es ermöglicht! Keine Geschichtsklitte

- rung!)  

Wie aber dankt der Staat seinen Bürgerinnen und 
Bürgern für diesen Einsatz? Durch Diffamierung und 
Kriminalisierung versucht die Bundesregierung und 
versuchen die hinter ihr stehenden Kräfte und Par-
teien, die Menschen von der Wahrnehmung ihrer 
Rechte abzuschrecken, versucht sie, das im Keim zu 
ersticken, was in Deutschland so unpopulär, aber ge-
rade nach den geschichtlichen Erfahrungen so unver- 
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gleichlich wichtig ist, nämlich Mut, Engagement und 
Zivilcourage. 

(Bohl [CDU/CSU]: Zivilcourage, die hat Herr 
Reagan gezeigt!) 

Als Mittel, die Demonstranten und friedlichen Blok-
kierer in den Mühlen der Justiz zu zerreiben, fand 
man den alten Strafrechtsparagraphen der Nötigung. 
Eine beispiellose Tragödie, eine Narrenposse der Ju-
stiz und der Politik war die Folge. Denn als Gewalttä-
ter wird heute bezeichnet, wer sich friedlich vor ein 
Tor setzt, verwerflich hat gehandelt, wer für das Ziel 
eines friedlichen Zusammenlebens der Völker ohne 
Atomwaffen gewaltfrei demonstriert hat. 

Dabei wird bei weitem nicht jeder Blockierer be-
straft. Entscheidend ist die politische Opportunität 
der Ziele. Zehn Minuten symbolisches Blockieren für 
den Frieden führen zu hohen Verurteilungen; der 
bloße Aufruf dazu erbrachte eine Strafe von 55 Tages-
sätzen. Die bayerische Variante, stundenlanges, ja, 
tagelanges reales Blockieren einer mehrspurigen Au-
tobahn für die Ziele des deutschen Speditionsgewer-
bes: selbstverständlich straffrei. 

„Das kann man gar nicht miteinander vergleichen", 
hat mir einmal ein bayerischer Minister gesagt. „In 
Mutlangen demonstrieren ja die Gegner unseres 
Staates, die unseren Verteidigungswillen und die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung untergraben 
wollen; 

(Bohl [CDU/CSU]: Gehört Osterreich schon 
zu Bayern, oder wie?) 

dagegen haben ja die Lkw-Fahrer auf der Autobahn 
völlig recht gehabt". Weiter wörtlich: „Da ist ja der 
bayerische Ministerpräsident selbst vor Ort gewesen 
und hat denen seine Unterstützung zugesagt; das 
können Sie doch gar nicht vergleichen." 

So etwas ist das Ende des Rechtsstaates, der Rechts-
sicherheit und der Rechtsgleichheit. Viele Gerichte 
machen das schon lange nicht mehr mit. Heute weiß 
jeder, in welchem Gerichtsbezirk er freigesprochen 
und in welchem er wegen Nötigung verurteilt wird. 
Markiert man die einen Bezirke weiß und die anderen 
rot, sieht die Bundesrepublik aus, als hätte sie Ma-
sern. 

Selbst das Bundesverfassungsgericht konnte sich 
nicht einigen. Genau die Hälfte der Richter war der 
Meinung, die extensive Auslegung des  § 240 verstelle 
gegen das verfassungsrechtliche Analogieverbot des 
Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes. Die anderen vier 
Richter wollten das nicht so sehen. 

Aber in einem waren sich alle Richter einig: Sie for-
derten nämlich den Gesetzgeber auf, endlich dieses 
Gesetz zu ändern und klarzustellen, was strafbar sein 
soll und was nicht. Des tun wir hiermit, nur tun wir es 
anders als der Bundesjustizminister, der uns heute die 
Ehre gibt. Er möchte nämlich ausnahmslos alle Teil-
nehmer an Blockaden kriminalisieren, auch die in 
Rheinhausen. Den Grund dafür haben Sie, Herr En-
gelhard, in einem Interview mit der Bild-Zeitung ge-
äußert, was am Rande ein interessantes Licht auf den 
in meinen Augen längst  vollzogenen Sieg des Wirt-
schaftsflügels über die rechtsstaatlichen Kräfte inner-

halb der FDP wirft. Da hieß es nämlich — ich zitiere —: 
„Wo Straßen blockiert werden, investiert keiner." 

Heute sind es die GRÜNEN, die die Bürgerrechte, 
die Meinungs- und die Demonstrationsfreiheit ver-
treten. Unser Entwurf setzt konsequent das Programm 
meiner Partei um, die jede Form von Gewalt als Mittel 
politischer Auseinandersetzung ablehnt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben eine exakte Bestimmung des Begriffs „Ge-
walt" vorgenommen. Wer seinen Mitmenschen durch 
den Einsatz von Körperkraft, von chemischen Mitteln 
oder technischen Einrichtungen gegen den Körper 
des Menschen seinen Willen aufzwingt, soll auch 
nach unseren Vorstellungen in Zukunft bestraft wer-
den. Dies gilt auch für die bloße Drohung. Wer aber 
friedlich und gewaltfrei handelt, blockiert, protestiert 
und demonstriert, der kann und darf künftig nicht 
mehr als Gewalttäter verfolgt werden. 

Die Verwerflichkeitsklausel übrigens, diesen erst 
1943 in Form des sogenannten „gesunden Volksemp-
findens" in das Gesetz gekommenen unbestimmten 
und Willkürbegriff, lehnen wir aus guten Gründen 
radikal ab. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Falsch!) 

— Was ist falsch? — Wenn Sie jetzt nicht antworten, 
muß ich zum Ende kommen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Es war damals 
das „gesunde Volksempfinden"!) 

— Richtig, damals hieß es „gesundes Volksempfin-
den". Nur der Wortlaut ist geändert worden, aber 
diese unbestimmte Klausel ist 1943 in das Gesetz ein-
gefügt worden. Wir haben sie deshalb gestrichen. 

Wir beantragen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuß zu überweisen. Ich freue mich jetzt schon auf 
die Diskussion. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Langner. 

Dr. Langner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nicht daß der Exgeneral Bastian und 
seine Gesinnungsfreunde irgendwo herumgesessen 
haben, hat das INF-Abkommne herbeigeführt, son-
dern daß Kanzler Kohl und diese Koalition standhaft 
gewesen sind; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

dazu gleich mehr durch meinen Kollegen Hüsch. 

Die Nötigung, die Sie abschaffen wollen, ist kein 
Kavaliersdelikt. Wer andere nötigt, mißachtet sie, be-
nutzt Mitmenschen als Mittel zum Zweck, beeinträch-
tigt sie in ihrer Freiheit, verletzt ihre Rechte. Nicht 
eine Aufweichung der strafrechtlichen Nötigungsvor-
schrift, sondern ihre Klarstellung ist die Aufgabe. 

Das Bundesverfassungsgericht hält die Nötigungs-
vorschrift des § 240 StGB für verfassungsmäßig. In der 
Einstufung von Sitzblockaden als strafwürdiges Un-
recht vermag es keinen Verstoß gegen das Grund-
recht der Versammlungsfreiheit zu erkennen. Die 
Stratvorschrift mull allerdings präziser gefaßt werden 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 	4835 

Dr. Langner 

— da haben Sie recht —, denn das Gericht hat in dem 
Mutlangen-Urteil nicht abschließend geklärt, in wel-
chem Umfang die von den Straßenblockierern ver-
folgten politischen Fernziele zu berücksichtigen sind. 
Diese Unklarheit hat zu einer zunehmenden Zahl un-
terschiedlicher Urteile geführt, was in der Tat nicht 
weiter hinzunehmen ist. 

Die GRÜNEN wollen nun die Sitzblockaden völlig 
straffrei machen. Sie werden dadurch eine ganze 
Reihe von Tatbeständen auch straffrei machen, z. B. 
den, daß ein Vermieter seinem Mieter die Wohnung 
eigenmächtig räumt, um ihn zur Aufgabe zu zwingen; 
auch der begeht nach Ansicht der GRÜNEN in der 
Zukunft keine Nötigung mehr. Viele Unausgegoren-
heiten dieser Art sind noch in dem Gesetz. Ich gehe 
nicht weiter darauf ein. 

(Häfner [GRÜNE]: Das ist nicht richtig! Es 
gibt eine Reihe von Auffangtatbeständen!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Juli vorigen 
Jahres den Gesetzgeber zu einer Präzisierung des 
Nötigungsparagraphen aufgefordert. Eine Verfas-
sungsbeschwerde von Herrn Bastian gegen das Straf-
urteil wegen Teilnahme an einer Sitzblockade wurde 
zurückgewiesen. In der Entscheidung heißt es aber 

ich zitiere —. 

soweit die gegensätzlichen Beurteilungen von 
Sitzdemonstrationen durch das Bundesverfas-
sungsgericht und die Strafgerichte Unklarheiten 
und Unsicherheiten ausgelöst hat, beruhen diese 
letztlich auf der vielfach kritisierten Fassung des 
§ 240 StGB und können nur vom Gesetzgeber 
beseitigt werden. 

Die Union begrüßt ausdrücklich, daß der Bundesju-
stizminister in Kürze einen Regierungsentwurf vorle-
gen wird. Der Abs. 2 der Vorschrift soll danach folgen-
den Wortlaut haben: 

Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung 
der Gewalt oder die Androhung des Übels zu der 
Handlung, Duldung oder Unterlassung, die er-
zwungen werden soll, verwerflich ist. 

In die Rechtmäßigkeitsprüfung ist danach nur noch 
das Verhalten einzubeziehen, zu dem unmittelbar ge-
nötigt wird, nicht die Fernziele. Wer die Freiheit ande-
rer Bürger gegen deren Willen einschränkt, um für 
seine politischen Ziele Aufmerksamkeit zu ergattern, 
macht sich strafbar und ist in meinen Augen auch kein 
guter Demokrat. Gewaltsame Willensbeugung bleibt 
Nötigung. Mit Argumenten, nicht mit dem Hintern, 
dem Traktor oder dem Lastwagen ist zu streiten. 

in der politischen Auseinandersetzung um Sitzblok-
kaden wird oft argumentiert, Meinungs - und Ver-
sammlungsfreiheit schlössen Strafbarkeit aus. Hier 
herrscht ein großes Mißverständnis vor. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Weder das Meinungsäußerungsrecht noch das Ver-
sammlungsfreiheitsrecht gewähren den Anspruch, 
von Dritten auch tatsächlich zur Kenntnis genommen 
zu werden. Das Aufmerksamkeiterregen ist einzig 
eine Frage der geistigen, argumentativen Mobilisie-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jeglicher Zwang ist hier unserer Verfassung fremd. 

Der grundsätzlich weite Spielraum für die geistige 
Auseinandersetzung, wie das Grundgesetz ihn garan-
tiert, duldet keine Erweiterung auf tätliches Verhal-
ten, meine Damen und Herren. Wer durch Sitzblocka-
den und sonstige gezielte Gewaltanwendung zu über-
zeugen versucht, begibt sich — dies muß man deutlich 
aussprechen — auf die niedere Ebene politischen Er-
pressertums; er mißachtet die Spielregeln. Das wird 
auch nicht dadurch besser, daß sich der heutige saar-
ländische Ministerpräsident früher selbst an Sitzblok-
kaden in Mutlangen beteiligt hat. Ich finde es etwas 
merkwürdig, daß ausgerechnet sein Justizminister 
dieser Tage an diesen Umstand erinnert hat. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jetzt schläft er in  Lust

-

schlössern!) 

Gerade angesichts der Rheinhausener Vorfälle 
kann ich nur eindringlich davor warnen, die Bewe-
gungsfreiheit anderer als ein Rechtsgut minderer Art 
anzusehen, als ein Rechtsgut, welches man ohne wei-
teres beeinträchtigen dürfte. Was geschieht denn, 
wenn Rheinbrücken, Stadtzentren oder Verkehrs-
wege blockiert werden? Die Mutter kommt zu spät 
zum Kindergartenabschluß, der Arbeitnehmer zur Ar-
beit, 

(Häfner [GRÜNE]: Und was passiert, wenn 
Tausende arbeitslos werden?) 

der Geschäftsmann zum Geschäftstermin, der Rei-
sende verpaßt sein Flugzeug, der Arzt kommt zu spät 
ins Krankenhaus und der Priester eventuell zum Ster-
benden. Soll dies alles hinzunehmen sein, nur weil 
jemand für seine politische Anschauung auf friedli-
chem Wege kein Gehör zu finden glaubt? Was ist 
denn, wenn Verkehrsblockaden 

(Häfner [GRÜNE]: Was ist denn, wenn in 
Bonn Staatsbesuch ist?) 

einmal weniger edlen Zielen dienen als Frieden oder 
Arbeitsplatzsicherung oder wenn das nur vorgegeben 
ist? Was werden Sie denn sagen, wenn eines Tages 
die NPD oder radikale Ausländergruppen sich dieser 
Mittel bedienen? 

Meine Damen und Herren, so geht es nicht. Wir 
lehnen diesen Entwurf ab. Das wird auch nach den 
Ausschußberatungen nicht besser. Wir erwarten aller-
dings die baldige Vorlage eines Regierungsentwurfs 
zur notwendigen Präzisierung der Vorschrift. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Wiefelspütz. 

Wiefelspütz (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Nur einen Satz zu Ihren letzten 
Ausführungen, Herr Dr. Langner: Ich bin der festen 
Überzeugung, daß vieles von dem, was Sie zum 
Schluß Ihres Redebeitrags geäußert haben, schlicht 
und einfach nicht geltendes Recht ist. Jede Demon-
stration, jede — auch aus Ihrer Sicht — legale und 
legitime Demonstration ist nicht selten verbunden mit 
Belästigungen, mit Eingriffen auch in Freiheitsrechte 
anderer. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 
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Wir werden immer genau hinschauen müssen, wie 
denn bei einer differenzierten Einzelfallbetrachtung 
das rechtlich zu würdigen ist. 

(Bohl [CDU/CSU]: Demonstration ist ein 
ganz anderer Fall!)  

Ich denke, Sie haben diese Differenzierungen zum 
Schluß Ihres Beitrags vermissen lassen. 

Aber lassen Sie mich zu meiner Rede kommen. Die 
Mittelstreckenraketen verschwinden aus der Bundes-
republik — die Strafverfahren wegen friedlicher Sitz-
blockaden gegen Raketenstationierungen bleiben. 
Das gilt auch nach dem Sitzblockadenurteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 11. November 1986. Die-
ses bemerkenswerte Urteil wirft im Hinblick auf den 
Nötigungsparagraphen des Strafgsetzbuchs mehr 
Fragen auf, als es beantwortet. Die verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen den § 240 des Strafgesetzbu-
ches hatten nur deshalb keinen Erfolg, weil sich das 
erkennende Ge richt bei Stimmengleichheit selbst 
blockiert hatte. Dennoch läßt sich — so hat es der 
Journalist Robert Leicht neulich in der „Zeit" formu-
liert — „den Leitsätzen dieses Urteils ein Votum ge-
gen pauschale Aburteilung der Teilnehmer an Sitz-
blockaden deutlich genug entnehmen". Ich denke, 
das ist eine sehr maßvolle, mit Augenmaß vorgenom-
mene Beurteilung dieser wichtigen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts. Bei dieser Ausgangslage 
stellt sich für dieses Haus nachdrücklich die Frage, ob 
ein Handeln des Gesetzgebers erforderlich ist. 

Die beiden Gesetzentwürfe der GRÜNEN, der Ent-
wurf eines Gesetzes zur Reform des Strafrechts und 
der Entwurf eines Straffreiheitsgesetzes 1987, die wir 
heute in erster Lesung beraten, stehen in einem engen 
Sachzusammenhang. Die GRÜNEN wollen durch 
eine Änderung des § 240 StGB erreichen, daß Sitz-
blockaden in Zukunft nicht mehr vom Tatbestand die-
ser Vorschrift erfaßt werden und deshalb straflos blei-
ben. Durch das Straffreiheitsgesetz soll Straffreiheit 
gewährt werden für Taten, die auf Grund der Ände-
rung des § 240 StGB nicht mehr als Nötigung einzu-
stufen sind. Beide Gesetzentwürfe verdienen eine ein-
gehende und intensive Beratung im Rechtsaus-
schuß. 

Bei uneingeschränkter Respektierung der Entschei-
dungen unabhängiger Strafgerichte will ich meine 
persönliche Überzeugung deutlich machen: Unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbe-
sondere der Motive der Demonstranten, sind nach 
meiner Überzeugung viele Sitzblockaden gegen Ra-
ketenstationierungen nicht strafbar. Es gibt inzwi-
schen auch eine Reihe von strafgerichtlichen Urteilen, 
die die Linie einer differenzierten sorgfältigen Einzel-
fallprüfung verfolgen. Gleichwohl ist die Rechtspre-
chung — darauf haben Sie, Herr Kollege Langner, mit 
Recht hingewiesen — der Strafgerichte nach dem zi-
tierten Urteil des Bundesverfassungsgerichts immer 
noch uneinheitlich. 

Meine Fraktion wird die weitere Entwicklung der 
Rechtsprechung aufmerksam verfolgen. Wir werden 
einen Handlungsbedarf im Bereich des § 240 StGB 
nur dann bejahen, wenn sich eine ständige Rechtspre

-

chung entwickeln sollte, die mit unseren rechtspoliti-
schen Überzeugungen nicht übereinstimmen sollte. 

(Beifall bei der SPD — Häfner [GRÜNE]: Also 
stimmt die jetzige mit Ihren Überzeugungen 

überein?) 

Schon jetzt will ich aber einige Bedenken gegen 
den Gesetzentwurf der GRÜNEN zu § 240 StGB gel-
tend machen, Herr Häfner. Bei aller Anerkennung der 
Intentionen, die diesem Entwurf zugrunde liegen, 
scheint mir dieser Entwurf mit reichlich heißer Nadel 
gestrickt. § 240 StGB ist sicherlich eine der komplexe-
sten und umstrittensten Vorschriften unseres Strafge-
setzbuchs. Aber eine umstrittene, schwierig zu hand-
habende Strafvorschrift durch eine andere, nicht min-
der problematische Fassung zu ersetzen bringt keinen 
rechtspolitischen Fortschritt, sondern nur neue, mög-
licherweise größere Schwierigkeiten. 

Die von den GRÜNEN vorgeschlagene Einschrän-
kung des Gewaltbegriffs auf die Fälle, in denen der 
Täter erhebliche Körperkräfte, technische Einrichtun-
gen oder chemische Mittel gegen den Körper der Op-
fer einsetzt, würde wahrscheinlich dazu führen, daß 
viele Vergewaltigungsfälle künftig straflos blieben. 
Das kann doch nicht Ihr Wille sein, Herr Häfner. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Aushängen von Fenstern im Winter — Herr 
Kollege Langner hat darauf hingewiesen — , um Mie-
ter zum Auszug zu zwingen, währe nach dem jetzt 
unterbreiteten Vorschlag der GRÜNEN ebenfalls 
nicht mehr als Nötigung strafbar. Dies gilt ebenso für 
Autobahnblockaden, gleichgültig, wer sie veranstal-
tet. Auch das sehr dichte Auffahren bei hoher Ge-
schwindigkeit auf der Autobahn über einen längeren 
Zeitraum hinweg könnte wahrscheinlich nicht mehr 
als Nötigung bestraft werden. 

Die von den GRÜNEN vorgeschlagene Beschrän-
kung von Gewalt auf die körperliche Gewalt, die 
auch ernsthaft in der Fachdiskussion ist, privilegiert 
notwendigerweise, ob Sie das wollen oder nicht, be-
sonders perfide Formen von Gewalt, 

(Beifall bei der SPD, der FDP und des Abg. 
Bohl [CDU/CSU]) 

die wir unter dem Begriff der „vergeistigten Gewalt" 
zusammenzufassen gewöhnt sind. Das ist doch das 
Problem. 

Wenn ich hier Bedenken zum Gesetzentwurf der 
GRÜNEN zu § 240 des Strafgesetzbuchs geltend ge-
macht habe, so dürfen in diesem Zusammenhang die 
Pläne und Vorstellungen des Bundesjustizministers 
nicht unerwähnt bleiben. Der Bundesjustizminister 
beabsichtigt offenbar, § 240 Abs. 2 StGB so zu ändern, 
daß jede Sitzdemonstration gleichsam automatisch 
bestraft wird. Seine dahin gehenden Formulierungs-
vorschläge hat er bekanntlich den Justizministern und 
-senatoren inzwischen mitgeteilt. Würden diese Pläne 
Gesetz, dann bedeutete das eine weitere, von der 
SPD-Bundestagsfraktion nachdrücklich abgelehnte 
Verschärfung des Demonstrationsstrafrechts. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Klarstellung des 
bestehenden Rechts!) 
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Ich will noch einige Bemerkungen zum vorliegen-
den Entwurf eines Straffreiheitsgesetzes der GRÜ-
NEN machen. Es liegt offen zutage, daß die rechtspo-
litischen Bestrebungen der Bundesregierung und der 
Regierungsparteien in eine ganz andere Richtung 
weisen. In unterschiedlichem Tempo, mit verteilten 
Rollen setzt man auf Strafverschärfung und Ein-
schränkung der Demonstrationsfreiheit. Diesem Weg 
werden wir uns widersetzen. 

Der Gedanke einer Amnestie wegen friedlicher 
Sitzblockaden gegen Raketenstationierungen ver-
dient eine ernsthafte Prüfung. Die Beratungen im 
Rechtsausschuß werden dazu ausreichend Gelegen-
heit geben. Ich will aber auch hier deutlich machen, 
daß der von den GRÜNEN vorgelegte Entwurf eines 
Straffreiheitsgesetzes unsere Zustimmung so, wie er 
vorgelegt worden ist, mit Sicherheit nicht finden wird; 
denn dieser Entwurf knüpft an eine Änderung des 
Nötigungsparagraphen an, die aus den von mir vorge-
tragenen Gründen mehr Nachteile als Vorteile bringt. 
Mindestens das muß man dagegen einwenden. 

Konsequenz des vorliegenden Entwurfs eines Straf-
freiheitsgesetzes wäre auch Straffreiheit für be-
stimmte, unstreitig strafwürdige Taten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung, wäre auch Straffreiheit für 
strafwürdige Taten im Bereich des Straßenverkehrs, 
um nur einige wenige, sehr wichtige Fälle aufzuzei-
gen. 

(Häfner [GRÜNE]: Das müssen Sie mal lesen! 
Das stimmt nicht!) 

Das kann und wird unsere Zustimmung nicht fin-
den. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es ist schon 
von Herrn Langner gesagt worden, wer eigentlich für 
mehr Frieden im Raketenbereich gesorgt hat, nämlich 
diejenigen, die sich mit der notwendigen Beharrlich-
keit und mit dem notwendigen Weitblick hier im inter-
nationalen Geschäft richtig verhalten haben. Dafür 
möchte ich auch allen Beteiligten danken. 

Interessant ist auch, daß wir hier unter dem Ge-
sichtspunkt, es handle sich um mehr Friedlichkeit 
überhaupt in der Gesellschaft, von denen ermahnt 
werden, Herr Häfner, die allein durch die Art, wie ihre 
Fraktions- und sonstigen Sitzungen abzulaufen pfle-
gen, einen Begriff von Friedlichkeit demonstrieren, 
der wohl noch nachbesserungsfähig ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Wir haben diese Art von Friedlichkeit auf unseren Par-
teitagen noch nicht zelebriert. 

Daher meine ich, man sollte die Leute — da sie die 
Raketen Gott sei Dank sowieso nicht bedienen wer-
den, weder positiv noch negativ — an ihrem ganz nor-
malen Verhalten untereinander messen. Daß ich mir 

von Leuten Vorträge über Friedlichkeit halten lasse, 
die so „friedlich" miteinander umgehen wie die GRÜ-
NEN im Deutschen Bundestag und überhaupt, ist al-
lerdings eine Zumutung. 

(Häfner [GRÜNE]: Meinen Sie, weil wir mit 
Worten streiten?) 

Das ist nicht das einzige, was bei einer Vereinigung, 
die sich als politische Partei versteht, etwas merkwür-
dig ist. Es ist auch sehr merkwürdig, wie sehr Sie 
Dinge auf irgendeinen Punkt verengen. Ganz typisch 
ist Ihr heute zur Beratung anstehender Gesetzent-
wurf. Weil Menschen gegen Rüstung demonstriert 
und Sitzblockaden durchgeführt haben, meinen Sie, 
Sie müßten den § 240 des Strafgesetzbuchs ändern. 
Aber Sie reden überhaupt nicht von einer Fülle von 
Eingriffen in die persönliche Freiheit jedes einzelnen 
Bürgers, und zwar sehr gravierender Art. Weil Sie von 
dieser Sitzblockade geradezu besessen sind, 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Daher der 
Name!) 

kommen Sie gar nicht auf den Gedanken, daß die bei-
läufige Mitteilung: Wenn dies oder das nicht bis spä-
testens morgen mittag, zwölf Uhr, geschieht, wird das 
Foto der Ehefrau geschickt oder — einige andere Bei-
spiele sind hier schon genannt worden — — 

(Häfner [GRÜNE]: Sie meinen Erpressung! 
Das steht im Strafgesetzbuch!) 

— Ich bin Ihnen zutiefst dankbar für diesen Zwischen-
ruf; denn damit haben Sie mich erst auf das ganz dicke 
Ding gebracht. Als erprobte Antikapitalisten wollen 
Sie nämlich die Erpressung unter Strafe stellen, 

(Häfner [GRÜNE]: Sie etwa nicht?) 

aber die Nötigung mit den gleichen Tatbestandsvor-
aussetzungen, was die persönliche Freiheit und die 
Handlungsfreiheit des einzelnen Bürgers angeht, wol-
len Sie nicht strafbar lassen. Wenn es um Geld geht, 
darum, sein Vermögen zu vermehren — so ungefähr 
steht es im Erpressungstatbetand; § 253 ist es wohl —, 
haben Sie gar keine Bedenken gegen die Vorschrift. 
Beim „Kapitalismus" sind Sie dafür. Aber wenn es 
sich um ganz normale Freiheitsrechte des Bürgers 
handelt, die nicht durch Drohungen fiesester Art be-
einträchtigt werden sollen, durch wirkungsvollere 
Maßnahmen als das Hinsetzen auf eine Straße, dann 
kommen Sie an und sagen, weil Ihr Blick so unglaub-
lich verengt ist, weil Sie nur auf diese Sitzblockade im 
Zusammenhang mit Atomraketen starren — — 

(Häfner [GRÜNE]: Außer der Nötigung bei 
Sitzblockaden waren es im wesentlichen nur 
Vergehen! In allen anderen Fällen ist es zu 
Verurteilungen gekommen, weil andere Tat

-
bestände greifen!) 

— Erstens stimmt das nicht. Es gibt eine Reihe von 
Prozessen auch in anderen Fällen. Zweitens haben wir 
sehr sinnvolle Bestimmungen in unserem Strafprozeß-
recht, die z. B. sagen, daß derjenige, der erpreßt wird, 
aber auch derjenige, der genötigt wird, die Möglich-
keit hat, sich mit dem Staatsanwalt über das Verfah-
ren zu einigen, das den Anlaß der Nötigung betrifft, 
damit der Nötiger oder der Erpresser festgehalten 
werden kann. Wir reden hier im Grunde über eine 
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verhältnismäßig einfache Sache, und dazu möchte ich 
noch zwei Bemerkungen machen. 

Herr Präsident, wir haben uns interfraktionell so 
verständigt — wenn ich das sagen darf, ohne Ge-
schäftsführer zu sein — , daß wir die zweimal fünf Mi-
nuten zusammenfassen und davon unsererseits dem 
Bundesminister der Justiz den ihm zukommenden 
Teil überlassen wollten, so daß ich mit fünf Minuten 
Redezeit jetzt zu schlecht bedient wäre. 

Vizepräsident Stücklen: Wenn der Geschäftsführer 
zugestimmt hat, schließt sich der amtierende Präsi-
dent dem an. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Wir haben einfach ein 
Problem: Eine Reihe von Richtern haben sich an dem 
Wort „verwerflich" aufgehalten. Die Nationalsoziali-
sten haben 1943 den damaligen Tatbestand um das 
„empfindliche Übel" ergänzt. Empfindliche Übel 
kommen alltäglich in Familien vor. Wenn nämlich der 
Vater dem Sohn mitteilt, daß er das mit dem Kau-
gummi nervlich nicht mehr abkann und der Sohn so-
fort einen Backs kriegt, wenn er damit nicht aufhört, 
ist dies einwandfrei der Tatbestand der Nötigung. 
Weil das sehr sozialadäquat ist und so häufig vor-
kommt, hat man damals gesagt: Es muß dem gesun-
den Volksempfinden widersprechen. Gegen dieses 
Wort besteht zu Recht ein großes Unbehagen. Deshalb 
hat der Deutsche Bundestag 1952 versucht, das, was 
gemeint sein konnte, durch das Wort „verwerflich" zu 
ersetzen. Auch ich halte das nicht für ein sehr glück-
liches Wort, aber es steht nun einmal da drin. 

Da bin ich bei einer meiner beiden Feststellungen: 
Wenn es nun seit 1952 darin steht — unsere Recht-
sprechung ist seit damals damit zurechtgekommen —, 
wäre es von uns nicht sehr weise, ein neues Wort nur 
deswegen dort hinzusetzen, damit Generationen von 
Richtern sich bemühen, dieses neue Wort in all dem, 
was wir uns angeblich dabei gedacht haben, richtig 
auszuwägen und auszugewichten und eine lange Pe-
riode von Rechtsunsicherheit einzuleiten. Das ist ein-
fach nicht Stil einer vernünftigen Gesetzgebung. Das 
ist der eine Gesichtspunkt. 

Der andere Gesichtspunkt ist folgender: Grund der 
ganzen Verwirrung ist, daß an diesem Wort „verwerf-
lich" Menschen, die ich nicht für Volljuristen halten 
mag, die das vielleicht aber sind, gesagt haben: Es 
kommt auf das finale an, es kommt auf das ganz große 
Ziel an. Wenn jemand ein edles Motiv hat, dann kann 
er nötigen, wen immer er will. 

(Wiefelspütz [SPD]: Wer behauptet denn so 
etwas?) 

Genau dahin läuft diese Art von Rechtsprechung. 
Wenn jemand etwas gegen Atomraketen hat, dann ist 
es in Ordnung, daß er sich auf die Straße setzt, und 
— wenn ich Sie richtig verstanden habe — wenn je-
mand mit LKWs am Brenner steht, dann ist das nicht in 
Ordnung. 

Ich bin der Meinung, es ist in beiden Fällen nicht in 
Ordnung, weil es nämlich die Freiheit der anderen 
Leute, die dort entlang fahren wollen, nachhaltig be-

einträchtigt. Deshalb möchten wir es in beiden Fällen 
auch in Zukunft nicht so haben. 

(Häfner [GRÜNE]: Da haben Sie mich falsch 
verstanden! Auch ich will Gleichbehand

-

lung!) 

Wir möchten uns nicht von Ihnen mit Ihrem vereng-
ten Blickwinkel hier in eine Sackgasse treiben lassen, 
sondern wir sind der Meinung: Das Ding muß zurück-
geführt werden, wenn diese Nachhilfe denn nun not-
wendig sein sollte. Da das Bundesverfassungsgericht 
uns das mitgeteilt hat, ist sie wohl notwendig. Wir 
möchten dann die Nachhilfe geben, daß es nur auf das 
Verhältnis zwischen dem, der nötigt, und dem, der 
genötigt wird, ankommt. In diesem Zusammenhang 
— nur in diesem! — soll der Gesichtspunkt der Ver-
werflichkeit oder der Bösartigkeit oder was man sonst 
dazu sagen könnte — nur halten wir uns an den Be-
griff, der schon einmal „ausgeurteilt" ist, wie man so 
schön sagt — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Klei-
nert, ich will Sie keinesfalls nötigen, aber lassen Sie 
eine Zwischenfrage zu? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Ich bitte darum, Herr 
Wiefelspütz. 

Wiefelspütz (SPD): Herr Kollege Kleinert, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß die durchgreifenden Be-
denken von vier Verfassungsrichtern in Karlsruhe zur 
Verfassungsmäßigkeit von § 240 des Strafgesetz-
buchs die Bedenken sehr ernst zu nehmender und 
nicht etwa minderwertiger Juristen sind? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Ich habe diesen Sach-
verhalt nicht nur nicht bestritten, sondern ich habe 
eben ausdrücklich gesagt: Das Bundesverfassungsge-
richt hat uns mitgeteilt, wir müßten hier zur Klarstel-
lung beitragen, weil Richter anderer Gerichte diesen 
Begriff der Verwerflichkeit viel zu sehr in die Ferne 
verlängert haben. In Wirklichkeit betrifft er nur das 
Verhältnis zwischen dem, der nötigt, und dem, der 
genötigt wird. 
Der Bundesminister der Justiz hat, wie ich höre, 

einen Entwurf vorbereitet, der auf diese unmittelbare 
Beziehung abstellt und in Zukunft keinen Unterschied 
mehr zuläßt, der einen Amtsrichter zwingt, zu unter-
scheiden, ob jemand zu Recht eine Sitzblockade 
macht, weil das Aufstellen von Atomraketen zu ver-
hindern ist, oder zu Unrecht, weil er etwas gegen das 
Sammeln von Steinpilzen in dem dahinter befindli-
chen Wald hat. Diese Aufgabe können wir den Rich-
tern vernünftigerweise nicht zumuten. Deshalb wol-
len wir, daß in allen Fällen, in denen jemand meint, er 
müßte die anderen Bürger in ihrer persönlichen Frei-
heit einschränken, eine Strafdrohung dahintersteht. 

Im übrigen bin ich sehr der Meinung, daß der allge-
meine Teil des Strafgesetzbuchs hier nicht außer acht 
gelassen werden sollte. Natürlich muß im Einzelfall 
sehr sorgfältig geprüft werden, wie man und ob man 
überhaupt zu bestrafen hat. Das gehört dann aber in 
den allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs. 

Nun hätte ich viele Sympathien für viele Freisprü-
che oder Verfahrenseinstellungen in all den Fällen, 
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die hier mit Veranlassung gegeben haben. Nur: Ich 
möchte mir deshalb nicht die Rechtssystematik zerstö-
ren lassen, so wie die GRÜNEN das mit ihrem Antrag 
vorhaben. Deshalb sind wir dagegen. 
Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn Ju-
stizminister das Wort. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Rein formal besteht 
jedenfalls in einem Punkte Einigkeit zwischen den 
Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung auf 
der einen Seite und der Fraktion der GRÜNEN auf der 
anderen Seite, daß es einer Novellierung des § 240 
des Strafgesetzbuchs bedarf. 
Die SPD verhält sich abwartend. Es wäre vielleicht 

gut, die Zwischenzeit zu nutzen, Herr Kollege 
Wiefelspütz, einmal darüber nachzudenken, ob es 
gut, ja, ob es überhaupt zulässig und vernünftig ist, 
immer wieder von neuem das Demonstrationsrecht 
im Zusammenhang mit Sitzblockaden einzuführen, 
weil Ihnen sehr wohl bewußt ist, daß das verfassungs-
rechtlich garantierte Demonstrationsrecht nie und 
nimmer mit der Verkürzung in unserer Verfassung 
gleichfalls grundrechtlich geschützter Rechte anderer 
Personen einhergehen kann. 
Deswegen sollte auch nicht weiter der Versuch un-

ternommen werden — das ist doch bekannt, und nie-
mand fällt mehr darauf herein — , zu behaupten, das 
Ergebnis sei doch dasselbe, ob hier jetzt jemand nicht 
durchfahren könne, weil eine Sitzblockade stattfinde, 
oder ob der öffentliche Stadtverkehr und auch der pri-
vate Stadtverkehr völlig ins Stocken geraten sei, weil 
sich eine große Demonstration mit Zehntausenden 
von Personen durch die Stadt bewegt. 
Es ist doch völlig ausgetragen und wird von nieman-

den bestritten, daß der einzelne Verkehrsteilnehmer, 
sosehr es ihn ärgern mag, letzteres als eine sozial ad-
äquate Begleiterscheinung eines verbrieften Bürger-
rechts hinnehmen muß. Und wenn das so ist, dann 
verdrießt es, das immer wieder in dieser verfälschen-
den und alles durcheinanderwerfenden Art und 
Weise hier angesprochen zu hören. Deswegen er-
wähne ich es noch einmal. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns der Novel-

lierung des § 240 des Strafgesetzbuchs widmen, dann 
müssen wir dort novellieren, wo es notwendig ist. 
Schon von daher ist der Ansatz des Antrags der GRÜ-
NEN völlig verfehlt. Denn bei der Frage, was Gewalt 
ist, sind Schwierigkeiten in der Rechtsprechung nicht 
aufgetaucht. Da gibt es überhaupt keine Unklarheit. 
Nur, Sie machen jetzt etwas, was, weit über den Be-
reich der Sitzblockaden hinausgehend, eine Unge-
heuerlichkeit beinhaltet. 
Ist Ihnen eigentlich klar, daß nur eine sehr grob, 

schematisch, primitiv konstruierte Rechtsordnung mit 
einem sehr engen Gewaltbegriff auskommt? Vor dem 
Grundgesetz, ja bevor es überhaupt erkämpfte Ver-
fassungsordnungen gab, mag man als Gewalt angese-
hen und es darauf beschränkt haben, wenn jemand  

mit der Keule, sehr grob zupackend, jemand anderem 
auf den Kopf donnerte. Je differenzierter Bürger-
rechte gesehen werden — und sehr fein ziseliert hat 
dies unsere Verfassung getan, und die Sensibilität für 
die Rechte, die dem einzelnen Bürger zukommen, ist 
in unserem Lande zunehmend und zu Recht fein ent-
wickelt — , desto weniger wird man auch die Verlet-
zung solcher Rechte, etwa des Rechts auf freie Bewe-
gung, der Freiheitsrechte anderer, auf den Begriff „er-
hebliche Körperkräfte" oder „physische Gewalt" be-
schränken können. Nein, da ist es verfehlt, zu jam-
mern, daß hier eine Ausuferung erfolgt sei, daß man 
jetzt auch psychische Gewalt, wenn sie körperlich 
empfunden werde, als Gewalt ansehe. 

Ist ihnen eigentlich in Erinnerung, daß schon im 
Kaiserreich in der berühmten Sargträgerentschei-
dung des Reichsgerichts eine wichtige Entscheidung 
in dieser Richtung gefallen ist? 

Ich sage Ihnen: Eine Gesellschaft, die die Freiheit 
des einzelnen sehr hoch schätzt, wird Wert darauf 
legen müssen, daß sichergestellt wird, daß die Verlet-
zung dieser Freiheit geahndet wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Dazu kommt man mit einem engen, einem schemati-
schen Begriff der Gewalt nicht aus. Das, was Sie dort 
unternehmen, ist ja ein Tritt in die Magengrube unse-
rer Rechtskultur. Es ist eine Ungeheuerlichkeit. Und 
Sie sollten sich dies einmal klarmachen. 

Im übrigen sind die Beispiele genannt worden, was 
dann alles nicht mehr strafbar wäre, nicht mehr ge-
ahndet werden könnte. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Blunck? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Ja, bitte. 

Frau Blunck (SPD): Herr Minister, mir ist die Sarg-
trägerentscheidung nicht bekannt. Könnten Sie mir 
ganz kurz den Inhalt schildern? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Wenn dies 
zeitlich nicht angerechnet wird, so will ich den Inhalt 
gern kurz wiedergeben, Frau Kollegin. 

Bei einer Beerdigung, bei der ein Mann, der den 
Freitod gewählt hatte, zu Grabe getragen wurde, 
hatte die aufgebrachte Bevölkerung versucht, das Be-
gräbnis an der vorgesehenen Stelle zu verhindern und 
es in dem Winkel, wo nichtgetaufte und ähnliche 
Menschen ihren Platz fanden, „in der Ecke", wie sie 
riefen, zu erreichen. Als die Sargträger mit dem Sarg 
auf den Friedhof kamen, wurden sie zwar nicht ange-
griffen, wurden körperlich gar nicht berührt; aber dort 
stand eine große Menschenmenge, eng aneinander

-

gedrückt, nur eine Gasse in jenen verruchten Winkel 
offenlassend, und in Sprechchören wurde gerufen: In 
den Winkel mit ihm! 

(Dr. Wiefelspütz [SPD]: Herr Minister, Sie 
haben poetische Qualitäten!) 
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Wenn damit Ihr Wissensdrang um die Sargträger-
entscheidung befriedigt ist, so freut mich dies, Frau 
Kollegin. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Sine pecunia et 
gratis! — Bohl [CDU/CSU]: Propädeutik für 

Anfänger!) 
Meine Damen und Herren, wir müssen sehen, daß 

wir in einem ganz anderen Punkte den Handlungsbe-
darf haben, nämlich daß es nicht angehen kann, daß 
künftig Gerichte in eine Situation gedrängt werden, 
wo sie als der politische Zensor auftreten sollen, wo 
sie als Strafrichter genötigt sind, darüber zu entschei-
den, ob etwas verwerflich oder nicht verwerflich ist, 
und zwar danach, ob das Motiv, das Fernziel dessen, 
warum Sitzblockaden oder ähnliches durchgeführt 
werden, nun gut oder weniger gut ist. 

(Wiefelspütz [SPD]: Unter anderem!) 
Dies kann nicht sein; dies darf nicht sein. Das kann bei 
der Frage der Rechtswidrigkeit keine Rolle spielen. Es 
ist sehr wohl eine Frage, die der Strafrichter bei der 
Bemessung des Strafmaßes zu berücksichtigen hat. 
Das ist auch ehedem immer so geschehen und ge-
schieht bis zum heutigen Tage. 
Meine Damen und Herren, deswegen kann — ich 

sage es deutlicher — , deswegen darf das, was Sie vor-
geschlagen haben, keinerlei Chance haben. Wenn Sie 
im übrigen ein Amnestiegesetz vorschlagen, so sage 
ich Ihnen: Es ist eine Amnestie nur für bestimmte Per-
sonengruppen mit bestimmten Handlungsweisen 
nicht möglich, ja, schon gar nicht das, was Sie wollen. 
Denn Sie wollen ja das Amnestiegesetz für Sitzblok-
kaden, die zur Abwehr der Nachrüstung stattfinden, 
aber doch nicht für andere mögliche, denkbare, nicht 
auszuschließende Sitzblockaden, 

(Häfner [GRÜNE]: Haben Sie den Gesetzent

-

wurf noch nicht gesehen?) 
die bis zu Motiven, die dahinterstecken, hingehen 
können, die auch bei Ihnen die volle Empörung aus-
lösen würden, unsere sicherlich auch. Herr Kollege 
Langner hat das Beispiel neonazistischer Umtriebe 
und ähnliches ausdrücklich genannt. Deswegen ist 
die Schwierigkeit nicht, daß man viele Leute verurtei-
len will, sondern daß bei einem Amnestiegesetz der 
Gesichtspunkt der Gleichbehandlung zu berücksich-
tigen ist. 
Bevor man etwas Derartiges vorschlägt, sollte man 

sehr sorgsam nachdenken. Ihr Nachdenken hat etwas 
verkürzt stattgefunden. 

(Abg. Häfner [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Deswegen werden wir uns mit Ihren Vorschlägen 
nicht befreunden können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
können gleich stehenbleiben, denn Sie haben das 
Wort. 

Häfner (GRÜNE): Nun muß ich die beabsichtigte 
Zwischenfrage im Anschluß stellen: Herr Minister, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß in dem 
Gesetzentwurf, auf den Sie sich bezogen haben, näm

-

lich unserem, an keiner Stelle das Wort Nachrüstung 
oder ähnliches auftaucht, sondern daß das Recht hier 
unterschiedslos auf alle angewendet werden soll und 
daß gerade das ein Motiv für unseren Ansatz ist, so-
wohl was die Nötigung betrifft als auch was das Straf-
freiheitsgesetz betrifft? 

(Kleinert [Hannover] [FDP] : Haben Sie den 
ersten Satz Ihrer Begründung gelesen?) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Zur Beratung in erster Lesung legen wir Ihnen 
heute einen Entwurf für die Amnestie vor, auf die 
man in der Öffentlichkeit wartet und die der Ge-
setzgeber schuldig ist. Diese Amnestie ... soll 
nicht nur etwas abschließen; sie soll auch den 
Weg öffnen zu einem neuen Recht und zu einem 
entspannten Verhältnis zwischen der kritischen 
Jugend und ihrem Staat .. . 

Amnestieren heißt nicht, Gnade vor Recht erge-
hen lassen. Amnestieren heißt auch, daß von dem 
Gesetzgeber eine gewisse Mitverantwortung be-
kannt wird an dem, was geschehen ist. Das fällt 
schwer; aber wir sollten uns davor hüten, einen 
selbstgerechten Staat vorführen zu wollen . . 

Wir sind bereit, nicht nur eine Rechtsangleichung 
vorzunehmen 

— darüber haben wir eben gesprochen —, 

sondern auch darüber hinauszugehen und der 
Rechtsunsicherheit [durch ein] Absehen von 
Strafe, [auch gegenüber] den schon rechtskräftig 
Verurteilten ... und von weiteren Verfahren . . . 
Rechnung zu tragen . . . 

Es scheint uns an der Zeit, den mit der Strafjustiz 
in Konflikt geratenen ... durch einen gesetzge-
berischen Akt einzuräumen, daß ihrem Vorgehen 
nicht eine kriminelle, sondern in aller Regel eine 
achtenswerte Gesinnung zugrunde lag ... ein im 
Moralischen gegründetes Engagement. 

Falls Sie es noch nicht gemerkt haben, meine Da-
men und Herren: Was ich eben vorgelesen habe, wa-
ren von der Anrede bis zu diesem Punkt ausnahmslos 
wörtliche Wiedergaben aus der Bundestagsdebatte 
vom 27. Februar 1970. Damals entschloß sich die Bun-
desregierung, nicht nur den alten Landfriedensbruch

-

Paragraphen endlich abzuschaffen, sondern auch ein 
Straffreiheitsgesetz für alle, die nach diesem Paragra-
phen wegen ihrer Teilnahme an Demonstrationen 
verfolgt worden waren, noch verfolgt werden, zu ver-
abschieden. Genau das ist, was wir heute wollen. 

Die Friedensbewegung in der Bundesrepublik 
Deutschland hat phantasiereich und mit Leidenschaft 
jahrelang gegen die Stationierung von Pershing II und 
Cruise Missiles und für Abrüstung gekämpft. Ihrer 
Beharrlichkeit, der hohen moralischen Qualität ihrer 
Ziele und Aktionen verdanken wir, daß im Zusam-
menwirken mit einer von niemandem erwarteten Ver-
änderung in der Politik der Sowjetunion und damit 
des gesamten machtpolitischen Gefüges anfängliche, 
erste Schritte zur Abrüstung möglich wurden. Der 
Bundesregierung — ich sage das, weil Sie das vorhin 
angesprochen haben — verdanken wir das wirklich 
am allerwenigsten. Sie wollte noch bis zuletzt an den 
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Waffen festhalten. Offensichtlich muß man das heute 
noch einmal deutlich sagen. 

Doch gerade diejenigen, die mit friedlichen Mitteln 
auf Frieden hinwirken wollten, wurden mit der Be-
hauptung, sie hätten durch bloßes Dasitzen „verwerf-
liche Gewalt" angewendet, nicht nur politisch — das 
war ohnehin nicht anders zu erwarten — , sondern 
auch strafrechtlich verfolgt. Dieser den Mitgliedern 
der Friedensbewegung gemachte Vorwurf stellte 
nicht nur die Wirklichkeit auf den Kopf. Er war auch 
juristisch im höchsten Maße umstritten und stützte 
sich auf ein völlig diffuses, rechtlich unbestimmtes 
und willkürlich anwendbares Gesetz. 

Genauso diffus wurde auch verfahren — ich habe 
das schon angedeutet — : Stundenlange, tagelange 
Blockaden an anderer Stelle blieben ungesühnt. Doch 
wenn es um den bloßen Aufruf oder um eine nur 
minutenlange Sitzblockade vor einer Kaserne ging 
— häufig wurden damit ja nicht Bürger an der Fahrt 
gehindert, sondern häufig wurden Tore blockiert, 
durch die niemand fahren mußte, weil andere zur Ver-
fügung standen — , wurde das schwerstens bestraft. 

Eine Amnestie, besser: ein Straffreiheitsgesetz zum 
jetzigen Zeitpunkt ist keine Gnade. Im Gegenteil: Es 
ist die Wiederherstellung von Rechtssicherheit und 
Rechtsgleichheit und der Versuch, ergangenes Un-
recht bzw. ungleiches Recht so weit als möglich wie-
der aufzuheben und wiedergutzumachen. Damit ist es 
auch ein Schritt zum Frieden; zum Frieden nicht nur 
zwischen den Staaten, sondern zum Frieden auch in 
der Gesellschaft, der von den Scharfmachern und von 
denen, die alle eingesperrt und bestraft sehen wollen, 
deren Meinung und Engagement ihnen nicht paßt, die 
aber zugleich große Steuerhinterzieher und andere 
Kriminelle straffrei ausgehen lassen wollten, immer 
mehr untergraben und gefährdet wird. 

Wir erwarten zu diesem Gesetzentwurf — das sage 
ich deutlich — die Unterstützung zumindest der Kol-
legen aus der SPD und aus der FDP, die seinerzeit mit 
fast denselben Begründungen ein Straffreiheitsgesetz 
eingebracht und beschlossen haben. Zumindest was 
die SPD anbetrifft, bin ich da trotz Ihren Ausführun-
gen heute, Herr Wiefelspütz, auch völlig zuversicht-
lich; denn Rudi Schöfberger, Oskar Lafontaine und 
viele andere haben öffentlich deutlich erklärt, daß sie 
diesen Ansatz unterstützen wollen. Man muß nicht 
den Umweg über den Bundesrat gehen, wie Herr La-
fontaine das will, sondern hier, dem Bundestag liegt 
der Gesetzentwurf vor. 

Ich denke aber auch an Herrn Kohl. Für das Amt des 
Bundeskanzlers genügt nicht physische Größe allein. 
Herr Kohl sollte einmal über seinen Schatten springen 
und unserem Gesetzentwurf zustimmen. 

Das „Amnestiegesetz" — sagte mein Kollege de 
With damals; wenn Sie mir diesen Satz zum Abschluß 
gestatten — „will einen Schlußstrich ziehen und den 
Weg für einen Neubeginn bauen helfen" . Das wollen 
wir tun. Auf geht's! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Beiträge des Kollegen Dr. Lang-
ner, des Herrn Ministers und auch des SPD-Sprechers 
sowie des Kollegen Kleinert haben bereits deutlich 
gemacht, daß die Absicht der Änderung der materiel-
len Strafbestimmung wenig gut durchdacht ist. Die 
Gesetzesänderung darf deshalb schon aus den rechts-
theoretischen Erwägungen heraus keine Mehrheit 
finden. 

Noch mehr gelten diese Bedenken gegenüber dem 
Ersuchen der GRÜNEN, an diesen geänderten Ge-
setzentwurf nunmehr eine Amnestie anzuhängen. In 
der Begründung — das muß man deutlich hervorhe-
ben — wird behauptet, Mitglieder der Friedensbewe-
gung würden wegen ihres Eintretens für die Abrü-
stung strafrechtlich belangt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist ja unglaublich!) 

Das ist eine politische Lüge, historisch falsch und stellt 
zudem eine Verleumdung der deutschen Justiz dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn es nur eine einzige Begründung für die Ableh-
nung Ihres Ersuchens gäbe, dann die, daß man einer 
solcher Motivierung eines Gesetzgebungsvorhabens 
nicht dadurch Rechtfertigung verleiht, daß man das 
Gesetz verabschiedet. Das, was Sie wollen, geht also 
nicht. 

Der zweite Punkt. Der äußere Anlaß soll die Ver-
tragsvereinbarung zwischen den USA und der So-
wjetunion sein. — Es ist übrigens bemerkenswert, daß 
Sie in Ihrem Text die Sowjetunion als erste nennen. — 

(Häfner [GRÜNE]: Das wird wohl zulässig 
sein!) 

Weil die Friedensbewegung dafür war, erwarten Sie 
Anerkennung auch für solche Demonstranten, die 
sich aus Anlaß der Demonstrationen einer strafbaren 
Handlung schuldig gemacht haben. Daß Sie natürlich 
Bundeskanzler Kohl und Außenminister Genscher die 
entsprechende parallele Anerkennung versagen, ver-
wundert nicht. In Wirklichkeit, Herr Häfner, zielt aber 
Ihr Amnestieverlangen gar nicht nur auf diesen Täter-
kreis. Der Justizminister hat Ihnen dies bereits in einer 
umgekehrten Begründung vorgehalten. Lesen Sie § 1 
Ihres Entwurfs! Es ist doch die abstrahierte Definition 
der Straffreistellung nach einem neu zu findenden 
Paragraphen. Das bedeutet nichts anderes, als daß 
eine Amnestie für jede Art der Nötigung eintreten 
würde, käme es zur Verabschiedung Ihres Gesetzes. 
Nicht nur der Sargträger, der eben hier — histo-
risch — zitiert worden ist, bliebe straffrei, sondern 
auch Franz Josef Strauß, um bei Ihrem Beispiel zu 
bleiben, hätte er persönlich mit einem Lkw am Bren-
ner gestanden und würde der Brenner zum deutschen 
Rechtsgebiet gehören, was nicht der Fall ist, was Ih-
nen aber offensichtlich bei Ihrem Zitat entgangen 
war; Ihr Eifer, Franz Josef Strauß einzubeziehen, hat 
Sie da etwas blind gemacht. 

(Häfner [GRÜNE]: Der ist gar nicht bestraft 
worden!) 

Es dürfte höchst interessant sein, festzustellen, wel-
che Ihrer Parteigänger Nutznießer einer Amnestie 
werden sollen. Da darf man nachdenken: Ist es eine 
Lex Bastian, Lex Kelly oder Lex Lafontaine, wenn wir 
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die neuen Mittäter in dieser Frage einbeziehen wol-
len? 

(Bohl [CDU/CSU]: Selbstbedienung!) 

Das ist also eine Amnestie in eigener Sache, Herr Häf-
ner. Ein Gesetz in eigener Sache: höchst peinlich. Ich 
muß Sie ja wohl nicht daran erinnern, welche Ausfüh-
rungen, Verdammungen, Verurteilungen und Verun-
glimpfungen von seiten der GRÜNEN erfolgten, als 
hier die in der Tat umstrittene Frage einer Steueram-
nestie im Zusammenhang mit Parteienspenden erör-
tert wurden. Lesen Sie Ihre eigenen und die Ihrer 
Freunde von damals einmal nach. 

(Häfner [GRÜNE]: Die wegen Blockade Ver

-

urteilten sind in der Regel keine Parteimit

-

glieder oder Mitglieder verschiedener Par

-

teien!) 

Es ist ein Selbstbedienungsladen. 

Ihr Amnestieverlangen kann keinesfalls auf eine 
frühere Gesetzgebung zurückgreifen. 1949 hat der 
Bundestag einen Schlußstrich unter die außerge-
wöhnlichen Verhältnisse aus der Not der Kriegszeit 
und der Nachkriegsjahre gezogen. 1954 ging es um 
die Bereinigung der durch Kriegs- und Nachkriegs-
ereignisse geschaffenen außergewöhnlichen Verhält-
nisse. 1968 war es die Konsequenz aus der Novellie-
rung des Staatsschutzstrafrechts. 1970 ging es in er-
ster Linie um eine weit angelegte Rechtskorrektur und 
nur in kleinen Teilen auch um die Motivation der 
Befriedung; aber diese war nicht auf einen konkreten 
Täterteil und nicht auf konkretes Handeln wie Ihr Ent-
wurf abgestellt, sondern hatte eine weit darüber hin-
ausgehende Anlage. Auch wenn man dem damals 
nicht hätte zustimmen können, es war jedenfalls 
rechtfertigungsfähig. Das gilt aber für Ihr Vorhaben 
nicht. 

Letztlich stehen Sie mit Ihren Absichten in einem 
Widerspruch. Amnestie bedeutet Freiheit von der 
Vollstreckung, nicht die Freistellung von Strafe, die 
nachträgliche Rechtfertigung. Liest man aber Ihre Be-
gründung, dann wollen Sie das strafbare Verhalten 
Ihrer Freunde anläßlich der Friedensdemonstrationen 
nachträglich rechtfertigen, und dafür eignet sich eine 
Amnestie nicht. 

Wie immer man es betrachtet, der Gesetzentwurf 
mag an den Ausschuß überwiesen werden, aber eine 
Mehrheit darf er nicht bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Zu einem kurzen Bei-
trag gebe ich dem Abgeordneten Detlef Kleinert das 
Wort. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! In dieser zweiten Runde ist 
das Vorhaben der Amnestie ins Blickfeld gerückt wor-
den. Dazu möchte ich anschließend an Herrn Hüsch 
sagen: Eine Amnestie kann dann einmal gerechtfer-
tigt sein, wenn der Gesetzgeber selbst frühere Irrtü-
mer korrigieren muß, also als Anpassungsamnestie. 
Wir haben — die Beispiele sind hier gebracht wor-
den — , abgesehen von dem ersten Beispiel einer glo-
balen Aufräumung einer Situation, die überhaupt eine 
völlige Ausnahmesituation war, immer sogenannte 

Anpassungsamnestien gehabt. Das heißt, war die 
Rechtslage nicht völlig klar und hat man sie dann vom 
Gesetzgeber her bereinigt, dann sollte man den Leu-
ten, die der Unklarheit vorher zum Opfer gefallen 
waren, die Möglichkeit geben, hier straffrei auszuge-
hen. Das ist die Sache mit der Anpassungsamnestie. 

Wenn wir hier zu einer vernünftigen Neuregelung 
einer Situation kommen sollen, die immerhin ein 4:4-
Ergebnis bei unserem höchsten Gericht zur Folge ge-
habt hat, dann wären wir als Liberale auch bereit, uns 
auf die Idee einer solchen Anpassungsamnestie in der 
Diskussion einzulassen, aber erst dann, wenn die vor-
her bestehende Unklarheit ordnungsgemäß geregelt 
worden ist und man dann daraus entsprechende Kon-
sequenzen ziehen kann. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Häfner [GRÜNE]: Wo hatte 
der denn die Redezeit her? Der hatte vorhin 

schon zehn Minuten überzogen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nun nicht vor. 
Der Ältestenrat schlägt vor, die Gesetzentwürfe an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Andere Vorschläge werden offensicht-
lich nicht gemacht. — So sind die Überweisungen 
beschlossen. 

Ich kann nunmehr den Tagesordnungspunkt 13 so-
wie den Zusatztagesordnungspunkt 4 aufrufen: 

13. a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Laufs, Carstensen (Nordstrand), Dörflin-
ger, Eylmann, Dr. Friedrich, Biehle, 
Dr. Göhner, Harries, Dr. Lippold (Offen-
bach), Dr. Müller, Seesing, Sauter (Epfen-
dorf), Schmidbauer, Susset, Weiß (Kaisers-
lautern), Repnik und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Baum, Frau Dr. Segall, Wolfgramm 
(Göttingen), Bredehorn, Heinrich, Grün-
beck, Dr. Hirsch und der Fraktion der FDP 
Gewässerschutz und Pflanzenschutz 
— Drucksache 11/1135 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Kiehm, Frau Blunck, Dr. Hauff, Roth, Schä-
fer (Offenburg), Lennartz, Bachmaier, Bern-
rath, Frau Conrad, Conradi, Fischer (Hom-
burg), Frau Dr. Hartenstein, Jansen, 
Koltzsch, Frau Dr. Martiny, Menzel, Müller 
(Düsseldorf), Reimann, Reuter, Dr. Schöf-
berger, Schütz, Stahl (Kempen), Walte-
mathe, Weiermann, Adler, Kißlinger, Müller 
(Schweinfurt), Oostergetelo, Pfuhl, Sielaff, 
Wimmer (Neuötting), Weyel, Wittich, 
Dr. Böhme (Unna), Schmidt (Nürnberg), 
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Dr. Klejdzinski, Dr. Hauchler, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 
Grundwasser- und Trinkwassergefährdung 
durch Pflanzenbehandlungsmittel 
— Drucksache 11/2082 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

ZP4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Garbe, Frau Flinner, Kreuzeder und der Frak-
tion DIE GRÜNEN 

Schutz des Grund- und Trinkwassers vor Pesti-
ziden 

— Drucksache 11/2109 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Absprache ist eine Stunde für diesen Tagesord-
nungspunkt vorgesehen. Ich nehme an, daß das Haus 
damit einverstanden ist. — Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Es hat das Wort der 
Abgeordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Trinkwasser ist unser wichtigstes 
Lebensmittel. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Richtig!) 

Die Sicherung der Trinkwasserversorgung unserer 
Bevölkerung ist deshalb auch eine besonders wichtige 
umweltpolitische Aufgabe. 

(Häfner [GRÜNE]: Immer noch richtig!) 

Wir haben hier in diesem Hause bereits vor etwa 
einem Jahr damals bekanntgewordene Untersuchun-
gen über Belastungen des Grundwassers mit chemi-
schen Pflanzenschutzmitteln diskutiert. Seit dieser 
Zeit sind eine Reihe von Maßnahmen ergriffen wor-
den. Aber es gibt immer noch Defizite. 

(Häfner [GRÜNE]: Richtig!) 

Nur Vorsorgemaßnahmen beim Gewässerschutz 
können letztlich eine gesunde und ausreichende 
Trinkwasserversorgung sicherstellen; denn der weit-
aus überwiegende Teil unseres Trinkwassers wird 
schließlich aus Grundwasser gewonnen. Wichtige 
Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers sind er-
griffen worden. Neue Gesetzes wurden geschaffen, 
alte Gesetze wurden verschärft. Aber es gibt ganz 
offensichtlich beim Vollzug dieser bestehenden Ge-
setze erhebliche Defizite. 

Ab. 1. Oktober 1989 werden die Grenzwerte der 
Trinkwasserverordnung für Pflanzenschutzmittel

-

Wirkstoffe in Kraft treten. Es ist zu befürchten, daß in 
Einzelfällen in bestimmten Trinkwassereinzugsberei-
chen diese Grenzwerte nicht eingehalten werden 
können. Trotz der erweiterten und verbesserten Mög

-

lichkeiten werden in einigen Bundesländern drin-
gend notwendige Wasserschutzgebiete immer noch 
nicht ausgewiesen. Es ist kein Zufall, daß gerade in 
solchen Trinkwassereinzugsbereichen erhöhte Werte 
festgestellt wurden, in denen noch keine Schutzge-
biete ausgewiesen sind. 

Für das Lebensmittel Trinkwasser muß nach den 
Grundsätzen unseres Lebensmittelrechts gelten: So 
wenig Fremdstoffe wie möglich. Pflanzenschutzmittel 
haben im Trinkwasser nichts zu suchen. 

(Beifall der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Deshalb schafft die Trinkwasserverordnung aus Vor-
sorgegründen auch solche Grenzwerte, die fast Null-
werte sind. Die Grenzen der Trinkwasserverordnung 
im Hinblick auf Pflanzenschutzmittel orientieren sich 
an der Grenze des gerade noch Nachweisbaren, nicht 
etwa an der Grenze der Gesundheitsgefährdung. 
Nicht Gefahrenabwehr, sondern Vorsorge ist die Ma-
xime. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

In einem Liter Trinkwasser dürfen nicht mehr als 
0,1 Millionstelgramm eines Pflanzenschutzmittel

-

Wirkstoffs enthalten sein. Dieser festgelegte Wert ist 
kein toxikologisch begründeter Schwellenwert, kein 
Wert, der nach dem Gesichtspunkt von Gesundheits-
gefahren und deren Abwehr festgesetzt wurde, son-
dern eben ein reiner Vorsorgewert. Die Weltgesund-
heitsorganisation, die WHO, empfiehlt übrigens 
Grenzwerte, die zum Teil um mehr als den Faktor 
1 000 über den Grenzwerten unserer Trinkwasserver-
ordnung liegen. Außer Holland und der Bundesrepu-
blik Deutschland denkt offenbar kein einziges EG-
Land daran, die strengen EG-Grenzwerte einzuhal-
ten. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Wir wollen das. Aber wir fügen hinzu: Wenn diese 
Vorsorgewerte an der Grenze der Nachweisbarkeit 
überschritten werden, heißt das nicht etwa, daß ver-
seuchtes Grundwasser vorliegt. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist einfach nicht 
richtig!) 

Ein Überschreiten unserer Grenzwerte bedeutet noch 
nicht, daß Gesundheitsgefahren bestehen. 

(Frau Blunck [SPD]: Das können Sie mir nicht 
erzählen!) 

Ein Beispiel: Wenn bei uns mehr als 0,1 Millionstel-
gramm Atrazin im Liter Trinkwasser ist, dann verstößt 
das bei uns gegen die Trinkwasserverordnung. Die 
WHO-Expertenkommission der Weltgesundheitsor-
ganisation hält das Zwanzigfache bei Atrazin noch für 
gesundheitlich unbedenklich. Wir wollen, daß die 
strengeren Vorsorgegrenzwerte der Trinkwasserver-
ordnung eingehalten werden. 

(Frau Blunck [SPD]: Stimmt überhaupt 
nicht!) 

Deshalb sind wir auch so alarmiert darüber, daß not-
wendige Vorsorgemaßnahmen im Bereich des Trink-
wasserschutzes zum Teil nach wie vor unterbleiben. 

Bleiben wir beim Beispiel Atrazin: Da wurden im 
vergangenen Jahr in einem der größten Wasserein- 
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zugsbereiche der Bundesrepublik, im nördlichen 
Ruhrgebiet, im Einzugsbereich der Stevertalsperre 
Haltern, erhöhte Atrazinwerte festgestellt — noch 
nicht gesundheitsgefährdend, aber über unseren Vor-
sorgegrenzwerten. Aus diesem großflächigen Trink-
wassergewinnungsbereich wird immerhin unser 
größtes Ballungszentrum, das Ruhrgebiet, mit Trink-
wasser versorgt. Aber es besteht dort kein Wasser-
schutzgebiet. Ich halte das für einen umweltpoliti-
schen Skandal, den die dortige Landesregierung zu 
verantworten hat. Spätestens nach den Feststellungen 
über erhöhte Atrazinwerte hätte man doch sofort die 
neuen Möglichkeiten des Wasserhaushaltsgesetzes 
verwirklichen müssen, um unverzüglich Trinkwasser-
schutzgebiete auszuweisen. Dann wäre es nämlich 
kein Problem, per Rechtsverordnung Auflagen zu er-
lassen und zu kontrollieren, die die Einhaltung solcher 
Vorsorgegrenzwerte ermöglichen. Nichts ist in dieser 
Hinsicht bisher geschehen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Ich sehe das Szenario in einem Jahr schon vor mir: 
Im Herbst nächsten Jahres wird Herr Matthiesen der 
staunenden deutschen Öffentlichkeit verkünden, we-
gen der Belastung des Grundwassers mit Pflanzen-
schutzmitteln sei die Trinkwasserversorgung des 
Ruhrgebietes gefährdet. Schuld hätten die Bauern. 
Und sicher wird ihm auch irgend etwas einfallen, um 
zu erklären, Schuld habe im übrigen auch die Bundes-
regierung. 

Tatsache ist aber folgendes: Wo aus Vorsorgegrün-
den nahezu Nullwerte verlangt werden, müssen auch 
Vorsorgemaßnahmen ergriffen werden, zu denen ja 
die gesetzlichen Grundlagen, die wir geschaffen ha-
ben, vorhanden sind. Herr Matthiesen hat schon im 
vergangen Jahr vor dem Oberverwaltungsgericht 
Münster Schiffbruch erlitten mit seinem Versuch, 
ohne Wasserschutzgebiete der Landwirtschaft zusätz-
liche Auflagen zu machen. Das Oberverwaltungsge-
richt hat damals in seinem Urteil der nordrhein-west-
fälischen Landesregierung ausdrücklich ins Stamm-
buch geschrieben, solche Vorsorgemaßnahmen setz-
ten voraus, daß ein Wasserschutzgebiet ausgewiesen 
wird. 

Ich wiederhole: Daß trotz dieser Feststellungen bis 
heute nichts in dieser Richtung geschehen ist, um 
diese Schutzgebiete zustande zu bringen, halte ich für 
einen umweltpolitischen Skandal. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

Was dahinter steckt, läßt sich relativ leicht erklären: 
Werden der Landwirtschaft Auflagen und Beschrän-
kungen innerhalb eines Wasserschutzgebietes ge-
macht, so müssen die wirtschaftlichen Nachteile 
— aufgrund des seit dem 1. Januar 1987 geltenden 
Wasserhaushaltsgesetzes — den Bauern in vollem 
Umfang entschädigt werden. Genau diese Entschädi-
gungspflicht versucht man offenbar dadurch zu um-
gehen, daß man eben keine Wasserschutzgebiete aus-
weist. Das geht zu Lasten der Sicherheit unserer 
Trinkwasserversorgung und ist nicht akzeptabel. 

Die Koalitionsfraktionen fordern deshalb in dem 
vorliegenden Antrag, daß die Länder von den seit dem 
1. Januar 1987 geltenden erweiterten Möglichkeiten 

zur Ausweisung von Wasserschutzgebieten verstärkt 
Gebrauch machen. 

(Frau Blunck [SPD]: Haben Sie die CSU an 
Ihrer Seite?) 

— In Bayern — ich erwähne das, Frau Kollegin, weil 
Sie gerade die CSU nennen — gibt es in der Tat einen 
vorbildlichen Umfang ausgewiesener Wasserschutz-
gebiete, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

vorbildlich übrigens für viele andere Bundesländer. 

Zum Schutz des Grundwassers und der Trinkwas-
serversorgung sind Auflagen unverzichtbar. Wir ha-
ben uns gesetzlich darauf festgelegt, daß für diese in 
jedem Fall eine Entschädigung, ein Ausgleich vorge-
nommen werden muß. Und eines möchte ich gerade in 
diesem Zusammenhang noch einmal deutlich sagen: 
Den Bauern kann man in dieser Sache keine Schuld-
vorwürfe machen. Wer Pflanzenschutzmittel bestim-
mungs- und anwendungsgemäß anwendet, handelt 
als Landwirt nicht etwa verwerflich. 

Aus Sicht der Landwirtschaft müssen wir im übrigen 
nachdrücklich fordern, daß der Schutz des Trinkwas-
sers in allen EG-Ländern in gleicher und konsequen-
ter Weise betrieben wird. Die strengen Anforderun-
gen unseres Pflanzenschutzgesetzes, das ebenfalls 
erst seit gut einem Jahr in Kraft ist und das den Schutz 
des Grundwassers als Schutzziel ausdrücklich einbe-
zieht, gelten in anderen EG-Ländern leider nicht. Des-
halb unterstützen wir die Bemühungen der Bundesre-
gierung, das Pflanzenschutzmittelrecht in der EG zu 
vereinheitlichen. Das ist in einem gemeinsamen EG-
Agrarmarkt auch Voraussetzung für gemeinsame Be-
dingungen. 

Das neue Pflanzenschutzgesetz und die neue Pflan-
zenschutzmittelverordnung wirken sich bei uns jetzt 
nachhaltig positiv aus: Erste Herbizide, z. B. mit dem 
Wirkstoff Atrazin, sind kürzlich nicht erneut zugelas-
sen worden und verschwinden vom Markt. Ein ande-
res Pflanzenschutzmittel, das auf den Markt kommen 
sollte, erhielt erst gar keine Zulassung, weil es die 
neuen Kriterien der neu geschaffenen Gesetze nicht 
einhielt. Das sind erste Anzeichen dafür, daß diese 
gesetzlichen Regelungen greifen. 

Wir sind davon überzeugt, daß auch die neue Pflan-
zenschutzanwendungsverordnung, die von der Bun-
desregierung vorgelegt worden ist und die derzeit im 
Bundesrat beraten wird, diese Wirkung haben wird. 
Entgegen einer etwas voreiligen Stellungnahme des 
Bundesverbandes der Deutschen Gas- und Wasser

-

wirtshaft vor einigen Tagen wird diese Verordnung 
Anwendungsverbote und Anwendungsbeschränkun-
gen zum Schutze des Grundwassers auch in Einzugs-
bereichen von Trinkwassergewinnungsanlagen und 
in sonstigen Gebieten ermöglichen. 

Mit einem Mißverständnis lassen Sie mich aber hier 
doch noch klar aufräumen: Wer glaubt, daß nicht toxi-
kologisch begründete reine Vorsorgewerte, die der 
Trinkwasserverordnung, überall im Grundwasser ge-
währleistet werden müssen, ist auf einem totalen Irr-
weg. Unser Grundwasser kann nicht überall die Qua-
lität haben, die wir nach der Trinkwasserverordnung 
für unser Lebensmittel „Trinkwasser" verlangen. 
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Ohne jede menschliche Beeinträchtigung weist das 
Grundwasser in Wald- und Gebirgslagen z. B. höhere 
Nitrat-, Aluminium- und andere Werte — Spurenele-
mente — auf, als in der Trinkwasserverordnung fest-
gesetzt. Und wenn außerhalb von Trinkwasserein-
zugsbereichen im Grundwasser höhere Werte festge-
stellt werden, als in der Trinkwasserverordnung vor-
gesehen, so ist das noch nicht bedenklich und noch 
nicht alarmierend. Wenn beispielsweise außerhalb ei-
nes Trinkwassergewinnungsgebietes im Grundwas-
ser 0,7 Millionstelgramm eines Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffes je Liter Wasser festgestellt wird — das ist 
wohl der höchste Wert, der in der Bundesrepublik bis-
her gefunden wurde — , so ist das nach Auffassung der 
WHO, der Weltgesundheitsorganisation, nicht einmal 
gesundheitsgefährdend und könnte nach deren Auf-
fassung bedenkenlos Trinkwasser sein. Nach unseren 
Maßstäben ist das kein Trinkwasser. Aber wenn es 
sich um ein Gebiet handelt, das kein Trinkwasserein-
zugsbereich ist, dann muß ein solcher Wert nicht be-
denklich sein. Entscheidend ist, daß unsere Vorsorge-
werte in allen jetzigen und künftigen Trinkwasserein-
zugsbereichen auf Dauer eingehalten werden kön-
nen. 
Ich befürchte, daß jene Bundesländer, die beson-

dere Vollzugsdefizite haben, im Herbst 1989 vorüber-
gehende Ausnahmeregelungen machen müssen. Die 
Trinkwasserverordnung sieht diese Möglichkeit aus-
drücklich vor, wenn damit keine Gesundheitsgefah-
ren verbunden sind. Wenn Länder von diesen Aus-
nahmemöglichkeiten Gebrauch machen werden, 
dann offenbaren sie damit zugleich ihre eigenen Defi-
zite in diesem Bereich, nämlich keine hinreichenden 
Vorsorgemaßnahmen entsprechend den bestehenden 
gesetzlichen Möglichkeiten in Angriff genommen zu 
haben. Spätestens seit dem neuen Wasserhaushalts-
gesetz, seit dem 1. Januar 1987 also, haben die Voll-
zugsbehörden — und das ist nun einmal nicht der 
Bund — alle gesetzlichen Möglichkeiten zum Schutze 
unseres Trinkwassers. 
Wir wollen mit unseren Anträgen und, wie ich hoffe, 

auch mit unseren Debatten hier und im Umweltaus-
schuß dazu beitragen, daß diese bestehenden gesetz-
lichen Möglichkeiten auch wirklich eingesetzt und 
ausgeschöpft werden. Wir brauchen nicht neue Ge-
setze, wo die bestehenden nicht einmal konsequent 
umgesetzt werden, sondern einen konsequenten Voll-
zug. Das ist in diesem Bereich der Umweltpolitik, 
beim Grundwasserschutz, unsere Aufgabe Num-
mer 1. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit über einem Jahr schlägt der Bundes-
verband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft 
Alarm, weil im Grund- und Trinkwasser immer mehr 
und häufiger Rückstände von Pflanzenbehandlungs-
mitteln gemessen werden. In vielen Fällen wurde der 
ab 1. Oktober nächsten Jahres geltende Grenzwert 
der Trinkwasserverordnung für Pestizide erheblich 
überschritten. Hans-Peter Lühr, der Leiter des Insti-
tuts für wassergefährdende Stoffe an der Technischen 

Universität Berlin, spricht von einem „chemischen 
Zoo", der in unserem Grundwasser nicht mehr nur als 
punktuelle Kontamination, sondern als flächendek-
kendes Problem anzutreffen sei, und warnt vor den 
damit verbundenen Gefahren für unser Trinkwasser 
und damit für unsere Gesundheit. 

Nicht von ungefähr werden in einigen Gemeinden 
der Bundesrepublik bereits Babys von Amts wegen 
mit Mineralwasser versorgt oder werden in anderen 
Orten Mütter von der Gesundheitsbehörde auf Nach-
frage darüber aufgeklärt, daß ein mit 50 Milligramm 
Nitrat pro Liter belastetes Trinkwasser für die Zube-
reitung von Nahrungsmitteln für Kleinstkinder nicht 
geeignet ist. 

Wenn man bedenkt, daß die heute festzustellende 
Nitratbelastung Folge des Stickstoffeintrags von vor 
15 bis 30 Jahren ist — und damals wurden ja sicher in 
weit geringerem Maße als heute Düngemittel auf un-
sere Böden ausgebracht — , kann man, wenn man 
auch noch die Pestizidrückstände hinzunimmt, ermes-
sen, was für eine gefährliche Zeitbombe in unserem 
Wasser tickt, eine Zeitbombe, die nur durch eine kon-
sequente Vorsorgepolitik entschärft werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Europäische Gemeinschaft, sonst in Sachen 
vorausschauender Umweltpolitik eher zögerlich und 
meistens der Entwicklung eher hinterherhinkend, hat 
denn auch in einer bereits 1980 beschlossenen Richt-
linie festgelegt, daß bis 1982 die Mitgliedstaaten die 
gemeinschaftlichen Höchstwerte zur Sicherung der 
Trinkwasserqualität in nationales Recht umzusetzen 
haben. Bedauerlicherweise hat die Bundesregierung 
erst ab 1. Oktober 1989 den Grenzwert von 0,1 Mi-
kogramm pro Liter für Pflanzenbehandlungs- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel sowie deren toxische 
Abbauprodukte zwingend vorgeschrieben. Da ist die 
immer wieder geäußerte Vermutung wohl nicht ganz 
von der Hand zu weisen, daß, würde der Grenzwert 
bereits heute gelten, eine ganze Reihe von Trinkwas-
serreservoirs geschlossen werden müßte, eben weil 
sie weitaus höher mit Schadstoffen belastet sind. 

Konkret heißt das: Die künftigen Grenzwerte wer-
den sich nur dann halten lassen, wenn schon heute 
gefährliche Pflanzenschutzmittel aus dem Verkehr 
gezogen werden und durchgreifende Rechtsvorschrif-
ten für deren Zulassung erlassen werden. Nur, was die 
Bundesregierung mit der Pflanzenschutzanwen-
dungsverordnung jetzt vorgelegt hat, wird den zwin-
genden Erfordernissen des Schutzes des Grundwas-
sers und der Gesundheit von Mensch und Tier nicht 
gerecht. Die in der Verordnung enthaltene Aufzäh-
lung der Stoffe, vor denen es das Grundwasser zu 
schützen gilt, ist nicht vollständig. Der Bundesver-
band der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft sowie 
der BUND haben Ihnen mitgeteilt, daß allein 18 der 
mehr als 40 verschiedenen Stoffe, die bislang im 
Grund- und im Oberflächenwasser ermittelt worden 
sind, im Entwurf gar nicht enthalten sind. 

Für alle nicht mehr zugelassenen Pestizide muß ein 
vollständiges Anwendungsverbot gelten. Das gilt na-
mentlich für solche, die wegen der Gefährdung des 
Grundwassers oder auf Grund krebserregender oder 
erbgutverändernder oder leibesfruchtschädigender 
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Eigenschaften nicht mehr zugelassen wurden. Hierzu 
hat der Bundesrat eine entsprechende Empfehlung 
ausgesprochen, und es wäre zu wünschen, daß die 
Regierung dem Rechnung trägt. 

Wenn in diesem Zusammenhang immer wieder zu 
hören ist, das Risiko einer unsachgemäßen Beseiti-
gung der Restmengen durch die Anwender sei im 
Falle eines absoluten Anwendungsverbots höher zu 
bewerten als das Risiko der Ausbringung aller Rest-
mengen, so ist dies nun wirklich an den Haaren her-
beigezogen. Nach dem Abfallgesetz besteht die Mög-
lichkeit, jederzeit durch Rechtsverordnung auch für 
Pestizide eine Rücknahmeverpflichtung für Händler, 
Hersteller oder Importeure festzulegen. Das rechtli-
che Instrumenta rium ist vorhanden. Man muß das 
schlicht nur wollen. 

Die Beschränkung der Anwendungsverordnung 
auf Wasserschutzgebiete — davon haben Sie ja ge-
sprochen, Herr Dr. Göhner — ist völlig unzureichend, 
da schwer abbaubare Stoffe auch von außerhalb der 
Schutzgebiete in Wassergewinnungsanlagen gelan-
gen können. Die Beständigkeit vieler Pflanzenbe-
handlungsmittel ist falsch eingeschätzt sowie die Ab-
baufähigkeit im Boden unterschätzt worden. Daher 
müssen die Anwendungsverbote generell für alle 
Wassereinzugsgebiete gelten. Wir brauchen einen 
nach menschlichem Ermessen absoluten Schutz des 
Grund- und Trinkwassers vor Belastungen mit Pflan-
zenschutzmitteln und anderen Schadstoffen. 

Hier bedarf es einer bundeseinheitlichen Regelung, 
denn es kann nicht angehen, daß in einem Land ein 
umweltpolitisch wacher und engagierter Minister 
strenge Vorschriften erläßt, während in einem ande-
ren Land sich die politisch Verantwortlichen mehr von 
überwiegend wirtschaftlichen Interessen leiten las-
sen. Die gegen eine bundeseinheitliche Regelung 
vorgebrachten rechtlichen Bedenken sind nicht stich-
haltig. Schließlich bezieht der Art. 7 Abs. 1 des Pflan-
zenschutzgesetzes neben den Schutzgütern Leben 
und Gesundheit von Mensch und Tier auch den Na-
turhaushalt ein, und dieser umfaßt auch das Wasser. 

Wenn ich mir die Reaktionen der Bundesregierung 
seit Bekanntwerden der nunmehr wirklich alarmie-
renden Gefährdung des T rink- und Grundwassers 
vergegenwärtige und auch noch die Antwort auf die 
Kleine Anfrage der SPD würdige, dann kann ich hier 
leider nur feststellen, daß die Bundesregierung das 
Problem immer noch in unverantwortlicher Weise ver-
harmlost. Da „erlauben" die erschreckenden Ergeb-
nisse der Grundwasseruntersuchung „derzeit keine 
sichere Beurteilung der Situation". Oder „eine kurz-
zeitige Überschreitung der zukünftigen Grenzwerte 
der Trinkwasserverordnung, die ein gewisses Maß 
nicht übersteigen" , wird weiterhin für gesundheitlich 
nicht bedenklich erklärt. Woher weiß dies die Regie-
rung eigentlich, welche Untersuchungen hat sie ange-
stellt, um zu einer solchen Beurteilung zu kommen? 
Hat sie dabei auch Langzeitstudien und Langzeitaus-
wirkungen und Kumulationen verschiedener Schad-
stoffe berücksichtigt? Darauf hätte ich sehr gerne eine 
Antwort. Wo ist eigentlich das Engagement der Frau 
Ministerin Süssmuth, die hier über das Bundesge-
sundheitsamt durchaus Einwirkungsmöglichkeiten 
hätte? 

Anstatt die alarmierenden Meldungen der Wasser-
werke ernst zu nehmen, folgt man lieber der Ansicht 
des Industrieverbandes Pflanzenschutz, der uns auf 
Hochglanzbroschüren glauben machen will, daß nicht 
das Trinkwasser gefährlicher geworden sei, sondern 
ein untauglicher Grenzwert in einer Richtlinie eine 
gegebene Situation ungerechtfertigterweise ver-
schlechtert habe. Natürlich hat nicht der Schädiger, 
sondern der Geschädigte schuld. 
Gegen eine solche egoistische, rücksichtslose und 

asoziale Sicht der Dinge helfen offensichtlich nur 
Schadensersatzklagen. Wenn die Hersteller, Anwen-
der und Zulasser von Pestiziden zur Kasse gebeten 
werden können, dann, glaube ich, erledigen sich Pro-
bleme von ganz alleine. Die erste Klage soll bereits 
erhoben worden sein. Man kann nur hoffen, daß die 
Ge richte da endlich einmal eine Entscheidung im In-
teresse von uns allen treffen. 
Ich appelliere an den Bundesumweltminister und 

an die Gesundheitsministerin: Lassen Sie sich nicht 
vor den Karren der Chemieindustrie spannen! Wenn 
es um unser wichtigstes Nahrungsmittel, das Trink-
wasser, geht, muß der Umwelt- und Gesundheits-
schutz Vorrang vor den wirtschaftlichen Interessen 
einzelner haben. Noch ist hoffentlich Zeit, die chemi-
sche Zeitbombe, die das Grund- und Trinkwasser be-
droht, entschärfen zu können. Unser Antrag ist hierzu 
das richtige Instrumentarium. Stimmen Sie ihm zu! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit der Beratung der drei hier vorliegen-
den Anträge diskutieren wir über einen Kernaspekt 
des Spannungsfeldes Ökologie und Landwirtschaft in 
Form des Gewässer- und Pflanzenschutzes. Dieses 
Spannungsverhältnis enthält miteinander schwer ver-
einbare Ziele: erstens das Ziel, durch den Produkti-
onsfaktor Pflanzenschutzmittel eine ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung zur Erzeugung hochwertiger 
Nahrungsmittel zu ermöglichen, und zweitens das 
Ziel, ein qualitativ hochwertiges Grundwasser, das 
uneingeschränkt auch als Trinkwasser dienen kann, 
zu gewährleisten. Die Widersprüchlichkeit der Ziele 
gilt es meines Erachtens soweit wie möglich auszu-
gleichen. Ich möchte beide Komplexe kurz beleuch-
ten. 
Erstens zum Wasser, Gewässerschutz und Grund-

wasser. Wasser ist nicht ersetzbar. Es ist für uns alle 
lebenswichtig, und sein Schutz steht deshalb gleich-
geordnet z. B. neben dem Schutz der Ernährung. Des-
halb muß konsequenter Grundwasserschutz betrie-
ben werden. Dabei kommt der Ausweisung von Was-
serschutzgebieten besondere Bedeutung zu, um 
Trinkwasser bester Qualität zu gewinnen. Wir wollen 
kein künstliches Wasserprodukt — es gibt ja das che-
misch reine Wasser, das aber für die Gesundheit letzt-
endlich weniger gut ist — , sondern wir brauchen das 
möglichst naturbelassene Wasser. Die Reinigungsauf-
wendungen von Wasserversorgungsunternehmen, 
die ja wirtschaftlich arbeiten müssen, sollten und müs-
sen so gering wie möglich bleiben. Ich gehe einmal 
davon aus, daß die Wasserschutzgebiete zweckmäßig, 
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nämlich nach hydrologischen Gesichtspunkten, nach 
dem Wasserzufluß, nach den jeweiligen Quellgebie-
ten, festgesetzt werden. Wenn hier Experten mitwir-
ken, dürften in der Abgrenzung zwischen Wasser-
schutz- und sonstigen Gebieten, so schwierig dies im 
Einzelfall sonst auch sein mag, keine Irrtümer vor-
kommen. 

Zum Pflanzenschutz: Ich warne zunächst einmal 
davor, durch die unterschiedlichen Beg riffe den Be-
reich der Pflanzenschutzmittel zu vernebeln. „Agrar-
gift" z. B., eine von den GRÜNEN mit besonderer Vor-
liebe gebrauchte Wortverirrung ist der Gipfel des 
Sprachwirrwarrs und stellt jeden vernünftigen Um-
gang mit Pflanzenbehandlungsmitteln von seiten der 
Landwirte in Abrede. Der Gebrauch von Pflanzen-
schutzmitteln ist noch notwendig, wenn der Landwirt 
gesunde, hochwertige Qualitätsnahrungsmittel pro-
duzieren soll. 

Dabei ist die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln in diesbezügliche gesetzliche Rahmenbedingun-
gen eingebunden, und zwar durch das 1986 novel-
lierte Pflanzenschutzgesetz, wo es erstmals gelungen 
ist festzulegen, daß Grundwasser genauso geschützt 
werden muß wie z. B. die Gesundheit von Mensch und 
Tier, aber auch durch die Pflanzenschutzmittelverord-
nung, die Pflanzenschutzsachkundeverordnung und 
die Anwendungsverordnung, die gerade überarbeitet 
wird. Mit der neuen Anwendungsverordnung wird es 
zu erheblich größeren Anwendungsbeschränkungen 
in Wasserschutzgebieten kommen als bisher. 

Darüber hinaus sind die Zulassungsverfahren für 
Pflanzenschutzmittel strenger geworden. 

Schließlich ist im Pflanzenschutzgesetz die gute 
fachliche Praxis verankert. Zu einer guten fachlichen 
Praxis, d. h. zu einem sachkundigen Umgang mit 
Pflanzenschutzmitteln, gehört es zu wissen, auf wel-
chen Böden bei welcher Witterung welche Art und 
welche Menge von Pflanzenschutzmitteln ausge-
bracht werden dürfen. Die Berücksichtigung der 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes führen 
zu einer Verbesserung des Grundwasserschutzes. 

Lassen Sie mich beiden Komplexen, Gewässer-
schutz und Pflanzenschutz, jetzt einmal zusammen-
führen. Ich will versuchen, Wege aufzuzeigen, die das 
Spannungsfeld zwischen beiden zu entschärfen hel-
fen. 

Erstens. Nach Ansicht der FDP ist ein Schritt zur 
Entschärfung der Wille zu Kooperation, nicht die 
Konfrontation. Das gilt für die Landwirte auf der einen 
und Natur- bzw. Umweltschützer oder Wasserversor-
gungsunternehmen auf der anderen Seite. Dieser an-
gestrebten Kooperation wenig dienlich sind polemi-
sche und unsachliche Ang riffe gegen die Landwirte. 
Ich zitiere aus dem SPD-Antrag: 

Es ist hoffentlich noch Zeit, die lebensbedro-
hende Verseuchung unseres Grundwassers und 
Trinkwassers durch Pflanzenbehandlungsmittel 
zu stoppen. 

Eine solche Weltuntergangsstimmung zu verbreiten 
ist meines Erachtens unverantwortlich. 

Wenn Sie die Ausarbeitung der BGW mit den 
18 Wirkstoffen zitieren, so ist bisher nicht ermittelt, 

welche Wirkstoffe wo eingesetzt wurden und woher 
diese Wirkstoffe rührten. Ich meine, man kann und 
darf das nicht so verallgemeinern. 

Zweitens. Es ist alarmierend, daß in Gewässern und 
selbst in großen Tiefen des Grundwassers Pflanzen-
schutzmittel nachweisbar sind. Andererseits ist es ein-
fach nicht machbar, einen Persilschein für die Nicht-
existenz von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser 
zu bieten. Daß es in einigen Jahren auch möglich sein 
wird, die Analysetechnik noch weiter zu verfeinern, so 
daß dann selbst Atome einzeln feststellbar sind, ist 
zwar ein Erfolg der Wissenschaft, aber entschärft das 
Problem der Pflanzenschutzmittelrückstände in Was-
ser und Boden keineswegs. Wir haben ja in der Trink-
wasserversorgung einen Grenzwert von 0,1 Million-
stel Gramm je Liter. Das ist ein Grenzwert, der prak-
tisch fast Null ist. Man muß ganz deutlich sehen, die-
ser Grenzwert ist nicht aus toxikologischen Gründen 
— wie bei Lebensmitteln, wo der Grenzwert deswe-
gen höher ist — , sondern — und ich finde das rich-
tig — aus reinen Vorsorgegründen so festgelegt wor-
den. 

Drittens. Probleme mit Rückständen von Pflanzen-
schutzmitteln gibt es regional insbesondere in Gebie-
ten mit Sonderkulturanbau. Hier müssen alle zur Ver-
fügung stehenden rechtlichen Möglichkeiten ausge-
schöpft werden, um die Reinhaltung des Grund- und 
Trinkwassers zu gewährleisten. 

Viertens. Es sind nicht nur Rückstände von Pflan-
zenschutzmitteln, die zu Belastungen in Gewässern 
führen, es sind insbesondere auch Altlasten oder an-
dere Luftverschmutzungspartikel. Ich warne davor, 
hier den Landwirt als alleinigen Übeltäter zu sehen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das machen wir ja 
gar nicht!) 

Fünftens. Die Bundesländer, die gerade in der Um-
weltpolitik große Eigenständigkeiten haben, sollten 
die verbesserten Möglichkeiten zur Ausweisung von 
Wasserschutzgebieten nutzen und zügig neue 
Schutzgebiete festsetzen. Die dort notwendigen Be-
schränkungen, die sicher auch zu gewissen Bewirt-
schaftungsnachteilen, zu gewissen Einkommensaus-
fällen bei den Landwirten führen, können ja nun Dank 
unseres Wasserhaushaltsgesetzes auch entsprechend 
ausgeglichen werden. 

Sechstens. Es geht nicht an, daß sich die Wasser-
werke auf der einen Seite dem Vorwurf der Bevölke-
rung aussetzen müssen, eventuell sogar unzurei-
chende Trinkwasserqualität zu liefern, daß man ihnen 
auf der anderen Seite einen Riesenaufwand mit Rie-
senkosten zur Reinigung des nicht qualitätsvollen 
Wassers zumutet. 

Siebtens appelliere ich an die Hersteller von Pflan-
zenschutzmitteln, möglichst rasch umweltfreundliche 
Pflanzenschutzmittel zu entwickeln und den Land-
wirten zur Verfügung zu stellen. Die verschärfte Zu-
lassungsverordnung, die wir nach der Novellierung 
des Pflanzenschutzgesetzes haben, muß dazu führen, 
daß auch die älteren, schon zugelassenen Pflanzen-
schutzmittel einer erneuten Überprüfung unterzogen 
werden, ob sie den jetzt notwendigen Anforderungen 
noch entsprechen. 
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Meine Damen und Herren, in der FDP ziehen Um-
welt- und Agrarpolitiker an einem Strang und auch in 
eine Richtung. Nur durch die Verständigung über 
schwierige Sachfragen wird es uns gelingen, Kompro-
misse bei Zielkonflikten zu finden. Auf jeden Fall wird 
uns der Stoff, aus dem das Wasser ist, in den kommen-
den Beratungen in den Ausschüssen und hier im Par-
lament noch eingehend beschäftigen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Vor fast genau einem Jahr hat die 
Fraktion der GRÜNEN einen Antrag „Schutz vor 
Pflanzenschutzmitteln" hier im Bundestag einge-
bracht. Neben der Forderung, nun endlich Maßnah-
men zur Gefährdungsabwehr und zur Besserung der 
Belastungssituation des Lebensmittels Nr. 1, unseres 
Trinkwassers, zu ergreifen, hatten wir auch beantragt, 
in einem Hearing — Frau Kollegin Blunck wies darauf 
hin — die ewige Streitfrage abklären zu lassen: Ist die 
Trink- und Grundwasserbelastung nun „nur" ein 
punktuelles Problem, oder ist sie ein flächenhaftes 
Problem? Es ist richtig, Professor Lühr hat inzwischen 
gesagt, man könne den gesamten chemischen Zoo im 
Trinkwasser nachweisen. Die Anhörung fand bis jetzt 
noch nicht statt, sie ist allerdings für den Herbst anvi-
siert. Die Brisanz der Grundwasserbilanz hat aller-
dings die Koalitionsparteien und die SPD offensicht-
lich aufgeschreckt, denn in den im Laufe des Jahres 
eingebrachten Anträgen zu diesem Problem werden 
die von den GRÜNEN erhobenen Forderungen in 
weiten Bereichen wiederholt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich erinnere an 
unseren Antrag von der letzten Legislaturpe

-

riode!) 
Wir haben Ihnen heute einen aktualisierten Antrag 
zum Schutz des Grund- und Trinkwassers vor Pestizi-
den vorgelegt und hoffen, daß Sie uns weiterhin in 
unseren Forderungen folgen. 
Meine sehr verehrten Herren und Damen, ich freue 

mich, hier feststellen zu können, daß während dieses 
Jahres die Diskussionen bei Ihnen weitergegangen 
sind, so daß ich den Eindruck habe, wir ziehen inzwi-
schen alle an einem Strang: Erstens, Pestizide gehö-
ren nicht ins Grundwasser, und zweitens, die einge-
setzten Pestizide müssen unbedenklich für die Ge-
sundheit des Menschen und unbedenklich für den 
Naturhaushalt sein. Wenn Sie allerdings dieser Mei-
nung sind, dann muß Schluß sein mit der billigend in 
Kauf genommenen Grundwasservergiftung. Die Ver-
brechen am Lebenselixier Wasser wurden und wer-
den immer noch legal begangen. 
Ich möchte heute hier noch einmal daran erinnern, 

daß Brunnenvergiftung früher als Verbrechen geahn-
det wurde. Wenn Minister Töpfer seine Forderungen 
und Ansprüche wirklich ehrlich meint und ernst 
nimmt, daß nämlich dem Wirtschaftswunder nun ein 
Umweltwunder folgen müsse — so heißt es jedenfalls 
in dem Entwurf zur Umweltpolitik für den 36. Partei-
tag der CDU — , dann kommt er an Produktions- und 

Anwendungsverboten für bestimmte Pestizide nicht 
vorbei, z. B. für das 2,4,5-T- und das 1,2-Dichlorpro-
pan. 

Wenn er seine Äußerungen ernst nimmt, dann ist es 
nicht zu verstehen, daß der EG-Grenzwert von 0,1 Mi-
krogramm pro Liter pro Substanz, der unter Mißach-
tung der von der Kommission vorgegebenen F rist 
noch nicht in nationales Recht überführt worden ist, 
zum Teil erheblich überschritten wird. 

Es ist allerdings unschwer zu erraten, warum Herr 
Töpfer so säumig ist. Der Bundesumweltminister und 
wir wissen nämlich genau, daß bei Inkrafttreten der 
Grenzwerte in der Bundesrepublik eine Stillegung 
vieler kommunaler Wasserversorgungsunternehmen 
und Einzelwasserversorgungen drohen würde. Es gibt 
ja schon etliche besorgniserregende Untersuchungs-
ergebnisse. So schätzen z. B. die Fachbehörden der 
Bundesregierung die Zahl der atrazinverseuchten 
Brunnen auf ca. 5 000. Das Zehnfache der zulässigen 
Trinkwasserkonzentration wurde im Rhein auf der 
Höhe von Wiesbaden festgestellt. Wir wissen alle 
— Sie wiesen darauf hin — , wie viele Menschen dar-
aus letztlich ihr Trinkwasser beziehen. Kürzlich wur-
den in der renomierten englischen Wissenschaftszei-
tung „Nature" Messungen aus dem amerikanischen 
Landwirtschaftsgürtel bekannt: Selbst im Regenwas-
ser wurden Pestizide in Konzentrationen bis zu 6 Mi-
krogramm nachgewiesen. Wenn die Landwirtschaft in 
der Bundesrepublik mit 3 000 Tonnen Gift im Jahr so 
weiterwirtschaften darf, dann steht uns wohl bald ein 
Verbot von Regenwasser ins Haus. 

Meine sehr verehrten Herren und Damen, der 
Schein trügt, daß grundsätzliche Einigkeit in wesent-
lichen Fragen vorherrsche. Denn die von der Bundes-
regierung am 18. März 1988 dem Bundesrat über-
sandte Novelle einer Pflanzenschutzanwendungsver-
ordnung scheint eher vom Industrieverband Pflan-
zenschutz inspiriert zu sein denn von dem Antrag, den 
die Regierungsparteien hier eingebracht haben. Er-
hebliche Zweifel sind angebracht, daß die vorgelegte 
Novelle der Verseuchung des Grundwassers entge-
genwirken könnte. Denn obwohl inzwischen schon 
über 40 verschiedene Pestizide im Grundwasser auf-
getaucht sind, sind Anwendungsbeschränkungen 
bzw. Anwendungsverbote nur für einige von diesen 
vorgesehen. Die Anwendung extrem wassergefähr-
dender Pestizide wie Atrazin wird nur in Wasser-
schutzgebieten ausgeschlossen, obwohl erfahrungs-
gemäß der Einzugsbereich der Brunnen viel größer 
ist. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das kann auch auf 
andere Bereiche erstreckt werden!) 

Bekannte kanzerogene grundwassergefährdende Pe-
stizide, die nicht mehr zugelassen sind, werden den-
noch keinem Anwendungsverbot unterworfen. Nach 
dem Willen der Bundesregierung soll eine Vielzahl 
von Pestiziden zugelassen bleiben, die mutalten, kan-
zerogen und teratogen sind. Ich kann mir nicht vor-
stellen, meine Herren und Damen von der CDU — lei-
der sind nicht mehr viele da — , daß Sie sich damit 
einverstanden erklären können. Sie haben in Ihrem 
Antrag die Unbedenklichkeit der angewendeten Pe-
stizide für die Gesundheit von Mensch und Tier zum 
Maßstab genommen. Wenn mit dieser Elle gemessen 
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wird, hoffe ich auf einen gewaltigen, aber gewalt-
freien Aufstand Ihrer Fraktion gegen Ihre eigene Re-
gierung. 

Meine Herren und Damen, wir dürfen die Land-
wirte nicht im Giftregen stehenlassen. Gesundheitlich 
sind sie nämlich am ehesten die Leidtragenden des 
Pestizidregens. Verantwortlich sind die Hersteller und 
die Prüfinstanzen. Die Biologische Bundesanstalt läßt 
durchaus Pestizide zu, deren Neigung zur Versicke-
rung ins Grundwasser bereits den Antragsunterlagen 
zu entnehmen ist. Trotz sachgerechter Anwendung 
werden die Landwirte dann in Konflikte mit dem Was-
serhaushaltsgesetz get rieben, wonach es verboten ist, 
das Grundwasser zu belasten. Die Zulassungspraxis 
bedarf jedenfalls einer grundlegenden Durchfor-
stung. 

Mit der Sackgassenpolitik muß endlich Schluß ge-
macht werden. Die Pflege der Brunnen ist wieder an-
gesagt. Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich hoffe, 
daß wir, der alten Tradition folgend, dann wieder nach 
dem Saubermachen der Brunnen Brunnenfeste statt 
Brunnenbegräbnisse feiern können. — Ich danke Ih-
nen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Erhaltung des Trinkwassers in aus-
reichender Menge und guter Qualität genießt als le-
bensnotwendiges Gut hohen Rang und muß auch in 
weite Zukunft hinein unter allen Umständen gesichert 
werden. Es wäre aber falsch, die Verantwortung dafür 
in der öffentlichen Diskussion allein den Landwirten 
anzulasten und sie damit zu den Giftspritzern der Na-
tion zu erklären. 

(Beifall bei der SPD) 

Um eine geringere Belastung landwirtschaftlich 
und gärtnerisch genutzter Flächen zu erreichen, muß 
nicht nur im Bereich des Pflanzenschutzes ein sehr 
strenger Maßstab mit notwendigen Ergänzungen der 
Gesetze und Verordnungen angelegt werden, son-
dern die gesamten Produktionsbedingungen der 
Landwirtschaft müssen im Rahmen einer umwelt-
freundlichen Agrarpolitik verbessert werden. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des Parl. 
Staatssekretärs Gallus) 

— Ich freue mich, daß ich die Zustimmung der Regie-
rung habe. 

Deshalb ist zu begrüßen, daß auch die Koalitions-
fraktionen in ihrem Antrag feststellen, daß im Bereich 
des Pflanzenschutzgesetzes noch Bedarf an Nachbes-
serung besteht und daß sie die neuen Grenzwerte für 
Pflanzenbehandlungsmittel im Trinkwasser akzeptie-
ren. 

Gleichzeitig ist die Agrarpolitik im europäischen 
Rahmen so zu verändern, daß der Landwirt zur Siche-
rung seiner Existenz nicht das Äußerste aus seinem 
Boden herausholen muß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Belastet wird die Trinkwasserversorgung aber auch 
durch die Verunreinigung der Oberflächengewässer 
und durch die Belastung der Flüsse. Ursache dafür ist 
häufig die Belastung durch Industrieabwässer sowie 
durch die Risiken, die sowohl bei der industriellen 
Erzeugung als auch beim Transport von Gütern vor-
handen sind. 

Auch die privaten Haushalte belasten weiterhin das 
Wasser. Während im Bereich des Pflanzenschutzes 
inzwischen strenge Maßstäbe angelegt sind, sind ähn-
lich strenge Maßnahmen für die im Haushalt verwen-
deten Mittel bisher nicht durchgesetzt worden. Es ist 
auch für die Lebensmittel und für die Bedarfsgegen-
stände eine Verschärfung in dieser Hinsicht nötig. 

Die Anträge der Koalition wie der SPD weisen auf 
die notwendige konsequente Durchführung des 
Pflanzenschutzgesetzes hin. Während die Verbesse-
rung der Sachkunde der Landwirte in allen Bundes-
ländern nachdrücklich betrieben wird, läßt z. B. die 
freiwillige Gerätekontrolle erheblich zu wünschen 
übrig. Wenn man sich die letzten Zahlen anschaut, 
erkennt man, daß es Länder gibt, in denen die Kon-
trolle der Pflanzenschutzgeräte weit unter 10 To  liegt. 
Wenn man sich dann die Betriebsgrößen der Betriebe 
anschaut, die überhaupt geprüft haben, erkennt man, 
daß sie weit über der Größe der durchschnittlichen 
Betriebe in den Ländern liegen. Das heißt, nur wenige 
Betriebe — meistens die größeren — sind in diesem 
Punkt exakt. 

Der Biologischen Bundesanstalt fehlt nach wie vor 
Personal, das in der Ausschußempfehlung zum Pflan-
zenschutzgesetz beschlossen worden ist. Hier hat die 
Sparsamkeit des Finanzministers wieder einmal die 
sachlichen Notwendigkeiten übertrumpft. 

Der Entwurf zur Pflanzenschutz-Anwendungsver-
ordnung — Frau Garbe hat schon darauf hingewie-
sen — bedarf noch dringend der Nachbesserung. Ich 
gehe davon aus, daß diese auch durchgeführt wird. 

Betrachtet man die angewendeten Pflanzenschutz-
mittel, so erkennt man, daß 80 % davon Herbizide 
sind. Aber gerade in diesem Bereich gibt es nun wirk-
lich Alternativen und Methoden, die sich vorwiegend 
auf mechanische Bekämpfung des Unkrauts bezie-
hen. 

(Gallus [FDP]: Von Hand jäten!) 

—Sie wissen sehr genau, daß es heute ein Anzahl von 
Geräten gibt, die nicht mit der Hand betrieben wer-
den und trotzdem ganz gute Erfolge zeigen. 

(Zuruf des Abg. Susset [CDU/CSU]) 

—Herr Susset, Sie wissen es selber und können mir 
das auch bestätigen. 

Ich möchte hier auf einen Aspekt hinweisen, der mir 
für die Zukunft sehr wichtig erscheint: Gerade die 
Gentechnik hat in der Entwicklung der Pflanzen neue 
Perspektiven eröffnet. Eins der Zuchtziele ist Resi-
stenz. Nur, entscheidend ist: Resistenz wogegen? Es 
muß das Ziel sein, die Resistenz der Nutzpflanzen 
gegen Schädlinge zu stärken. Es wäre aber eine ver-
heerende Entwicklung, wenn das passierte, was ei-
nige angekündigt haben, daß man statt dessen die 
Resistenz der Pflanzen gegen Herbizide verstärkt, daß 
man z. B. Pflanzen, die heute gegen bestimmte Herbi- 
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zide empfindlich sind, resistent gegen diese Mittel 
macht, damit man dann in der Fruchtfolge unbedenk-
lich auf das, was davor, danach und noch danach 
kommt, jede Menge Herbizide anwenden kann. Eine 
solche Entwicklung müssen wir nachdrücklich ableh-
nen, und wir müssen vor ihr warnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Die Frage ist: Was können wir wirklich dagegen tun, 
auch mit gesetzlichen Mitteln? 

(Gallus [FDP]: Anträge im Plenum einbrin

-

gen!) 
— Tun Sie was Gescheites, Herr Gallus; dann ist das 
viel besser. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Blunck [SPD]: Setzen Sie doch den Be

-

richt der Enquete-Kommission um, Herr Gal

-

lus!)  
Bei der Belastung des Trinkwassers möchte ich zum 

Schluß noch auf einen Gesichtspunkt hinweisen. Es 
sollte nicht nur ein allgemeiner Grenzwert beachtet 
werden, sondern es sollten stärkere Unterschiede zwi-
schen toxischen und bodenbelastenden Stoffen auf 
der einen Seite sowie solchen Stoffen, für die nachtei-
lige Wirkungen nicht bekannt sind, auf der anderen 
Seite gemacht werden. 
Ich halte es auch für ein Unding, daß die Grenz-

werte für Pflanzenschutzmittel wesentlich niedriger 
liegen als die Grenzwerte für Schwermetalle. Der 
Grund dafür ist mir nicht ganz klar. Aber selbst z. B. 
Quecksilber, das ja nun nachgewiesenerweise giftig 
ist, hat einen wesentlich höheren Grenzwert. Auch 
das muß noch einmal nachgeprüft werden. 
Es wäre noch zu überlegen, ob man nicht in der 

Zulassung von Mitteln grundsätzlich dazu übergehen 
sollte, dann, wenn ein Mittel mit einer geringeren 
Belastung zugelassen wird, das für denselben Zweck 
vorher zugelassene, aber stärker belastende Mittel 
sozusagen automatisch aus dem Verkehr zu ziehen. 
Auch darüber sollte man durchaus nachdenken, damit 
insgesamt die Belastung weniger wird. 

(Abg. Gallus [FDP] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 
— Da der Herr Gallus das Bedürfnis hat, noch etwas zu 
sagen, bin ich bereit, auch das noch anzuhören. 

Vizepräsident Cronenberg: Das ist außerordentlich 
großzügig. Aber ich hoffe, daß er nicht etwas sagen, 
sondern fragen will. Bitte, Herr Abgeordneter Gal-
lus. 

Gallus (FDP): Frau Kollegin, ist Ihnen bekannt, daß 
wir schon vor über zehn Jahren die Verwendung von 
Quecksilber in der deutschen Landwirtschaft bei Bei-
zen verboten haben, die Landwirtschaft das mit hohen 
Preisen bezahlen mußte, in anderen Ländern Europas 
dies bis heute noch nicht vollzogen ist und bei der 
Industrie nach wie vor erhebliche Mengen von 
Quecksilber verwendet werden? 

Frau Weyel (SPD): Dies ist mir völlig bekannt, Herr 
Gallus. Ich habe eben auch nicht von Quecksilber im 
Zusammenhang mit der Landwirtschaft gesprochen, 

sondern ich habe von der Absurdität gesprochen, daß 
bei den Grenzwerten für Trinkwasser Quecksilber 
— und zwar Quecksilber aus anderen Quellen; das ist 
klar — eine wesentlich höhere Belastung haben darf 
als Pflanzenschutzmittel. Es ist eine Gesundheitsge-
fahr. 

Damit möchte ich nun aber wirklich enden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Grüner. 

Herr Staatssekretär, das Präsidium besteht nicht 
darauf, daß Sie Ihre Redezeit voll ausschöpfen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Da 
wird man ja unter Druck gesetzt; das ist eine Nöti-
gung. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bundesregierung verfolgt mit großer 
Sorge die in letzter Zeit vermehrt bekanntgeworde-
nen Funde von Pflanzenschutzmitteln in Gewässern 
und in Brunnen von Wasserwerken. Wir verstehen 
den Warnruf der Wasserversorgungsunternehmen, 
die ab Oktober 1989 den strengen Grenzwert der 
Trinkwasserverordnung einhalten müssen. 

Wir meinen aber auch, daß der Vorsorgecharakter 
dieser Grenzwerte eindeutig und nachdrücklich be-
tont werden sollte. Ich verweise hier auf das, was Herr 
Kollege Dr. Göhner gesagt hat. Ich rate auch den Was-
serwerken, in ihren Veröffentlichungen den Charak-
ter dieses Vorsorgewertes zu betonen. 

Wir dürfen nicht in Panik machen. Wenn im Antrag 
der SPD von „lebensbedrohender Verseuchung unse-
res Grund- und Trinkwassers durch Pflanzenbehand-
lungsmittel" gesprochen wird, dann ist das eine sol-
che Panikmache. Gleichzeitig ist damit auch die Ge-
fahr verbunden, daß der Gedanke von Vorsorge-
grenzwerten im Umweltschutz auf immer größere 
Schwierigkeiten stoßen wird; denn wenn Überschrei-
tungen von Grenzwerten, die aus Vorsorgegründen 
erlassen worden sind, als eine Gefährdung der Ge-
sundheit dargestellt werden, werden wir uns außeror-
dentlich schwer tun, mit diesem richtigen Grundge-
danken des Vorsorgegrenzwertes zu arbeiten. 

Wir haben die rechtlichen Grundlagen durch Was-
serhaushaltsgesetz und Pflanzenschutzgesetz ge-
schaffen. Beide Gesetze sind am 1. Januar 1987 in 
Kraft getreten. 

Im Wasserhaushaltsgesetz sind die Möglichkeiten 
erweitert worden, Wasserschutzgebiete festzusetzen, 
um den Eintrag von Pflanzenschutzmitteln zu verhü-
ten. Die neuen Regelungen erlauben insbesondere 
die Berücksichtigung ungünstiger Standortverhält-
nisse bei Anwendungsbeschränkungen für Pflanzen-
schutzmittel. Nicht weitere gesetzliche Verschärfun-
gen sind gefragt, sondern die konsequente Anwen-
dung der neuen Regelungen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Habe ich auch ge

-

sagt! — Schäfer [Offenburg] [SPD]: Reicht 
nicht!) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 71. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988 	4851 

Parl. Staatssekretär Grüner 

Das muß dann im Einzelfall sehr genau nachgewiesen 
werden. 

Im neuen Pflanzenschutzgesetz wurde das Grund-
wasser als absolutes Schutzgut neu aufgenommen. 
Die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels ist nicht 
mehr möglich, wenn es bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung schädliche Auswirkungen 
auf das Grundwasser hat. Das hat erhebliche Auswir-
kungen auf die Zulassung, die erst nach gründlicher 
Prüfung erfolgen kann. 

Im Fall Atrazin, das weitaus am häufigsten im 
Grundwasser gefunden wird, hat das Umweltbundes-
amt sein Einvernehmen für die Erneuerung ausgelau-
fener Zulassungen nicht erklärt, 

(Frau Blunck [SPD]: Aber keine Anwen

-

dungsverbote ausgesprochen!) 

so daß diese atrazinhaltigen Mittel nicht mehr zuge-
lassen sind. Im Jahre 1987 waren hiervon 16 atrazin-
haltige Mittel betroffen. 1988 werden es weitere 
21 Mittel sein. 

Weiterhin hat das Umweltbundesamt sein Einver-
nehmen für die Zulassung eines Pflanzenschutzmit-
tels mit dem Wirkstoff Dichlorpropen verweigert. 
Eine Reihe weiterer Wirkstoffe stehen im Verdacht, 
schädliche Auswirkungen auf das Grundwasser zu 
haben. Hier laufen zur Zeit intensive Überprüfun-
gen. 

Die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln im Hinblick 
auf eine mögliche schädliche Auswirkung auf das 
Grundwasser erfordert intensives, sorgfältiges Arbei-
ten. Das bedeutet aber auch — und zwar insbeson-
dere wenn eine Zulassung entzogen werden soll —, 
daß kurzfristige Ergebnisse leider nicht möglich 
sind. 

Unabhängig von der laufenden Prüfung der Pflan-
zenschutzmittel haben wir dem Bundesrat den ja hier 
schon erwähnten Entwurf einer neuen Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung zugeleitet, um mög-
lichst rasch Verbesserungen beim Schutz der Trink-
wasserversorgung erreichen zu können. In dieser Ver-
ordnung werden die Anwendungsverbote und 
-beschränkungen von zugelassenen Pflanzenschutz-
mitteln in Wasserschutzgebieten erheblich erweitert. 
Die Verordnung sieht auch vor, daß die Länder ent-
sprechende Anwendungsverbote und -beschränkun-
gen auch in Einzugsgebieten von Trinkwassergewin-
nungsanlagen und in sonstigen Gebieten zum Schutz 
des Grundwassers anordnen können. — Also nicht der 
Ruf nach Verschärfung, sondern die konsequente An-
wendung der gegebenen Möglichkeiten und natür-
lich ein entsprechender Vollzug sind das Gebot der 
Stunde. 

In diesem Zusammenhang ist ganz besonders der 
Anwender von Pflanzenschutzmitteln gefordert. Der 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln birgt nun einmal 
ökologische Risiken. Dessen muß sich der Anwender 
bewußt sein und werden. Er muß die Mittel sorgfältig 
einsetzen, und er muß sie umweltbewußt anwenden, 
um die Risiken so klein wie möglich zu halten. Eine 
Überwachung der Anwendung wird immer wieder 
unvollkommen sein. Die Eigenverantwortung der 
Anwender muß gestärkt werden. Hier hat die Bera-
tung eine ganz wichtige Aufgabe. 

Auch die Hersteller sind aufgefordert, ihren Beitrag 
zur Lösung der Probleme zu leisten. Hierzu gehören 
die Entwicklung von gewässerfreundlicheren Pflan-
zenschutzmitteln, die Förderung des integrierten 
Pflanzenschutzes mit dem Ziel, den Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln zu verringern, und auch Überlegun-
gen, ob nicht durch die Rücknahme von Restmengen 
das Problem der Entsorgung etwas entschärft werden 
könnte. Dazu gehört aber auch, bei der Werbung für 
Pflanzenschutzmittel nicht die Probleme des Gewäs-
serschutzes zu verschweigen, sondern den Anwender 
darauf hinzuweisen, daß der Nutzen des Einsatzes 
von Pflanzenschutzmitteln auch seine Schattenseiten 
haben kann. 

Ich meine, daß der Entwurf der neuen Pflanzen-
schutz -Anwendungsverordnung entgegen der vom 
Bundesverband der Gas- und Wasserwirtschaft geäu-
ßerten Befürchtungen einen ganz erheblichen Fort-
schritt beim Schutz des Trinkwassers bedeutet. Der 
Vorwurf des Bundesverbandes der Gas- und Wasser-
wirtschaft, daß 18 Wirkstoffe, die im Grund- oder 
Oberflächenwasser gefunden worden sind, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: 43!) 

nicht in die Verordnung aufgenommen worden sind, 
ist aus mehreren Gründen zur Zeit mit einem Frage-
zeichen zu versehen. Zum einen wird nicht angege-
ben, an welchen Orten und in welcher Konzentration 
die Rückstände gefunden wurden, und zum anderen 
wird offen gelassen, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Grundwasserkata

-

ster!)) 

auf welchem Wege diese Stoffe in die Gewässer ge-
langt sein könnten. 

Ich meine, es stellt sich hier wirklich die Frage, ob 
nicht auch die Wasserwerke verstärkt in der Koopera-
tion mit den Landwirtschaftsämtern, in der Koopera-
tion mit den Landwirten solchen Fragen nachgehen 
sollten, auch um uns die notwendigen Informationen 
an die Hand zu geben. Wir sind auf diese Kooperation 
angewiesen. Wir sind auf ein intensives Zusammen-
wirken aller unmittelbar Beteiligten angewiesen, vor 
allem auch auf den Sachverstand der unmittelbar Be-
teiligten. Denn ich bin ganz fest davon überzeugt, daß 
das Gespräch des Leiters eines Wasserwirtschaftsam-
tes oder eines Wasserversorgungsunternehmens mit 
dem Landwirt oder mit den Landwirtschaftsbehörden 
mehr Wirkung hat als manche Verbotsgesetzgebung, 
die wir hier praktizieren und die wir im Ergebnis nicht 
überwachen können. 

In diesem Sinne ist hier wirklich ein Zusammenwir-
ken aller Beteiligten gefordert. Ich wäre sehr dankbar, 
wenn auch diese Debatte dazu beitragen könnte, daß 
das Bewußtsein für die Notwendigkeit dieses Zusam-
menwirkens gestärkt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht 
mehr vor. Interfraktionell wird vorgeschlagen, die An-
träge an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse zu überweisen. — Widerspruch erhebt sich 
nicht dagegen. Dann ist das so beschlossen. 
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Ich kann den Punkt 17 der Tagesordnung sowie den 
Zusatzpunkt 5 zur Tagesordnung aufrufen: 

17. Beratung des Berichts des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) gemäß § 62 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung zu dem von der Fraktion DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur verfassungsrechtlichen Verankerung des 
Umweltschutzes als Grundrecht und als 
Staatsziel 
—Drucksachen 11/663, 11/2106 — 

ZP 5 Beratung des Berichts des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) gemäß § 62 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung zu dem von der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurf eines Sechsunddreißig-
sten Gesetzen zur Änderung des Grundgeset-
zes 
—Drucksachen 11/10, 11/2106 —

Hier ist interfraktionell vereinbart worden, daß je 
Fraktion ein Redebeitrag bis — das „bis" unterstrei-
che ich — zu fünf Minuten geleistet werden kann. Ich 
wäre dankbar, wenn sich die Redner im Interesse der 
Mitarbeiter des Hauses bemühen würden, sich so kurz 
wie möglich zu fassen. 

In diesem Sinne gebe ich dem Abgeordnetne Häf-
ner das Wort. 

Häfner (GRÜNE): Sie alle wissen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, verehrter Herr Präsident, 
daß Anfang dieser Legislaturperiode, ja schon viel frü-
her, die Aufnahme des Umweltschutzes in das Grund-
gesetz eine der wesentlichen Forderungen der FDP 
war, gewissermaßen eine Art Altlast der FDP. Ur-
sprünglich wollte man das noch als Grundrecht. In-
zwischen hat man sich davon verabschiedet. Ein biß-
chen was ist übriggeblieben. So hat man sich stolz 
gerühmt, dies in den Koalitionsverhandlungen als we-
sentlichen Kernbereich der FDP-Politik durchgesetzt 
zu haben, übrigens, wenn man den Aussagen glauben 
kann, erkauft mit einer Zustimmung zu einem Teil der 
Sicherheitsgesetze — ein sicherlich frivoler Pakt. Der 
„Spiegel" hat diesen Zusammenhang kolportiert, un-
ter Berufung auf Bangemann. 

Dem Bundestag liegen bis heute Entwürfe der 
GRÜNEN, der SPD und des Bundesrates vor, und das 
schon lange. Aus der Koalition und aus der Bundesre-
gierung gibt es bis heute keinen Entwurf. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Immer noch nicht!) 

Der Punkt wird ständig verschleppt. Wir hatten eine 
umfängliche Anhörung, bei der die Zahl der Sachver-
ständigen in einem umgekehrten Verhältnis zur Zahl 
und teilweise auch zur Qualität der dort vorgebrach-
ten Argumente stand. Offenbar fehlt es am Willen in 
dieser Koalition, hier wirklich etwas zu tun. 

Selbst die jeder rechtspolitischen Konsequenz und 
Wirkung entkleideten Vorschläge des Ministers En-
gelhard, die in meinen Augen kaum noch das Papier 
wert sind, auf dem sie gedruckt wurden — dies zumal 
nach der Entwicklung, die im folgenden von mir auf-
gezeigt wird — , scheinen manchen offenbar schon zu 
weit zu gehen. Damit sind wir beim Punkt. 

In der vorletzten Sitzung des Rechtsausschusses hat 
der Vertreter des Bundesministers der Justiz zu den 

Fragen der Abgeordneten geschwiegen. Stattdessen 
hat das Bundesministerium des Innnern geantwortet. 
Befragt, warum dies so sei, bekamen wir mitgeteilt, 
daß die Federführung in der Bundesregierung — nun-
mehr oder schon immer: das läßt sich nicht prüfen — 
beim Bundesministerium des Innern läge. Das schlug 
ein wie eine Bombe. Ausnahmslos alle Mitglieder des 
Ausschusses, also auch die der FDP, waren darüber 
— so kann man vorsichtig sagen — verwundert. Das 
war niemandem bekannt. Dies stellt in meinen Augen 
eine Brüskierung des Ministers — und des gesamten 
Koalitionspartners — dar, der hier in einem Kernbe-
reich seiner Verantwortung als Verfassungsminister 
angetastet wird. 

Ich möchte noch einmal ganz deutlich festhalten: 
Sowohl im Rechtsausschuß, wo es ein Vertreter des 
Hauses Engelhard war, als auch im Bundesrat und im 
Bundestag hat für die Bundesregierung zu diesem 
Punkt immer ausschließlich der Bundesminister der 
Justiz gesprochen. Herr Zimmermann, bei dem die 
Federführung angeblich liegt, hat sich in diesem 
Hause oder anderswo nicht ein einziges Mal zu die-
sem Thema vernehmbar geäußert. 

Noch am 18. März 1988 hat Herr Engelhard der 
Öffentlichkeit einen entsprechenden neuerlichen For-
mulierungsvorschlag vorgelegt. Wie darf man diesen 
Vorschlag verstehen? Gar nicht, haben wir uns sagen 
lassen. Herr Minister Engelhard darf Vorschläge ma-
chen, zu sagen hat er aber nichts, so wurden wir be-
lehrt. Wenn er zu diesem Thema jedoch etwas sagt 
oder schreibt, dann tut er das rein privat, aber nicht für 
die. Bundesregierung. Für die Bundesregierung 
spricht seit neuestem Herr Zimmermann. Und Herr 
Zimmermann schweigt. 

Er schweigt, aber er hat die Federführung. Das ist 
ein eigenartiger Begriff von Federführung: Der eine 
hat die Federführung, aber er führt die Feder nicht, 
und der andere führt die Feder, aber er hat nicht die 
Federführung. Ich will es meinem Kollegen Bach-
maier überlassen, auf diesen Punkt noch näher einzu-
gehen. 

Aber es ist nicht nur ein Kompetenzstreit in der Bun-
desregierung. Ein solcher könnte uns ja egal sein. Es 
ist nicht nur diese eigenartige Form der Persönlich-
keitsspaltung, wie sie in der Bundesregierung offen-
bar in Mode gekommen ist und sich darin zeigt, daß in 
zunehmendem Maße Minister oder z. B. Angehörige 
der bayerischen Staatsregierung für die Bundesregie-
rung in geteilter Verantwortung reisen und dann im-
mer das, was einem nicht paßt, privat sagen und den 
Rest offiziell. Vielmehr hat das erhebliche politische 
Konsequenzen. 

Die Differenz zwischen Zimmermann und Engel-
hard ist ja nicht nur die Luftlinie zwischen ihren bei-
den Ministerien, sondern es ist eine erhebliche politi-
sche Differenz. Nach innen also machen diejenigen 
das Gesetz, die es nicht wollen und die dafür sorgen 
werden, daß es nichts wert ist und daß es zu nichts 
führt — entsprechend wird das Gesetz aussehen —, 
und nach außen dürfen diejenigen so tun, als hätten 
sie etwas zu sagen — und damit in der Öffentlichkeit 
vielleicht Lorbeeren einstreichen — , die im Endeffekt 
mit den Ergebnissen und Entscheidungen innerhalb 
der Regierung überhaupt nichts zu tun haben. 
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Ich wäre sehr dankbar — das abschließend —, 
wenn sich die Herren Minister Engelhard und Zim-
mermann hierzu endlich im Bundestag äußern könn-
ten, und zwar sowohl hinsichtlich der Zuständigkeit 
als auch hinsichtlich ihrer inhaltlichen Vorschläge, 
wobei dann möglicherweise eben auch die Kontrover-
sen deutlich werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir können wirklich gespannt sein, was 
uns von der Koalition und Regierung noch alles gebo-
ten wird, bis der Umweltschutz vielleicht doch noch 
im Grundgesetz verankert wird. Das kann allerdings 
nur in der Weise geschehen — so meinen wir — , daß 
wir uns auf eine Formulierung verständigen, von der 
auch die notwendigen Impulse im Interesse und zum 
Schutz unserer Umwelt ausgehen und die es wert ist, 
in die Verfassung aufgenommen zu werden. 
Was wir allerdings seit einiger Zeit aus den Reihen 

der Koalition erleben, ist nicht dazu angetan, uns allzu 
hoffnungsfroh zu stimmen. Kaum hatte der Bundes-
kanzler in seiner Regierungserklärung im März 1987 
verkündet, daß die Regierung den Umweltschutz als 
Staatsziel im Grundgesetz verankern wolle — also 
genau das, was wir mit unserem Gesetzentwurf for-
dern und schon in der letzten Legislaturperiode gefor-
dert haben — , da beschloß die Unionsmehrheit im 
Bundesrat eine Formulierung, die den Umweltschutz 
zu einem Staatsziel zweiter Klasse degradieren 
würde. Nach dem Willen der konservativen Bundes-
ratsmehrheit sollte das Staatsziel durch einen Geset-
zesvorbehalt und eine Abwägungsklausel so zurecht-
gestutzt werden, daß es praktisch wirkungslos verpuf-
fen würde. 
Der Bundesminister der Justiz meinte damals, am 

10. Juli 1987, im Bundesrat — wörtlich — , daß eine 
Verfassungsnorm, deren eigentlicher Sinngehalt 
durch ihre Formulierung praktisch ausgehöhlt würde, 
die schlechteste Lösung wäre. Derselbe Justizminister 
aber, der noch im Sommer des vergangenen Jahres 
größte Bedenken gegen diese bis zur Wirkungslosig-
keit abgewattete Formulierung der Bundesratsmehr-
heit hatte, empfiehlt uns nunmehr eine Formulierung 
des Staatszieles, die nur unwesentlich von der Fas-
sung des Bundesrates abweicht, also eine Formulie-
rung, die er selbst noch vor wenigen Monaten als des 
Papiers nicht wert erachtete, auf dem sie stand. 

(Häfner [GRÜNE]: Und im übrigen dem Be

-
schluß des FDP-Parteitags widersp richt!) 

Damit aber nicht genug, so ganz nebenbei erfahren 
wir in diesen Wochen im Rechtsausschuß, daß der 
Bundesminister der Justiz, der die Bundesregierung 
bei dieser Frage im Bundestag und im Bundesrat stän-
dig vertrat, in der Bundesregierung für diese Grund-
gesetzänderung gar nicht federführend zuständig sei, 
daß diese Federführung vielmehr dem Bundesmini-
ster des Innern zukomme. Vom Federführer Zimmer-
mann wissen wir allerdings bis zum heutigen Tage 
kein Sterbenswörtchen, wie er es mit der Veranke

-

rung des Umweltschutzes als Staatsziel im Grundge-
setz hält. Er hat sich bisher peinlich gehütet, die Fe-
derführung zur Verwirklichung des in der Regie-
rungserklärung so groß angekündigten Vorhabens zu 
übernehmen. 
Die leidlich verworrene Situation innerhalb der Re-

gierung stellt sich mittlerweile für den außenstehen-
den Betrachter so dar, daß der ständig für die Bundes-
regierung auftretende Bundesminister der Justiz sich 
in Geschäftsführung ohne Auftrag die ihm gar nicht 
zukommende Federführung geradezu angemaßt hat. 
Man höre und staune, alle Ehre dem Herrn Bundes-
justizminister! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Er muß nunmehr Feder für Feder lassen, während der 
legitime Federführer Zimmermann nicht im Traum 
daran denkt, die Feder in die Hand zu nehmen oder 
sie gar zu führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, machen Sie diesem grausamen Kompetenz-
gerangel alsbald ein Ende und lassen Sie uns gemein-
sam nach der für uns und die kommenden Generatio-
nen besten Lösung suchen, damit der Umweltschutz 
möglichst bald und wirkungsvoll in das Grundgesetz 
aufgenommen werden kann. Sie wissen genauso gut 
wie wir, daß dieses nur mit verfassungsändernder 
Mehrheit, also auch mit uns, geschehen kann. Der 
Zumutungen sind es nun genug, lassen Sie uns end-
lich im Interesse der Umwelt handeln. Dies muß auch 
ein Handeln im Interesse der Verfassung sein. So 
kann es auf jeden Fall nicht weitergehen. Die Väter 
und Mütter des Grundgesetzes würden dies geradezu 
als eine Demütigung dessen ansehen, was sie mit un-
serer Verfassung im Schilde geführt haben, wenn sie 
dieses grausame Spiel sähen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Bach-
maier und auch Herr Kollege Häfner, es war nicht sehr 
originell, daß Sie das, was wir gestern im Rechtsaus-
schuß erörtert haben, was dort längst widerlegt wor-
den ist, heute noch einmal aufwärmen. Ich hatte mir 
gedacht, daß Sie sich etwas Neues überlegen. 

Die Regierungsparteien haben in der Koalitionsver-
einbarung die Absicht erklärt — Sie haben es zitiert —, 
den Umweltschutz als Staatsziel im Grundgesetz zu 
verankern 

(Dr. de With [SPD]: In der Regierungserklä-

rung! — Stahl [Kempen] [SPD]: Die Ab

-

sicht!) 

und zu diesem Zweck durch die Fraktionen im Einver-
nehmen mit den Bundesländern einen Vorschlag zu 
erarbeiten. Wir, die Koalitionsparteien, sind dabei, 
uns auf einen Vorschlag zu einigen. 

(Dr. de With [SPD]: Schon seit drei Jahren! — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Schneckentempo!) 
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—Sie können sich darauf verlassen, daß wir uns eini-
gen. Sicherlich bleibt Ihnen die Hoffnung, daß wir es 
nicht tun. Was bleibt der Opposition, wenn nicht die 
Hoffnung? Wir werden infolgedessen den Umwelt-
schutz im Grundgesetz verankern, es sei denn, Sie, die 
SPD, hindern uns wegen der Notwendigkeit der 
Zweidrittelmehrheit daran. 

(Bohl [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 
Bereits in der Gegenerklärung der Bundesregie-

rung zum Vorschlag des Bundesrates steht, daß es 
Aufgabe der Fraktionen ist, sich zu einigen. Sie benut-
zen dieses Thema zu einer billigen Polemik gegen die 
Regierung, die hier gar nicht gefragt ist. Wir, die Frak-
tionen, sind gefragt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wo bleibt eigentlich das Selbstverständnis des Parla-
ments, das sich in dieser wichtigen Frage plötzlich von 
der Regierung an die Hand nehmen lassen will? 

(Abg. Dr. de With [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich lasse gerne eine Zwischenfrage zu. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
de With, ich lasse die Zwischenfrage jetzt zu. Aber Sie 
wissen ja, daß die Geschäftsordnung das bei diesen 
Kurzbeiträgen normalerweise nicht zuläßt. Es handelt 
sich also um eine ausgesprochene Ausnahmerege-
lung. Bitte schön. 

Dr. de With (SPD): Herr Kollege Eylmann, wollen 
Sie bestreiten, daß die Bundesregierung und auch die 
sie tragenden Parteien schon in der letzten Legislatur-
periode im Rechtsausschuß auf unser ständiges Drän-
gen stets gesagt haben: Man käme zusammen, es 
würde schon eine Formulierung geboren, und daß 
dies, obwohl es nunmehr nicht nur in der Koalitions-
vereinbarung, sondern auch in der Regierungserklä-
rung steht, bis heute nach einem Ablauf von minde-
stens vier Jahren nicht geschehen ist? 

Eylmann (CDU/CSU): In der Regierungserklärung, 
Herr Kollege de With, und in der Koalitionsvereinba-
rung steht, daß wir in dieser Legislaturperiode zu ei-
ner Verankerung des Umweltschutzes kommen wer-
den. Sie können sich darauf verlassen, daß diese Ver-
einbarung umgesetzt wird. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Wann wollen Sie das 
denn noch schaffen?) 

—Bitte schön, wir haben noch ausreichend Zeit. Hek-
tik ist in dieser Frage nun wirklich nicht am Platze. 
Grundlage unserer Überlegungen ist der Vorschlag 

des Bundesrates. Sie dagegen wollen nur die nackte 
Formulierung, daß die natürlichen Lebensgrundlagen 
unter dem besonderen Schutz des Staates stehen. Uns 
erscheint — das will ich betonen — ein Gesetzesvor-
behalt, wie er von namhaften Verfassungsrechtlern 
befürwortet wird, unverzichtbar. Es läßt sich nämlich 
nicht ernstlich in Abrede stellen, daß sich eine Staats-
zielbestimmung in erster Linie an das Parlament rich-
tet und vom Parlament umgesetzt werden muß. Si-
cherlich bleibt eine Staatszielbestimmung mittelbar 
auch für die Exekutive und für die Judikative von 
Bedeutung, dort wo es um das planerische Ermessen 

und um die Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe 
geht. Das ist völlig unbest ritten. Das ändert aber 
nichts daran, daß die Durchsetzung eines Staatsziels 
die originäre Aufgabe der Legislative ist. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Wer sich deshalb gegen einen Gesetzesvorbehalt 
mit der Begründung wendet, ein Staatsziel müsse un-
mittelbar von Rechtsprechung und Verwaltung an-
wendbar sein, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Dann hättet ihr das 
doch gar nicht in die Koalitionsvereinbarung 

hineinzuschreiben brauchen!) 

läßt die bisherige Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zu diesem Thema außer acht, verkennt 
die Justitiabilität eines Staatsziels Umweltschutz, bür-
det den Ge richten eine Last auf, die sie nicht tragen 
können, und redet letztlich der Entmachtung des Par-
laments in dieser wichtigen Frage das Wort. 

(Oh-Rufe bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: So 
ist es!) 

Das ist doch die Sorge, die die Fachleute überall und 
auch z. B. die Kommunalpolitiker in Ihren Reihen um-
treibt, daß nämlich in Zukunft Umweltschutz nicht 
mehr in erster Linie von uns betrieben wird auf der 
Grundlage der Verfassung, sondern von den Gerich-
ten. Wir gehen doch an eine Änderung des Grundge-
setzes heran im Lichte der Erfahrungen der letzten 
40 Jahre, wo wir erlebt haben, daß sich die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in immer größerem Maße in die 
politischen Enscheidungen hineingedrängt hat. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wollen Sie das denn? 

Wir sind berufen, diese politischen Grundentschei-
dungen zu treffen. Diese Bewertung — dabei bleibe 
ich — ist eine politische Aufgabe der Abgeordneten 
dieses Parlaments. 

(Bohl [CDU/CSU]: Genau! Das lassen wir uns 
nicht nehmen!) 

Gerade weil dem Umweltschutz in der Gesetzgebung 
ein höherer Stellenwert beizumessen ist, wollen wir 
uns gleichsam im Wege der Selbstbindung den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen als 
stets und ständig zu beobachtende Pflicht auferle-
gen. 

Sie wissen, meine Damen und Herren von der Op-
position: Die angestrebte Grundgesetzänderung läßt 
sich nur verwirklichen, wenn wir aufeinander zuge-
hen. Wir haben im Rechtsausschuß angeboten, in eine 
Sachdiskussion darüber einzutreten, wie die Notwen-
digkeit der Umsetzung des Staatsziels Umweltschutz 
durch die Legislative im Gesetz angemessen zum 
Ausdruck gebracht und formuliert werden kann. Sie 
haben bisher keinerlei Bewegung gezeigt. 

(Dr. de With [SPD]: Sie haben keinen Vor

-

schlag unterbreitet!) 

Sie haben wie Shylock gesagt: Wir stehen hier auf 
unserem Schein; alles andere interessiert uns nicht. 
Damit werden Sie Ihrer Aufgabe in diesem Falle nicht 
gerecht. 
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Eylmann 
Hier können Sie nämlich nicht sagen: Wir können 

leichthin dagegen sein; wir haben die Entscheidung ja 
nicht in der Hand. Werden Sie Ihrer Verantwortung, 
die Sie in diesem Falle wegen der verfassungsändern-
den Mehrheit, die wir benötigen, tragen, gerecht! Ich 
fordere Sie auf, sich der Sachdiskussion zu stellen und 
Kompromißbereitschaft zu zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Blunck [SPD]: Welche Sachdiskussion? 

Wo ist sie?) 

Vizepräsident Cronenberg: Zum Schluß hat der 
Herr Abgeordnete Kleinert (Hannover) das Wort. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Lieber Herr Bachmaier, das 
haben Sie doch wohl selber nicht geglaubt. Die Sache 
ist doch eben von Herrn Eylmann schon durchaus 
richtig angedeutet worden. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Andeuter Eyl

-

mann! — Frau Blunck [SPD]: Sehr ver

-

schwommen!) 

Wenn wir das von Ihnen so dringend gewünschte 
Staatsziel Umweltschutz in unsere Verfassung be-
kommen müssen, brauchen wir dazu eine Zweidrittel-
mehrheit in diesem Hause. 

(Zuruf von der SPD) 

Insofern ist es etwas skurril, wenn man von Ihnen hier 
hört, diese Regierung könne sich nicht einigen oder 
der und jener könnte sich nicht einigen. Sie sind an 
dem Prozeß ganz dringend beteiligt. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Natürlich!) 

Und falls die Veranstaltung für Sie von besonderer 
Wichtigkeit sein sollte, sind Sie genauso aufgefordert 
wir wir, darüber nachzudenken, 

(Frau Blunck [SPD]: Wir denken nach; aber 
Sie bewegen sich nicht!) 

wie es uns denn zum Schluß gelingt, hier mit Zwei-
drittelmehrheit die Sache ins Grundgesetz zu kriegen. 
Das herkömmliche Schema zu verwenden: „Ihr seid 
die Regierung, und wir können uns als Opposition nur 
lustigmachen", versagt hier. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Und deshalb — das wissen ja mehrere von denen, 
die ich da bei Ihnen sitzen sehe, Gott sei Dank ganz 
gut — sind von einer besonderen Dürftigkeit erst ein-
mal die Auslassungen der GRÜNEN gewesen, aber 
von bedauernswerter Dürftigkeit leider auch die Aus-
lassungen der Sozialdemokratie, 

(Dr. de With [SPD]: Die Regierung hat alles 
ausgelassen!) 

weil Sie nämlich nicht nur an der Frage vorbeigehen, 
wer die Zweidrittelmehrheit beschaffen muß, nämlich 
wir alle zusammen, sondern weil Sie alle beide pein-
lichst vermieden haben, 

(Bachmaier [SPD]: Wieder mal nicht zuge

-

hört!) 

auch nur auf eine einzige der schwierigen Sachfragen, 
die hier zur Rede stehen, einzugehen. 

Herr Kollege Eylmann hat gesagt, wir sind hier an 
einem Punkt: Da reden alle möglichen Menschen im-
mer von Staatszielbestimmung im Grundgesetz und 
wissen überhaupt nicht, wovon sie reden. 

(Dr. de With [SPD]: Andeuter!) 

Denn der Unterschied zwischen einem Staatsziel und 
einem Grundrecht — anders hätte das Wort keinen 
Sinn — ist der, daß das eine eine Proklamation und 
das andere eine Verpflichtung ist, die praktische Aus-
wirkungen in der täglichen Rechtsprechung der Ge-
richte haben kann. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Und dann gehen Menschen reihenweise her und un-
terhalten ihre Mitgliederversammlungen 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Eine FDP, 20 Mei

-

nungen!) 

mit dem kolossalen Bedürfnis nach der Einfügung die-
ser Staatszielbestimmung, 

(Zuruf von der SPD: Wo steht das denn?) 

statt daß Sie hier mal sagen, wie Sie es denn mit der 
Problematik halten, wann der Gesetzgeber das Wort 
hat. Und das sind auch Sie, selbst wenn Sie mal gerade 
zufällig in der Opposition sind. 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

Sogar falls Ihnen das keinen Spaß machen sollte, sind 
Sie immer noch Gesetzgeber, obwohl Sie vielleicht in 
dem einen oder anderen Fall nicht die Mehrheit hier 
auf die Füße kriegen; 

(Zuruf von der SPD: Das machen Sie ge

-

rade!) 

aber Sie sind Gesetzgeber. Und deshalb müssen Sie 
sich doch bei der Gelegenheit vielleicht wenigstens 
der Frage widmen, ob Herr Montesquieu nicht ge-
wisse Dinge zu Recht angesprochen hat, als er sagte, 
man solle auf der einen Seite die Gesetzgebung und 
auf der anderen Seite die Jurisdiktion haben. 

(Stiegler [SPD]: Schreiben Sie das ins Grund

-

gesetz!) 

Ihnen allen, wie Sie da sitzen, ist normalerweise die-
ses Problem ganz klar und deutlich. Nur, wenn Sie 
abends spät in den Plenarsaal kommen, dann tun Sie 
so, als gäbe es dieses Problem für Sie nicht. 

(Heiterkeit) 

So einfach können Sie sich aus der Sache nicht her-
ausstehlen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen zusammen eine Zweidrittelmehrheit 
bekommen. Die GRÜNEN brauchen wir dazu nicht 
unbedingt. Die Sozialdemokraten brauchen wir. 

(Heiterkeit) 

— Ich meine das mathematisch, rein mathematisch. 

(Erneute Heiterkeit) 

Deshalb werden wir unsere durchaus fachlich-sachli

-

chen und freundschaftlichen Gespräche mit dem Ziel 
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Kleinert (Hannover) 
fortsetzen, das, was Sie hier als so wichtig dargestellt 
haben, schließlich gemeinsam 

(Frau Blunck [SPD]: Durchzuboxen!) 

zu erreichen. Das Vortragen formulärer, außerge-
wöhnlich nebensächlicher Fakten wird Sie aus der 
Verantwortung nicht herausbringen. 

In dem Sinne arbeiten wir dann wohl gemeinsam 
weiter. 

Danke schön. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, damit sind wir am Schluß der heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, den 15. Ap ril, 9 Uhr ein 
und wünsche Ihnen allen einen weiterhin vergnügli-
chen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.46 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Abelein (CDU/CSU) (Drucksache 
11/2093 Fragen 35 und 36): 

Gibt es Überlegungen, den schweren Stahlhelm der Bundes-
wehr durch neue Entwicklungen zu ersetzen, z. B. durch einen 
Helm, wie er für die spanische Armee entwickelt wurde, der bei 
halbem Gewicht die doppelte Sicherheit aufweist? 

Gibt es bereits Truppenversuche mit unterschiedlichen Helm-
ausführungen? 

Es ist geplant, den Stahlhelm der Bundeswehr 
durch einen neuen Gefechtshelm zu ersetzen. Ziel der 
Untersuchungen ist, ein optimales Verhältnis von 
Schutzwirkung und Gewicht des Helmes zu errei-
chen. Der eingeführte Stahlhelm der Bundeswehr aus 
hochwertigem Vergütungsstahl reicht in seiner 
Schutzleistung gegen Splitter nicht mehr aus. Mit dem 
Einsatz neuer Werkstoffe oder Werkstoffkombinatio-
nen und der Anwendung neuer Technologien wird 
zur Zeit ein neuer Gefechtshelm entwickelt, der er-
heblich besseren Schutz gegen Splitter und Ge-
schosse bietet und den Forderungen der Streitkräfte 
gerecht wird. Die Marktbeobachtungen und verglei-
chenden Untersuchungen der Helmmodelle verschie-
dener Staaten, u. a. des amerikanischen, des isreali-
schen und auch des spanischen Helmes haben die 
Probleme der neuen Werkstoffe und deren Verarbei-
tungstechnik sowie die Notwendigkeit einer eigenen 
Entwicklung offenkundig gemacht und gezeigt, daß 
auch andere Streitkräfte mit ihren Entwicklungser-
gebnissen noch nicht zufrieden sind. Nach den ge-
wonnenen Erkenntnissen wird die Entwicklung eines 
Gefechtshelmes für die Bundeswehr in zwei Zielrich-
tungen betrieben, und zwar 

- unter Beibehaltung des heutigen Helmgewichts 
einen höchstmöglichen Schutzgrad zu erreichen 
oder 

- unter weitgehender Gewichtseinsparung eine 
noch akzeptable Schutzleistung sicherzustellen. 
Sowohl mit Helmen aus verpreßten Kunststoffge-

weben als auch mit Helmen aus der Materialkombi-
nation Stahl/Aramidgewebe kann eine beachtens-
werte Kampfwertsteigerung erreicht werden. Die Un-
tersuchungen haben aber ebenso deutlich gezeigt, 
daß ein ausreichender ballistischer Schutz mit leich-
ten Kunststoffhelmen, wie sie von anderen Streitkräf-
ten teilweise schon benutzt werden, nicht erreichbar 
ist. Solche Helme sind nur auf den Schutz gegen 
kleine Splitter ausgelegt. Schwerere Splitter machen 
aber ein Bedrohungspotential von mindestens 20 
aus. Bei Beschußprüfungen mit schwereren Norm-
splittern von 2,7 g (international üblich ist ein Norm-
splitter von 1,1 g) hatten diese Helme kaum noch eine 
Schutzwirkung, selbst bei geringerer Auftreffge-
schwindigkeit. Es wäre deshalb unverantwortlich, die 
Schutzleistung des neuen Gefechtshelmes für die 
Bundeswehr nur auf den leichten 1,1 g Normsplitter 
auszulegen, weil dann schwerere Splitter und Ge-
schosse unberücksichtigt blieben und tödliche Verlet-
zungen in erheblichem Umfang in Kauf genommen 
werden müßten. 
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Der spanische Helm aus verpreßtem Aramidge-
webe ist lediglich um ca. 20 % leichter als der Bundes-
wehrstahlhelm und in seiner Schutzleistung nur ge-
gen kleine und leichte Splitter um ca. 40 % besser. Die 
Ergebnisse der Beschußprüfungen mit schweren 
Splittern und Geschossen liegen für diesen Helm noch 
nicht vor. Die Ergebnisse werden voraussichtlich aber 
nicht anders sein, als bei den vergleichenden Be-
schußprüfungen an den Kunststoffhelmen anderer 
Streitkräfte, mit denen das Bundesamt für Wehrtech-
nik und Beschaffung bereits begonnen hat und die 
nicht ermutigend sind. Mit der Entwicklung von Hel-
men aus der Materialkombination Stahl/Aramidge-
webe befassen sich andere Staaten nicht, weil sie die 
Technik zur Herstellung eines hochwertigen Vergü-
tungsstahls nicht beherrschen. 

Bei dem zur Zeit laufenden Truppenversuch mit 
dem neuen Bekleidungssystem werden auch Kunst-
stoffhelme in zwei verschiedenen Formen und mit 
unterschiedlichen Innenausstattungen erprobt. Dabei 
sollen und können lediglich Erkenntnisse über Trage

-

komfort und Akzeptanz der beiden Helme gewonnen 
werden. Eine Entscheidung über das einzuführende 
Modell ist erst nach Abschluß der technischen Ent-
wicklung einschließlich der Beschußprüfung (Ende 
1988) und der abschließenden praktischen Erprobung 
möglich. 

Zur weiteren Information füge ich mein Schreiben 
vom 11. März 1988 an den Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses, Herrn Alfred Biehle, bei. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) (Drucksache 
11/2093 Fragen 37 und 38): 

Ist die Bundesregierung bereit, als Konsequenz der jüngsten 
Abstürze von Militärmaschinen der Alliierten, Luftkampfübun-
gen über der Bundesrepublik Deutschland generell zu verbie-
ten? 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, eine generelle Her-
aufsetzung der Mindestflughöhe über der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber den deutschen und alliierten Luftstreit-
kräften durchzusetzen? 

Zu Frage 37: 

Über die Unfallabläufe und -ursachen liegen noch 
keine Ergebnisse vor. 

Deutsche Dienststellen sind in die Untersuchung 
eingeschaltet. 

Im übrigen beabsichtigt die Bundesregierung Luft-
kampfübungen auch in Räume über See zu verle-
gen. 

Zu Frage 38: 

Bei dem derzeitigen Untersuchungsstand ist kein 
ursächlicher Zusammenhang zwischen den geltenden 
Mindestflughöhen und den beiden Unfällen erkenn-
bar. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) (Druck-
sache 11/2093 Fragen 39 und 40): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Stellungnahme 
des Bundesministeriums der Verteidigung vom 31. März 1988: 
„Einem Luftfahrzeug, das der Luftfahrzeugführer im Tiefflug 
aufgibt, dem kann man noch eine Richtung geben." angesichts 
zahlreicher Abstürze auf Gebäude, und worin liegt in diesem 
Zusammenhang der Unterschied etwa zwischen einem Wohn-
haus und einem Atomkraftwerk? 

Welche Gefahren für die Bevölkerung können entstehen, 
wenn ein Flugzeug auf einen der rund 60 vergleichsweise 
schwach geschützten Atomwaffenbunker in der Bundesrepu-
blik Deutschland stürzt, auch im Hinblick auf eine Freisetzung 
von Plutonium? 

Zu Frage 39: 

Die Luftfahrzeugbesatzungen versuchen bei Not-
fällen im Tiefflug, wenn immer möglich, vor dem Ab-
sturz die Richtung des Luftfahrzeuges so zu beeinflus-
sen, daß Gebäude oder andere Objekte nicht gefähr-
det werden. Bei den wenigen und aufgrund der typi-
schen Bauweise und der exponierten Lage eindeutig 
und frühzeitig erkennbaren Kernkraftwerken ist die 
Voraussetzung hierfür besser als bei anderer Infra-
struktur. 

Ein großer Teil der Schäden an Gebäuden ist ferner 
nicht durch einen Direktabsturz auf Gebäude herbei-
geführt worden, sondern von Flugzeugteilen, die nach 
dem Aufprall weggeschleudert wurden. Diese Teile 
würden die Außenhülle eines Reaktorgebäudes kei-
nesfalls durchschlagen können. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an die 
Luftfahrzeugbesatzungen, die bei dem Versuch, ei-
nen Absturz auf Wohngebäude zu vermeiden, ihr Le-
ben ließen, weil sie ihren Rettungsausstieg so verzö-
gerten, daß er nicht mehr oder nicht mehr rechtzeitig 
eingeleitet werden konnte. 

Zu Frage 40: 

Die Frage, ob eine nukleare Kettenreaktion durch 
eine äußerliche, mechanische Gewalteinwirkung wie 
etwa durch den Absturz eines Kampfflugzeuges auf 
ein Depot mit Atomsprengköpfen möglich ist, kann 
eindeutig mit einem „Nein" beantwortet werden. Ob-
gleich angesichts der erforderlichen Geheimhaltung 
von Konstruktionsmerkmalen und daraus zu ziehen-
der Schlußfolgerungen nicht auf Einzelheiten einge-
gangen werden kann, ist jedoch aufgrund allgemei-
ner physikalischer Gegebenheiten festzustellen, daß 
eine ungewollte atomare Detonation (z. B. durch äu-
ßere Gewalteinwirkung, Feuer o. ä.) ausgeschlossen 
ist. Insbesondere ist auszuschließen, daß es durch die 
Fehlfunktion einzelner Komponenten zur Auslösung 
einer nuklearen Kettenreaktion kommen kann. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 11/2093 
Fragen 41 und 42): 
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In welcher prozentualen Größenordnung wichen diejenigen 
Militärflugzeuge, die 1987 von Skyguard-Radargeräten erfaßt 
wurden, von der jeweils erlaubten Mindestflughöhe ab? 

Läßt sich bei denjenigen Fällen, in denen Militärpiloten die 
jeweils vorgeschriebene Mindestflughöhe unterschritten, eine 
prozentuale Aufschlüsselung nach Flugzeugtypen machen? 

Zu Frage 41: 

In 1 % der im Jahr 1987 bei Tiefflugüberwachungs-
einsätzen mit SKYGUARD erfaßten Flüge wurden Ab-
weichungen von der Mindestflughöhe festgestellt. 

Zu Frage 42: 

Bei den Abweichungen von der Mindestflughöhe 
entfielen auf 

TORNADO 	 11,3 % 
F-4 	 13,9 % 
F-16 	 27,8 % 
F-18 	 0,9 % 
F-104 	 3,4 % 
Mirage 	 8,7 % 
F-111 	 0,9 % 
ALPHA JET 	 1,7 % 
A-10 	 11,3 % 
Harrier 	 5,2% 
Buccaneer 	 0,9 
Jaguar 	 1,7 % 
G-91 	 0,9 % 
F-5 	 10,5 % 
Fouga 	 0,9 % 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Götte (SPD) (Drucksache 
11/2093 Fragen 43 und 44): 

Wie viele Flugbewegungen wurden 1987 von „Skyguard"- 

Radargeräten erfaßt, und wie viele Verstöße gegen Flugbe-
triebsbestimmungen wurden dabei ermittelt? 

Wie viele der 1987 registrierten Verstöße gegen Flugbetriebs-
bestimmungen resultierten dabei aus Geschwindigkeitsüber-
schreitungen oder Unterschreiten der Mindestflughöhe, und 
welches zahlenmäßige Verhältnis von Flugzeugen der Bundes-
luftwaffe zu den Luftstreitkräften der NATO-Partner wurde da-
bei ermittelt? 

Zu Frage 43: 

Im Jahre 1987 wurden bei Tiefflugüberwachungs-
einsätzen mit SKYGUARD 7 140 Flüge aufgezeichnet. 
Dabei wurden 120 Abweichungen von den Flugre-
geln festgestellt. 

Eine Aussage über die Zahl der Verstöße (schuld-
hafte Pflichtverletzung) kann noch nicht gemacht 
werden, da in Unigen Fällen die Ermittlungen noch 
andauern. 

Zu Frage 44: 

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit wurde dabei 
in 1 Fall überschritten, die Mindestflughöhe in 71 Fäl-
len unterschritten. 

87 % der Abweichungen entfielen auf die Alliierten, 
13 % auf Luftfahrzeuge der Bundeswehr. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Druck-
sache 10/2093 Fragen 45 und 46): 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anwendung des Artikels 82 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut dieses Ab-
kommen neu zu verhandeln, wenn die Alliierten von sich aus 
nicht bereit sind, ihre militärischen Tiefflugübungen im Luft-
raum der Bundesrepublik Deutschland zu vermindern? 

Wie viele Verstöße von Militärpiloten gegen die Luftverkehrs-
ordnung sind in den Jahren 1985, 1986 und 1987 strafrechtlich 
bzw. ordnungswidrigkeitsrechtlich verfolgt worden? 

Zu Frage 45: 

Die Allierten haben in den letzten Jahren die Zahl 
und Dauer ihrer Tiefflugeinsätze über der Bundesre-
publik Deutschland insgesamt deutlich reduziert. Der 
Anteil der Alliierten am Gesamttiefflugaufkommen 
über der Bundesrepublik Deutschland entspricht in 
etwa dem Verhältnis der im NATO-Kommando-
bereich Europa Mitte stationierten Luftstreitkräfte. 

Das Gesamttiefflugaufkommen liegt heute um etwa 
1 /4 unter dem von 1980. 

Zu Frage 46: 

Von der Bundesanstalt für Flugsicherung wurden 
1985 in insgesamt 297 Fällen Verfahren wegen Ver-
stößen gegen die Luftverkehrsordnung eingeleitet, 
davon 60 Strafverfahren. Gegen militärische Luftfahr-
zeugbesatzungen wurde dabei in 64 Fällen (ein-
schließlich 14 Strafverfahren) ermittelt. 

1986 wurde in insgesamt 404 Fällen eingeleitet (126 
Strafverfahren), davon militärische Luftfahrzeuge in 
85 Fällen (10 Strafverfahren). 

1987 wurde in insgesamt 391 Fällen eingeleitet (58 
Strafverfahren), davon militärische Luftfahrzeuge in 
99 Fällen (16 Strafverfahren). 

Eine Aussage zu den abgeschlossenen Verfahren 
bzw. zu den Verfahren, in denen ein tatsächliches 
Verschulden festgestellt wurde, kann nicht gemacht 
werden. 

Darüber hinaus weise ich darauf hin, daß die Anga-
ben Flüge im gesamten Luftraum umfassen. 




	71. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 14. April 1988
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7




